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Vorrede. 

Die Ergebnisse meiner Studien über das ältere Gerichts- 
wesen im Lande ob und unter der Enns, welche ich hier 
vorlege, bilden zunächst einen Beitrag zur Geschichte des 
Rechts in Deutschland überhaupt. Als specielle Unter- 
suchung auf dem Gebiete des baierisch- österreichischen 
Stammes, dessen Rechtsentwicklung bisher ungleich weniger 
Forscher angezogen hat, als dies z. B. bei den sächsischen 
Rechtsquellen der Fall war, dürfte meine Arbeit manchem 
Freunde der deutschen Rechtsgeschichte willkommen sein. 

Ich habe jedoch durch dieselbe noch ein anderes Ziel 
zu erreichen gestrebt, das für mich den Hauptzweck bildete : 
ich suchte einen brauchbaren Baustein zu einer künftigen 
Rechtsgeschichte des Kaiserthums Oesterreich zu liefern, 
und dadurch meinerseits ein grosses Unternehmen zu fordern, 
welchem sich neuerer Zeit Männer der Wissenschaft wie 
der Praxis (ich nenne beispielsweise Bischoff, Brunner, 
Chorinsky, Harrasowsky, Hasenöhrl, Ott, Siegel, Schuster, 
Strnadt, Tomaschek, Winter) ohne Verabredung liebevoll 
und erfolgreich zugewandt haben. 

Seit Chabert, welcher vor einem Menschenalter zuerst 
an die umfassende Arbeit einer Staats- und Rechtsgeschichte 



IV Vorrede. 

sämmtlicher deutsch-österreichischer Lande Hand anlegte, 
hat sich die Ueberzeugung in immer weitere Kreise ver- 
breitet, dass dies durch den Tod des Verfassers unter- 
brochene Werk in der einen oder andern Weise wieder 
aufgenommen und zu Ende geführt werden müsse. Aber 
während man so über das Ziel selbst einig ist, herrscht 
umsoweniger Uebereinstimmung hinsichtlich des Weges, 
auf dem man es erreichen will. 

Meiner Ueberzeugung nach gilt für den Arbeiter auf 
dem Felde der österreichischen Rechtsgeschichte noch heute 
dasselbe, was Paul Roth vor achtzehn Jahren im ersten 
Hefte der Zeitschrift für Rechtsgeschichte bei Charakteri- 
sirung des damaligen Standes der rechtsgeschichtlichen 
Forschungen in Deutschland aussprach: Ueberall, im 
Privatrecht wie in der Verfassungsgeschichte tritt uns die 
Nothwendigkeit von Specialforschung entgegen. »Unsere 
Wissenschaft bedarf noch wie zu Eichhorns Zeit der 
Durchforschung, nicht der Anordnung des Erforschten.« 

Diö österreichische Rechtsgeschichte hat demnach, 
abgesehen von Quellenausgaben, in der nächsten Zeit das 
Meiste von Monographien zu erwarten, sei es, indem die 
Rechtsentwicklung einer Provinz, einer Stadt ... im all- 
gemeinen behandelt wird, sei es durch Darstellung der 
Geschichte eines einzelnen Rechtsinstituts. Aber auch im 
zweiten Fall wird man auf die locale Ausgestaltung fort- 
während Rücksicht nehmen müssen. Man hüte sich, vor- 
schnell zu generalisiren. Was man für ein Land, für eine 
Stadt nachgewiesen hat, das gilt deshalb noch keineswegs 
für das angrenzende Gebiet oder für den Nachbarort. Das 
Kaiserreich ist (von den Ländern der ungarischen Krone 
ganz abgesehen) aus einer Reihe von Territorien erwachsen, 
welche noch heutzutage in siebzehn verschiedenen Land- 
tagen ihre provinzielle Vertretung besitzen. Nun kann der 
deutsch-österreichische Forscher zwar die Rechtsentwicke- 
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lung in Galizien oder Dalmatien bei Seite legen, er wird 
aber das slavische und zum Theil auch das italienische 
Element nicht unbeachtet lassen dürfen, wo es wie in 
Böhmen, Mähren, Schlesien oder in Innerösterreich und 
Tirol neben dem deutschen auftritt und auf dasselbe modi- 
ficirend zurückgewirkt hat. Das einigende Band für diese 
Eronländer war nach dem Aussterben der alten einheimi- 
schen Dynastien und vor der pragmatischen Sanction 
einzig durch die Einheit des Herrschergeschlechts der 
Habsburger gegeben. Jedes der Kronlande erhob darum 
bei seiner Vereinigung mit den übrigen den Anspruch auf 
eine gewisse Selbstständigkeit, jedes hing mit Zähigkeit 
an den Institutionen, welche es von Alter hergebracht oder 
neu entwickelt hatte. 

Der Rechtshistoriker findet in Oesterreich das gleiche 
Bild einer ungemein weitgehenden Zersplitterung, welches 
die deutsche Kechtsgeschichte im allgemeinen charakterisirt. 
Seine erste Aufgabe muss daher sein, die Verschiedenheiten 
kennen zu lernen und festzustellen, wie sich das einzelne 
Bechtsinstitut local ausgebildet hat. Hat er diese gelöst, 
dann mag er frohen Muthes zum Aufbau schreiten. Neben 
der oben geschilderten Tendenz, welche zur Zersetzung in 
kleinste Rechtsindividuftlitäten drängte, und das Mittelalter 
lange beherrschte, machte sich jedoch schon frühzeitig eine 
Gegenströmung geltend. Die steirischen Dienstmannen be- 
dungen sich u. A. 1186 für die Zustimmung zum Erb- 
vertrage ihres Herzogs die Preigebung des Connubiums 
mit den österreichischen Ministerialen. 1338 lassen sich 
die Kärntner und Krainer gewisse hergebrachte Rechte 
verbriefen, erbitten sich aber im übrigen vom österreichi- 
schen Herzog das steirische Recht. Weitaus der grösste 
Antheil an diesen auf Ausgleichung der Besonderheiten 
abzielenden Bestrebungen gebührt jedoch dem Herrscher- 
geschlechte selbst. Die Habsburger haben seit ihrer Thron- 
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bestei^ng vor bald 600 Jahren mit verschiedenem Erfolg 
doch unausgesetzt daran gearbeitet. Das römische Recht 
bot ihnen seit seiner Reception eine mächtige Handhabe, 
um ein Gesammtreich und mit diesem ein einheitliches 
Recht herzustellen. Unter Max I war man bereits dahin 
gekommen, auf dem Innsbrucker Landtag einzelne für alle 
vorder-, ober- und niederösterreichischen Lande gültige 
Normen festzustellen, aber der Erwerb von Böhmen und 
Ungarn stärkte auch das provinzielle Sonderbewusstsein 
und führte zu der Ländertheilung Ferdinands I. Doch wird 
der Assimilationsprozess innerhalb der altösterreichischen 
Lande dadurch nicht völlig unterbrochen, und seit der 
Prager Schlacht auch auf Böhmen - Mähren ausgedehnt. 
Nun beginnt ein Austausch, bei welchem beide Theile ge- 
wannen. Institute wie die Landtafel, welche sich in Böhmen- 
Mähren seit Jahrhunderten bewährt hatten, wurden nach 
Innerösterreich verpflanzt, andere, wie die Verlassabhand- 
lung, auf altösterreichischem Boden erwachsen, werden in 
Böhmen neu eingeführt. Die grossen Codificationsarbeiten 
des 18./19. Jahrhunderts, welche der Westhälfte der Mon- 
archie ein gemeinsames Recht brachten, sind nichts anderes 
als die friedliche Auseinandersetzung zwischen der Rechts- 
entwickelung in Altösterreich und der böhmisch-mährischen. 
Aus dem Gesagten erhellt aber auch die Rechtfertigung 
der von mir gewählten und durchgeführten Begränzung des 
Stoffs meiner Arbeit. Ohne den Zusammenhang mit der 
allgemeinen Aiisgestaltung in Deutschland und jener in den 
deutsch - österreichischen Gebieten andererseits aus dem 
Auge zu verlieren, habe ich mich mit der Darstellung des 
altern Gerichtswesens im Lande ob und unter der Enns 
begnügt. Ich gebe die gefundenen Ergebnisse weder für 
durchaus neu noch für specifisches Erzeugniss der in Rede 
stehenden Territorien aus, ich constatire lediglich aus 
Quellen des Landes ob und unter der Enns den Zustand 
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der localen Gerichtsverfassung in früherer Zeit. Da ich 
als erster mich an eine derartige Arbeit wagte und fast 
überall von Grund aus zu bauen hatte, so musste ich noth- 
wendig etwas breiter werden. Sollte in Hinkunft die Schil- 
derung des Gerichtswesens in einem andern Eronlande oder 
einer Ländergruppe zu liefern sein, so wäre zwar bei der 
Untersuchung der gleiche Weg einzuschlagen, nicht aber 
in der Darstellung, welche sich, um Wiederholungen zu 
vermeiden, wo Rechtsgleichheit erwiesen wird, mit einem 
einfachen Hinweis begnügen könnte. 

Meine Arbeit bietet vorläufig die Geschichte der Ge- 
richtshoheit und Gerichtsverfassung; die Geschichte des 
Verfahrens, welche ich ebenfalls in den Ereis meiner 
Untersuchungen einbezogen habe, muss ich mir für die 
Zukunft vorbehalten. Ich habe nicht allein den doppelten 
Umfang der Bogenzahl überschritten, welche mir der Herr 
Verleger ursprünglich bewilligt hatte, sondern habe auch 
die Ueberzeugung gewonnen, dass dieser Theil weit mehr 
noch als die beiden vorhergehenden, mosaikartig aus ein- 
zelnen Urkunden zusammen gestellt werden müsste. Dies 
würde aber, da die Zahl der brauchbar abgedruckten 
Gerichtsbriefe aus dem 15./16. Jahrhundert sehr gering ist, 
umfassende und kostspielige Arbeiten in den Archiven des 
Landes ob und unter der Enns voraussetzen, welche ich 
dermalen nicht übernehmen kann. 

Ich beschränkte mich ferner im Allgemeinen auf die 
Schilderung der Zustände bis auf Maximilian I herab, und 
begnügte mich mit einer kurzen Andeutung der weiter 
folgenden Entwickelung. Die Zeit des Mittelalters ist das 
eigenste Gebiet des Rechtshistorikers. Mit Ferdinand I 
beginnt in Oesterreich die neuere Rechtsgeschichte, ein 
Feld, auf welches der Dogmatiker jetzt mehr und mehr 
zurückzugehen gezwungen ist, und auf welchem er auch 
Erspriessliches selbst zu leisten vermag, sobald ihm der 
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Rechtshistoriker die Anknüpfungspunkte zu den vorher- 
gehenden Verhältnissen freigelegt hat. 

Zum Schluss erübrigt mir die angenehme Pflicht, Der- 
jenigen dankend zu gedenken, welche mich bei meiner 
mühsamen Arbeit durch Rath und That, vornehmlich aber 
durch Gewährung von Materialien gefördert haben. Ausser 
der löblichen niederösterreichischen Landschaft habe ich 
hier vornehmlich die Herren Archivsvorstände Hofrath 
Ritter von Arneth, Aloys König, Hochw. Leopold Nedopil 
und Karl Weiss in Wien, Prof. von Zahn in Graz, ferner 
den Hochwürdigsten Herrn Abt von Melk, Prof. Dr. J. A. 
ToMASGHEK uud Dr. Gustav Winter in. Wien, Prof. Dr. 
Ludwig Rogkinger in München und die Herren Proff. Dr. 
Karl Gross und H. J. Bidermann in Graz zu nennen. 
Der Herr Verleger endlich hat, ungeachtet der Thatsache, 
dass bei rechtsgeschichtlichen Monographien nur auf geringen 
Absatz zu rechnen ist, eine mustergiltige Ausstattung dem 
Werke angedeihen lassen. 

Graz, am 9. Juni 1879. 

Dr. Arnold LHgehin ?•& Ebengrentk. 
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EINLEITUNG. 

Leider haben wir noch keine Geschichte des österreichischen 
Rechts, oder vielmehr aller provinziellen Rechte des 
österreichischen Staates, die übrigens zu den schwie- 
rigsten Arbeiten gehören d&rfte. 

Chmel, Geschichte E. Friedrich IT. 2. Bd. 8. 264 (1843). 

§ 1. Quellen und Hilfsmittel. 

I. Abgesehen von zahlreichen Urkunden, welche 
betreflfenden Orts citirt sind, wurden namentlich folgende 
Bechtsdenkmale für die Darstellung der Geschichte des 
Gerichtswesens in Oesterreich während des Mittelalters 
benutzt?: 

1. Das österreichische Landesrecht in beiden bekannten 
Fassungen. Dasselbe gehört in seiner kürzeren Form der 
Wirrnis s vollen Zeit an, in welcher Kaiser Friedrich II gegen 
den von seinen Landherren in Oesterreich und Steiermark 
verlassenen Herzog Friedrich den Streitbaren den ßeichs- 
krieg führte, und zwar höchstwahrscheinlich den Jahren 
1236 oder 1237. Getrieben vom Wunsche nach einer Ver- 
briefung des heimischen Eechts, dessen Verletzung man 
dem Herzoge vielfach vorwarf, geleitet vom Bestreben nicht 
hinter der Steiermark zurückzustehen, wo rmnisteriales et 
coniprovinciales soeben beim Kaiser um die Bestätigung ihrer 
bis ins Jahr 1186 zurückreichenden landesfürstlichen Hand- 
festen angesucht hatten, veranlassten die österreichischen 
Landherren die »Aufzeichnung« des herkömmlichen Eechts, 

Lnschin, Gerichtswesen. 1 
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um darnach zur Ausarbeitung des Entwurfs der Handfeste 
selbst schreiten zu können. 

Das Ergebniss dieser ihrer vorbereitenden Thätigkeit 
umfasst, wie dies im Charakter einer Materialien-Sammlung 
liegt, das im Lande geltende Recht ohne es nach seiner 
Herkunft weiter zu unterscheiden. Wir finden darum so- 
wohl Beichsgesetze (z. B. mannigfache Bestimmungen aus 
dem Mainzer Landfrieden von 1235) als landesherrliche Ver- 
ordnungen darin vertreten, wiewohl den Hauptinhalt landes- 
übliches Gewohnheitsrecht bildet. 

Zur Ausstellung einer kaiserlichen Handfeste kam es 
diesmal nicht, wahrscheinlich nicht einmal zur Ausarbeitung 
eines Entwurfs. Da jedoch die »Aufzeichnung« nur that- 
sächlich in Oesterreich geltendes Recht enthielt und die 
Geschichte ihrer Veranlassung von einem Geschlechte dem 
andern dunkel überliefert wurde, so erblickte man später 
in ihr »die Recht dew die alten Fürsten habent nickt ver- 
eigen, dew man in sack bestetigen den Kaiser Fridreichen^. 

Die längere Fassung des österreichischen Landesrechts 
von Siegel als »Entwurf« eines Gesetzes erkannt, stammt 
aus dem Jahre 1298, in welchem die österreichischen Land- 
herren mit Zustimmung ihres soeben zum römischen Könige 
erhobenen Herzogs Albrecht I Revisionsarbeiten an dem 
Landesrechte vornahmen. Gesetz wurde dieser Entwurf 
niemals. Wo seine Bestimmungen von der Aufzeichnung 
abweichen oder vollkommen Neues enthalten, sind selbe 
nur mit Vorsicht zu benutzen, da einzelne dieser Ver- 
besserungsvorschläge weder durch Gesetz noch durch Ge- 
wohnheit Eingang ins Rechtsleben erlangten. Stimmen in 
einem Punkte beide Fassungen überein, dann dürfen wir 
annehmen, dass hier der Rechtszustand vom Jahre 1236 bis 
gegen 1300 fortbestanden hat, weichen sie ab, so bedarf es 
erst einer Vergleichung mit gleichzeitigen Gesetzen oder 
Urkunden ehe wir dem »Entwürfe« folgen dürfen. Seinem 



§ 1. Quellen und Hilfsmittel. 3 

Inhalte nach bildet das österreichische Landesrecht unsere 
Hauptquelle für die Verfassung und das Verfahren in den 
niedem Landgerichten und im Landteiding während des 
13. Jahrhunderts. 

2. Das Frohnbuch des Herzogthums Oesterreich unter 
der Enns. Erhalten ist nur ein Band in Schmalfolio (44 Cm 
hoch, 15 Cm breit und 472 Cm dick) der sich unter den 
Handschriften des k. k. geh. Haus-, Hof- und Staatsarchivs 
befindet (No. 48) und die Jahre 1386—1397 umfasst. Ein 
zweiter Band war nach einem beiläufigen Citate Zeibigs 
zu schliessen (Anmerkung 25 zu seiner kleinen Kloster- 
neuburger Chronik) noch zu Anfang der 50er Jahre im 
niederösterreichischen Ritterstands- Archive, ist aber seit- 
dem verschollen. 

Das Manuscript des Wiener Staatsarchivs, aus welchem 
Schlager in seinen Wiener Skizzen (183611,68 — 126) einen 
ungenauen höchst dürftigen Auszug veröflFentlichte, besteht 
jetzt aus 180 Blättern. Die Poliirung von einer neuem 
Hand (Schlager?) berücksichtigt die durch das Heraus- 
reissen von Blättern entstandenen Lücken nicht, und zält 
überdies Bl. 143 doppelt, so dass sie nur bis 179 reicht. 
Das Wasserzeichen ist das im 14. Jahrhundert häufig vor- 
kommende des Ochsenkopfs mit einem zwischen den Hörnern 
an einer Stange aufragenden Sterne. Nur wenige Blätter, 
welche, wie der Augenschein lehrt, erst nach der ursprüng- 
lichen Anlage des Buchs eingeheftet wurden, stammen aus 
anderer Fabrik, so Bl. 73/74 mit einem Scorpion, Bl. 170 — 
173 und 176, 177 (Hirschkopf mit aufragendem Blatt an 
langem Stiele) Bl. 174/5 und 178, 179 mit einer Glocke. 

Den Text eröffnet Fol. 5 mit der Ueberschrift in grossen 

Zügen: Notapladta generalia cu/rie illustrissimorum prindpum 

dominorwm scüicet Älherti et Leqpoldi df4cum Austrie, Stirie, 

Karinthie et Karniole et que plctdta indpienda surCt feria 

secunda post Epiphaniam domini sub anno Ixx^ (1370, 

1* 
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7. Jänner) Et incepit Stephanus istum librum, tunc temparis 
lantschr eiber. Nun folgen aber nicht etwa sofort protokol- 
larisclie Vormerke, sondern zunächst Fol. 5 — 7 gewisse 
Rechtssätze über die Praxis im Hofgerichte, welche während 
der Jahre 1361 — 1384 in verschiedenen Sessionen theils 
als gute Gewohnheit anerkannt, theils durch Urtheil fest- 
gestellt wurden, und lediglich der Uebertrag aus einem 
älteren, von einem gewissen Landschreiber Stephan her- 
stammenden Protokolle sind. Die fortlaufenden Aufzeich- 
nungen beginnen eingeleitet mit der Ueberschrift: Nota 
placita generälia cwrie dtms secunda feria post Beminiscere 
Ixxxvj (1386, 19. März) auf Fol. 15. Gegliedert erscheinen 
sie durch Unterabtheilungen Frön, Aufschijfb, Piczetig, Tag, 
Erhaß oder Ehaft Not, Berednusstag, welche sich das ganze 
Buch hindurch mit geringen Abweichungen wiederholen. 
Hin und wider eingestreut finden sich Kundmachungen 
aller Art, dann einzelne Rechtssätze, welche an den be- 
treffenden Tagen durch Urtheil festgestellt worden waren. 
Der Wechsel der Tinte und der Schriftzüge beweist, dass 
uns das Original des Protokolls erhalten ist, in welches die 
Einträge gleichzeitig mit den entsprechenden Acten gemacht 
wurden. 

3. Eine grössere Sammlung von Gerichtsbriefen des 
landmarschallischen Hofgerichts aus dem ersten Drittel des 
15. Jahrhunderts, die uns in einem Formelbuche, dem Cod. 
eh. s. XV, No. 238 der Handschriften-Sammlung der nieder- 
österreichischen Landschaft erhalten blieb. Die Handschrift 
aus 148 Blättern in Kleinfolio bestehend wurde von einer 
Hand des 16./17. Jahrhunderts auf dem Pergamentumschlage 
mit der Aufschrift versehen: No. 3, Gerichts vnd Landtags- 
sachen bei Herzog Albrechten zu Osterreich von Ao. 1420 
bis 1431. Das erste Drittel enthält vorwiegend Formulare 
zu vefschiedenen Privaturkunden, ausserdem Fol. 24' — 28 
eine Antwort Herzog Albrecht V auf vorgebrachte Landtags- 
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beschwerden, welche zum Theil das Gerichtswesen betrafen. 
Fol. 42 beginnen die Gerichtsbriefe: Hye hebent sich an dye 
gerichfbrief des hochgeporen fursten herczog Älbrechts herzog 
zu Osterreich. Pol. 73 kommt (nach einer Unterbrechung 
durch Privaturkunden auf Pol. 68 — 73) abermals eine ähn- 
liche Rubrik : Hir sind vermerhcht die gerichfbrief die am sind 
gegangen hey herrn Püigreim von Fuechaim die zeit als (er) 
landmarschalk ist gewesen da man hat gezalt nach Christi 
gepurt vierzehenhundert vnd darnach im zwainzigisten jar vncz 
als lang das er das marschalkamht hat aufgeben. Die Gerichts- 
briefe füllen dann die Blätter bis Pol. 124', Pol. 125 ent- 
hält eine Aufschreibung über die Zahl der ausgefertigten 
Gerichtsurkunden, dann folgen Pol. 125 — 128 Gemächt und 
Verczeihung nach Landsrechten, und Pol. 128' — 133 der 
Landfriede Hz. Albrecht V mit den Mährischen Ständen 
vom 4. März 1434, Pol. 134—148 sind leer. 

Die Gerichtsbriefe sind gleich den übrigen Urkunden 
gemeiniglich mit Weglassung des Datums, auch mit Ver- 
stümmelung einzelner Namen oder Worte, im Uebrigen aber 
erträglich correct geschrieben, und dürften trotz der Rubrik 
auf Pol. 73 nur zum Theile der Amtsführung Pilgrims von 
Puchheim, im Uebrigen aber seinen Nachfolgern, speciell 
dem Jahre 1427 angehören. Der Inhalt dieser Sammlung 
ist mannigfaltig und ermöglicht eiien befriedigenden Ein- 
blick in das Gerichtswesen jener Zeit. Benutzt wurde sie 
meines Wissens nur von Schlager, welcher im Anhang zu 
seinem Aufsatz über die Wiener Hofschranne (a. a. 0. 
S. 145, Beilage l b) die Pol. 24' — 28 vorkommenden 
Landtagsbeschwerden auszüglich und ohne Quellenangabe 
abdruckte. 

4. Eine Neue Ordnung Rechtens in Oesterreich unter 
der Enns von Kaiser Priedrich III citirt Schwabe in seinem 
Versuch über die ersten Grundlinien des österreichischen 
Landadelsrechts (Wien 1782, S. 25). Das Manuscript der- 
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selben will er in der WindhagiBchen Bibliothek gesehen 
haben, doch vermochte ich es in deren gedrucktem Kataloge 
nicht aufzufinden. Die Handschrift selbst ist verschollen 
und wahrscheinlich gänzlich verloren. Denn die WindhagiUna 
wurde einestheils vor vielen Jahren zerstreut (eine Anzahl 
Manuscripte unter welchen sich jedoch das in Bede stehende 
nicht befand, kam bei dieser Gelegenheit nach München) 
der grössere Best ging später durch den Brand der Osso* 
linskischen Bibliothek in Lemberg zu Grunde. 

5. An Beichs- und Landesgesetzen kommen für die 
Entwickelung des Gerichtswesens in Oesterreich ob und 
unter der Enns in Betracht : Landfriedensgesetze und Land- 
tagsschlüsse und zwar 

a) die um 1251 erlassene forma pacis quam instituit 
Otaehar dux in Äustria, gedruckt in Bauch's österr. Ge- 
schichte III, Anh. S. 31, und durch Chmel im Archiv für 
Kde. österr. Geschichtsquellen I S. 55 — 60. 

b) Landfrieden aus der Zeit König Budolfs : 1 276, 3. Dez. 
Wien für sämmtliche Lande, welche der Böhmenkönig ans 
Beich zurückgestellt hatte, auf 5 Jahre erlassen; oft ge- 
druckt, u. A. Mon. Germ. Leges 11 410, dann 1281 mit den 
Städten, Bittem und Knappen Oesterreichs vereinbart. ÜB. 
ob der Enns III, 580 zum Jahre 1277 gestellt. 

c) Landfriede, welchen Herzog Leopold IV mit Bei- 
stimmung der vier Landstände festsetzte ddo. 1407, 2. Jänner 
Wien. Kurz, Kg. Albrecht II, Bd. I, S. 281, No. IX. 

d) Landfrieden und Landtagsverhandlungen aus den 
Tagen K. Friedrich III, 1440 — 1493. In den meisten der 
bisher bekannt gewordenen wird von der Fürderung des 
Landesrechtens mehr oder minder ausführlich gehandelt, 
insbesondere: Landtag zu Wien 1440, 30. Nov. Landtaiding 
daselbst 1441, 4. Juni und zu s. Polten 1441, 1. Nov. KoUär 
Analecta II, 858, 861, 899, 911, 932, 984, 992. (1442 Sept.) 
VermerM was sich die Bet und die Landschaft vnterredt hohen 
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in dem veld vor Anger, a. a. 0. 11, 1 116. 1443, 6. Dez. Wien 
JEße ist vermerkt die Notel des landesfrieds. a. a. 0. 1131 — 49. 
1444, 8. März: Vermerkt das Landtaidmg das sich zu dem 
tag Beminiscere a. 44 von des (geschriebenen Landfrids wegen 
m Wien gehalten worden ist. a. a. 0. 1149 — 1211. 

1460 Beschlüsse des Landtags von GöUersdorf (2. Febr.) 
und des Kaisers Antwort (6. Aug.). Zeibig Copey Buch 
S. 192, 213. 

1463 Yerhandlungen zwischen Landschaft und Regierung 
31. Aug. bis 13. Dez. Zeibig a. a. 0. 368, 373, 377, 384. 
Chmel Reg. Friedr. III. Anhang S. CLIV flf. 

1464 Verhandlungen der Stadt Wien 10. Jänn. und des 
Landtags zu Eomeuburg mit der Regierung 22. Juli a. a. O. 
391 ff., 402, dann Landfriede ddo. 30. Sept. W. Neustadt. 
Chmel Material. 11, 280.. 

1478 Verhandlungen auf den Landtagen zu Krems und 
Wien 29. Febr., 20. April, 21. Oct. Monum. Habs. II, 549, 
626, 632 ff. 

1479 24. April, 1. Sept. Verhandlungen zwischen der 
Landschaft und der Regierung a. a. 0. III, 311,361, 370 ff. 

6. Gesetze und Verordnungen welche die Organisation 
des Gerichtswesens oder das gerichtliche Verfahren betreffen. 

1299 23. März Zürich Kg. Albrecht regelt die Uebung 
der Gerichtsbarkeit im Lande ob der Enns. ÜB. ob der 
Enns IV, 308. 

1406 31. Jänner Wien. Herzog Wilhelm Ton Oester- 
reich bekundet die Ordnung der Rittergesellschaft des Haftels 
mit dem silbernen Stern. Schlager a. a. O. S. 142. Georgisch 
n, 886, No. 8. 

1478 26. Jänner Graz. Schreiben 2 Friedrich III an 
Herzog Ludwig IX von Bayem-Landshut betreffend das 
Uebereinkommen wegen Aburtheilung der von den beider- 
seitigen Unterthanen im kaiserlichen Landgerichte Neuburg 
am Inn, beziehungsweise in den herzoglichen Landgerichten 
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Schärding und Griesbach begangenen strafbaren Handlungen. 
Mon. Habsb. II, 385. 

1480 25. Not. Innsbruck. Yereinigung der Erzherzoge 
Sigismund und Maximilian den löblichen Häusern Oester- 
reich und Burgundi zu Nutz und Frumen mit Yorschriften 
über die den beiderseitigen XJnterthanen zugesicherte Kechts- 
hilfe u. A. m. Mon. Habs. III, 208. 

1497 13. Dez. Eg. Maximilian erklärt den bisher zu 
des Königs eigenen Geschäften bestimmten Hofrath zum 
obersten Regenten der alle Händel, Sachen und Geschäfte, 
so künftig Yom H. Beich deutscher Nation der gemeinen 
Christenheit oder von den erblichen^österreichischen Fürsten- 
thümern und Landen herrühren. — 3 Orig. -Entwürfe im 
kk. Staatsarchiv zu Wien, erwähnt bei Bidermann Gesch. 
der 1. f. Behörden in und für Tirol S. 10. 

1498 13, Febr. Innsbruck. Ordnung des reformirten 
Hofraths, der Kanzlei und der neubestellten Regierung für 
die ob- und niederösterreichischen Lande. Ebendort S. 12. 

1501 19. April Nürnberg. Kg. Maximilians Ordnung 
für sein Regiment der niederösterreichischen Lande, das 
Hofgericht und den Hofrath. Landhandfeste für Kärnten 
S. 41 ff. 

Die 8. g. Landhandfeste für Oesterreich vom 26. Dez. 
1300 (vgl. Krones Handbuch HI, S. 19) beruht auf einem 
Druckfehler in De Luca's Justizchronik. Sie gehört ins 
Jahr 1360 und ist das von K. Karl lY des Habsburgem 
verliehene Privilegium de non evocando, dessen im § 5 ge- 
dacht werden wird, die s. g. Landhandfeste vom 24. Juli 
1442 hingegen ist Kg. Friedrichs lY Bestätigung der öster- 
reichischen Hausprivilegien. 

7. Als Quellen für die Geschichte des Gerichtswesens 
in den österreichischen Städten und Märkten sind vorzugs- 
weise landesfürstliche Privilegien und Gesetze, seltener 
autonomische Satzungen oder Privatarbeiten zu nennen. 
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Im Allgemeinen genügt ein Hinweis auf die gedruckten 
Sammlungen von Bischoff und v. Meiller denen sich neuestens 
G. Winter angeschlossen hat. Für die Landes- und Reichs- 
hauptstadt Wien liegt seit Kurzem der erste Band der 
Rechte und Freiheiten in prunkvoller Ausstattung vor. Der 
Bearheiter Tomaschek hat in einer ebenso umfangreichen 
als trefflichen Einleitung auf S. LIX eine Uebersicht der 
auf das Gerichtswesen, die Gerichtsverfassung und den 
Process bezüglichen Urkunden geboten. Abgesehen von 
Entscheidungen über die Abgränzung der städtischen Ge- 
richtsbarkeit von jener des Münzmeisters (1415) oder des 
Schottenstifts (1375 und 1438), der Auf hebung aller Gerichts- 
barkeit einzelner Privatpersonen oder Corporationen (1361), 
sind noch die Rathsbeschlüsse, dass man ungesessenen 
Leuten nur einmal vorbieten solle (1370 und 1417) und 
die Verfügung K. Friedrich III vom Jahre 1480 zu ver- 
merken, durch welche eine Vorladung der Stadt Wien 
vor das landmarschallische Gericht annullirt wurde. 

Endlich ist auch das s. g. Wiener Stadtrechts- oder 
Weichbildbuch zu nennen, das neuerlich von Schuster in 
kritischer Weise herausgegeben wurde. Es ist dies eine im 
14. Jahrhundert wohl, durch einen städtischen Vorsprechen 
verfasste Privatarbeit, um den Partheien vor Gericht einen 
Behelf zur Durchführung und Vertheidigung ihrer Ansprüche 
zu gewähren. 

IL Die Literatur, welche bei Ausarbeitung dieser 
Abhandlung benutzt wurde, ergiebt das Verzeichniss im An- 
hang. Hier sind nur jene Arbeiten kurz hervorzuheben, 
welche sich ausschliessend oder nebenher mit der Geschichte 
des östeireichischen Gerichtswesens während des Mittelalters 
beschäftigen. 

Aus dem vorigen Jahrhundert sind neben dem Justizcodex 
De Luca's die staatsrechtlichen Abhandlungen Schrötters, 
namentlich jene über die Justizhoheit der österreichischen 
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Erzherzoge anzuführen. Ihnen schliessen sich in neuerer 
Zeit einerseits Brunners Untersuchungen über dasExemtions- 
recht der Babenberger, andererseits die Streitschriften über 
die Echtheit der Hausprivilegien an, unter welchen hier 
namentlich Berchtold (Cap. 8) in Betracht kommt. 

Einen Abriss des Gerichtswesens bis etwa 1340 schickte 
Hasenöhrl seiner Ausgabe des österreichischen Landrechts 
(S. 165 ff.) Toraus, nachdem die Literatur über die Ent- 
stehungszeit dieses Bechtsdenkmals (Zieglauer, Meiller, 
Siegel) eine Beihe werthyoUer Ergebnisse über Land- und 
Hofteidinge u. s. w. zu Tage gefordert hatte. 

Minder gut ist es mit Yorarbeiten für die Zeit vom 
14. Jahrhundert abwärts, bestellt. Chmels Absicht, eine 
Darstellung der innem Geschichte Oesterreichs und der 
Stände, im 5. Buch seines Werks über K. Friedrich HI 
zu geben, blieb unverwirklicht, Schlagers Aufsatz über 
die Wiener Hofschranne knüpft an den schon oben (I, 2) 
charakterisirten Abdruck desFrohnbuchs einige ungenügende 
Bemerkungen an über den Ertrag und die ferneren Schick- 
sale dieser »Hoffrohn«, F. Kurz behandelte in Abschnitt 6 
seiner Uebersicht des Zustandes Oesterreichs während des 
14. Jahrhunderts (11, 56 ff., einer Beigabe zu seiner Bio- 
graphie H. Albrechts IV) die peinliche Gesetzgebung, 
Buchholz endlich widmete in seiner Geschichte K. Ferdi- 
nand I (Bd. VIII S. 39 ff.) einige Seiten dem Adelsgerichte. 
Schenk's Uebersicht der österreichischen Gesetzgebung über 
Civilprocessrecht schöpft für die Zeit vor 1500 durchgängig 
aus gedruckten Quellen, und ist darum in diesem Abschnitte 
sehr dürftig. Wahlbergs vorzügliche Abhandlung über die 
Halsgerichtsordnung K. Maximilians I, fallt dem Stoffe 
nach schon über die Zeitgränze, welche ich mir für diesmal 
gesteckt habe. 
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ERSTER ABSCHNITT. 

GESCHICHTE DER GERICHTSGEWALT. 

§ 2. a) Zur Zeit der Markgrafen 976—1156. 

In der Ostmark als einem dem Feinde abgerungenen 
Gebiete stand ein grosser Theil von Grund und Boden im 
Eigenthum des Königs und war als solcher frei von allen 
öflfentlichen Abgaben und Leistungen. Dies war noch zu 
Ende des 10. Jahrhunderts der Fall, als Kaiser Otto II aus 
politischen Rücksichten die bestehende enge Verbindung 
mit dem Herzogthume Baiern lockerte und die Ostmark 
in eine mehr unmittelbare Abhängigkeit von der Krone 
brachte (976), 

Das damals vorhandene reiche Königsgut ging jedoch 
in den folgenden zwei Jahrhunderten durch übermässige 
Freigebigkeit verloren. In- und ausländische Kirchen und 
Klöster, der Markgraf, auswärtige Fürsten und Herren, 
endlich Adelsfamilien und Private aller Art gelangten 
schliesslich durch Schenkung oder Belehnung des Königs 
(seltener im Tauschwege) in den unmittelbaren Besitz des 
ganzen Kronguts, welchem die alte Befreiung vermuthlich 
durchaus belassen wurde ^). 



^) Zur Veranschaulichung diene nachfolgende nach Meillers Baben- 
berger Regesten gearbeitete Uebersicht. Die eingeklammerte Zahl be- 
deutet das Jahr der Verleihung. A. Kirchen und Klöster. Salzburg (1049) 
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Auch der unmittelbare Einfluss der Beichsgewalt auf 
die Ostmark ging in der Folge, wahrscheinlich zur Zeit der 
Wirren des Investiturstreits wieder verloren. Die Mark- 
grafschaft gerieth abermals in eine gewisse Abhängigkeit von 
dem Herzogthume Baiem *), doch nicht mehr in die alte. 
Die Politik der Kaiser hatte das Markgrafenamt durch ein 
Jahrhundert bei einem und demselben Geschlechte belassen 
und so einen Zustand factischer Erblichkeit begründet, auch 
hatte sie dessen Ansehen durch Gunstbezeugungen mancher 
Art, zumal durch reiche Schenkungen von Königshufen ge- 
festigt. So finden wir denn die Babenberger, wie es die 
Stellung auf einem so wichtigen Posten mit sich brachte, 
in ihrem Lande mit grosser Selbstständigkeit waltend, ob- 
schon die Ostmark von Baiem lehenrührig war*), der 
Markgraf den Hof des Herzogs suchen musste und auch 
wohl als »Princeps« des baierischen Herzogthums gilt. 

Die eigenthümlichen Markverhältnisse waren insbeson- 
dere für die Ausbildung der Gerichtshoheit von grossem 



Freising (1033, 1034, 1049) Passau (977, 995, 996, 1014, 1025, 1049, 1063, 
1067) Bamberg Dompropstei (1015) Kloster Garsten (1142) Göttweigh 
(1108) Hainburg (1051) Klosterneuburg (1139) Kremsmünster (1099) 
Metten (976) Niederaltaich (1011, 1019) s. Polten (1058) Tegernsee (1002, 
1011, 1020) Waldhausen (1147) Weihenstephan (1021). B. Markgraf und 
dessen Familie (1002, 1035, 1043, 1048, 1051, 1058) Herzoge von Baiern 
(998) Grafen von Lambach (1025). G. Private cuidam militi Piligrimo 
(1002) Haderich (1055) Liutwin (1066) Kanzler Günther (1055) Azzovon 
Gobazpurch Stammvater der Kuenringe (1057) Sigeboto (1078) Hugo von 
Kranichberg (1142). 

*) Usinger Staatsgebiet S. 398, vgl. auch Waitz V. G. VIT, 93, 142. 

•) Dies wird von Vielen (neuestens auch von Waitz V. G. VII 149 ff.) 
bestritten, ich halte jedoch Usingers Darstellung des Verhältnisses zwischen 
Baiern und seinen Marken für richtiger. Jedenfalls erweisen (was auch 
Waitz zugiebt) die Worte des Minus: Dux autem Bawariae resignavit 
nohis marchiam Austriae u. s. w, und die Erzählung des Augenzeugen 
Otto von Freising, dass der Herzog von Baiern um die Mitte des 12. Jahr- 
hunderts gewisse lehensrechtliche Ansprüche auf Oesterreich erhob, 
welche sowohl vom Kaiser als vom Markgrafen zugestanden wurden. 



§ 2. a) Zur Zeit der Markgrafen 976—1156. 13 

Einfluss. Die Mark ist bekanntlich die Vereinigung mehrerer 
Grafschaften in einer Hand, der Markgraf jedoch mehr, als 
ein über mehrere Grafschaften gesetzter Obergraf. Während 
die übrigen Fürsten die Grafschaften in die dritte Hand zu 
leihen verpflichtet sind, kann er die Grafengewalt in seinem 
ganzen Amtssprengel selbst ausüben. 

Oberste Quelle der Gerichtsgewalt sind Kaiser und 
Beich auch in der Ostmark, von ihnen empfangt sie der 
Markgraf, der die höhere Gerichtsbarkeit anfanglich selbst 
ausübte, später sie auch durch Andere ausüben liess. Da 
nun diese lediglich als seine stellvertretenden Beamten er- 
schienen, und keineswegs in einem solchen Verhältnisse zu 
ihm standen, wie etwa Graf oder Vogt zu den übrigen 
Beichsfürsten, so war es auch nicht erforderlich, dass sie 
um den Gerichtsbann unmittelbar beim Könige einkamen, 
sondern der Markgraf lieh ihnen die Gerichtsgewalt, welche 
er seinerseits vom Könige erhalten hatte*). 

Der Bechtszug ging vom Markgrafen an das Beich ^). 
Klagen gegen ihn entschied der König. Man hat auch eine 
Unterordnung des Markgrafen unter die Gerichtsbarkeit des 
bairischen Herzogs behauptet. Allein die Urkunde über 
ein pubHcum placitum, das Herzog Heinrich in den Jahren 

985—994 in der Ostmark abgehalten habe, um durch den 
Eid der Grenzbewohner festzustellen, »quod jure univs- 
(Mtusque proprium esset de Ulis praediis qtme tunc subditione 
tenebantm dominica, et quid episcopcUuum aut abhatiarum 
famüiae deherent marchioni«^ welche man als Hauptbeweis 
anführte, ist in der überlieferten Gestalt sicher unecht*). 

*) Insoferne gab es auch in Oeslerreich keinen Königsbann. Brunner 
a a. 0. S. 320, 328. Vgl. auch Waitz V. G. VII, 84, 93, 94. 

*) Z. B. 1099 gegen Markgraf Leopold 111, welcher iudicio et justicia 
convictus dem Kloster Kremsmünster gewisse Güter erstattete. Meiller 
S. 11 No. 1. 

') Dies ist durch Meillers und Büdingers Ausführungen erwiesen, 
denen sich auch Waitz V. G. VII, 150, Anm. 7 angeschlossen hat. 
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§ 3. b) Die Periode der babenbergischen Herzoge 1156—1246. 

Politische Erwägungen lösten 1156 das Band, welches 
die Ostmark bis dahin an das Herzogthum Baiern geknüpft 
hatte. Markgraf Heinrich Jasomirgott, welcher sich Baiems 
zu Gunsten Heinrich des Löwen begab, erhielt seine Mark 
durch bairische Gebiete vergrössert und ausgestattet mit 
weitgehenden verbrieften Hechten als ebenbürtiges Herzog- 
thum aus den Händen des Kaisers zurück. Hinsichtlich 
der Gerichtsbarkeit bestimmte nun das am 17. September 
1156 erlassene Privilegium (minus): Statuimus quoque ut 
nulla magna vel parva persona in ejusdem dtuxUus regimine 
sine duds consensu vel permissiane aliquam justitiam prae- 
sumat exercere. 

Die zweifellose Deutung dieser wohlbekannten Stelle 
ist nicht leicht. Berchtold meint (S. 163) der Herzog sei 
dadurch zum Inhaber des Eönigsbanns, d. h. der obersten 
Gerichtsbarkeit für den ganzen Umfang seines Herzogthums 
erklärt worden. Alle herzoglichen Richter, alle allodialen 
und feudalen Besitzer von Gerichtsbezirken und deren Be- 
amte hätten in Hinkunft den Bann nicht mehr vom Könige, 
sondern nur noch vom Herzoge zu empfangen gehabt. Mit 
andern Worten: Niemand sollte in Oesterreich als Richter 
fungiren, ausser mit Autorisation des Herzogs. 

So bestechend diese Auslegung auf den ersten Anschein 
ist, so wenig stichhaltig erweist sie sich bei näherer Prü- 
fung. Brunner hat mit Grund dagegen eingewandt, dass die 
königliche Verleihung dem Herzoge doch unmöglich ein 
Recht bis in jene Kreise hin^b gewähren konnte, auf welche 
sich die öffentliche Gerichtsbarkeit überhaupt nicht mehr 
erstreckte (also bis in die Kreise des Hofrechts), femer 
ebensowenig rücksichtlich der schon verliehenen Immunitäten, 
so weit diese neben der grundherrlichen auch öffentlich recht- 
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liehe Gerichtsbarkeit einschlössen, weil dies eine Kränkung 
fremder wohlerworbener Rechte gewesen wäre. 

Vergebliche Mühe wäre es wohl die Formel zu suchen, 
welche diese Bestimmung des Minus als ein^ ausnahmslose 
Neuerung erscheinen lassen würde. Brunner fasst sie darum 
im Allgemeinen als eine Erneuerung und Bekräftigung der 
markgräflichen, respectiye herzoglichen Gerichtsgewalt, und 
findet den Herzog durch dieselbe Yon da ab insbesondere 
gegen jede fernere Exemtion des Königs geschützt. Beides 
zu erlangen lag gar sehr im Interesse des neuen Herzogs. 

Von zwei Seiten hatte nämlich die öflfentliche Gerichts- 
gewalt des Reichsbeamten Einbusse zu befürchten: von 
unten durch die Bestrebungen der Grund- und Immunitäts- 
herren, welche ihre Rechte factisch auszudehnen suchten, 
von oben her durch gesetzliche Exemtionen des Königs. 
Durch das Zusammenwirken beider Ursachen hatte die 
Gewalt des öffentlichen Beamten um die Mitte des 1 2. Jahr- 
hunderts nahezu einen subsidiären Charakter angenommen, 
so dass die Gerichtsbarkeit schon als Gegenstand besonderer 
Verleihung aufgefasst wurde. Liess sich nun der Herzog 
bei Schöpfung des neuen Herzogthums die Gerichtsbarkeit 
ausdrücklich zusichern, so wurde ihm der Rechtstitel, auf 
welchen hin er sie übte, nicht unbedeutend verstärkt. 
Dann handhabte er sie nicht bloss kraft seines Amtes, das 
als solches keine Bürgschaft bot gegen das Aufkommen 
exterritorialer Gewalten, sondern überdies ex donatione 
speciali. Sein früheres Richteramt wurde also dadurch als 
ein Lehen im strengen Sinne anerkannt. 

Ebenso musste ihm aber auch daran liegen, das Auf- 
kommen neuer Exemtionen zu hindern. In den Marken, 
wo aus naheliegenden Gründen eine kräftige Regierung 
geboten war, hatten die Könige bisher äusserst rücksichts- 
vollen Gebrauch von ihrem Exemtionsrechte gemacht. "Was 
vordem politischer Grundsatz war, das wurde nun für die 
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Ostmark durch das Minus zum Rechtssatze erhoben. König 
liehe Schutzbriefe hatten ohne Zustimmung des Herzogs 
foilian keinen Einfluss auf die Immunitätsverhältnisse. Dies 
ging so weit, dass die Babenberger sogar die ausschliess- 
liche SchutzYogtei über die Cisterzienser Klöster in ihren 
Landen beanspruchten, und dies urkundlich oft erwähnte 
Vorrecht des Königs in ihren Territorien weder in Praxis 
noch in der Theorie anerkannten''). 

Die staatsrechtliche Bedeutung des Privilegium Minus 
liegt demnach darin, dass die Babenberger durch dasselbe 
nicht zu Herzogen im gewöhnlichen Sinne des Wortes, 
sondern sozusagen zu Markherzogen erhoben wurden, welche 
die äussere Machtstellung und den Rang des Herzogs mit 
der nach Innen um vieles strafferen Gewalt des Markgrafen 
vereinigten ^). Innerhalb des alten Markgebietes gab darum 
wie früher der Markgraf so nun der Herzog die gräfliche 
Gerichtsgewalt nicht an die dritte Hand*). 



'') Brunner S 336 ff., 372 ff. aus der Zeit der babenbergischen Her- 
zoge sind überhaupt nur zwei Fälle bekannt, in welchen reichsunmittel- 
baren Bisthümern für Besitzungen in Oesterreich vom Kaiser nach vor- 
gängiger Einwilligung des Herzogs Immunität bewilligt wurde. 

•) Hat Berchtold auch die Tragweite des Minus für die Ausbildung 
der Justizhoheit in Oesterreich überschätzt, so hat er doch mit seiner 
Auslegung die Richtung bezeichnet, welche die Entwickelung wirklich 
nahm. Je mehr sich das Territorium abschloss, je mehr Rechte über 
dasselbe der Landesherr gewann, desto kräftiger erhoben die Herzoge 
den Anspruch, dass jede Uebung der hohen Gerichtsbarkeit innerhalb 
der Landesgrenzen von ihrer Autorisation abhänge. Es dauerte manches 
Menschenalter ehe sie damit durchdrangen. Den Babenbergem ist dies 
im Grossen und Ganzen nur im Lande unter der Enns gelungen. Vgl. § 6. 

•) Hasenöhrl S. 166 Anm. 14 widerspricht dieser Behauptung Brunners 
unter Hinweis auf Otto von Wolchinsdorf, der sein Gericht als After- 
lehen vom österreichischen Herzoge besessen habe, übersieht aber, dass 
sein Beispiel einem ausserhalb der »Mark« gelegenen Gebiete angehört, 
welchem Brunner (S. 373) die Grafschaftsverfassung nicht bestreitet. 
Ebensowenig beweist seine Berufung auf den vereinzelten Ausdruck 
»Grafschaften« in Art. 4 des österreichischen Landrechts-Entwurfs, 
welcher höchstens darthut, dass man die s. g. untern Landgerichte um 
das Jahr 1300 auch Grafschaften nannte. 
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Nach obenhin wurdej^, jedoch die Gerichtsgewalt des 
Herzogs durch das Minus keineswegs abgeschlossen. Die 
höchste Gerichtsbarkeit über Oesterreich blieb noch immer 
bei Kaiser und Reich. Dies ergeben nicht bloss vorhandene 
Sprüche des Reichsgerichts wie jener, der 1181 zu Gunsten 
des Klosters Kremsmünster eine neu angelegte Strasse 
cassirte ^®), sondern auch das österreichische Landesrecht 
das in beiden Fassungen die Aberacht über die Dienst- 
mannen des Landes dem Kaiser vorbehält, und dem Herzoge 
nur die Verfestung zugesteht ^^). Ebensowenig darf aus 
demselben gefolgert werden, dass der Herzog über sein 
Gerichtslehen unumschränkt hätte verfügen, etwa irgend 
eine den Grundsätzen des Gerichtslehens widersprechende 
Verafterlehnung desselben hätte vornehmen dürfen. Nicht 
einmal zu Exemtionen von seiner Gerichtsbarkeit wäre er 
ohne Zustimmung seines Lehnsherrn berechtigt gewesen, 
da er die Substanz seines Lehens dadurch direct angegriffen 
hätte. Aber die thatsächliche Uebung der Babenberger 
hielt sich nicht an dieses Rechtsprinzip, sie eximirten viel- 
mehr häufig von ihrer Gerichtsgewalt ^2), ohne die vor- 
gängige Zustimmung des Reichsoberhaupts irgend ersichtlich 
zu machen. Im Wege der Gewohnheit ausgebildet — in- 
dem der König vermutlich sein Recht zur Einsprache ver- 
schwieg — erwuchs diese Uebung erst in den Jahren 
1237 — 1239 zum Rechte. Damals, als Herzog Friedrich H 
geächtet war, drängte alles zum siegreichen Kaiser, um 
sich die Babenbergischen Privilegien von ihm bestätigen zu 
lassen. Der Kaiser willfahrte um die Lande seinen weiter- 
gehenden Plänen gefügig zu erhalten, anerkannte aber durch 



^«) Franklin Sententiae S. 80. 

^*) Wcwm 8% von dem reiche des landesherrn \lehen smd, davon sol 
der chaiser imd das reich die letzten urtail über in geben. 
") Die Belege bei Brunner a. a. 0. 345 flf. 373 flf. 

Lnschin, Gerichtswesen. -^ 
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seine Bestätigung solcher Exemtionen zugleich stillschwei- 
gend das Recht des Herzogs zu deren Verleihung. 

Für die staatsrechtliche Stellung der österreichischen 
Landesfürsten war dies von hoher Bedeutung, denn die 
königliche Immunitat hatte Reichsunmittelbarkeit zur Folge, 
während die Kirchen, welche der Herzog freite, landsässig 
blieben. Oesterreich wurde dadurch jene Uebergangsperiode 
des Kampfes der Landesherren mit den vielen exterritorialen 
Gewalten innerhalb ihrer Gebiete, wenn auch nicht ganz, 
so doch grossentheils erspart, welche andere Reichsstände 
durchmachen mussten, ehe sie mühsam zu einiger Abrun- 
düng ihrer durch zahlreiche Exemtionen zerstückten Terri- 
torien gelangten. Es trat unmittelbar aus der Reihe der 
alten Amtssprengel in die Reihe der Reichsterritorien und 
konnte schon im 13. Jahrhundert dank der Ausdauer des 
Herrschergeschlechts für eine zusammenhängende in sich 
abgeschlossene Ländermasse gelten. Man vergleiche nur 
einmal auf einer Karte dieser Zeit die babenbergischen 
Lande mit dem benachbarten Baiern. In Oesterreich keine 
reichsunmittelbare Kirche, keine reichsunmittelbare Stadt, 
während der Gerichtssprengel des bairischen Herzogs mit 
Reichsbisthümem, Reichsabteien und Reichsstädten wie 
besäet ist^*). 

§ 4. c) Die Zeit des Zwischenreichs 1246—1282. 

Jahrhunderte hindurch hat das Volk den 15. Juni, das 
Tagesdatum der denkwürdigen Leithaschlacht, in welcher 
1246 der Mannsstamm der ruhmvollen Babenberger er- 
losch, als einen XJnglückstag festgehalten. So lange wirkte 
die Erinnerung an drei wirrnissvolle Jahrzehnte nach, 
welche von jenem blutigen Ereignisse ihren Ausgangspunkt 
nahmen. 



») ßrunner S. 336 ff. 374. 
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Erst hatte der Kaiser Oesterreich und Steiermark als 
erledigte Reichslehen eingezogen. Er gedachte die Herzog- 
thümer seinem Hause zuzuwenden, allein sein unerwarteter 
Tod (Dez. 1250) kreuzte diese Pläne. Ifun brach gar bald 
die trübe Zeit des Zwischenreichs auch über Deutschland 
herein. Da hatte man Könige, doch keinen König, jeder 
that was ihm recht schien, jeder schützte nur sich und das 
Seine, einer bereitete dem andern alle arge List und Nach- 
stellung, und air das blieb ungestraft, denn niemand fürchtete 
Gericht und Strafe, so klagen die heimischen Zeitbücher ^*). 
Das reiche Erbe der Babenberger gewannen schliesslich 
die Beherrscher von Ungarn und Böhmen ohne irgend nach 
der «Autorität der deutschen Schattenkönige zu fragen. Erst 
König Rudolf I beseitigte diese Usurpation und fügte die 
Lande nach langer Entfremdung wieder dem üeiche ein. 
So war Oesterreich binnen vierzig Jahren zum dritten 
Male vorübergehend unter die unmittelbare Verwaltung 
des ßeichsoberhaupts gekommen, um bald wieder an ein 
neues Herrschergeschlecht zu gelangen. 

Die Reste von Gerichtshoheit, welche dem deutschen 
Könige über Oesterreich verblieben waren, wurden unter 
solchen Verhältnissen zeitweise ganz verdunkelt. Im Gegen- 
satz zum Landesrechte, das zu Zeiten Friedrich II die 
Oberacht über Ministerialen dem Kaiser vorbehielt und 
dem Herzoge nur deren Verfestung zugestand, nimmt König 
Ottokar in seinem Landfrieden die Oberacht als sein Recht 
in Anspruch, und überlässt die Verfestung seinen Richtern ^^). 
Die Appellationen an den deutschen König kamen zwar 



^*) Johann von Victring, Gitat bei Franklin Reichshofg. I, 65. 

") Wirt aber dhein dinstmann umb grozze schulde bechlaitt den 
8Öl der lantrichter bringen in den furbavm, die aecht sol man vns 
behalten, p. 59. 

2* 
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noch einigemal vor^*), als es aber später zum Bruche mit 
Budolf I gekommen war, hörten auch diese auf, und Kg. 
Ottokar verbot seinen Unterthanen allen Verkehr mit dem 
gehassten Beichsoberhaupte unter Androhung der schwersten 
Strafen. 

Nach dem Wiener Frieden vom 25. November 1276 wäre 
vielleicht Gelegenheit gewesen die Rechte des Keichs über 
die babenbergischen Lande in umfassender Weise zurück- 
zugewinnen. Dies geschah jedoch nicht, weil Rudolf die 
Reichsverwaltung nur als Uebergangsmassregel betrachtete 
und sich nicht berufen fühlte seinen Söhnen als künftigen 
Herrschern die landesherrliche Gewalt wider das Her- 
kommen zu verkürzen. Seine Regierungsacte in Oester- 
reich fallen darum unter einen verschiedenen Gesichtspunkt, 
je nachdem "«ie seiner Eigenschaft als Reichsoberhaupt, oder 
lediglich der Stellvertretung des künftigen Landesfürsten 
entsprangen. Nach beiden Richtungen glaubte Rudolf seine 
Pflicht zu erfüllen, wenn er die als legitim geltenden Zu- 
stände zu Zeiten des letzten Babenbergers wieder herstellte. 

Es wird darum einerseits die Gerichtshoheit des deut- 
schen Königs über Oesterreich im alten Umfange geübt, 
namentlich die Entscheidung von Streitigkeiten in letzter 
Instanz und das Recht der Oberacht an das Reich zurück- 
gebracht ^''), andererseits das unbedingte Recht des öster- 
reichischen Herzogs zur Vornahme von Exemtionen aus- 
drücklich anerkannt. Bezeichnend sind in dieser Hinsicht 
des Königs Verhandlungen mit dem Passauer Bischöfe, um 



^•) Zeuge eines sehr merkwürdigen Appellationsinstruments von 
c. 1254. Mon. Boica XXIX, 2, S. 403 ff. 

") Beweis dafür die Aufnahme der Anm. 11 citirten Stelle in § 2 
des Landrechts-Entwurfs von 1298 und die Entscheidung des Streites 
zwischen Albero von Puchheim und Konrad von Pilichsdorf um das 
Truchsessenamt von Oesterreich durch Kg. Rudolf auf dem Reichs- 
tage zu Erfurt 1290, Birk I, 1097. 
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seinen Söhnen die grossen Stiftslehen zu sichern, welche 
in Oesterreich durch den Tod der Babenberger erledigt 
worden waren. Ihr Besitz war für den jedesmaligen 
Herrscher in Oesterreich von Wichtigkeit, und Ottokar 
hatte um ihn zu erlangen u. a. auch das Opfer einer be- 
deutenden Geldsumme nicht gescheut. König Rudolf musste 
sich deshalb gleichfalls zu Gegenleistungen entschliessen und 
zwar zum Verzichte auf eine Rente von 200 Pfd. und zur Ein- 
räumung des Landgerichts auf den Stiftsgütem in Oester- 
reich ^®). Die ausdrückliche Betonung, dass dies geschehe, 
»non obstante quod idem Judicium ad dominum terrae Austriae 
pertinebat«, erweist nun, dass Rudolf mit diesem Acte keines- 
wegs eine Schmälerung der herzoglichen Rechte durch seine 
königliche Gewalt beabsichtigte, sondern dass er ihn ledig- 
lich als ein in Stellvertretung des Landesherrn gemachtes 
Zugeständniss gelten lassen wollte. 

§ 5. d) Die Zeit der Habsburger bis zum Ausgange des Mittelalters. 

Am Weihnachtstage des Jahres 1282 verlieh König 
Rudolf mit Zustimmung der Kurfürsten das babenbergische 
Erbe an seine Söhne Albrecht und Rudolf und erhob sie 
durch diesen Act zugleich in den Reichsfürstenstand, dem 
sie als Grafen bisher noch nicht angehört hatten. 

Das kräftige zielbewusste Auftreten des neuen Herrscher- 
geschlechts, zumal Albrecht I ist bekannt. An ihm fand 
der XJebermuth des hohen Adels, welchen das Zwischen- 
reich grossgezogen hatte, seinen überlegenen Meister. Aus 
den Verschwörungen der steirischen und österreichischen 
Edlen ging die Idee der Landeshoheit siegreich und ge- 
kräftigt hervor. 

Unter den verschiedenen Massregeln, welche Herzog 
Albrecht zu diesem Behufe ins Werk setzte, sind hier 



») M. B. XXVIII, % S. 374 ff., 409 ff. 
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namentlich die in der Hauptstadt des Landes angeordneten 
Hoftaidinge zu nennen. Allmälig aber vohlberechnet wurden 
dadurch . die althergebrachten Landtaidinge bei Seite ge- 
schoben, bis sie endlich ganz in Yergessenheit gerieten (§ 8). 
Nicht mehr an den altgewohnten Malstatten des Landes, 
sondern an dem herzoglichen Hofe tagt fortan das vor- 
nehmste Gericht des Herzogthums. 

Während derart die Gerichtshoheit des Herzogs den 
Landesbewohnem gegenüber die letzten Reste des früheren 
Amtscharakters abstreifte und immer mehr als persönliches 
Vorrecht des regierenden Hauses erschien, blieb das Yer- 
hältniss zum Reiche vorerst noch ungeändert. Noch mussten 
Unterthanen der österreichischen Herzoge den Vorladungen der 
kaiserlichen Gerichte nachkommen, noch gehörte die höchste 
Entscheidung ihrer Rechtsstreitigkeiten dem Reichsoberhaupte 
zu, noch überschritten die kaiserlichen Gnadenbriefe rück- 
sichtlich der herzoglichen Gerichte nicht die allgemeine 
Bestätigung der hergebrachten Rechte, Freiheiten und Ge- 
wohnheiten ^% Allein schon dem Herzoge Albrecht H 
gelang die Auswirkung eines unbeschränkten Privilegiums 
de non evocando, welches nicht bloss gegen Ladungen 
fremder Territorialgerichte, sondern auch gegen Vorladung 
vor jedes königliche Gericht, das Hofgericht eingeschlossen, 
schützen sollte ^®). Noch darüber hinaus gingen die Pläne 
Herzog Rudolf IV. 



»•) Vgl. Anm. 17, dann die Freiheitsbriefe K. Ludwig IV und Kg. 
Karl IV von 1330 und 1348 Schrötter Abb. 4, S. 247 und % S.^1. 

*^) Zwiscben 1346—1355 da es Karl IV nocb als römischer König 
(vermutlicb 1348) ausstellte, wie in der Bestätigung von 1361 angemerkt 
wird. Femer Bestätigungen von 1368 (wegen des neu binzugekommenen 
Tirol) und 1437 bei Schrötter Abh. I, 164, 172, 185, Schrötter Abb. 4, 
S. 124 erblickt in dieser Urkunde auch die Verleihung des Priv. de non 
appellando. Allein es wurde nur zugesichert, dass kein Unterthan der 
österreicbischen Herzoge weder »für unser Hofgerichte, noch für keinen 
unsern Landfried noch mit Namen für unser Landgericht zu Rottweil 



§ 5. d) Die Zeit der Habsburger etc. 23 

Es ist bekannt, dass die goldene Bnlle trotz des Ein^ 
Spruchs, den Oesterreich, Baiern und andere Reichsstände 
erhoben hatten, in Wirksamkeit trat, und dass dadurch 
deren politische Stellung im Reiche nicht wenig bedroht 
wurde. Von Seite Oesterreichs suchte man diesen Schlag 
durch Entgegenhalt der Haus- und Landesprivilegien zu 
pariren und Herzog Rudolf IV schritt im Winter 1358/9, 
da ihn das Ergebniss einer von seinem verstorbenen Vater 
Herzog Albrecht TL angeordneten Durchsicht der landes- 
fiirstlichen Archive nicht befriedigte, zu einem Auskunfts- 
mittel das im Mittelalter nicht ungewöhnlich war, zur 
Fingirung von Diplomen. 

Mehrere Stellen der aus diesem Anlasse entstandenen, 
neuerer Zeit sattsam besprochenen Freiheiisbriefe waren 
für die Fortentwickelung der Gerichtsgewalt der öster- 
reichischen Herzoge von Belang, und erheischen darum 
hier Erwähnung. 

Die goldene Bulle hatte den Kurfürsten ausser dem 
Priv. de non evocando, dessen sich die österreichischen 
Herrscher bereits erfreuten, auch das wichtigere Priv. de 
non appellando ausdrücklich verliehen. Rudolf IV hingegen 
nahm (durch einen Zusatz in der angeblichen Bestätigung 



oder für kein ander unser Dingstatt oder Grerichte wo wir die von des 
heil. Reichs wegen haben, noch für kein andres frembdes Gericht ge- 
laden oder gezogen werden dürfe« und sogar dies nur für den Fall, 
dass keine kundliche Rechtsverweigerung stattgefunden hätte. Dass 
damit den Herzogen nur das jus evocandi nachgesehen war, ergiebt am 
besten eine Vergleichng mit Gap. VIII und XI der goldenen BuUe. Hier 
wird das Priv. de non evocando mit ganz gleicher Formel verliehen, 
und in einem besondern Absatz (§ 2 resp. 3) auch die Befreiung aus- 
gesprochen, . . . quod nuUi . . . ad quodcunque tribufKÜ aliud liceat 
appeüare. Die Angabe bei Berchtold S. 3b, Anm. 11 Karl IV habe 
den Habsburgem u. A. auch das Priv. de non evocando et non appel- 
lando bestätigt, wird wohl nur auf SchrOtter zurückzuführen sein. 
In den Regesten Karl IV (Böhmer— Huber VIII) suchte ich nach einer 
Verleihung dieses Rechts an Oesterreich vergeblich. 
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des Priv. majus durch E. Friedrich 11) die oberste Ge- 
richtsbarkeit als herzogliches Vorrecht in Anspruch, und 
zwar nicht über seine Vasallen allein, sondern über- 
haupt über Alle, welche in Oesterreich ihren Wohnsitz oder 
auch nur Güterbesitz hatten. So wurde die goldene Bulle 
überboten. Eine Bestimmung des Priv. majus entband den 
Herzog von der Verpflichtung sich vor dem Kaiser auf 
erhobene Klagen einlassen zu müssen. Wolle er freiwillig 
der Gerechtigkeit ihren Lauf lassen, so dürfe er den nächst- 
besten seiner Vasallen zum Richter in dieser Sache be- 
stellen. Eine dritte Bestimmung erklärt, dass in ganz 
Oesterreich das Recht der Gerichtsbarkeit nur durch Be- 
lehnung seitens des Herzogs erworben werden könne ^^). 

Diese und ähnliche Prätensionen Herzog Rudolf IV 
erlangten allerdings erst viel später reichsgesetzliche An- 
erkennung. Der vorsichtige Kaiser dem einzelne der vor- 
gewiesenen Privilegien bedenklich vorkamen, wie sein Brief- 
wechsel mit Petrarca ergiebt, beschränkte sich auf allgemein 
gefasste Bestätigungen der Rechte der Habsburger, und 
der Herzog begnügte sich damit aus guten Gründen. Inner- 
halb seiner Territorien oder gegenüber schwachem Reichs- 
ständen wusste jedoch Rudolf ihnen Geltung zu verschaffen, 
und gleiches glückte seinen Nachfolgern. 

Das wichtigste Beispiel für das Gesagte bietet die Ge- 
schichte der mächtigen Grafen von Schaunberg im Lande ob 
der Enns, welche ihre Reichsunmittelbarkeit bis dahin durch 
kluge Politik gerettet hatten. So eifersüchtig sie ob der- 
selben wachten, so wusste es doch Rudolf IV durch Vor- 
weisung der unechten Privilegien und durch das Anerbieten 
einer bedeutenden Abfindung dahinzubringen, dass ihm die 
Grafen ihre fünf allodialen Landgerichte zu Lehen auf- 



") Vgl. die Nachweisungen bei Berchtold S. 179 ff., 133, 165. — 
Auch sollte es im Belieben des Herzogs stehen, sich im Zweikampfe 
vertreten zu lassen. 
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trugen. »In diesen vorgeschrieben unsern Landgerichten« 
heisst es in der Urkunde, »mugen wir selber oder unser 
Nachkommen . . . wohl gerichten umb den Tod. Waz Ampt- 
leut aber wir über dieselben Gericht setzen, die sollen den 
Pan emphahen und nemen von den obgenannten unsern 
Herren von Oesterreich.« Ebenso sollen die Vasallen der 
Schaunberge, denen zwei von den Landgerichten geliehen 
waren, »den Pan ze geleicher Weis als wir und unser Ampt- 
leut auch nemen und emphahen von den egenannten unsern 
Herren von Oesterreich, . . . wann weder dieselben Herren 
noch ihr Amptleut daselbst nicht Recht haben zu richten 
über den Tod an daz sie den Pan von den Herzogen von 
Oesterreich nement und emphahent« ^^). Sicherlich be- 
trachteten die Schaunberge diese Urkunde als keine Unter- 
werfung unter die österreichische Landeshoheit, und doch 
hatten sie mit ihr schon den entscheidenden Schritt dazu 
gethan. Zwei Jahrzehnte später waren sie formliche Land- 
sassen der österreichischen Herzoge geworden, obgleich 
ihnen mit Rücksicht auf ihre frühere Stellung gewisse weiter- 
gehende Rechte, namentlich auch bezüglich der Gerichtsbar- 
keit vor den übrigen Landsassen zugestanden blieben. 
Wenige Jahre später (1366) entzog K. Karl lY die Unter- 
thanen der österreichischen Herzoge der Gompetenz der 
Reichsgerichte auch noch für den besondem Fall, wenn 
sie Geächteten unwissentlich Unterstand gegeben haben 
sollten 2^). 



«) Berchtold S. 143 ff., 174 fif , ferner die Urkunde bei Kurz Rudolf IV, 
S. 354—364. Strnadt, Peuerbach S. 394 Note 2 bezweifelt die Echtheit 
sowohl dieser Urkunde als des Lehensreverses vom 7. März 1355, welche 
sich beide im k. k. geh. Haus-, Hof- und Staatsarchiv zu Wien befinden. 
Mir erscheinen jedoch die von Strnadt ins Treffen geführten inneren 
Gründe nicht ausreichend, um diese, wie ich mich überzeugte und Fach- 
leute zustimmen, in ihrer äusseren Erscheinung durchaus unbedenklichen 
Urkunden als verfälscht zu verdächtigen. 

*•) Ob die Verhängung der Acht und Aberacht über herzogliche 
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Damit war rücksichtlich der Gerichtsgewatt der öster- 
reichischen Herzoge jene Grenze erreicht, über welche 
hinaus die verbrieften und von reichswegen gemachten 
Zugeständnisse der Luxemburgischen Kaiser nicht mehr 
gingen ^*). 

Anders gestaltete sich die Sache, als im 15. Jahrhundert 
die Habsburger auf den Thron gelangten. Schon Konig 
Friedrichs Gbiadenbrief für seinen Bruder Albrecht und 
seine Vettern, König Ladislaus den Nachgebornen und 
Herzog Sigmund von Tirol vom Jahre 1442 bezweckte eine 
unmittelbare Anerkennung des Majus und der übrigen damit 
zusammenhängenden Freiheitsbriefe durch das Reich. Der 
Nachdruck der auf die Bestätigung aller »Freiheit und Pri- 
yilegia, Brief und Handfesten« gelegt wird, »über was Stücke 
die lauten die ihre Yorfodem und das Haus von Oester- 
reich, sei es von dem heil, römischen Reiche, sei es yon 
alten Kaisem und Königen trefflich erworben und herbracht 
hätten«, und die Einholung der kurfürstlichen Willebriefe 
lassen darüber keinen Zweifel aufkommen. Elf Jahre später 
erfolgte unter gleichen Solemnitäten die ausdrückliche Be- 
stätigung der YoUinhaltlich eingerückten Freiheitsbriefe durch 
denselben Herrscher. Dieser pomphafte Act hatte indessen 
nur formelle Bedeutung: die von den Nachfolgern Herzog 
Rudolf lY seit mehr als 90 Jahren in gutem Glauben 
angesprochenen, und meist thatsächlich schon geübten Tor- 

Unterthanen durch das kaiserliche Landgericht zu Rothweil, welche K. 
Karl IV am 2. März 1364 aufhob, einen solchen Fall betraf oder ledig- 
lich ein Eingriff in das Österreichische Privilegium de non eyocando 
war, bleibt bei der Unzulänglichkeit der Nachrichten dahingestellt. Zwei 
Urkunden in dieser Angelegenheit bei Kurz Rudolf IV, S. 388 ff., N. 19, 20. 
") Die Freiheitsbriefe Wenzel's (1386) und Sigismund's von 1418 
bestätigen bloss im allgemeinen die Freiheiten, Gnaden und »guet Gewohn- 
heiten die sie von Verleihung der römischen Könige und Kaiser her- 
gebracht« hätten, sowie die darüber ausgestellten Urkunden, jene von 
1437 bestätigt das Privilegium de non evocando. SchrÖtter I, Beilagen 
29—31. S. 177. 
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rechte wurden durch die neue Verbriefung über die generellen, 
absichtlich unklaren Bestätigungen der Luxemburger hinaus, 
nunmehr vom Reiche ausdrücklich als zu Recht bestehend 
anerkannt. Wirklichen Machtzuwachs erwarteten die Be- 
theiligten auch sicherlich nicht, denn die Landeshoheit war 
in Oesterreich schon entwickelt und erstarkt genug um einer 
ausdrücklichen Sanction des Majus entrathen zu können. 
Immerhin hatte die Verbriefung auch so für die österreichi- 
schen iHerzoge politischen Werth. In einem Jahrhundert, 
in welchem bei einem Conflicte von Ansprüchen weniger 
der Inhalt der Lebensverhältnisse, als das Alter der Perga- 
mente entschied, durften sie von einer rückhaltlosen Appro- 
bation jener bis in die Römerzeiten zurückreichenden Diplome 
eine Steigerung ihres Ansehens sowohl nach Innen, als nach 
Aussen mit Sicherheit erwarten. 

Die Gerichtshoheit der Habsburger hat dem Reich 
gegenüber in der Zeit vom Jahre 1453 bis zum Ausgang 
des Mittelalters weder durch Gesetze noch durch Privilegien 
eine Ausdehnung erfahren. Es änderte an dem Umfange 
der hergebrachten Rechte weder jener Erlass Kaiser 
Friedrich III vom Jahre 1475, welcher den Vehmgerichten 
die Vorladung österreichischer XJnterthanen untersagte, 
noch jene Bestimmung der Reichskammergerichtsordnung 
(§ 16), welche das Privilegium de non evocando allen 
Reichsständen einräumte. Der österreichische Erzherzog 
empfing vielmehr bei seiner Belehnung vom Reiche^*) die 
oberste Gerichtsbarkeit über seine Lande im Sinne der 
oben citirten Stelle aus dem angeblichen Gnadenbriefe E. 

'') Zuweilen empfing er den Blutbann auch abgesondert mit der 
Verpflichtung -^wcmn er die andern seine vatüehen nympt, daz er dann 
den bann auch von vns nemen sol ah sich dar zu gepurt*, -— So Herzog 
Friedrieh V seitens König Albrechts II im Jahre 1438. — Chmel^ 
Material. I, 41 N. 6.— 1446 empfängt Herzog Sigmund von König Frie- 
drich IV den Blutbann in der Grafschaft Tirol auf 6 Jahre* Qhmel, 
Reg. N. 2064. 
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Friedrich 11 vom Jahre 1245. Damit war das Privilegium 
de non appellando von selbst eingeräumt, und König Maxi- 
milian handelte in seiner Eigenschaft als österreichischer 
Landesherr ganz folgerichtig, als er sofort nach dem Ins- 
lebentreten des Reichskammergerichts in einem einzelnen 
Fall die prinzipielle Frage aufwarf, ob die betreffende 
Appellation an ihn als römischen König oder in seiner 
Eigenschaft als Erzherzog von Oesterreich gelangt sei *•). 
Die Einsetzung eines besondern fürstlichen Kammergerichts 
für die s. g. fünf niederösterreichischen Lande und des 
Hofraths als Appellinstanz für alle seine Erblande (1497 — 
1501) schlössen die auf Befreiung von der Gerichtsbarkeit 
des Reichs gerichteten Massregeln der österreichischen 
Herrscher ab. 

Nach Innen wurde der Satz des Majus: Guncta etiam 
secularia juäida in ducatu Äustriae debent jure feodali a duce 
Äustriae dependere, niemals ausser Acht gelassen und schliess- 
lich durch Beharrlichkeit auch allgemein durchgeführt*''). 
Jeder Inhaber der s. g. höheren Gerichtsbarkeit (denn nur 
auf diese bezog sich obiger Vorbehalt), mochte er land- 
sässig sein oder als Reichsunmittelbarer Besitzungen auf 
österreichischem Gebiete haben, musste beim Herzog um 
Verleihung des Blutbanns für sich oder seine Beamten ein- 
kommen. Dies war bezüglich der weltlichen Inhaber von 
Landgerichten schon seit der Mediatisirung der Schaunberger 
entschiedene Sache, weil der Besitz anderer weltlicher Reichs- 
stände innerhalb des Landes ob und unter der Enns dazu- 
mal ohne Belang war, und bei Begabung des landsässigen 

*•) 1497, 7. Sept. . . . Wann aber hey uns in Zweifel geführt ist 

ob derselben rechtlich Ussübung vor uns als Bömischen Künig oder als 
Erzherzogen zu Oesterreich beschehen soU . . . Harpprechtll, 546 und 552/3. 

*^) Das Wann und Wie dieses Unterwerfungsprozesses im Einzelnen 
auszuführen muss localer Forschung und Geschichte überlassen werden. 
Für Oberösterreich liegen theilweise die sehr fleissigen Arbeiten Strnadt's 
vor. Vgl. übrigens auch § 6. 
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Adels mit den Praerogativen der Beichsstandschaft die Vor- 
rechte des Hauses Oesterreieh ausdrücklich davon aus- 
genommen wurden^®). Längeren Widerstand leisteten die 
Hochstifte und Abteien, welche wie Passau, Freising, Salz- 
bürg, Bamberg, Begensburg .... für ihren ausgedehnten 
Grundbesitz in Oesterreich völlige Immunität beanspruchten. 
In dem Masse als sich die Landeshoheit der Herzoge gegen 
die baierischen Grenzen vorschob und dergleichen geistliches 
Gebiet umklammerte^'*), wurde dasselbe mehr und mehr zur 
landsässigen Herrschaft herabgedrückt, über welche dem 



") 1439, 22. Febr. Breslau erhebt Kg. Albrecht die Eitzinger zu 
Freiherren, und verleiht ihnen die besondere Gnade, das sy vmb aller' 
ley Sachen die ir leib oder ir guter antreffen für dhein landgericht noch 
für dhein andre gerichte nicM geczogen suMn werden . . dann für uns 
oder ainen Römischen keyser oder vor ainem Römischen oder Behemi- 
sehen künig oder vor einem fursten ze Osterrich (Lehenssachen aus- 
genommen). Bestätigung durch Kg. Friedrich IV 1440, 6. Dez. bei 
Ghmel, Reg. N. 178. — 1495 Erhebung der Prueschenk zu Reichsgrafen 
von Hardeck und Machland . . doch dass sie uns und unsem Nach- 
kommen .... als üntersessen des gemeUen unsers Hauses Oesterreich 
halten und dem getreu sein, — 1537 mussten die Roggendorfer bei ihrer 
Erhebung geloben »mit ihrer Jurisdiction und Unierthänigkeit* wie 
andere niederösterreichische Adlige verharren, auch davon in keinem 
Weg appelliren zu wollen. Kurz, Rudolf IV, S. 128 Anm. **. In 
der Urkunde Maximilian I ddo. 1514, 8. Juli Gmunden, in welcher 
die Herrschaften Hollenburg und Finkenstein eventuell auch Thalberg 
*zu rechten freyen Herrschaften*, und sein Liebling Sigmund von 
Dietrichstain sammt Nachkommenschaft »in den Stand Eer und Wurde 
unser und des Reiclu Freyherren und Frauen* mit Zustimmung der 
Kurfürsten, Fürsten, Grafen, Herren, darzu unser innersten Hofräthe 
erhoben wird, heisst es u. A. »doch sich mit der Jurisdiction und Ge- 
horsam obbemelter Herrschaften bei und mit unserm FGrstenthumb 
Kämdten halten und davon nicht weigern«, wogegen Max als Erzherzog 
zu Oesterreich und Landesfürst in Kärnten dem Dietrichstein zu mebrer 
Ergötzlichkeit den Blutbann in obigen Landgerichten verleiht. Abschrift 
im steir. Landesarchiv. 

»•) Ein Beispiel bietet Strnadt's Versuch einer Geschichte der 
passauischen Herrschaft im obern Müblviertel, namentlich des Land- 
gerichts Velden. 
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Hochatifte höchstens untergeordnete, im Recesswege aus- 
drücklich Yorbehaltene Regierungsrechte verblieben*^). 

§ 6. Exterritoriale Gerichtsbezirke. 

Die früheren Paragraphe haben die Geschichte der 
landesfürstlichen Gerichtsgewalt von ihren Anfangen bis 
gegen das Jahr 1500 geschildert. Die Herzoge, oder seit 
1453 Erzherzoge von Oesterreich (dies war das Ergebniss 
der Untersuchung) befanden sich zu Ausgang des Mittel- 
alters unbestritten im Besitz der höchsten Gerichtsgewalt 
über ihre Lande. Dem Beich gegenüber erfreuten sie sich 
des Privilegiums de non appellando illimitatum, in ihren 
Landen war alle (höhere) Gerichtsbarkeit wofern sie nicht 
von landesfürstlichen Organen geübt wurde, mindestens von 
den Erzherzogen lehenrührig. Eine Jahrhunderte lange Ent- 
wicklung schloss mit diesem Resultate ab. 

Um die darauf verwandte Thätigkeit der Herrscher 
richtig zu würdigen, müssen wir nun auch die Geschichte 
jener Gerichtsbarkeiten berühren, welche in Oesterreich 
eine exterritoriale Stellung beanspruchten und mit ver- 
schiedenem Glück eine Zeit lang behaupteten. Dabei 
können freilich nur die wichtigsten Gesichtspunkte kurz an- 
gedeutet werden, da eine erschöpfende Behandlung dieses 



«») Z. B. Recess mit Salzburg ddo. 25. Oct. 1535 die Appellation 
betreffend solle die erste und andere Instanz denen Salzburgischen ge- 
lassen, die dritte und letztere aber für den Landsfürsten oder dessen 
nachgesetzte Regierung gedingt und erledigt werden. Im Auszug bei 
Suttinger Gonsuetudines s. v. Oesterreich, vollständig in der Land- 
handfeste von Kärnten 180 ff. Recess mit Bamberg (nur für den Besitz 
in Kärnten) ddo. 1535, 27. Jan. a. a. 0. S. 216 ff., Codex Austr. II, 103. — 
Noch ein halbes Jahrhundert vorher war die reichsunmittelbare Stellung 
der bambergischen Güter in Kärnten formell aufrecht, und die Besteue- 
rung derselben im Jahre 1484 erfolgte nur gegen einen Schadlosbrief 
der dies ausdrücklich anerkannte. Ghmel, Material II, 358 N. 291. — 
Für Freising ist der Revers, den B. Johann III. am 2. Sept. 1448 aus- 
stellte, entscheidend. A. a. 0. I, 289, N. 131. 
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interessanten Themas nach dem Stande der bisherigen local- 
geschichtlichen Vorarbeiten kaum versucht werden könnte, 
und jedenfalls über den Bahmen dieser Arbeit weit hinaus- 
greifen würde. 

Der Ursprung dieser exterritorialen Gewalten ist theil- 
weise verschieden, je nachdem es sich um ein Gebiet, welches 
zur eigentlichen Ostmark gehörte, oder um später an- 
geschlossene Landstriche handelt. In der erstem, dem ur- 
sprünglichen Kern des Landes war nach der Reichsverfassung 
durchweg der Markgraf zur Ausübung der Gerichtsbarkeit 
als eines Theils seiner amtlichen Wirksamkeit berufen. 
Ausnahmen von dieser Regel konnte nur der König durch 
besondere Privilegien begründen. So vorsichtigen Gebrauch 
er von seinem Exemtionsrecht in den Marken zu machen 
pflegte, so waren doch in der Ostmark auf diesem Wege 
schon verschiedene Gerichtsbarkeiten geistlicher und welt- 
licher*^) Grossen begründet, als das Minus einer weiteren 
Durchlöcherung der Amtsgewalt einen Damm setzte (§ 3). 

Weit ungünstiger war die Lage für den nunmehrigen 
Herzog in den baierischen Grafschaften, welche 1156 mit 
der Ostmark vereint zmn Herzogthum erhoben wurden, 
ferner in jenen Gebieten, welche noch später hinzugeschlagen 
wurden*^). Hier wo die deutschen Könige durch Rücksichten 



•*) Das früheste bekannte Beispiel ist wohl der Gunstbrief, welchen 
K. Arnulf im Jahre 888 mit Zustimmung des Markgrafen Aribo seinem 
Diener Heimo für das Dorf Heimberg (südöstlich von Melk) ertheilte, 
und der im Anhang als Beilage 1 mitgetheilt wird. — 1142 für Hugo 
von Kranichberg für das Gut Petronell ..cum. . jtidicio, vinculo^ pati- 
bulo . . Meiller S. 30, N. 2. — Mit Recht betont Waitz, V. G. VII, 20, 
dass ähnliche Freiheitsbriefe an weltliche Grosse weit öfter ertheilt 
wurden, als sich im einzelnen nachweisen lässt, da Urkunden dieser 
Art nur ausnahmsweise erhalten sind. Eine Zusammenstellung der 
Exemtionen zwischen 976—1246 giebt Brunner S. 340 ff. 

'') Das Zeugniss des Abtes Hermann von Niederaltaich in seinen 
Annalen (M. Germ. XVII, 382) das auch in spätere Quellen, z. B. in die 
1425 geschriebene baierische Chronik des Priesters Andreas (Schilter 



32 !• Geschichte der Gerichtsgewalt. 

auf die Reichssiclierheit weniger gebunden waren, hatten 
weit zahlreichere Exemtionen stattgefunden. Dies und die 
Zertrümmerung des Herzogthums Baiem (1180) hatte das 
Entstehen mannigfaltiger reichsunmittelbarer Gebiete begün- 
stigt. Baierische Hochstifte und Klöster ausserdem Dynasten 
verschiedenen Namens beanspruchten und übten hier vom 
12. bis zum 15. Jahrhundert die Gerichtsbarkeit in be- 
stimmten Bezirken, ohne sich um die Autorität der öster- 
reichischen Herzoge zu kümmern, weil sie ihr Becht yom 
Reiche herleiteten. Die Yielheit der Jurisdictionen musste 
noch zunehmen, als die Gerichtsbarkeit allmälig zum blossen 
Nutzungsrechte herabgesunken war, und die Gerichtsherren 
sich ihrer ganz oder stückweise durch Belehnung, Verkauf, 
Tausch, Verpfandung u. s. w. zu entaussem begannen. 
Selbst der Umstand, dass die Herzoge hier nach Beichs- 
herkommen die Grafenrechte an die dritte Hand liehen 
(Anm. 9) schmälerte ihren Einfluss, und konnte local sogar 
zum Verlust der Gerichtshoheit führen*^). 

Die Aufgabe, welche sich die österreichischen Herzoge 
hinsichtlich dieser exterritorialen Jurisdictionen gestellt 
hatten, war Beseitigung, beziehungsweise Unterordnung 
derselben unter die landesherrliche Gerichtshoheit. Diesem 



Ss. p. 27) überging: Imperator marchumatum Austriae a jurisdictione 
ducis Bavariae exemit et quosdam ei comitatus de Bavaria adjungendo 
convertit in ducatum judiciariam potestatem principi Austriae ab 
Anaso usque ad süvatn prope Pataviam que dicitur Botensal pro- 
tendendo spricht nicht dagegen. Es stammt aus der Mitte des 13. Jahr- 
hunderts und der Verfasser hat die zu seiner Zeit vorhandene Ausgestal- 
tung der österreichischen Justizhoheit einfach auf das Jahr 1156 und 
auf das Privilegium Minus zurückbezogen. 

") So rührte z. B. das Gericht Östlich der grossen Mühl bis hinab 
an die Donau von den Herzogen von Oesterreich. Allein es gelang den 
böhmischen Rosenbergen, vermutlich während des Aufstandes der 
Kuenringer gegen Friedrich II, die Gerichtsbarkeit an sich zu reissen. 
Sie trugen selbe dann dem Hochstift Passau zu Lehen auf und besassen 
sie von diesem als »Landgericht Haslach« unter wechselnden Schicksalen 
noch um die Mitte des 14. Jahrhunderts. Strnadt Velden, S. 132 und 197. 
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Ziel strebten sie unverwandt zu, mochten gleich die Mittel 
deren sie sich bedienten, nach Zeit und Gelegenheit sehr 
verschieden sein. 

Grosses leisteten darin schon die Babenberger. Man 
vergleiche die unter dem Namen Landbuch gange Einleitung 
zu Enenkels österreichischer Chronik^*) um zu sehen, wie 
viele mächtige Grafen und Dynastengeschlechter innerhalb 
des heutigen Niederösterreich über ausgebreiteten Besitz 
verfügten. Durch Kauf, Tausch, Beerbung, Yertrag, Ge- 
walt u, s. w. hatten sie schliesslich das ganze Land unter 
der Enns und mit ihm auch die Gerichtsbarkeit in Abhängig- 
keit vom Landesherrn gebracht. Dass es an energischen 
Gegenbestrebungen nicht gebrach, zeigt das Beispiel des 
Kegensburger Domvogts Otto, welcher nach dem Tode 
seines Lehnsherrn, des Grafen Gebhard von Sulzbach dem 
Kaiser 200 Mark Silber bezahlte, »daz er daz Aigen von 
niemand andern haben soll, dann von dem Reich«. 

Jenseits der Enns bis über den Hausruck ^^) ent- 
faltete sich vorzugsweise die Thätigkeit der habsburgischen 
Herrscher. Die Zerrissenheit des Gebiets war hier noch 
viel grösser, wie ein Blick auf eine historische Karte Ober- 
österreichs, und namentlich auf dessen nordwestlichen Theil, 
darthut. Da finden wir z. B. noch um die Mitte des 14. Jahr- 
hunderts die zahlreichen Landgerichte der Schaunberge, 
theils allodialer Besitz, theils Bamberger Lehen, theils von 
den Grafen selbst verwaltet, theils lehensweise an 
die Starhemberge, PoUheimer, Mörspecken weitergegeben. 
Nebenan und zwischen hinein verstreut liegen Land- 



'*) Rauch, Ss. II, 243—252 de finibus Austriae et Styriae, auch Mon. 
ßoica 29, 2, S. 309 ff. 

•*) Der westlichste Theil des Landes, das s. g. Innviertel gelangte 
bekanntlich erst durch den Teschner Frieden (1778) bleibend an Ober- 
österreich (Pillwein.IV, 36 ff.), einzelne Passauer Besitzungen noch später, 
(Vgl Anm. 49). 

L 11 Schill; Gerichtswesen. 3 
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gerichte des bairischen Herzogs, beziehungsweise der Grafen 
von Hals, der Bisthümer Regensburg, Passau und Bam- 
berg, letztere theilweise wieder weiter geliehen, so an die 
böhmischen Rosenberge, an herzoglich österreichische Mi- 
nisterialen-Geschlechter wie die Wallsee, die Kapeller u. s. w. 
Wie man sieht gab es in dieser Gegend vor der Unter- 
werfung der Schaunberge nur wenige Landgerichte, welche 
vom Herzoge zu Lehen rührten, oder gar selbst verwaltet 
wurden '•). 

Es erübrigt noch den im allgemeinen gleichförmigen 
äusseren Verlauf der Unterwerfung solch' exterritorialer Ge- 
richtsbarkeiten unter die Landeshoheit der österreichischen 
Herzoge durch ein herausgegriffenes Beispiel zu illustriren. 
Ich wähle Passau als denjenigen Reichsstand, welcher 
über den grössten Grundbesitz im Erzherzogthum verfugte. 

Ueber das allmälige Anwachsen der hochstiftlichen 
Güter belehrt uns am übersichtlichsten Edlbachers fleissige 
Arbeit*''). Kaiserliche und herzogliche Gnadenbriefe, Schen- 
kungen von Privaten, Käufe und Täusche erweiterten den 
Besitz des heil. Stephan, Fälschungen halfen dort nach, wo 
man mit echten Diplomen nicht auslangte : Getäuscht durch 
gefälschte Gnadenbriefe ihrer Vorgänger bestätigten die 
deutschen Könige dem Hochstifke sowohl den factischen, 
als auch den bloss angesprochenen Besitz der Abteien 
Kremsmünster, Mattsee, s. Florian, s. Polten u. s, w. 

Die Ottonen, namentlich Otto IH, machten sich der- 
art um das Anwachsen der Macht Passau's verdient. Die 



••) Man sehe die Strnadrschen Arbeiten Windeck und Schwertberg 
mit einer Karte des untern Möhlviertels um 1288, Peuerbach und Velden 
mit Landgerichtskarten um 1370 und 1460. Schade, dass der Verfasser 
seinen Karten keine Erläuterungen beigegeben hat. Die Frage über die 
Lehenrührigkeit oder Zuständigkeit der Gerichte z. B. musste deshalb 
mühsam aus zerstreuten Bemerkungen beantwortet werden. 

•^) Besitzstand von Passau S. 54 ff. 
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Urkunde vom 6. Februar 993 nahm das Hochstift unter 
den unmittelbaren Schutz der Krone, nur der König und 
keine andere Obrigkeit darf hinfort das Hochstift zwangs- 
weise zu öffentlichen Leistungen heranziehen. Am 3. Jänner 
999 folgte die Verleihung des Markt-, Münz- und Zollregals 
et tocius publicae rei districtus an die Bischöfe. Das war 
nun jene Urkunde, auf welche gestützt die Passauer Kirchen- 
fürsten für alle ihre Besitzungen in Baiern und Oesterreich 
volle ßeichsunmittelbarkeit beanspruchten. In der ersten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts gelang es ihnen endlich nach 
mannigfachen Reibungen auch noch jene Abhängigkeit ab- 
zustreifen, in welcher sie sich bis dahin Baiern gegenüber 
befanden hatten ^®). Sie fehlen z. B. im Jahre 1233 zum ersten 
Mal auf den bis dahin besuchten baierischen Hoftagen, und 
nur zwei Jahre darauf erwirkt auch B. Rudeger für seine 
Landrichter bei K. Friedrich H die directe Leihe des 
Blutbanns *•). 

Wie leicht begreiflich, fehlte es nicht an Reibungen 
mit den österreichischen Herrschern. K. Otto IH hatte 
schon 985 jene Freien, welche das Hochstift in Ermangelung 
von Knechten als Colonen aufnimmt, von der Amtsgewalt 
des Markgrafen befreit, und die öffentlichen Abgaben der- 
selben der Kirche geschenkt. Sie sollen in Hinkunft weder 
vom Markgrafen, noch sonst von einem öffentlichen Richter 
angehalten werden Gewette zu zahlen, wie dies das deutsche 
Gerichtsverfahren aus verschiedenen Gründen erheischt, 
noch das Grafenrecht suchen, jene Fälle ausgenommen, in 



*®) Unger, Gesch. d. deutschen Landstände I, 133. Vgl. auch Edl- 
bacher S. 83. 

»») 1235, 17. Juni Nürnberg. Ut liceat judicibus tuis reos criminum 
et ctdpis suis exigenttbus ultimo supplicio condempnandos gladio vel 
securi ferire, Eigenthümlicherweise datirt die jpäpstliche Bulle, durch 
welche sich die Bischöfe gegen die daraus erwachsenden kirchlichen 
Folgen sicherten, erst zwei Jahrhunderte später: 1436. — Mon. B. XXXI, 1, 
S. 565 und 2, S. 304. 

3* 
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welchen die Hörigen der Kirche von Ungenossen geklagt, 
vor den öfiFentlichen Richter gestellt werden müssen. Aber 
die Bischöfe waren damit nicht zufrieden, so dass Conflicte 
mit den auf ihre Rechte eifersüchtigen Markgrafen nicht 
ausbleiben konnten. Misshelligkeiten dieser Art scheinen 
nebst andern Ansprüchen jener unechten Urkunde zu Grunde 
zu liegen, welcher weiter oben (S. 13) schon gedacht wurde. 
Demnach hätte zur Zeit B. Pilgrims von Passau Herzog 
Heinrich von Baiern in der Ostmark einen Gerichtstag 
gehalten und sich von den Markbewohnern eidlich bestätigen 
lassen, wie weit die Hörigen der Bisthümer und Abteien 
dem Markgrafen pflichtig seien. Nicht durch Berufung auf 
irgend eine königliche Verleihung, sondern als uraltes Ge- 
wohnheitsrecht der Mark wird dann erhärtet, dass die Haus- 
genossenschaft Passau's frei sei von aller Amtsgewalt des 
Markgrafen, frei von allen öffentlichen Leistungen und Ab- 
gaben. So wenig diese Urkunde für das Ende des 10. Jahr- 
hunderts als die angebliche Datirungszeit massgebend sein 
kann, so wichtig ist sie uns für die muthmassliche Zeit 
der Fälschung (l. Hälfte des 12. Jahrhunderts) indem sie 
einen energischen Widerstand des Markgrafen gegen die 
Immunitätsgelüste der Kirchen überhaupt, der passauischen 
Bischöfe insbesonders, zur Voraussetzung hat*^). 

Neue Streitigkeiten gab es im 13. Jahrhundert. Der 
Widerstand, den B. Mangold der Aussonderung einer Diözese 
Wien aus seinem hochstiftlichen Sprengel mit Erfolg ent- 
gegensetzte, macht es erklärlich, weshalb Herzog Leopold VI 
die Immunität kündigte, welche sein Vater dem Bisthum 
nur temporär ertheilt hatte *^). Der ärgerliche Handel, 

*®) Brunner S. 341 ff. 

**) Der Herzog Leopold V hatte nämlich um 1192—1194 dem B. 
Wolfker von Passau im Tauschwege zugestanden, ut quidquid ipsum 
(Herzog) juris habere constaret in Swabdorf et Vischamunde nee non in 
Nioaidel ... ad nos et Pataviensem ecclesiam de cetero pertineat. Mon. 
B. XXVin, 2, S. 267 und die Bemerkung Meillers B. R. S. 243 N. 289. 
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welcher daraus erwuchs, endete erst durch die gütliche 
Beilegung K. Friedrich IL Die Urkunde vom 5. April 1215 
in welcher dies geschieht *2)^ kennzeichnet deutlich den 
Standpunkt des österreichischen Herzogs in diesem und 
ähnlichen Fällen. Der Streit drehte sich nämlich u. A. auch 
super generali terrae judido qtwd lantgerichte nominatur, quod 
idem dux in quihusdam bonis jam dictae Pataviensis ecclesiae 
(wir erfahren später, dass es sich um das praedivm Swab- 
dorf heute Schwadorf, cum suis aUinentiis handelte) suo juri 
vendicabat. Der Herzog giebt schliesslich nach, aber nur 
unter förmlicher Wahrung seiner Rechte : er verzichtet von 
freien Stücken auf seine Ansprüche, anerkennt für sich und 
seine Nachfolger quicquid in hiis vel in aliis bonae memoria^ 
pater suus de jure suo Pataviensi ecclesiae contulerat, giebt 
schliesslich die Gerichtsbarkeit in die Hände des Kaisers 
auf, der sie erst nun seinerseits mit Zustimmung des Herzogs 
dem Bischof verleiht. Nur unter den geschilderten Voraus- 
setzungen konnte sich also das Hochstift der angesprochenen 
Immunität in Oesterreich erfreuen. Der Herzog seinerseits 
konnte mit diesem Ausgang der Sache wohl zufrieden sein. 
War ja doch in langwieriger Verhandlung vor dem ßeichs- 
oberhaupte gegenüber den Ansprüchen reichsunmittelbarer 
Herren oder Stifter anerkannt worden, dass die Exterrito- 
rialität ihrer Besitzungen in Oesterreich fürderhin nicht 
durch den allgemeinen Wortlaut älterer Kaiserdiplome, 
sondern lediglich durch die Zustimmung des Herzogs als 
Landesherm begründet werden könne. 

In diesem Geleise bewegten sich die Beziehungen 
zwischen den Herzogen und Passau während des 13. Jahr- 
hunderts, das Aussterben der Babenberger änderte nichts 
an dem Verhältniss. Die reichen Stiftslehen, in deren Besitz 
sie sich befunden hatten, wurden zwar heimfallig, aber die 



**) Mon. B. XXX, 1, S. 26. — Vgl. auch Brunner S. 347. 
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Landeshoheit war im Herzogthom so fest gewurzelt, dass 
die Bischöfe bei den Yerhandlongen wegen deren Wieder- 
Terleihong sieh mit materiellen Zugeständnissen begnügten, 
welche eine principielle Anerkennung des landesforstlichen 
Hoheitsrechts über die Stiftsg^ter einschlössen^'). Nur 
unter der ausdrücklichen Erklärung, dass er in Stellyertre- 
tung des (derzeit nicht Yorhandenen) Landesherm handle, 
erneuerte König Rudolf die Erlaubniss zur Befestigung von 
s. Polten und Efferding, welche bereits der Torhei^hende 
Landesherr, König Ottokar von Böhmen dem Bischof Berthold 
zugestanden hatte, und erweiterte er sie auf Amstetten und 
Ifautem. Nur unter der gleichen Voraussetzung räumt er 
dem Hochstifte als Einnahmsquelle die Erträgnisse der 
bürgerlichen und peinlichen Gerichtsbarkeit in Triebensee, 
Gaisruck und auf gewissen Stifksgütem im TuUner Gerichts- 
bezirk, gewährt er diesfalls dem Bischof den Blutbann und 
gestattet er dessen Landrichtern Galgen und andere Attri- 
bute der peinlichen Gerichtsbarkeit zu s. Polten, Mautem 
und Zeiselmauer aufzurichten. 

Ungeachtet dieser Zugeständnisse konnten darum die 
Habsburger nach ihrem Regierungsantritt die Bestrebungen 
auf Beschränkung derhochstiftlichen Gerechtsame zu Gunsten 
der Landeshoheit alsbald mit Erfolg wieder aufnehmen. Es 
kam ihnen dabei zu Statten, dass sich in Deutschland an- 



*•) Der Vertrag Kg. Ottokars mit B. Berthold gewährt diesem 
als Hauptsache die haare Zalung einer grossem Geldsumme (M. B. 
XXVIII, % S.374), Kg. Rudolf räumte dagegen ehenso dem B. Peter 
eine Rente von 200 Pfd. Wiener ^. aus den heimgefallenen Lehen ein 
und gestand den bischöflichen Landrichtern zu: plenam et liberam po- 
testatem judicandi de crimine et Judicium sanguinis exercendi ac in 
tribus locis uiddicet in s. Ypolito, Mautern et Zeizmur furcas seu 
pixtibiUaf truncos et tormenta alia quibus reorum crimina puniuntur 
publice erigendif concesso ipsi (Bischof) eo jure, quod bannum vtdgariter 
appellatur. M. B. XVIII, 2, S. 412. Darüber, dass diese königl. Ver- 
leihung keine Schmälerung der herzoglichen Prärogative sein sollte, 
vgl. S. 21 § 4 am Ende. 
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knüpfend an die erstarkende Gewalt der Landesherren und 
an deren Bemühungen zur Abschliessung ihrer Gebiete, 
allmälig eine Bechtsanschauung gebildet hatte, welche 
dem Fortbestand exterritorialer Enclaven in den Territorien 
keineswegs günstig war. Dieselbe bestritt, dass ein fremder 
Beichs stand mit Beeinträchtigung der Bechte des Landes* 
herrn innerhalb der Landesgrenzen reichsunmittelbares 
Gebiet besitzen dürfe, und drückte so den Fortbestand 
desselben zur blossen That- und Machtfrage herab. 
Schwächere Beichsstände mussten es darum hinnehmen, 
dass die Landeshoheit über ihren Besitz innerhalb stärkerer 
Beichsgebiete an die betreffenden Landesherren bald durch 
stillschweigende Duldung, bald durch ausdrücklichen Ver- 
trag gedieh. In solcher Lage befand sich nun auch das 
Hochstift Passau, das zwischen zwei mächtige und oft feind- 
lich entgegenstehende Beichsstände eingekeilt, seine landes- 
herrlichen Bechte über die in den Herzogthümem Baiern 
und Oesterreich gelegenen Güter schon im 14. Jahrhundert 
verlor, und nur in seiner Besidenz und einem bestimmten 
Umkreise die Beichsunmittelbarkeit behauptete. Die Ein- 
hebung der Viehsteuer von den hochstiftlichen Unterthanen 
durch die Herzoge von Baiern im Jahre 1323, die Gnaden- 
briefe der österreichischen Herzoge seit Albrecht II, welche 
dem Bischof in allen Klagen »da er tmsers welüeichen gericMs 
nickt gewidem mag« einen privilegirten Gerichtsstand vor 
dem Landesfürsten oder dessen delegirten Bichter sicherten, 
dann die Schutzverträge seit 1362 sind Marksteine für das 
Vorrücken der herzoglichen Gewalten**). Späterhin mag 
auch noch jene Stelle aus dem unechten Freiheitsbriefe 
Kaiser Heinrich III von 1058, welche die Schenkung der 
Hochstifte Salzburg und Fassau mit all ihren Besitzungen 



**) Die erste Verleihung vom 24. Juli 1346 lautete nur auf Lebzeiten 
B. Gottfrieds. M. B. XXVIII, 2, S. 433, es folgten ähnliche von 1367, 
19. Dez. 1372, 22. Oct. u. s. w. a. a. 0. XXX, 2, 279, 302. 
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in adjutorium et subsidium des Markgrafen Ernst Yerfiigt, 
und überhaupt das Majus zur Befestigung der Ansprüche 
der österreichischen Herzoge beigetragen haben. So kam 
es, dass die Landeshoheit der Passauer Bischöfe zur Zeit . 
der Unterwerfung der Schaunberge in Oesterreich auf den 
nordwestlichen Theil des Landes ob der Enns und zwar 
auf die Landgerichte der Abtei, Velden, Haslach, Obern- 
berg und Viechtenstein beschränkt war. Auch von hier 
wurde sie im folgenden Jahrhundert Schritt für Schritt 
zurückgedrängt. Als B. Leonhard im Processe zwischen 
Erasem Satlberger und den Starhenbergem um das Schloss 
Pührnstein im Landgerichte Velden 1448 einen endhaften 
Bechtstag nach Passau anberaumt hatte, erhob König 
Eriedrich IV. in seiner Eigenschaft als Herzog von Oester- 
reich Einsprache dagegen und verlangte, dass die Sache 
nach Landes- und Lehensrechten auf österreichischem Boden 
verhandelt werde *^). Es kann dies nicht Wunder nehmen, 
denn das Lehenbuch König Ladislaus' aus den Jahren 1455 — 
1457 weist bereits eine bedeutende Anzahl herzoglicher 
Lehen und Vasallen im Lande zwischen der Banna und der 
Mühl auf, und zeigt, wie klug hier die Habsburger ihr 
kaum vor zwei Menschenaltern erlangtes Uebergewicht zu 
benutzen verstanden haben. Ministerialen und Vasallen des 
Bisthums, welchen dasselbe aus Darlehen verpflichtet war, 
oder welche sonst an Ansehen gewonnen hatten, benutzten 
jede sich darbietende Gelegenheit, um ihre Abhängigkeit 
vom Hochstifte zu lösen und in den österreichischen Adel 
einzutreten*^). Selbst die Lehensoberherrlichkeit der Bischöfe 
über die den Habsburgern verliehenen Stiftslehen begann 
zu verblassen. Bischof Ulrichs Bemühungen um Erneuerung 
des Lehensbandes im Jahre 1457 kreuzte der Tod König 



") Chmel, Material I, 59. 

*«) Strnadt Velden 257 ff., dann Pillwein I, 45. 
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Ladislaus des Nachgebornen, einem neuerlichen Andringen 
im Jahre 1467 wich Kaiser Friedrich III aus, der nach 
des Kirchenfürsten Tode die Besetzung des Bisthums viel- 
mehr in Abhängigkeit von den österreichischen Erzherzogen 
zu bringen suchte. Wohl gelang ihm dieses nicht, aber 
ebensowenig hat sich seither irgend ein Beherrscher (Tester- 
reichs zum Empfang der Belehnung seitens der Passauer 
Bischöfe bewegen lassen *''), während Kegensburg bezüglich 
seiner Herrschaft Ort dies noch 1654 durchzusetzen wusste*^). 
Kriege und Friedensschlüsse, Käufe, Täusche und Ver- 
pfandungen in ermüdender "Wiederholung erweiterten be- 
ständig die Hoheitsrechte der österreichischen Herzoge im 
8. g. obern Mühlviertel. Der Münchner Friede vom 15. Jänner 
1 506, welcher den bairischen Erbfolgekrieg beendete, über- 
antwortete dem König Maximilian u. A. auch die Landes- 
hoheit über die Herrschaft Rannariedl. Damit war das west- 
lichste Gebiet gewonnen, welches die Habsburger den 
passauer Bischöfen auf dem linken Donauufer abrangen. 
Die hochstiftlichen reichsunmittelbaren Besitzungen Viechten- 
stein und Obemberg auf dem rechten Donauufer kamen erst 
nach Erwerbung des Innviertels durch Vertrag vom 27. Juni 
1782 an Oesterreich *»). 



*') Pillwein I, 41 nach Buchinger (II, 167). Ueber die Tendenzen 
Friedrich III, die Besetzung der Bisthümer in ein landesfürstliches Recht 
zu wandeln, vgl. Mayer im Archiv LV, S. 172, dannChmel, Friedrich IV, 
% S. 385. 

*^) Suttinger Consuetudines s. v. Ort. 

*») Pillwein IV, 42. 
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GESCHICHTE DER GERICHTSVERFASSUNG. 

§ 7. Untergang der karolingischen Gerichtsverfassung. 

Nach der ursprünglichen Verfassung des deutschen 
Reichs ist die Gerichtsbarkeit das Hauptstück der gräf- 
lichen Gewalt. Der Graf hält als königlicher Beamte das 
öffentliche Gericht, das echte Ding oder wie es sonst noch 
mit altem Namen bezeichnet wird über die Freien inner- 
halb der Grafschaft, führt hier den Vorsitz und yoUzieht 
alle damit verbundenen Geschäfte. Der Markgraf übt sie 
in gleicher Weise, doch über den Umfang einer einzelnen 
Grafschaft hinaus, in allen Gebieten, welche zur Mark ge- 
hörten. Dem Herzog endlich kam Gerichtsbarkeit nur in- 
soweit zu, als er zugleich auch Graf war, mithin nur in 
jenen Grafschaften seines Sprengeis, welche er in Händen 
behielt, während er sich bezüglich der weitergeliehenen 
mit einer gewissen Oberhoheit begnügen musste ^^). 

Vergleicht man damit den Zustand der Gerichts- 
verfassung in Oesterreich, welchen die auf die Tage Herzog 
Leopold VI (1198 — 1230) zurückweisende Aufzeichnung 



w) Waitz VII, 24 ff. 38. 
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des Landesrechts ergiebt, so erhält man ein stark ver- 
ändertes Bild. Der Amtscharakter der Grafschaft, be- 
ziehungsweise des Herzogthums ist verschwunden, nicht im 
Auftrag des Königs, sondern zu eigenem Recht wird vom 
Landesherm und andern Persönlichkeiten die Gerichtsbar- 
keit geübt. Ueber die Grafengerichte hat sich das Land- 
taiding erhoben, als das angesehenste Gericht im Lande, 
dessen Competenz jedoch ebenmässig der freie wie der un- 
freie Hochadel des Landes unterworfen war, während für 
die übrigen Freien zahlreiche »niedere« Landgerichte be- 
standen. 

Will man diese Einrichtungen nicht einfach als That- 
sache hinnehmen, sondern als Entwickelung früherer Ver- 
hältnisse betrachten, so stellen sich diesem Vorhaben aller- 
dings nicht geringe Schwierigkeiten entgegen. Abgesehen 
davon, dass die neueren Werke zur Geschichte des Gerichts- 
wesens, Ausnahmen wie Ungers altdeutsche Gerichtsverfas- 
sung abgerechnet, diese Periode des TJebergangs gar nicht 
berücksichtigen, da sie in der Regel sich entweder auf die 
Zeit der Karolinger beschränken, oder an die Thatsache 
der vollendeten Landeshoheit anknüpfen, fliessen auch die 
brauchbaren Quellen vom 10. bis zum 13. Jahrhundert sehr 
spärlich. Der nachfolgende Versuch einer Ausfüllung dieser 
Lücke musste daher mehr andeutend als ausführend aus- 
fallen, er dürfte jedoch trotz seiner Mangelhaftigkeit hin- 
reichen, um zu zeigen, dass die Entwickelung in Oesterreich 
nicht sprungweise vor sich ging, und dass manche an sich 
räthselhafte Stellen des österreichischen Landesrechts nur 
die Weiterentwickelung karolingischer Einrichtungen sind. 
Wir müssen folglich diese letztem zum Ausgangspunkt 
unserer Untersuchung nehmen. 

Der Grafengerichtsbarkeit waren nach karolingischer 
Vorschrift alle Freien unterworfen. Dreimal im Jahr sollten 
dem Grafen in jeder Hundertschaft Vollversammlungen der 



i 
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Oerichtsgemeinde gestattet, jeder freie Mann auf Grund des 
richterlichen Befehls bei Strafe zum Besuch derselben ver- 
pflichtet sein. Aber die Zahl der Gemeindeglieder, welche 
dem Ruf des Grafen zur Malstatt zu folgen hatte, schmolz 
von Jahrzehnt zu Jahrzehnt mehr zusammen. Es ist dies 
ein zwar langsam, aber stätig fortschreitender Process, der 
einerseits auf massenhafte Commendationen freier Grund- 
besitzer an Kirchen und weltliche Grosse (zumal in den 
Tagen König Arnulfs und seiner nächsten Nachfolger) 
zurückzuführen ist, andererseits auf den seit der Ottonen- 
zeit immer häufigeren Immunitätsprivilegien beruht. Frei- 
lich ging es dabei nicht immer mit rechten Dingen zu. 
Das baierische Volksrecht (Tit. 11 c. 14) befahl z. B. den 
Commcndirten ohne Unterschied, sie mochten die Vasallen 
wess immer sein, den Besuch der Grafendinge bei Ver- 
wirkung des kleinen Banns von 15 Schillingen; dass die 
gleiche Verpflichtung nach karolingischer Verfassung auch 
bei den Hintersassen der Immunitäten bestand, hat Sohm 
mit Beispielen bis in das erste Viertel des 10. Jahrhunderts 
belegt *^). Aber Vasallen auf das Ansehen ihrer Herren 
gestützt konnten sich allmälig mit Erfolg der Dingpflicht 
entziehen, die freien Hintersassen hingegen schieden in 
Folge königlicher Privilegien aus, welche die öffentliche 
Gerichtsgewalt in den gefreiten Bezirken an die Immunitäts- 
herren und deren Beamten übertrugen. Neben andern, 
haben auch diese Umstände jene territoriale Umwälzung 
in Deutschland allmälig bewirkt, welche man gemeinhin als 
Auflösung der alten Gauverfassung bezeichnet. Die Gaue, 
die ursprünglichen Ambachtsprengel verschwinden dabei 
mehr und mehr und werden durch Grafschaften ersetzt, in 
welchen bald der territoriale und der Amtscharakter zu 
Gunsten der persönlichen Berechtigung einzelner Familien 



»*) I, 347 ff. 
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zurücktrat. Immer weiter gingen Gau und Grafschaft aus- 
einander, bald waren eben nur Reste der alten Gaue und 
der auf ihnen beruhenden alten Grafschaften vorhanden, 
während nun grössere oder kleinere Bezirke oder Complexe 
von Besitzungen, deren Inhaber mit gräflichen Rechten aus- 
gestattet waren, als Grafschaften (im neuen Sinn) bezeichnet 
wurden ^^). 

Im Bereich des baierischen Stammesherzogthums, zu 
welchem die Ostmark gehörte, scheint dieser Auflösungs- 
process schon vor der Mitte des 10. Jahrhunderts einen 
bedeutenden Grad erreicht zu haben, da seither im Chiem- 
gau, Isengau, Quinzinggau, Donaugau u. s. w. regelmässig 
mehrere Grafen neben einander auftraten, deren Grafschafts- 
rechte über mehrere Gaue zerstreut waren ^^). Mit der Mitte 
des 12. Jahrhunderts verschwinden endlich die Gaunamen 
gänzlich aus den Urkunden. 

Gleichzeitig mit diesen territorialen Veränderungen be- 
reitete sich aber auch ein Umschwung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse vor: die Verdrängung der alten Geburtsstände 
durch die neuen Berufsstände, in Folge der Ausbildung des 
Lehnswesens. Nicht Freiheit und Unfreiheit bilden hinfort 
den Gegensatz, sondern die Fähigkeit oder Unfähigkeit zum 
Empfange rechter Lehen. Jener Rest der Freien, welcher 
nicht zum Waffenberuf gegriffen hatte, wird gesellschaftlich 
zu freien Landbauem herabgedrückt, während eine zahl- 
reiche Classe unfreien Ursprungs, die Ministerialen, durch 
Ergreifung des adeligen Handwerks sich über sie erhob. 
Noch schied man Dienstgut vom Gebiete des Lehenrechts, 
aber seit der Mitte des 12. Jahrhunderts ist die active und 
passive Lebensfähigkeit der Ministerialen urkundlich erweis- 
bar ^*). Verständlich wird diese Entwickelung, wenn man 

") Waitz VII, U ff. V, 180. 
»') Strnadt Peuerbach 84. 
") Ficker, Heerschild 178 ff. 
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erwägt, dasB sich die Macht der Herren im Laufe des 10., 
II. und 12. Jahrhunderts bis zu der Abschliessung der 
landesherrlichen Gewalt vorzugsweise auf die Zahl und das 
Ansehen der Dienstmannen stützte. Gerade von den süd- 
östlichen Marken des Reichs gilt das Gesagte im vorzüg- 
lichen Grade, gerade hier hob sich das Ansehen dieser 
Classe sehr rasch. Wir wollen dabei weniger auf Fälle 
Bücksicht nehmen, in welchen angesehene Freie ihre Söhne 
in den Ministerialenstand eintreten Hessen*^), als auf den 
Einfluss, den sie als Beirath der Markgrafen gewannen. 
Dieser ist besonders früh in der Steiermark nachweisbar, 
in welcher überhaupt die Dienßtmannen am raschesten 
zum tonangebenden politischen Factor vorrückten, indessen 
nennen uns auch österreichische Urkunden nur kurze Zeit 
später die Ministerialen als Berather der Markgrafen Leo- 
pold IV (1136 — 41) und Heinrichs, des spätem Herzogs**). 
Wenn die Entwickelung schliesslich sogar auf sächsischem 
Boden dahin drängte, dass einzelne Ministerialen schöffen- 
bar wurden, wenn 1146 die Jahrbücher von Pöhlde die 
wunderbarliche, im Reiche bisher unerhörte Thatsache 
verzeichnen, dass Reichs- und andere Dienstmannen in 
wiederholten unbefohlenen Versammlungen allen Klagen- 
den eigenmächtig Recht gesprochen hätten *''), so ver- 
liert die Thatsache das Befremdende, dass österreichische 
Ministerialen schon vor der Mitte des 12. Jahrhunderts 
auf den vom Markgrafen periodisch abgehaltenen Landes- 



»*) Ein Beispiel bieten die Murecker. Burchard erscheint als nobüis 
h&mo wiederholt in den Jahren 1145—1166, Reimbert als herzoglicher 
Ministerial, doch in sehr hervorragender Stellung, seit 1173. Steierm* 
ürkdb. I 878 und 622. 

*•) Vgl. hinsichtlich der Steiermark die Beiträge z. Kunde steir. 
Geschichtsquellen IX, 123 ff. 133 ff. Für Oesterreich bietet Meiller B. R. 
S. 24 N. 2, c. 1137 Tulhi in audientia domini Liupoldi marchionis das 
früheste Beispiel. 

") Ficker, Heerschild 169, 181. Waitz V, 393. 
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Versammlungen auftraten, dort an den Verhandlungen theil- 
nahmen und endlich auch über Leib und Gut der Freien ur- 
theilten*®). Nach Lehenrecht waren sie schon vorher, seit 
sie die passive Lebensfähigkeit erlangt hatten, zum Spruch 
über freie Vasallen befähigt, nach Landrecht wurden sie es, 
als die Geburtsstände ihre Bedeutung soweit verloren hatten, 
dass die Lehensfähigkeit den Gegensatz von Freiheit und 
Unfreiheit überwog. Damit war aber der Umsturz der alten 
Gerichtsbarkeit ausgesprochen. Die Versammlungen, welche 
der Markgraf in Person oder durch einen besondem Stell- 
vertreter an alter Dingstätte abhielt, bildeten sich zum 
privilegirten Gerichtsstand des hohen (freien oder unfreien) 
Landesadels aus, während für die Gemeinfreien, mochten 
sie nun rittermässigen Beruf erwählt haben oder Bauern 
sein, zahlreiche »niedere« Landgerichte thätig waren und 
in geschlossenen Orten der Stadt- oder Marktrichter seines 
Amtes waltete. 

§ 8. Die Landtaidinge. 

Der Ausdruck Landtaiding wird in österreichischen Ur- 
kunden in doppeltem Verstände angewandt**), einmal zur 
Bezeichnung der Vollversammlungen in den niedern Land- 
gerichten, •^) welche die unmittelbare Fortsetzung der karo- 



»•) ünger, Gerichtsverfassung, 269, dann 323 fiF. setzt den Zeitpunkt, 
in welchem die Begriffe Freiheit und Unfreiheit alle Bedeutung für die 
Gerichtsverfassung verloren haben, ungefähr um hundert Jahre später, 
zur Zeit des grossen Interregnums an. 

••) ünger, Landstände I, § 58 S. 179 kehrt diese Unterscheidung 
nicht scharf hervor und wirft die Stelle des s. g. Schwabenspiegels (L) 
c. 58, welche von den Landgerichten handelt mit der Hauptbedeutung 
des Wortes zusammen. 

••) Dem Kloster Zwetl wird vom Herzog Heinrich um 1168 rück- 
sichtlich einer Besitzung in Ziersdorf erlassen omne jus nostrum ... in 
pUicitis. — 1251 bestätigt der herzogliche Ministerial Albero von Kuen- 
ring demselben Kloster die Freiheiten u. A. ut nullus judicum in placito 



48 n. Geschichte der Gerichtsverfassung. 

lingischen Grafschaftsgerichte sind, gewöhnlich aber wird 
darunter das oberste Gericht im Lande verstanden, welches 
der Landesfürst, oder ein ernannter Richter an dessen Statt, 
periodisch wiederkehrend an bestimmten Malstätten abhält. 
Der lateinische Name ist placüum, im zweiten Fall gemeinig- 
lich pUicitum provinciale. Da die Besprechung der »niedem« 
Landgerichte später folgt, so wird hier bloss vom Land- 
taiding in der zweiten Bedeutung des Wortes die Bede sein. 

Diese Landtaidinge waren im 12./ 13. Jahrhundert das 
oberste Gericht in Oesterreich, allerdings nicht im heutigen 
Sinne, sondern im mittelalterlichen, welchem die Vorstellung 
einer Notabeinversammlung vorschwebt, in der alle öffent- 
lichen Angelegenheiten des Landes zur Sprache kamen, alle 
Feierlichkeiten des unstreitigen Rechts vorgenommen, end- 
lich auch Zwistigkeiten beurtheilt und Bussen erkannt 
wurden •^). 

Solchen Landtaidingen begegnen wir urkundlich in 
Oesterreich zuerst im Jahre 1136. Als die Gebrüder 
Heinrich und Rapoto, die Söhne des Vollfreien Haderich 
die Stiftung des Klosters Klein -Mariazell aus ererbten 
Gütern unternahmen, geschah die üebergabe zu Kloster- 
Neuburg am 2. Februar 1136 in Gegenwart des Herzogs 
und seiner Familie, femer des Erzbischofs von Salzburg 
und zweier Suffragane, endlich magna optimaium frequentia 
(genannt werden 2 Grafen und 17 Vollfreie). Haec eadem 
traditio nihilominus secundo et tercio apud Tulnum oppidum 
et item apud s, Ypolitum promtdgata et confirmata (est) con- 



generali quod vtdgo lantaidinch dicitu/r atideat praesidere^ sed nostra 
ibi presentia debent gaudere. Link, Anal. Zwetlens. 1, 187 und D. & A. 3 
S. 223. Dem Schotlenstifte zu Wien wurde 1181 durch H. Leopold V 
die Befreiung a placito provinciali quod vidgo lanteidi/nch dicitur sowie 
vom Marchfulter gewährt, und beides vom H. Friedrich II im Jahre 
1244 bestätigt. Meüler B. R. S. 59 N. 15 und S. 178 N. 1.34. 

") Grimm, Rechts- AI terth. 745. Zieglauer 88 (20). 
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sensu omnium noMUum, schliesst das interessante Actenstück. 
Bald werden bei den Landtaidingen auch Ministerialen unter 
den Anwesenden genannt (§ 7) und damit war dann, soweit 
wir dies nach den gelegentlich Erhaltenen Notizen be- 
urtheilen können, im wesentlichen derselbe Zustand erreicht, 
welcher der auf die Verhältnisse unter Herzog Leopold VI 
hinweisenden Aufzeichnung des österreichischen Landesrechts 
entspricht. 

Um diese Zeit bilden die Landtaidinge, welchen der 
Herzog in Person, oder durch einen Stellvertreter vorsitzt, 
unbestritten das höchste Gericht des Landes, das in sechs- 
wöchentlichen Terminen an bestimmten Malstätten ab- 
gehalten wird, und welchem die Grafen, Freien und Dienst- 
mannen des Herzogthums unterworfen sind. 

Sie blieben es auch während der Regierung Kg. Ottokars, 
obwohl dieser mancherlei wichtige Verfügungen auf dem 
Gebiet des Gerichtswesens traf. Dies änderte sich mit dem 
Regierungsantritt der Habsburger und mit der Bevorzugung 
der concurrirenden Hoftaidinge. Wohl kam es auch jetzt 
zu keiner förmlichen Aufhebung der Landtaidinge. Der 
Entwurf des österreichischen Landesrechts vom Jahre 1298 
wiederholt z. B. die Bestimmungen der mehr als 60 Jahre 
altem Aufzeichnung, nur können wir aus einzelnen Zusätzen 
entnehmen, dass deren Gompetenz seither für gewisse 
Fälle auch auf den Ritterstand ausgedehnt worden war. 
Aber weder diese Abänderung noch die Unzufriedenheit 
der Ritterkreise mit den Hoftaidingen konnte verhindern, 
dass im Lande unter der Enns die Bedeutung der Land- 
taidinge von Jahr zu Jahr mehr in den Hintergrund trat, 
bis sie endlich von selbst ausser Uebung kamen. Noch 
im Jahre 1312 erschien es dem Bischöfe Gottfried von 
Freising zweckmässig, seinen Bevollmächtigten mit der 
Vertretung des Hochstifts vor Herzog Friedrich von Oester- 
reich auszurüsten vor sinm lanttaidingen vor sinen hof- 

Lnschin, Gerichtswesen. 4 
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taidingen. Aber seitdem gerathen erstere in Yergessenheit, 
und es ist zweifelhaft, ob die rechten Landtaidinge auf 
welche das Hoftaiding im Jahre 1338 diejenigen verwies, 
welche in Unterthanensachen gegen das Kloster Imbach zu 
klagen hätten, noch hieher gehören •^). Jedenfalls enden 
damit unsere Nachrichten über die Landtaidinge als Gerichts- 
versammlung in Oesterreich unter der Enns. Als Adels- 
gericht walteten fernerhin die Hoftaidinge allein, die Theil- 
nahme an den Regierungshandlungen gedieh aber allmälig 
an besondere Versammlungen, die Landtage, für welche der 
Ausdruck Landtaiding bis in das 15. Jahrhundert ab und 
zu üblich blieb "^). 

Wenden wir uns nach diesem XJeberblick über die äussere 
Geschichte der Landtaidinge zu deren innerer Einrichtung. 

1. Malstatt. Auf bairischem Stammesgebiet scheinen 
ständige Gerichtsstätten erst ziemlich spät eingeführt worden 
zu sein, mindestens vermag Riezler in seiner Geschichte 
Baiems (I, 268 f.) keinen unzweideutigen Beweis dafür vor 
dem Jahre 1003 beizubringen. Damit stimmt überein, dass 
uns im Lande unter der Ens in der Zeit vor 1200 eine 
stattliche Anzahl Yersammlungsorte für Landtaidinge genannt 
werden. Allen voran steht Tulln, wo schon 1078 eine Art 
Landtag abgehalten wurde, auf welchem marchio Liupal- 
dus coadunatis primoribus sui regiminis seinen Abfall von 
K. Heinrich IV beschliesst **); dann folgen Neuburg, Mautern, 
8. Polten und Krems *^). Erst in den Tagen Herzog Leo- 



•*) Wie Meiller S. 143 annimmt; ich möchte eher an einen Land- 
taiding der zweiten Kategorie denken. Die abweichenden Ansichten 
desselben Verfassers über die Gompetenz der Landtaidinge und deren 
Verhältniss zu den Hoftaidingen s. § 9. 

•») Zu Wien 1441, s. Polten 1441, Krems 1442 u. ö. KoUär AnalecU 
II, 899, 992, 1050. Vgl. auch oben S. 6 d. 

•*) Vita Altmanni episcopi Citat bei Waitz V. G. VII 85 Anm. 5. 
Das Factum gehört ins Jahr 1078; s. Riezler Gesch. Baiems I, 540. 

'*) Beispiele für die drei erstgenannten Malstätten sind zahlreich, ich 
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pold VI (1 1 98 — 1 230) wurden die drei erstgenannten längs der 
Donau gelegenen Orte als » rechte « Taidingstätten erklärt ••), 
an denen dann die Tradition des Volkes festhielt so lange 
überhaupt Landtaidinge noch erwähnt werden®'^). Dies konnte 
freilich nicht hindern, dass Herzog Friedrich der Streitbare 
und nach ihm König Rudolf und Herzog Albrecht sich 
zuweilen über diese Forderung des Herkommens hinaus- 
setzten. Ersterer, welcher überhaupt im Rufe stand, des 
Landes Rechte nicht zu beachten, versammelte beispiels- 
weise im Jahre 1235 sein placitum generale anstatt zu TuUn 
vor dem benachbarten Schlosse Sitzenberg ®®), und die beiden 



erwähne daher bloss für s. Polten Meiller B. 1136, S. 22 N. 57 für 
Krems a. a. 0. 1137 solempnis concio S. 25 N. 4 5; 1171 S. 50 N. 79. 

«•) L. R. Art. 1 und § 1. Helbling II, 662 ff. Die genannten Orte 
lagen ungefähr in der Mitte des Herzogthums, an der wichtigsten 
Verkehrsader desselben, und waren darum für die Theilnehmenden von 
allen Seiten her verhältnissmässig gleich weit und leicht zu erreichen. 
Beide Umstände mögen die schliessliche Wahl entschieden haben. Bei 
Neuburg könnte die Frage aufgeworfen werden, ob Kor- oder Kloster- 
neuburg darunter zu verstehen sei. Beide Orte bilden, obwohl durch 
die Donau getrennt, lange eine Gemeinde. Die Malstatt befand sich auf 
den linken Donauufer, da der Herzog 1303 in Neunburch enhalb Tunau 
also in Komeuburg ein Landtaiding abhält. ÜB. o. E. IV, 432. Erst 
im Stadtrecht von 1298 erfolgt die Exemtion der Stadt vom Landgerichte 
(Kor)Neuburg. 

•') Vgl. die bei Hasenöhrl S. 169, 175 gegebenen Nachweise. König 
Ottokar scheint zwar in seinem Landfrieden die obern Landrichter 
autorisirt zu haben, die Landtaidinge nach Bedarf auch an andern 
Orten abzuhalten, doch ist gerade aus seiner Regierungszeit kein Bei- 
spiel einer Verlegung der Malstatt bekannt. Die von Hasenöhrl S. 169 
Anm. 15 namhaft gemachten angeblichen Ausnahmen gehören nicht 
hierher, sondern betreffen das Hofgericht. Vgl. § 9. 

•*) ÜB. o. E. III, 34. Hasenöhrl S. 165 versucht eine viel geschraubtere 
Erklärung dieses Vorgangs. Wie sehr man während der Reichsverwal- 
tung 1237 ff. die Einrichtungen zur Zeit H. Leopold VI den Willkür- 
acten Herzog Friedrichs II gegenüber als die gesetzmässigen hervorhob, 

vgl. Siegel LR. I, S. 121. 

4* 
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letzteren dürften einzelne Landtaidinge auch zu Wien ab- 
gehalten haben**). 

Jede dieser drei echten Dingstätten hatte vor der 
neuen Eintheilung Oesterreichs durch König Ottokar ihren 
besondem, je einer Grafschaft entsprechenden Gerichts- 
sprengel ''^), an jeder musste eine Schranne im Werth von 
10 Pfund Pfennigen zu Gerichtszwecken vorhanden sein. 
Die Kosten derselben trug der oberste Landrichter in der 
Art, dass ihm der obige Betrag vom Jahressold abgezogen 
wurde, wogegen er bei Erledigung seines Amtes mit der 
Schranne verfügen konnte, wie er mochte (Art. 70). Später 
versuchte man es, diese Ausgabe auf den Landrichter des- 
jenigen Sprengeis zu überwälzen, in welchem das Land- 
taiding stattgefunden hatte (LB. E § 92). 

, Für jene Theile von Oesterreich ob der Enns und für 
den Püttner Bezirk, welche von den Babenbergern erst aus 
der Erbschaft nach den Traungauern erworben wurden, gab 
es andere Versammlungsorte. Die Urkunden nennen •uns 
Enns (1150—1258) ''O, Steier (1217—1233) "), Wels (1215— 



••) Bezüglich Rudolf I vgl. das von HasenÖhrl S. 175 Gesagte, und 
was das Judicium provinciale oder placitum Wiennae habitum unter 
H. Albrecht I betrifft, so könnten dies auch Hoftaidinge gewesen sein, 
welche dieser Herrscher so sehr begünstigte, üebrigens hat auch B. 
Eckbert von Bamberg als Reichsverweser K. Friedrichs II Gerichtsver- 
sammlungen zu Wien abgehalten, doch werden dieselben nicht als Land- 
taidinge bezeichnet. Ein Gesammturtheil dd. 1237 1. Juni Wien bei 
Fischer, Klosterneuburg II, 195 Nr. 46. 

^•) HasenÖhrl S. 179 leugnet dies und will die genannten Oertlich- 
keiten nicht als Hauptorte verschiedener Bezirke auffassen, sondern nur 
als Dingstätten, an welchen man abwechselnd ein und dasselbe Gericht 
gehegt habe. Allein das Wort Landgericht in §91 LRE., auf welches 
er sich beruft um seinen Widerspruch gegen Brunner Exemtionsrecht 
S. 321 zu begründen, ist ein offenbarer Schreibverstoss für Landrichter 
und beweist daher nichts. 

'») Meiller B. 35 N. 22, 53 N. 92, 109 N. 99, 110 N.. 103, 157 N.42, 
D. A. 33 S. 61. 

") Meiller B. S. 119, N. 141, 126 N. 164, 152 N. 18. 
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1240) ''*) beziehungsweise das am Nordabhang des Hart- 
berges gelegene Aspang (1222) '^*) undFischau bei W. Neu- 
stadt (1194) ''^). Fast scheint es, dass man in diesen Gegenden 
überhaupt weniger auf die Einhaltung der rechten Ding- 
statt gehalten habe. Prevenhuber beruft sich zur Begrün- 
dung dieser seiner Ansicht auf ein Urtheil, das im Jahre 
1340 zu Perg vor Eberhard von Wallse, dem Landeshaupt- 
mann ob der Enns in der Landschrannen ergangen ist ''•). 

2. Zeit. Die Aufzeichnung des Landesrechts verlangt 
Art. l daz dhain landesherre söl dhain taiding haben nur 
über sechs wochen und nicht darhinder mithin Sitzungen mit 
sechswöchentlichem Zwischenraum, wie sie Ssp. III, 65 § 1 
als eine Eigenthümlichkeit der Gerichtsverfassung in den 
Marken hinstellt. In den habsburgischen Landen wurde das 
Gleiche 1338 von H. Albrecht 11 auch den Eämtnem und 
Erainem mit den Worten zugestanden: Wir suilen auch 
selben oder der dem wir ez emphelhen an u/nser stat richten 
umb lehen und umb aigen ze vier tagen je über sechs wochen ''''). 

Dies Festhalten an dem gedachten Termin in Kärnten 
und Eiain ist umsomehr beachtenswerth, als zur selben Zeit 
die Stände in Oesterreich schon lange von dieser Forderung 
zurückgekommen waren. Der Entwurf des Landrechts von 
1298 wiederholt zwar die Forderung seiner Vorlage, die 
Praxis hingegen nahm es leichter. Helbling, welcher überall 



«) Meiller B. S. 114, N. 121 (?), 117 N. 134, 150 N. 131, 159 N. 51 
Eine Gleinker Urkunde angeblich von 1192 Linz praeaentibus universis 
mimateridlihua Austriae et Styriae datirt, kann schon darum nicht hier 
in Betracht kommen, weil Meiller a. a. 0. 344 deren Unechtheit schlagend 
nachgewiesen hat. 

'*) Meiller B. S. 130 N. 178. 

^•) A. a. 0. 76 N. 73. 

'^ Hist. Austr. Super. S. 415 und 441 Urtheile in der Landschranne 
zu Linz 1347 ÜB. VII, 22, und zu Steyr 1358 ÜB. VII, 578. 

'') Originale im k. k. Staatsarchiv dd. 14. und 16. Sept. Lichnowsky 
m N. 1170 und 1171. 
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für das alte Herkommen lebhaft eintritt, und als Zeitgenosse 
König Rudolfs und "Herzog Albreehts I seinen Beschwerden 
über die begünstigten Hoftaidinge freien Baum liess, begnügt 
sich mit drei Landtaidingen im Jahr (II 660, 756 fif.). Er 
befindet sich somit auf dem Standpunkt des s. g. Schwaben- 
spiegels, welcher (L. 135) jedem Fürsten und Herrn der 
Gerichte vom Könige empfangen hat, die Abhaltung von 
Landtaidingen mit achtzehnwöchentlichen Zwischenräumen, 
thatsächlich also drei im Jahre, vorschreibt. Sowohl diese 
Zahl als der Umstand, dass die Landtaidinge je drei Tage 
dauern sollten und ausgesessen werden mussten, auch wenn 
sich keine Parteien einfanden (Helbling II, 453, 675), lassen 
sie als Fortsetzung der karolingischen echten Dinge er- 
scheinen, mit welchen sie also die Erfordernisse der Dreizahl, 
echten Dingstatt, echten Dauer und des Grafenvorsitzes 
theilten ''8). 

3. Richter. Den Vorsitz im Landtaiding führte entweder 

a) der Herzog, oder 

b) der Richter der an seiner Statt richtet LR. Art. 4, 
49, 70, der obriste Landrichter wie ihnLRE.§ 44 und 92 nennt. 

Die Stellung des Herzogs zum Landtaiding veränderte 
sich nicht, nur kömmt der persönliche Vorsitz im Lauf der 
Zeit immer seltener vor , zuletzt ist derselbe bei einem vom 
H. Rudolf im Jahre 1303 zu Neuburg abgehaltenen Land- 
taidinge nachweisbar''*). Jene des Zweitgenannten erfuhr 
dagegen mehrfache Wandlungen. 

Festzuhalten ist, dass das Landesrecht in beiden 
Fassungen nicht etwa von einem von Fall zu Fall ab- 
geordneten Stellvertreter, sondern von einem formlichen 
Amte init hohem Jahressold (300 Pfund Pf.) spricht, dessen 
Besetzung und Erledigung vom Herzog abhing. Da über- 



^*) Sohm I, 361 flf. 
'•) ÜB. o. E. IV, 432. 
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dies auch der Gerichtsschreiber nicht fehlte, welcher an 
des Richters Seite die verfallenen Wandel notirt, um sie 
dem Herzog zu verrechnen (LR.A. 70), so haben wir es mit 
einer Nachbildung des kaiserlichen Hofgerichts zu thun, 
das kurz zuvor (1235) durch den Mainzer Landfrieden 
organisirt worden war und dessen Einfluss auf das öster- 
reichische Landesrecht anerkannt ist*®). Auch beschränkte 
sich die Uebereinstimmung beider Aemter nicht bloss auf 
die angegebene äussere Aehnlichkeit, sondern sie kam in 
ihrem Wirkungskreise gleichfalls zum Ausdruck. Gerade 
so wie das Gericht im Reiche stets dasselbe blieb, mochte 
der König selbst oder der Hofrichter den Vorsitz darin 
führen, da die Reform K. Friedrichs II in der Einsetzung 
eines Beamten bestand, der fortan einen Theil der an das 
Hofgericht des Königs gelangenden Sachen an Stelle des 
Letztern zu entscheiden hatte *^), so wird auch im öster- 
reichischen Landesrecht kein Unterschied zwischen dem 
Gericht des Herzogs und seines Justitiars gemacht. Die 
Einrichtung war hier insofern noch vollkommener, als in 
Oesterreich die Ausübung der Gerichtsbarkeit an fest- 
stehenden Taidingsstätten erfolgte, und überdies kein Grund 
zur Annahme vorliegt, dass das Amt des obersten Land- 



•®) Zieglauer weist S. 99 f. mehrere umfangreiche Abschnitte des 
Landfriedens von 1235 nach, welche entweder wörtlich oder mit geringen 
Zusätzen und Abänderungen in die kurz darauf veranstaltete Aufzeichnung 
des Österreichischen Landesrechts aufgenommen wurden. — Richter, die 
an des Herzogs Statt richteten, gab es übrigens auch schon früher. So 
wurde z. B. um 1228 der Streit zwischen dem Abte von Melk und Sieg- 
fried von Chalchove wegen gewisser Güter zu Rosenfeld (per) sententiam 
latam secundum consuetudinem terre . . . coram Henrico de Ghunring 
tunc temporis rectore Austriae, entschieden, doch handelte Euenring in 
diesem Falle vermuthlich nur in seiner Eigenschaft als Landesverweser, 
in welcher Eigenschaft er damals den abwesenden Herzog Leopold VI 
überhaupt zu vertreten hatte. — Keiblinger Melk I (2) S. 322 und 
Beil. Vm. 

") Franklin I, 66—72. 



56 II. Geschichte der Gerichtsverfassung, 

richters durch die Abwesenheit des Landesfürsten hin- 
fallig wurde. 

In solcher Stellung hat sich der judex provindaies todus 
Austriae Heinrich von Habsbach befunden, dessen eine 
Heiligenkreuzer Urkunde zum Jahre 1244 gedenkt. Wenige 
Jahre später erfuhr aber dies Institut durch König Ottokar 
eine durchgreifende Veränderung. Das Amt des obersten 
Richters im obigen Sinne wurde aufgehoben und durch die 
Ernennung von vier Landrichtern, je zwei hüben und drüben 
der Donau ersetzt, diesen aber ein wesentlich anderer 
Wirkungskreis zugewiesen. Die Geschäfte, welche bisher 
das Herzogsgericht beschäftigt hatten, wurden getheilt, das 
Wichtigste dem Könige vorbehalten, der es dann in eigener 
Person, oder durch jeweilig abgeordnete Vertrauensmänner 
verhandelte, das Uebrige den neuen Landrichtern zur Er- 
ledigung im eigenen Wirkungskreise überlassen. 

Streitig ist, ob in Folge dieser sofort nach der Be- 
sitzergreifung von Oesterreich durch den Landfrieden von 
1251 getroflfenen Einrichtung eine Auftheilung Oesterreichs 
in Oberlandgerichte mit festgesetzten Sprengein anzunehmen 
sei, oder nicht. Hasenöhrl verneint diese Frage ®^), indessen 
des Königs Worte, er wolle vier Landrichter setzen swen en- 
haXb Tunowe zwen dishalh die stillen richten alle cklag die für si 
choment und die Verpflichtung für alle im Landgericht sess- 
haffcen Dienstmannen, Ritter und Knappen an der Stelle 
zu erscheinen, an welche die obern Landrichter (wir wollen 
sie als obere Landrichter im Gegensatz zum Justitiar der 
Babenberger und zu den Richtern aus den niedem Land- 
gerichten bezeichnen) ihren Landtaiding ausschreiben wür- 
den, begründen die Vermuthung, dass ursprünglich je ein 



•«) S. 172. Dagegen Lorenz D.G. I 346: Ottokar setzte vier Land- 
gerichte ein, zwei diesseits und zwei jenseits der Donau. Bei jedem 
Landgerichte sind zwei Landrichter u. s. w. 
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Donauufer als oberes Landgericht (enhalb und dishaib 
Tunowe) behandelt und zweien von den obern Landrichtern 
zur Verwaltung übertragen wurde. An eine noch weiter- 
gehende Abgränzung war dann freilich nicht mehr zu 
denken, weil diese Landrichter so viel möglich immer zu 
zweien richten sollten, was auch nach den erhaltenen 
Urkunden zu schliessen wirklich oft der Fall war. 

Die Abgränzung der obern Landgerichte durch den 
Lauf der Donau erwies sich jedoch bald als ungeeignet. 
Durch den Ofener Friedensvertrag von 1254 wurde der 
Püttner Bezirk, der Traungju und das untere Ennsthal 
von der Steiermark abgetrennt, und von Ottokar mit dem 
Herzogthum Oesterreich vereinigt. Die Längstheilung des 
Landes wurde nun alsbald aufgegeben und durch eine Quer- 
theilung des abgerundeten Gebietes ersetzt, welche den 
Unterlauf der Enns zum Ausgangspunkt für die neue Ad- 
ministrativgränze nahm. Im Jahre 1264 waren diese Ver- 
änderungen bereits getroffen und seither finden wir zwei 
Judices provinciales superioris Austriae, welchen zwei Ober- 
landrichter mit demjWirkungskreise unter der Enns ent- 
gegengesetzt wurden. 

Die Habsburger übernahmen diese Ausgestaltung der 
oberen Landgerichte , ohne daran zu rütteln ®^) und der 
Versuch des hohen Landesadels in den Tagen Herzog 
Albrechts I, dieselben durch Wiedereinsetzung eines obersten 
Landrichters zu beseitigen, schlug fehl. Immerhin sind aber 
die einschlägigen Bestimmungen des österreichischen Land- 
rechtsentwurfs vom Jahre 1298 als für die Bestrebungen 



••) 1301 erscheinen zu Wien u. A. her Albert der Sluchse von Traut- 
mannestorf, her Virich von Wolfgerstorf die ze den Zeiten landrichter 
waren in Oesterreich als Zeugen einer Verkaufsurkunde, ÜB. o. E. IV, 
384. Darüber, dass diese Schlussworte nur auf die beiden letztgenannten 
und nicht auf die fünf vorhergehenden Namen zu beziehen seien, vgl. 
Hasenöhrl S. 176 Anm. 10. 
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der Landherren höchst bezeichnend, nicht zu übergehen. 
Zwei Stellen der Vorlage (Art. 4 und 49) der LR.A. wurden 
ausgelassen, die Besetzung des Amtes durch den Landes- 
fürsten (§ 9 t entsprechend Art. 70) sollte vom Beirath 
der Landherren abhängig gemacht, die Competenz auf jene 
Fälle eingeschränkt werden, welche der ottokarische Land- 
frieden denobern Landrichtern zugestanden hatte (§ 44, 91). 
Die Besoldung von 300 Pfund Pf. und das Verfiigungsrecht 
über die beigestellten Gerichtsschrannen an den dreiTaidings- 
stätteh blieb unberührt. 

Man sieht, der hohe Adel wünschte die Landtaidinge 
als ständisches Gericht neben dem herzoglichen Hoftaiding 
fortzuführen, und dem obersten Landrichter ungeföhr die- 
selbe Stellung zu wahren, welche im 15. Jahrhundert dem 
gleichfalls über Vorschlag der Stände vom Herzog ernannten 
Landmarschall als Vorstand des landmarschallischen Ge-. 
richts zukam (§ 10). 

Diese Bemühungen des hohen Adels waren jedoch, 
wie nochmals hervorgehoben werden mag, von keiner prak- 
tischen Bedeutung. Das Amt des obersten Landrichters 
wurde nicht mehr erneuert, vielmehr boBtanden die obern 
Landrichter in der bisherigen Anzahl fort (vgl. Anm. 83) 
wenngleich deren Wirkungskreis durch das Wegfallen der 
Landtaidinge allmälig ein anderer wurde. 

4. Die Urtheiler. Der Richter hatte in den Land- 
taidingen nur den Vorsitz und die Leitung der Verhand- 
lung, die Entscheidung selbst stand, wie in den deutschen 
Gerichten überhaupt, so auch in Oesterreich bei den Urtheils- 
findem. Ebenso wurde auch der zweite deutschrechtliche 
Grundsatz beobachtet, dass das Urtheil nur von Genossen 
oder Uebergenossen der Parteien gefunden werden könne. 
Ursprünglich waren also nur Grafen, Freie und Dienstmannen 
Urtheiler und Parteien im Landtaiding. Dies änderte sich, 
seitdem das Herzogsgericht mehr und mehr den Charakter 
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eines privilegirten Gerichts für die Rittermässigen über- 
haupt, und für eigens begnadete Prälaten insbesondere er- 
langt hatte. Diejenigen, welchen dieser Gerichtsstand zu- 
kam, erschienen dadurch gegenüber den übrigen Bewohnern 
als Genossen, und umsoleichter konnte es geschehen, dass 
innerhalb dieses grossem Kreises, Personen die Ungenossen 
waren,, die Fähigkeit erlangten, auch in Sachen ihrer 
üebergenossen als ürtheiler aufzutreten. Während z. B, 
in den wichtigen Fällen, wo es einem Dienstmann an Leib, 
Ehre oder Eigen ging, Grafen und Freie mit zu Urthei- 
lem berufen waren, fand das Entgegengesetzte zur Zeit 
der Babenberger noch keineswegs statt. Gegen das Ende 
des 13. Jahrhunderts hin hatte sich aber die Stellung 
der Dienstmannen, oder wie sie sich nun mit Vorliebe 
nannten, der Dienstherren derart gehoben, dass sie den 
Anspruch erheben konnten ürtheiler zu sein »umb alles 
das Aigen das in diesem Land ist, es sei der Bischof, 
der Abt, der Bröbst, der Grauen, der Freyen«^*). Da- 
mit war in Oesterreich zu Gunsten der Landesministerialen 
das wichtige, noch vom s. g. Schwabenspiegel (L. Art. 278 
aus Ssp. III, 19) verkündete Prinzip durchbrochen, welches 
den Unfreien nicht zum ürtheiler über Vollfreie aufkommen 
lassen wollte, und eine Entwickelung angebahnt, welche 
schliesslich die Dienstherren vor Gericht auch noch in den 
übrigen Punkten ihren früheren üebergenossen gleichstellte. 

Aehnliches erstrebte nun auch der Ritterstand gegenüber 
den Landherren, jedoch mit schlechterem Erfolge, da er 
obwohl zahlreich und gleicher Herkunft mit den Ministerialen, 
doch nicht die gleiche Bedeutung als Partei in die Wag- 
schale werfen konnte. Denn die Dienstherren waren während 



•*) LR. E. § 52. Die Stellung ist durch Auslassung in beiden Hand- 
schriften verderbt, doch scheint mir Hasenöhrls Ausdeutung S. 198 der 
Entwickelung in Oesterreich thatsächlich zu entsprechen. 
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des Zwischenreichs in Oesterreich und Steiermark zum ersten 
politischen Factor geworden, dem sich die Beste des freien 
Hochadels und die Prälaten freiwillig anschlössen um sich 
behaupten zu können. Die Forderungen, welche die wider- 
spänstigen Ministerialen 1295/6 auf dem Triebenseer Landtage 
bei Herzog Albrecht I erhoben, betrafen u. A. auch die un- 
gebührliche Bevorzugung der Rittermässigen im Herzogs- 
gericht. »RitsBr und Enehte hat man baz danne uns allen 
liep si, d& von sint si gar ze vri, gebt uns gen in bezzer 
reht, er si Ritaer er si Eneht, unser Recht sol fürgan, si 
suln nicht mit Rehte stau gen uns in den Schrannen, an 
den Dienstmannen Urteil und Trage sol geliegen« lässt 
Helbling IV, 760 ff. die Abgesandten sprechen. Sein Zeug- 
niss ist in diesem Punkte umsoweniger anzufechten, als der 
Landrechtsentwurf von 1298 mit Bezug auf dies Yerlangen 
das Erfordemiss der Genossenschaft für die ürtheiler in 
allen Prozessen einschärfte, welche Jemandes Leben, Ehre, 
Eigen oder Lehen betreffen®'). 

Den Anspruch ürtheiler über die Landherren im 
Landtaiding zu werden, haben die Ritter allerdings nicht 
durchsetzen können. Immerhin konnten sie aber mit dem 
Erfolg zufrieden sein, dass sie den Zutritt zur Urtheilsbank 
für all jene Fälle behaupteten, welche keinen höheren Stand 
als den ihrigen betrafen. Wir finden sie daher namentlich 
auch in Angelegenheiten der bevorzugten Landesklöster 
spätestens seit dem Jahre 1283 wiederholt als Ürtheiler 
thätig ««). 

Es erübrigt noch die Frage nach der Zusammensetzung 
der Oerichtsbank. Ein Nachwirken der karolingischen 
Schöffenverfassung, deren allgemeine Verbreitung in Baiem 



**) Dies wird in § 8 als allgemeiDe Regel hingestellt, § 52 bildet 
dann eine zu Gunsten der Ministerialen festgestellte Ausnahme. 

**) Belege bei Hasenöhrl S. 200. 



i 
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Beseler gegen Merkel und Maurer verfochten hat ®'^), lässt 
sich im Landtaiding keineswegs nachweisen. Es fehlt an 
jeder Hindeutung, dass das Sprechen derUrtheile ständiges 
Amt einzelner Personen gewesen sei, wir sind vielmehr, 
wenn wir die spätere Entwickelung im Herzogsgericht 
berücksichtigen, zur Annahme gedrängt, dass die Gerichts- 
bank im Landtaiding von Fall zu Fall aus den Anwesenden 
gebildet wurde und dass nicht einmal die Zahl der Ur- 
theiler feststehend gewesen sei®®). 

5. Die Dingpflicht. So lange das Dingen von sechs 
zu sechs Wochen stattfand, zerfiel die Ostmark in* drei je 
einer Grafschaft gleichgeachtete Bezirke. Die Dingpflicht 
der Märker beschränkte sich somit auf den dreimaligen 
Besuch ein und derselben Dingstatt während eines Jahres ®*), 
lieber die Kreise, auf welche sich die Dingpflicht erstreckte, 
giebt jedoch erst der ottokarische Landfrieden von 125 t 
Aufschluss. Dieser befiehlt gleichmässig »allen die in dem 
Lantgericht sint gesezzen, iz sein Dienstmannen Ritter oder 
Chnecht, arm oder riche, swa die (obern) Lantrichter iriu 
Lantaiding hinlegen, daz si dar chomen dem Gericht ze 
helf.« An die Versammlungen der niedem Landgerichte, 
welche gleichfalls Landtaiding hiessen (S. 47), ist nicht zu 



") Zeitschr. f. RG. IX, 255. 

•*) 1171, 31. März entsckeidet z. B. Herzog Heinrich sedens'pro 
tribunali in judicio einen Prozess. Nach Rede und Gegenrede der 
Partheien wird a domino duce et circumstantibus das Urtheil gefunden. 
Meiiler ER. S. 49 N. 78. Ueber die Unbestimmtheit der Zahl der Ur- 
theiler vgl. § 9, dann Buchner S. 139. Für die Siebenzahl wüsste ich 
nur das Gedicht Helblings anzuführen, in welchem der Dichter an des 
Herzogs Statt eine Landfrage in Oesterreich abhält und die 7 Tugenden 
sich als Urtheiler zugesellt. H, v. 31 ff., dann 176, 498 ff. Allein hier 
handelt es sich um kein Landtaiding, und die Siebenzahl war gegeben, 
sobald der Dichter in allegorischer Weise die Tugenden zu seinen Be- 
rathern machte. Ueber das Wiederverschwinden der karolingischen 
SchöfTeneinrichtung in Baiern s. § 12 die untern Landgerichte. 

••) Brunner Ex. 321. Vgl. auch Anm. 70. 
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denken, da die Dienstmannen zu deren Besuch keineswegs 
verpflichtet sein konnten. Es scheint demnach, dass die 
Pflicht zum Besuch dieser von den obem Landrichtern aus- 
geschriebenen Landtaidinge seither jedesmal alle Bitter- 
massigen des einen Donauufers betroffen habe, und dass 
somit Kg. Ottokars Verfügung einer bedeutenden Ausdeh- 
nung des Gerichtssprengeis gleich kam. 

6. Competenz. Der Zusammenhang der Landtaidinge 
mit den echten Dingen der karolingischen Gerichtsverfassung 
zeigt sich auch in der Competenz dieses Gerichts. Sowie 
dem echten Ding an echter Dingstatt und unter Yorsitz des 
Grafen die Entscheidung von Prozessen über Leben, Frei- 
heit und unbewegliches Gut vorbehalten blieb, ebenso sollte 
kein Graf, Vollfreier oder Landes - Ministerial »weder auf 
ihr Leib noch auf ir Er noch auf ir Aigen ze reht steen« 
ausser in offener Schranne vor dem Landesfürsten, auf 
welchen die gräfliche Gewalt übergegangen war, oder an 
dessen Statt vor dem obersten Landrichter (Art. 1 LR.A.). 

König Ottokar hob aber, wie gezeigt wurde, um 1251 
das Amt eines obersten Landrichters auf, und ersetzte es 
durch Aufstellung von vier Landrichtern mit theilweise ver- 
ändertem Wirkungskreise. Dadurch wurde für die Folge- 
zeit die Competenz des Landtaidings von der Person ab- 
hängig, welche gerade den Vorsitz führte. Den obern 
Landrichtern waren nämlich nur folgende Fälle zur Ver- 
handlung im eigenen Wirkungskreis zugestanden: 

a) Prozesse gegen imfreie Bitter, welche deren Leib 
oder unbewegliches Gut betrafen. 

b) Klagen um Fahrhabe oder Criminalfalle minderer Art 
gegen Mitglieder des hohen Adels. 

c) Klagen gegen die Geistlichkeit des Landes soweit 
solche vor das weltliche Forum gehörten. 

d) Das Verhängen der Acht über verfestete Bitter und 
der Verfestung über den hohen Adel. 
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e) Unter gleichen Beschränkungen die Durchführung 
des Inquisitionsverfahrens in den niedem Landgerichten, in 
Oesterreich die »Landfrage« genannt. 

Alle übrigen Prozesse gegen den Hochadel waren dem 
König vorbehalten. 

Diese Veränderungen hängen nun eng mit dem Um- 
schwung in den Standesverhältnissen zusammen, welcher 
im Laufe des 13. Jahrhunderts eintrat und darin bestand, 
dass die Berufsstände als solche mehr hervortraten und die 
alten Unterscheidungen von Freiheit und Unfreiheit sich 
verwischten. Das Landtaiding war wegen des herzoglichen 
Vorsitzes bereits zum ersten Gericht des Landes geworden. 
Es erschien daher billig, dass es mindestens in den wich- 
tigeren Fällen zum ordentlichen Gericht für den gesammten 
Adel des Landes werde, und dies entschied für die Zulas- 
sung aller Rittermässigei\®^). Andererseits aber hatte inner- 
halb des Landesadels selbst eine weitere Absonderung in 
zwei grosse Gruppen begonnen: man unterschied einen 
obern oder Herrenstand, welcher die Ministerialen des 
Landes, die freien Herren und die Grafen begriff, und 
einen untern d. i. den Ritterstand (Ritter und Knechte, 
sendbare Leute). Inwiefern dem König Ottokar bei Er- 
lassung obiger Vorschrift etwa heimische Verhältnisse vor- 
schwebten, mag dahin gestellt sein ®^), gewiss ist, dass man 
im Landtaiding der Abstufung im Rang dadurch Rechnung 



^) Rücksichtlich der Unterscheidung der Rittermässigen in Freie 
und Unfreie, und der Zweitheilung der letzteren in Ministerialen und 
Ritter schliesse ich mich ganz den Resultaten Zallingers an (Ministeriales 
und Milites, Insbruck 1878) dessen gehaltreiche Untersuchung durch 
stärkere Ausbeutung der steirischen Ministerialprivilegien und der Ge- 
dichte des s. g. Seifried Helbling noch neue Stützen erhalten könnte. 

•*) In Böhmen wurde nämlich schon weit früher zwischen nobiles 
pHmi et sectmdi ordinis, den Lechen (päni) und Wladyken unterschieden. 
JireJek Recht in Böhmen I, 2, S. 30 § 7. 
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trug, dass dessen Competenz je nach der Person des Vor- 
sitzenden verschieden v^rar. 

Dadurch entstand um die Mitte des 13. Jahrhunderts 
in der Competenz derjenigen Gerichte, ^reichen der öster- 
reichische Adel unterstand, folgende Abstufung: 

a) Der unfreie Ritterstand verantwortet mindere Fälle 
vor den niedern Landgerichten, Klagen, welche den Leib 
oder unbewegliches Gut betreffen, vor dem Landtaiding 
unter Vorsitz der obem Landrichter. 

b) Der Herrenstand giebt und nimmt Recht in Klagen 
um Fahrhabe oder in leichteren Straffallen im Landtaiding 
vor den obem Landrichtern, in Prozessen, welche seine 
Ehre, seinen Leib, sein Lehen oder Aigen betrefifen, nur 
vor dem König oder dessen besonderm Stellvertreter. 

Folgerichtig wurde diese Unterscheidung auch auf das 
Vollstreckungsverfahren ausgedehnt : Der Furbann, die Ver- 
festung wird über den Ritter vom niedern, über den Herrn 
vom obem Landrichter ausgesprochen, die Acht ebenso dem 
obem Landrichter, beziehungsweise dem König selbst vor- 
behalten. 

An diesen Grundlagen hat man, wie es scheint, im 
13. Jahrhundert festgehalten, denn der Entwurf des öster- 
reichischen Landesrechts von 1298 wiederholt abweichend 
von der alten Rechtsaufzeichnung im Wesentlichen die ein- 
schlägigen Bestimmungen des ottokarischen Landfriedens, nur 
werden die vier obern Landrichter durch einen oberstenLand- 
richter ersetzt. Vor diesen sollten nunmehr (1298) gehören: 

a. nach § 44 alle Fälle, welche rittermässigen Leuten 
an das Leben gehen. Verschuldet aber ein sendmässiger 
Mann einen Diebstahl oder ein ander »poslich Ding«^ so 
mag gar wohl ein jeder Richter, also auch der niedere 
Landrichter über ihn richten. 

b. Jene Prozesse gegen Grafen, Freie oder Dienst- 
herren, welche Fahrhabe, Uebertretung eines Gebots des 
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obersten Landrichters oder eine verübte Gewaltthätigkeit 
betreffen. Alle andern Klagen gegen den Herrenstand »die 
soll der Landesherr selbst richten zu recht«. § 91. 

Im Lande ob der Enns, welches theilweise schon 
früher ^^), im Ganzen aber seit den Tagen König Otfcokars ®^) 
eine von Oesterreich unter der Enns gesonderte Gerichtsbar- 
keit hatte, erhält sich das Landtaiding mit wechselnder 
Gerichtsstätte, unter Vorsitz des Landeshauptmanns oder 
seines Verwesers auch dem Namen nach bedeutend länger. 
Die Urkunde Herzog Albrechts III, in welcher 1372 dem 
Bischof von Passau die Gerichtsstellen bezeichnet werden, 
vor welchen die Ansprüche passauischer Unterthanen gegen 
Oesterreicher auszutragen seien, setzt dem Hofgericht unter 
der Enns das Landtaiding ob der Enns entgegen. Aehnlich 
"wird dann 1379 die Hofschranne zu Wien von der Haupt- 
mannschaft ob der Enns unterschieden. 1406 wird dann 
in dem Vormundschaftsstreite zwischen den Herzögen Leo- 
pold IV und Ernst von den österreichischen Ständen die 
Forderung ausgesprochen, dass vom Vormund die Hof- 
schranne im Lande unter der Enns, und das »Landgericht« 
ob der Enns gehalten werden solle, so wie das von Alter 
hergekommen ist®*). So war denn das Landtaiding auch 



•^) Sofern nämlich der Traungau zur Steiermark, andere Land- 
strecken zu Baiern u. s. w. gehörten. 

•*) Schon 1237 erscheint Albero von Pollheim als judex provincialis 
im Lande ob der Enns (ÜB. o. E. III 48), doch bleibt es zweifelhaft, 
ob er nicht zu den niedern Landrichtern gehörte, da jeder weitere 
Beisatz fehlt. Dagegen erscheineu Chunradus de Sumerawe l^M^ ülricus 
de Capeila 1282—1287, Eberhard von Wallsee 1288 ff., Weichard von 
Pollheim 1293 u. s. w. ausdrücklich als judices provinciales superioris 
Austriae oder als Landrichter ob der Ennse. Register zu ÜB. o. E. 
III— VII. Eine Reihe der Landrichter ob der Enns von 1362—1430 
s. bei Preven huber S. 441. 

•* MB. XXX, 2 S. 302. Rauch Ss. III, 457 vgl. auch Hasenöhrl 
S. 180. — Ein Beispiel des herzoglichen Vorsitzes in der Landschranne 
zu Steyr vom J. 1358 s. ÜB. VII, 578. 

L lisch in, Gerichtswesen. 
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in Oberösterreich endlich verklungen. An dessen Stelle 
war unvermerkt, wie dies bei gemächlicher Entwickelung 
zu geschehen pflegt, das »Landrecht« getreten ^^), eine 
ständische Gerichtsstelle in ihren Einrichtungen aufs nächste 
dem landmarschallischen Gerichte im Lande unter der Enns 
(§ 10) verwandt, und mit ähnlicher Competenz rücksichtlich 
der. Bewohner des Oberlandes. 

§ 9. Die Hoftaidinge. 

In fiüherer Zeit hat man die Hoftaidinge als eine 
Einrichtung Herzog Friedrichs des Schönen betrachtet. 
Zieglauer dagegen hatte in seiner Abhandlung über die 
Entstehungszeit des österreichischen Landesrechts die Be- 
hauptung aufgestellt, die Landtaidinge wären vom Herzog 
Albrecht I zum grossen Missvergnügen des hohen Adels 
abgeschafft, und an deren Statt die Hoftaidinge eingeführt 
worden. Meiller trat diesen Meinungen mit einigen, wie 
er selbst zugesteht, noch zu erörternden Thesen entgegen. 
Er bezeichnet das Hoftaiding seinem Entstehen nach als 



**) Vgl. die Forderungen der Landstäiide ob dei' Enns, als selbe 
1452 von den Niederösterreichern zur Theilnahme wider K. Friedrich III 
beredet wurden. Im Lande ob der Enns sei mit ausgezeigten Hechten 
hergekommen, dass das Landsrecht vom Landeshauptmann gehalten 
und beschirmt wurde. Item das wir aus solchen unsern Landsrechten 
der Hauptmannschaft ob der Enns nicht gezogen noch gehebt werden, 
in kainerley Verhörung auswendig der Hauptmannschaft . . . sondern 
in unsern Landsrechten bleiben gen allen den wir wonhaften in der 
Haubtmannschaft gesessen u. s. w. Chmel Material. I, 369. Dann Herzog 
Albrechts VI Brief des Lands Mängl und Gebrechen betreffend dd. 1461 
28. April Freistadt in Streins Lhandf. für Oesterreich ob und unter der 
Enns. (2. Buch auch bei Schenk S. 23.) Das Landrecht ob der Enns 
soll besetzt sein von Herrn, Rittern und Knechten, Landleuten in Oester- 
reich. Denjenigen welche landesfürstliche Diener oder Räthe sind, soll 
für die Zeit des Beisitzes das »Gelübd«, erlassen werden. Gerichtsbriefe 
dieses Landrechtens Chmel Material. II, 79, mit Rittern, Knechten und 
andern er baren Leuten als Beisitzern 1455, und in Prevenhubers Ann. 
Anh. S. 441 ff. 
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den Personalstand, bei welchem allein Grafen, Freie und 
die herzoglich österreichischen Ministerialen als solche 
sowohl untereinander sich zu belangen hatten, als auch von 
jenen, die nicht ihre Standesgenossen waren, geklagt werden 
konnten. Für sie habe ursprünglich auch die Appellation 
von diesem Gericht ans Reich bestanden. Ritter, ritter- 
mässige Leute und freie Landsassen (sentmässige Männer) 
ja auch Bürger freier Städte und Märkte soweit sich diese 
nicht eigener Stadtrechte und Gerichte erfreuten, seien als 
Kläger und Beklagte an die Landtaidinge gebunden gewesen, 
doch hätten erstere in dem Maasse als nach und nach der 
staatsrechtliche Begriff des Adels auch auf sie ausgedehnt 
wurde, gleichfalls Zutritt zu diesem privilegirten Gerichts- 
stand, dem Hoftaiding erhalten, welches der Sache nach 
bereits in Ottokars beiläufig 1252 erlassenem Landfriedens- 
gesetz enthalten sei*®). 

Prüft man die Ansichten Zieglauers und Meillers, so 
wird man in beiden Richtiges mit Unrichtigem gemengt 
finden. Richtig ist die Behauptung, dass die Hoftaidinge 
auf heftige Opposition stiessen, wiewohl dieselbe nicht vom 
hohen Adel, sondern von der Ritterschaft ausging, irrig, 
dass der Einführung der Hoftaidinge die Aufhebung der 
Landtaidinge voran gegangen sei. Dies letztere hat 
schon Meiller genügend erwiesen. Meiller hingegen irrt 
in seinem Versuch, die Competenz der Land- und Hof- 
taidinge von einander abzugrenzen. Von der Aufstellung 
der These, dass das Hoftaiding der ausschliessende Personal- 
gerichtsstand der Grafen, Freien . . . gewesen sei, hätte 



••) Harpprecht I, 293 behauptet, die Erzherzöge Ludwig und Friedrich 
von Oesterreich hätten schon 1325 ein Hofgerichl nach dem Exempel 
des kaiserlichen eingerichtet. Allein die Urkunde bei Guspinian in 
Austr. S. 47, auf welche er sich bezieht, betrifft die Verabredung zwischen 
den römischen Königen Ludwig und Friedrich. — Dann Zieglauer 94 
(26), Meiller Hypothese 144 (10). 
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ihn schon die von ihm selbst citirte Urkunde abhalten 
sollen, in welcher 1 303 Herzog Rudolf bekundet, dass Frau 
Elisabeth, des Grafen Perchtram von Mertesdorf Witwe 
vor vnser in dem lanttaiding zu Neunburch den vierten Theil 
von der Burg zu Röhrau gegen die Ansprüche Ulrichs von 
Wallsee u. A. behauptet habe ®'). In Wahrheit hatten eben 
beide Taidinge eine concurrirende Gerichtsbarkeit. 

Die Anfange des Hoftaidings reichen in der That wie 
Meiller angiebt über die Zeit der Habsburger hinaus. Schon 
unter den Babenbergern finden sich Anhaltspunkte dafür, 
dass die österreichischen Herrscher neben den Landtaidingen 
auch an ihrem Hof eine gewisse Jurisdiction übten. Nach 
Hofrecht waren ihnen die Ministerialen, bevor sie den Zu- 
tritt zu den Landtaidingen erlangten, jederzeit und in allen 
Angelegenheiten an jener Stätte zu erscheinen verpflichtet, 
welche sie ihnen als ihre Herren nach freiem Ermessen 
angesagt hatten. Nach Lehnrecht traf die gleiche Ver- 
pflichtung überdies alle freien Vasallen®^). So finden wir 
denn, ganz abgesehen von jenen Streitsachen, deren Aus- 
tragung dem Schiedsspruch des Landesherrn unterbreitet 
wurde, bereits zur Zeit der Babenberger ein Gericht am 
Hofe des Herzogs in Thätigkeit, wenn auch nicht ein 
Hofgericht im spätem Sinne des Wortes, und selbst der 
Namen jenes Mannes ist uns überliefert worden, welcher 
am Hofe Herzog Friedrichs H als Hofrichter fungirte ®®). 

Die Aenderungen in der Gerichtsverfassung, welche 



»^) ÜB. o. E. IV, 432, und Notizbl. 1851, S. 318. 

•*) Eichhorn § 430 (III. 279). 

") Schiedssprüche der Babenberger, Meiller S. 122 N. 151 : 1217 zu 
Lilienfeld, S. 132 N. 181, Wien, 1222 coram multis nobilibus et pru- 
dentibus viris, S. 140, Nr. 217: 1227 in der Au zu Remnig. — Dann 
S. 125, N. 162, 1220 Wien nach Einvernehmung der herzoglichen Mini- 
sterialen und Mautheinnehmer, quorum veridico relatu et sufßcienti 
testimonio probaoerunt (Altalienses) u. s. w.; endlich 1244 Ghunradus 
de Zekkinge judex curiae nostrae, Meiller B. 178—179, N. 133 und 136. 
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König Ottokar durch Einführung von obern Landrichtern 
mit einem neu abgegrenzten Wirkungskreise einleitete, 
gaben auch den Anstoss dazu, dass sich am königlichen 
Hofe eine mit den Landtaidingen geradezu concurrirende 
Gerichtsbarkeit entwickelte. Je mehr nämlich das Reich 
Ottokars anwuchs, desto seltener konnte er in Fällen, deren 
Entscheidung dem Landesherrn vorbehalten war, überhaupt 
und an rechter Taidings statte noch insbesondere, persönlich 
interveniren. Wem es nun darauf ankam, dass seine Sache 
nicht im Wege der Delegation, sondern unmittelbar vor 
der Person des Königs ausgetragen werde, der musste 
darum dessen Hofe folgen, ebenso derjenige, der es durch 
Specialprivilegien erwirkt hatte, dass seine Angelegenheiten 
mit Uebergehung der ordentlichen Gerichtsbarkeit vom 
Könige verhandelt werden sollten, eine Gunst, um welche 
sich namentlich die Landesklöster bewarben. Die Fälle, 
welche in solcher Weise entschieden wurden, sind die An- 
fönge des spätem Hoftaidings. Je mehr öich deren Zahl 
häufte, desto mehr näherte man sich der Competenz der Land- 
taidinge. So hielt die Entwickelung in Oesterreich nahezu 
gleichen Schritt mit Böhmen, w^o sich die curia prindpis, 
gleichfalls im Laufe des 13. Jahrhunderts, zum Lehnhof 
u. 8. w. herausbildete ^^^). 

In dem bisher geschilderten Umfange, aber auch nur 
in diesem, vnirde das Hoftaiding von den Habsburgern bei 
ihrem Regierungsantritt in Oesterreich schon vorgefunden, 
denn die Behauptung, König Ottokar habe neben den obern 
Landrichtern auch einen Hofrichter mit 12 Beisitzern aus 
dem Herrenstande des Landes eingesetzt, beruht nur auf 
einer haltlosen Combination ^^^). Herzog Albrecht baute 



»<><>) JireCek S. 120. 

***) Lorenz I, 346 behauptet es mit Bezugnahme auf die Stelle des 
Landfriedens von 1251: Wir haben auch unsem (Lücke, Ghmel er- 
gänzt Bichter) mit 12 herren auz deni lande. S. jedoch die Wider- 
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auf den vorhandenen Grundlagen fort. Er erkannte in dem 
Hoftaiding ein zw^eckdienliches Mittel, um die landesherr- 
lichen Gerechtsame auf Kosten der zum ständischen Gericht 
herabgesunkenen Landtaidinge zu heben, und begünstigte 
darum erstere in jeder möglichen Weise. Das gelang ihm 
sehr wohl und zwar dadurch, dass er den hohen Adel dafür 
zu gewinnen wusste: 

Als man je mer gerihtet 

s6 ie mSr da wirt geklagt 

Daz des der herzog niht verzagt 

vil sSre mich des wundert^ 

als gehlagent hundert 

so sint dannach tüsent, 

di umh die schranne müsent 
klagt Helbling (11 y. 697 ff.) um das Jahr 1292 über die 
theuem Hoftaidinge in Wien, welche erst neuerlich in 
Schwung gekommen seien, und befürwortet dann v. 756 

Der gerihtes waere bereit 

driu lanttaiding in dem jdr 

und lieze die hofteidinc gar 

und setzte lantrihtcere. 
Betrachten wir nun die innere Einrichtung des Hof- 
taidings. 

1. Gerichtsstätte. Der Sitz des Hoftaidings war 
anfänglich nicht bestimmt, es folgte vielmehr dem Auf- 
enthaltsort des Landesherrn, oder des delegirten Richters. 
Es konnte daher auch wohl vorkommen, dass der Landes- 
herr oder sein Stellvertreter, wenn er eben an echter Ding- 
statt dem allgemeinen Landtaiding vorsass, die Gelegenheit 
benützte, um gleichzeitig auch ein Hoftaiding vorzunehmen, 
d. h. die vorbehaltenen Fälle zu erledigen *®2). Je mehr 



legung Hasenöhrls S. 170 Anm. 20, dessen Conjunctur Rath anstatt 

Rieh t er unzweifelhaft den Vorzug verdient. Vgl. übrigens auch w. u. § 11. 

loa) ^ie dies noch in den ersten Regierungsjahren H. Albrechts I 
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nun Wien zum Mittelpunkt der Verwaltung in Oesterreich 
wurde, desto öfter fiel die Abhaltung der Hoftaidinge in 
diese Stadt. Schon zu Zeiten König Ottokars ist solches 
nachweislich ^^^). Herzog Albrecht verlegte endlich, wie 
aus den Klagen Helblings hervorgeht, die Hoftaidinge ein 
für alle Mal nach Wien, und bei dieser Regel blieb man 
für alle weitere Zeit. 

2. Zeit. Während des 13. Jahrhunderts fehlt es an 
Anhaltspunkten, um die Termine zu bestimmen, in welchen 
die Hoftaidinge auf einander folgten. Das Prohnbuch hin- 
gegen lässt erkennen, dass das Hoftaiding immer an einem 
Montag vor oder nach einem bestimmten Tag des kirch- 
lichen Kalenders einfiel. Als solche Angelpunkte erscheinen 
der H. Dreikönigstag und der 2. Sonntag (Reminiscere) in 
der Faste, bei welchen am daraufkommenden, das Frohn- 
leichnamsfest und das S. Michelsfest, bei welchen ebenso 
den vorhergehenden Montag die Eröffnung stattfand ^^*). 
Gewöhnlich begnügte man sich gerade so wie bei den 
Landtaidingen im Jahr mit drei Versammlungen (so 1389, 



geschah; vgl. zwei Gerichtsbriefe vom 7. und 10. Januar 1287 aus- 
gestellt prasentibus nobis in crastino Epiphaniae domini proxime nunc 
transacto generali et curicHi placito in Newenburga, Gitat bei Zieglauer 
S. 94 Anm. 1. 

*°*) Hierher gehören die bei Hasenöhrl S. 169 Anm. 15 angeführten 
Beispiele, welche dieser irrig auf Landtaidinge bezieht. 

****) Als Termine lassen sich nachweisen: Epiphanie in den Jahren 
1287, 1347, 1370, 1376, 1384, 1386. 1388—1391, 1393—1396, Reminiscere 
1311, 1349, 1357, 1360, 1386, 1388 — 1392, 1394—1397, 1412, Gotz- 
leichnam 1330, 1339, 1350, 1352, 1369, 1372, 1374, 1381, 1387/8, 
1391—1395, 1397, 1401, Micheli 1330, 1348, 1371, 1383, 1386, 1388/9, 
1393, 1396/7, Frohnbuch, ÜB. o. E., D. et A. VI. 243 X. 273, 336, 
456, XVIII. 352, Hueber S. 75, 78 Fischer TI, 377 Notizbl. 1851, 322, 
1854, 103; Hahnthaler Recensus II, 140; Duellius Excerpt 59; bist. ord. 
Teut. 72. Ausnahmsweise kömmt 1335 ein Termin Mitte Dezember, 
1406 zu Weihnachten vor, 1359 erscheint ein Termin zu Lätare, 1344 
am 2. Montag vor Micheli D. et A. X. 304, XXXV, 244, ÜB. o. E. VIL 
640, Rauch III, 464. 
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1391, 1393—1397), seltener mit zwei Hoftaidingen (1386, 
1390^ 1392), ausnahmsweise folgten auf ein einziges Hof- 
taiding im Jahre 1387 (montag nach gotzleichnam) vierHof- 
taidinge im folgenden, so dass auch hier das Minimum von 
fünf Hoftaidingen in zwei Jahren eingehalten erscheint. 

Die Dauer des einzelnen Hoftaidings betrug in der 
Regel 3, seltener 4 oder 5 Tage ^®^). 

3. Richter. Den Vorsitz im Hoftaiding führte zu- 
weilen der Herzog selbst. Abgesehen von Beispielen aus 
dem 1 3. und der ersten Hälfte des 1 4. Jahrhunderts (Anm. 102) 
beklagte sich u. A. 1376 der Propst von Klosterneuburg in 
der Hofschranne vor Herzog Albrecht HI und den Land- 
herren über die Misshandlung seines Ladebotens durch 
Niclas den Idungspeuger. 1384 wurde ebenso ein pro- 
cessualer Rechtssatz von den Urtheilern gefunden; 1396 
meldete der Propst von Reichersberg seinen Einspruch 
gegen die Pfändung von Gütern, »die in der Herzogen 
Land von Oesterreich nicht gelegen serin« vor den Herzogen 
Wilhelm und Albrecht IV u. d. m. ^®®). Das persönliche 
Eingreifen des Herzogs in den Gang der beim Hoftaiding 
anhängigen Processe durch Ansichziehen der Entscheidung, 
Ertheilung von Aufschüben u. dgl. kömmt gleichfalls nicht 
selten vor^®''). 

Der ordentliche Richter im Hoftaiding blieb aber der 
Hofrichter. Wann dessen Stelle als bleibendes Hofamt 



**») Im Frohnbuch erscheinen Gerichtsverhandlungen vorgemerkt: 
feria 2 bis feria 6 in placitUf aber auch feria 5 und 6 post placitum. 
Der Samstag und Sonntag erscheinen immer post placitum. 

»••) ÜB. o. E. VII, 640, Schlager S. 75, 73 und 117. 

*®^) Z. B. 1389 Aufschub der Verhandlungen zwischen Hannsen 
dem Neydecker und dem Kloster Minnbach auf daz nächst hoftaiding 
wann daz der herzog selb behören will N. 375 — ähnlich N. 471, dann 
1396 N. 1855 ex jussu ducum, N. 1929 u s. w. ex jussu ducum. Die 
Nummern beziehen sich auf eine von mir zum Drucke vorbereitete Ab- 
schrift des Frohnbuches. 



§ 9. Die Hoftaidinge. 73 

geschaffen wurde, ist nicht zu ermitteln. Vermuthlich be- 
gnügte man sich ursprünglich mit Hofrichtern von Fall zu 
Fall, d. h. der Herzog betraute den einen oder andern der 
obem Landrichter mit der Leitung des gerade bevor- 
stehenden Hoftaidings. Das mag eine gute Weile Hebung 
gewesen sein, denn Herr "Weichard von Topel, welcher der 
erste mir bekannte Hofrichter war, wird nicht vor 1314 
mit diesem Titel ausgezeichnet^^®), wiewohl es seit dem 
Jahre 1301 keineswegs an urkundlichen Nachrichten über 
seine Thätigkeit fehlt und er schon 1297 und 1311 ze den 
Zeiten lantrichter in Oesterreich heisst. Da sein gleich- 
namiger Sohn auch in der Folge gleichzeitig als Land- 
und Hofrichter vorkömmt ^^^), und neben ihm und dessen 
Nachfolger noch andere Landrichter in Oesterreich auf- 
treten ^^^), so ist es offenbar, dass die obern Landrichter 
fortbestanden, wenngleich mit einem veränderten Wirkungs- 
kreise, da die Landtaidinge allmählich in Vergessenheit 
gekommen waren, ferner dass einem von ihnen zugleich 
auch das Amt des Hofrichters übertragen wurde. Die 
wechselnde Terminologie in den Urkunden erklärt sich 
ganz leicht: Herr Weichard von Topel oder Herr Berthold 
von Pergau, bei welchem 1359 das Gleiche nachgewiesen 



i®8) Die österreichischen Herzöge verpfänden Wichardo de Topel 
judici curiae nostrae pro suis seruiciis gewisse Voigteigefälle; d. d. 
13U, 7. Sept. Archiv II, 548, N. 86. 

!«•) Als Landrichter in den Jahren 1320—1324, 1330, als Hofrichter 
1325, 1329 ff. Hahnthaler Recensus II, 288 ff., Hueber 67, N. 33, D. et 
A. XVI, 133, 136 ohne Titel öfters z. B. 1325 D. et A. XVI, 108. 
Perchtold von Pergau erscheint 1359 mit dem Titel Landrichter als 
Zeuge im üngeldpatent, aber ebenso als Hofrichter in Oesterreich ÜB. 
o. E. VII, 632, 670. 

"«) 1325 Ulrich von Dürrenbach, 1380 Haidenreich von Meissau, 
Landrichter in Oesterreich. D. et A. XVIII, 175; Friess Kuenring, Reg. 
834. Dagegen sind die obristen Landrichter in der Riedmark, im Mach- 
land u. s. w., welche im 14. Jahrhundert auftauchen, nicht hierher 
gehörig (vgl. w. u. § 15, bei Anra. 262) ÜB. o. E. V, 136, 280. VI. 123, 
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werden kann, bezeichneten sieh in amtlichen Urkunden je 
nach dem Gericht, in dem sie gerade thätig waren, als Land- 
oder Hofrichter, in andern Documenten beliebig oder selbst 
mit Weglassung jedes Amtstitels. 

Ueber die Bezüge des Hofrichters, welchem ein Hof- 
schrannenschreiber zur Seite sass, ist nichts bekannt. 

Neben dem Herzog oder dem Hofrichter finden wir 

mitunter noch andere Personen im Hoftaiding thätig. So 

den Hofmeister des Herzogs, welcher u. A. 1392 nebst 

Herzog Albrecht III die Streitsache zwischen Niclas dem 

Würfel und Alber dem Stuchsen von Trautmannsdorf 

verhören und verrichten sollte, so neben dem Hofrichter 

den Landmarschall in mehreren Fällen ^^^). Ja letzterer, 

welcher zur Zeit bereits eine gewisse Gerichtsbarkeit übte 

(§ 10), hat zuweilen auch im Hoftaiding den Vorsitz 
geführt 1^2), 

4. D in gpf licht. Im Gegensatz zu den Landtaidingen 
bestand keine allgemeine Pflicht zum Besuch der Hof- 
taidinge. Von den Parteien und solchen Personen ab- 
gesehen, welche aus irgend einem besondem Grunde, z. B. 
über Befehl des Herzogs zu kommen hatten, stand das 
Erscheinen beim Hoftaiding im Belieben des Einzelnen. 

5. Urtheiler. Der Ritterstand war, wenn auch nicht 
von Anbeginn, so doch alsbald nach dem Erstarken der 
Hoftaidinge von der Rechtsprechung in denselben aus- 



»") Frohnbuch N. 93.3, dann 921, 1677. Es handelt sich jedesmal 
um die gütliche Beilegung eines im Hoftaiding anhängigen Processes. 

"*) Rath und Bürger von Klosterneuburg berufen sich 1390 auf 
ein herzogliches Privileg, daz st sich nyndertalawo verantworten schul- 
letij denn in irem aigen gerichttn oder vor im selber und habent auch 
das geweyst mit irem prief vor dem marschalich in der hofscfvrann. 
1396 soll der Marschall den Propst von Reichersberg und den Schreiber 
des Herrn Heinrich von Wallsee, denen ein Aufschub in ihrer Streit- 
sache ertheilt worden war, mit seinem brief auf daz nast hoftaiding 
laden u. s. w. Frohnbuch N. 549, 1945, vgl. auch Schlager S. 91. 



§ 9. Die Hoftaidinge. 75 

geschlossen, und diese den Landherren vorbehalten^^'). 
Für dies Zugeständniss seitens Herzog Albrechts I gab der 
hohe Adel die Landtaidinge preis, in welchen die Ritter- 
massigen bereits Aufnahme in die Gerichtsbank erlangt 
hatten. Darum der heftige Widerstand der Ritter gegen 
die vom Herzog begünstigte Institution des Hofgerichts, in 
welcher sie einen Eingriff in ihre Stellung und wider das 
Landesherkommen erblickten, wie solches aus den Klagen 
Helblings unschwer entnommen werden kann. Als aber 
die Landtaidinge demungeachtet immer mehr und mehr an 
Bedeutung einbüssten, bis sie endlich unbemerkt ver- 
schwanden, da änderte der Ritterstand seine Taktik und 
versuchte nun gleichfalls Antheil an der Urtheilssprechung 
im Hoftaiding zu erkämpfen. Das scheint ihnen sehr ver- 
einzelt schon im Laufe des 14. Jahrhunderts geglückt zu 
sein^^*), ohne dass sie daraus einen Rechtsanspruch hätten 
ableiten können. Als jedoch nach dem Tode Albrechts IV 
die Wirren wegen der Vormundschaft über den unmündigen 
Landesfürsten Albrecht V ausbrachen und den Landständen 
einen bis dahin in Oesterreich unerhörten Einfluss ver- 
schafften, da fühlte die Ritterschaft die Zeit gekommen, 
um ihre Ansprüche auf Vertretung, ja auf Gleichberechti- 
gung im Hoftaiding mit Nachdruck zu verlangen. Der erste 
Schritt dazu geschah noch zur Zeit, da Herzog Wilhelm 
die Vormundschaft führte. Herren, Ritter und Knechte in 

**•) Der Landfriede von 1281 verordnet bezuglich desjenigen, 
welcher dem Auftrag gegen Landfriedensbrecher zu ziehen nicht nach- 
kömmt: deni sol der landesherr für sich gebieten vnd 8oU daz richten 
gegen einem dienstmanne nach der lantherren rät^ gegen den steten vnd 
gegen rittem vnd den chnappen nach der herren rät die des landes rat 
gesworen habent^ und nach der stet, ritter und der chnappen rät als 
man danne enein wirt. ÜB. o. E. III, 581. 

"*) So wird 1384 ein processualer Grundsatz im Hoftaiding „ze 
einem rechten erfunden*^ ze gegenbu/rt . . herzog Albrechts in Oester- 
reich und ander erber herren^ ritter und chnecht vil und genueg, 
Schlager S. 73. 
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Oesterreich liatten schon vor längerer Zeit die Gesellschaft 
der Haftel mit dem silbernen Stern unter sich zu gegen- 
seitiger Unterstützung gegen feindliche Angriffe errichtet, 
und Herzog Wilhelm war derselben im Jänner 1406 so- 
wohl für sich, als im Namen Herzog Albrechts V, seines 
Mündels beigetreten. In der Urkunde, welche er darüber 
ausstellte, verordnete er unter Berufung auf früheres Her- 
kommen, dass in Hinkunft das Hoftaiding von Fall zu Fall 
mit 6 Beisitzern aus dem hohen und niedern Landesadel 
besetzt werden solle '^^). Aber diese Verfügung scheint 
nicht durchgedrungen zu sein. Herzog Wilhelm starb nur 
wenige Monate später und seine Brüder, die Herzöge Ernst 
und Leopold geriethen sofort wegen der Vormundschaft 
über Herzog Albrecht V in bittersten Zwist. Jeder Theil 
suchte und fand seinen Anhang, Herzog Ernst unter den 
Landherren, Herzog Leopold unter der Ritterschaft, dass 
die Frage über die Besetzung der Hofschranne die Par- 
^eiung im Adel beherrschte, wird ausdrücklich bezeugt. 
»Da war Jammer und Noth in dem Land, es beraubte ein 
Theil den andern«^*®). Wirklich ist die Angelegenheit 
des Hoftaidings in allen Verhandlungen zwischen beiden 
feindlichen Brüdern eine beständig wiederkehrende. Der 
schiedsrichterliche Spruch der Stände vom 12. September 

***) Schlager S. 142 und correcter bei Rousset, Supplement I, 2, 
S. 311: „Des ersten toann unser Herren, ritter und knecht bei unsem 
vordem seligen zu einem jeglichen hoftäding in unser landschrann an 
dem rechten sein gesessen , also wellen wir sie noch dabey halten und 
meinen, dass dieselben unser herren, ritter und knecht hinfür bei einem 
jeglichen hoftäding in unser landschrann an dem rechten sitzen, also 
das dann alzeit aus herren, rittern und knechten sechs sitzen sollen 
welche dazu von inen gefordert und genommen werden. Vgl. auch Kurz 
Alhrecht II, Bd. I, 22. 

»!•) Kleine Klosterneuburger Chronik (Archiv VII, 239) 1407: In 
demselben jar was ein merklicher stoss und krieg zwischen den land- 
herren, rittern und knechten in Oesterreich van wegen irer rechten und 
hofschrann, und vil ander leuf wegen . . . 
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1406, der Vormund solle das Recht, die Hofschranne, 
beziehungsweise das Landgericht in den Gebieten unter 
und ob der Enns halten »als das von alter herkommen ist, 
damit dem Armen als dem Reichen ein geleiches Recht 
wiederfahre«, und an Beamten einen Landmarschall und 
einen Hofrichter bestellen ^^''), umging die Schwierigkeit 
der Lösung durch die gewählte Allgemeinheit der Passung. 
Entscheidung brachte erst das Jahr 1408, als sich beide 
Theile dem Ausspruch der Herzöge unterwarfen^*^). Die 
Herzöge wurden zwar nicht einig; Herzog Ernst, welcher 
den hohen Adel begünstigte und die Zurückweisung der 
Ritterschaft nicht durchsetzen konnte, erklärte seiner- 
seits, dass die Entscheidung dieser Frage bis zur Mündig- 
keit Herzog Albrechts V verschoben werden solle, »wann 
im die vorgenannten Herren, Ritter und Knecht und auch die 
Hofschrann zugehörent, der mag dann die egenannte Hof- 
schrann und dasselbe Recht wohl setzen wie das vor her- 
kommen ist, oder wie ihm das allerbest geuellet«. Bis dahin 
möge aber auch Keiner von den Streittheilen in der Hof- 
schranne sitzen. Herzog Leopold IV fällte hingegen wenige 
Tage später den Ausspruch in Anbetracht, dass ihm durch 
Augenzeugen und Gerichtsbriefe der Nachweis der Theil- 
nahme des Ritterstandes am Hoftaiding erbracht worden 
sei, »daz hinfür allzeit die Hofschrann und das Hoftaiding 
desselben Lands in Oesterreich . . . mit Herren, Rittern und 
Knechten besetzt sull werden, die das Recht in derselben Hof- 
schrann miteinander ertailen und sprechen ungeferleich«^^^. 
Damit war der Sieg der Ritterschaft, zugleich aber auch 
der Untergang des Hoftaidings entschieden. Schon wenig 



>") Rauch III, 457, 459. 

^") „Hilldergangbrief'* der Landlierren d. d. 1408, 27. April bei 
Hauch III, 470 ff. ^ 

»»») Rauch III, 480. 
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Jahre später verschwindet dasselbe spurlos ^^®) und es tritt 
an dessen Stelle ein Gericht mit rein ständischem Charakter, 
das landmarschallische Gericht (§ 10). 

lieber die Zusammensetzung der Gerichtsbank entschied 
der Richter nach freiem Ermessen von Fall zu FalP^*). 
Er wählte die Beisitzer aus den beim Hoftaiding anwesenden 
Personen, wobei es dann allerdings nahe lag, dass er Leute 
aus dem herzoglichen Rath und Männer seines Yertrauens 
immer wieder berief, und dadurch eine gewisse Stätigkeit 
unter den Urtheilern bewirkte. Sechs Beisitzer dürften die 
gewöhnliche Gerichtsbank gebildet haben, mindestens lässt 
die besprochene Verfügung Herzog Wilhelms vom Jahre 
1406 auf diese Zahl schliessen. Handelte es sich aber um 
ein Gesammturtheil, so vereinigten sich die Stimmen der 
Beisitzer mit jenen des Umstandes und die Zahl der Ur- 
• theiler war dann eine unbeschränkte ^^^). 

6. Competenz. In ganz Innerösterreich bestand in 
späterer Zeit die Unterscheidung von Lands- und Hof- 
rechten, indem man ersteren die petitorischen, letzteren 
die possessorischen Klagen zuwies ^^^). Da die gleiche 



*'^°) Das letzte mir bekannte HoftaidiiQg fällt ins Jahr 1412, Duel- 
lius hist. ord. Teuton. S. 75. Hasenöhrl, welcher S. 182 Anm. 10 eine 
jedoch unvollständige Reihe der Hofrichter in Oesterreich giebt, er- 
wähnt mit Bezug auf D. et A. XVIII, 523, dass in Urkunden des ge- 
dachten Jahres das letzte Mal vom Hofrichter die Rede sei. 

1") Maurer § 90, S. 118, § 144, S. 203. 

"*) Das Frohnbuch verzeichnet fol. 7 (Schlager S. 75) ein Gesammt- 
urtheil vom Jahre 1376 da der fand der Marschalich Herr Haydenreich 
von Meyssaw, Herr Albrecht von Pueckaym, der Graf von Pernstainy 
H. Chadolt von Ekcharzaw der älter und andere Herren vil und 
genueg. — Ein zweites Gesanimturtheil vom Jahre 1381 nennt dieselben 
Personen und überdies Bernhard von Meissau, Seiz von Kuenring, 
Albrecht von Rauhenstein, Conrad von Pottendorf, Andrä von Liechten- 
stein, paid Herren ChadoUen von Eckharczaw und ander Herren genueg, 

"•) Beckmann S. 433. — Erberg Observatio II, § 4 Landsrechten 
sind Judicium sive forum illud, in welchen regulariter alle die Herren 
und Landleut betreffende Spruch und actiones (ausser was Gewalt und 
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Terminologie auch in Oesterreich vorkömmt ^^*j, und die 
Landtaidinge, wie schon gesagt, noch eine Zeit lang neben 
den Hoftaidingen fortbestanden, so läge es nahe den Unter- 
schied zwischen genannten beiden Gerichten auf dem Gebiete 
der Competenz zu suchen. Die Frage erfordert jedoch 
vor ihrer Beantwortung ein näheres Eingehen auf die Sache 
selbst, da gerade in der Gerichtsverfassung, und bei Ab- 
gränzung der verschiedenen Gerichtsbarkeiten zwischen den 
einzelnen Erbländern der Habsburger die grösste Mannich- 
faltigkeit herrschte, und nicht selten ganz verschiedene 
Gerichtsstellen mit gleichen oder ähnlichen Namen be- 
zeichnet wurden. 

Possessorische Rechtsmittel kamen in Oesterreich, wie 
es scheint, über Initiative der Landesfürsten in Aufnahme. 
Das alte Landrecht beschränkte sich (Artikel 49) auf 
ßepressivmassregeln gegen Verübung von »Gewalt«. Der 
Landfrieden Ottokars vom Jahre 125 t verfügt die Wieder- 
einsetzung des Dejectus, doppelten Ersatz des Schadens, 
und Schirmung im Besitze durch so lange Zeit, als die Ent- 
wehrung gedauert hatte, und macht das richterliche Ein- 
schreiten nur davon abhängig, dass die Besitzstörung vom 
Kläger selbdritt mit seinen und des Eigens Hausgenossen 
eidlich erhärtet wird. Später zog man die Entscheidung 
jener Besitzstörungen, die vorhin im Landtaiding verhandelt 
worden waren ^^^), geradezu an den herzoglichen Hof. 
»Wir setzen und gebieten, wo in dem Land ein offener 
Gewalt geschieht, oder da einer den andern ofFenlich be- 
raubt, dem soll der Landrichter gebieten, dass er zu Hof 

Eiitwährungen sind) vorgenommen und erörtert werden ... die Hof- 
richter aber diejenigen Rechten ... in welchen alleinig Gewalt und 
EntWährungen, die sich vor Verscheinung Jahr und Tag verloffen, vor- 
genommen und clagt werden. 

"*) Suttinger Obs. IV. Die Injuri-Händel gehören nicht vor die 
Landsrechten, sondern vor die Hofrechten bey der hochlöbl. Regierung; 

1") Z. B. D. et A. I. 47 N. 44 d. d. 1259, 7. März Mautern. 
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kom und antwurt um den Gewalt«, verfügt §61 des österr. 
LREntwurfes in den Tagen Herzog Albrechts I. So waren 
denn Gewalt und ane Recht diejenigen Klagen, welche im 
Hoftaiding vorzugsweise zur Verhandlung kamen, und welche 
man darum geradezu als hofrechtliche bezeichnete ^^®). 
Während man jedoch in Innerösterreich bis in das vorige 
Jahrhundert hinab das possessorische und petitorische Ver- 
fahren an verschiedene Gerichtsstellen band, und streng 
zwischen Land- und Hofrechten sonderte, erwuchs in 
Oesterreich unter der Enns das Taiding am Hofe des 
Herzogs, das ursprünglich gleichfalls nur eine Ergänzung 
der Landtaidinge war, gar bald zu einer concurrirenden 
Gerichtsversammlung, in welcher ausser possessorischen 
Ansprüchen auch petitorische Klagen aller Art^^'') zum 
Austrag gelangten, so weit sie nicht bewegliche Habe be- 
trafen ^^*), oder vor einen besonderen Gerichtsstand zur 
Ausgleichung gehörten. In letzterer Beziehung verfügte 

*'^*) Darauf lassen die gerichtlichen Erkenntnisse und Weisthüiner 
schliessen, mit welchen das Frohnhuch eröffnet wird, Schlager S. 68 ff. 
Die spätem protokollarischen Einträge lassen in den meisten Fällen 
die Art der Klage nicht erkennen. Vgl. übrigens auch Wiener Str. B. 
Art. 76. 

"') Z. B. 1348 wegen einer Reallast, 1359 wegen eines Erhtails 
ÜB. 0. E. VII, 72, 640, 1339 wegen eines Weingartens, 1344 um einen 
Hof D. A. X, 273, 304. — 1342 um Gölten, 1347 Zuspruch eines 
Weingarteus wegen verfallenen Zehends, 1390 Zuspruch von Zehend- 
rechten Hueher 72, 75, 95, 1330 das Eigenthum an zwei Bauern- 
grunden D. A. XVI, 136. — Andere Beispiele 1335 D. A. XXXV, 244, 
1352, 1374 D. A. X. 336, 456, 1365 D. A. XVI, 274, 1374, 1394 D. A. 
XVIII, 352, 436, 1350 Huber 78, 1360 ÜB. o. E. VII, 686. — 1349 
Fischer II, 377 — 1383 Notizbl. 1851, 322 u. s. w. 

"*) Aufschub zwischen Ludwigen dem Huber und dem gtanzen 
Capitl der Ghorherrn zu Pazzau da haben die Herren umh ir Chlag 
erftmdeiiy daz si umb varunde Hab wol gewaigern mugen für im 
obristen und sol im dersclb gegen den Chorherren einen richter setzen 
niderhalb der Enns der im seiner chlag ein ent mache. Gescheh des 
nicht, so halt sich yeder tail seins rechten wider in die hofschrann. 
Frohnbuch N. 1947. 
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ein Gesammturtheil vom Jahre 1384, dass jeder wegen 
Gewalt oder Entwehrung Beklagte, welcher sich recht- 
zeitig aus der Frohn nimmt, d. h. die Richtergebühr ent- 
richtet, um zur Einrede zugelassen zu werden, das Recht 
h^be, entweder sich selbdritter, beziehungsweise durch 
seinen Alleineid von der Anschuldigung zu reinigen, oder 
zu verlangen, dass die Sache vor seinem Auetor aus- 
getragen werde, die Lehenssache vor dem Lehensherrn, 
Burgrecht vor dem Burgherrn, der Mönch vor seinem 
Klosterobem ^^^), Der Hofrichter ertheilte in einem solchen 
Falle einen Aufschub der Verhandlung bis zum nächsten 
Hoftaiding, damit die Angelegenheit in der Zwischenzeit 
vor den Richter komme, vor den der Geklagte »gewei- 
gert« hatte. Erfolgte diese Ausgleichung nicht recht- 
zeitig, so konnte der Hofrichter die Streitsache über An- 
langen des Klägers behufs ihrer Erledigung wieder an 

sich ziehen. 

Vor dem Hoftaiding erschienen nun unter den an- 
gegebenen Einschränkungen folgende Personen als Parteien. 

Als Geklagte regelmässig: Adel, Landherren, Ritter- 
stand und Geistlichkeit des Landes (Bischöfe, Prälaten, 
Pfarrer und Vicare), ausnahmsweise auch jene Bürger, 
welche ausser dem Weichbilde der Stadt Schlösser, Güter, 
Dörfer oder Holden besitzen, »davon Herrn Riitern und 
Knechten und auch andern Leuten Gewalt mag widerfahren« ^^^). 

Als Kläger: Adel, Geistlichkeit und überdies der 
Bürgerstand. Juden traten nur ausnahmsweise für sich 
oder als Bevollmächtigte von Christen, herrschaftliche 
Unterthanen niemals im Hoftaiding auf ^^^). 

»") Schlager S. 70, e. 

*•") Gesammturtheil vom Jahre 1371 bei Schlager S. 74, h, den 
gleichen Grundsatz spricht auch das steirische Landrecht aus, Art. 197 : 
ain pawr mag nicht ein gewält tun; ain purger der lehen vnd aigen 
haty den spricht man wol an vmb ein gewalt. 

"*) Belege im Frohnbuch zum Theil schon aus Schlagers Auszug 

Lufl Chili; Gerichtswesen. 6 
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§ 10. Das landmarschallische Gericht. 

Der Marschall war an den meisten Höfen im Laufe 
der Zeit zum wichtigsten Hausbeamten geworden. Aus 
dem Aufseher über die Stallungen des Herrn war er zum 
Vorsteher über die Reiterei emporgestiegen. Als solcher 
hatte er den Vorsitz in den Versammlungen der Ritter- 
schaft, und da er als Hausbeamte eine Aufsicht über die 
in seinem Amte Dienenden gehabt hatte, diese aber unter 
seiner Anführung mit ihm zu Felde zogen, ward jene Auf- 
sicht über bestimmte Leute zu einer Gerichtsbarkeit in 
allen Sachen, die sich auf das Kriegswesen bezogen ^^^). 
Dieselbe beschränkte sich ursprünglich auf die Zeit der 
Feldzüge, wurde aber immer weiter ausgedehnt, bis ihr 
stchliesslich die Ritter durchaus unterworfen wurden. Als 
Anführer der bewaffneten Macht hatte der Marschall die 
Vollstreckung herzoglicher Befehle, späterhin, sobald es 
sich um Landfriedensbrüche handelte, auch richterlicher 
Urtheile, mittelst Waffengewalt zu besorgen. So erweiterte 
sich die ihm zustehende Wirksamkeit immer mehr. 

Die Zeugnisse für den hier geschilderten Entwicklungs- 
gang reichen in Oesterreich bis in die Zeit der Babenberger 
zurück. Bei dem Fürstentag, den Herzog Leopold VI im 
Jahre 1224 zu Friesach abhält^'*), fällt seinem Marschall 



zu entnehmen. Zu den selteneren Fällen^ gehört N. 405 Klage des 
Al)ts von Formbach gegen den Abt von Lilienfeld 1389. 1387 fröhnt 
der Jude Herzel an Stelle des Abts von Melk. Schlager S. 85. (Ein- 
mal erscheinen auch die „perchgnassen alle gemainleich die an dem 
perg ze PaisUng (bei Sieghardskirchen) Weingarten habent^* N. 1381, 
allein hier handelt es sich nicht um arme Häuer, sondern um eine 
Streitgenossenschafl sämmtlicher Wein garten besitzer, welche sich durch 
Hans den Pflug als gemeinsamen Bevollmächtigten vertreten Hessen. 

*•*) Daher soll der Marschall auch nach dem österreichischen Land- 
rechtsentwurf vom Jahre 1298 über Plünderung „in dem heruart rich- 
ten oder wo man 's ihm clagt" § 55. 

»»») Fürth Ministerialen § 134, S. 201 flf. Ulrich v. Liechtenstein, 
Frauendienst ed. Earajan S. 64 V. 23. Dass damit die Pflicht ver- 
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die Aufgabe zu, die Ankommenden zu bitten: daz man da 
w(ßre gezogenlich. Der Marschall desselben Herzogs ant- 
wortet den klagenden Wiener Bürgern Pfander von den- 
jenigen Ministerialen ein, welche die Bezahlung ihrer 
Schulden verweigerten. Das Todesurtheil gegen die beiden 
gefangenen Waisen soll der Marschall auf Befehl Herzog 
Friedrichs II vollziehen u. dgl. m. ^'*). 

Zur Zeit der Babenberger ist durchweg in den Urkunden 
einfach vom Marschall des Herzogs (marschallus dtuds, m. 
noster) die Rede. Das Amt wechselte zwischen den an- 
gesehensten Dienstmannengeschlechtern , je nachdem der 
Herzog die Wahl traf; seit dem Jahre 1232 erscheinen 
jedoch nur noch die mächtigen Euenringe im Besitze des- 
selben. Es dürfte ihnen also dies Amt damals oder bald 
darauf zu Lehen gegeben worden sein, geradeso, wie sich 
das Truchsessenamt seit 1188 im Besitz der Seefelder 
befand, oder Conrad vonHindberg 1241 mit demEämmerer- 
amte belehnt worden war. Alsbald nach dem Aussterben 
des alten Herrschergeschlechtes (1248) wird jedoch das 
Epitheton dtms oder noster durch den Beisatz Äustriae 
ersetzt ^^^). Das Amt sowie dessen Rechte und Pflichten 
werden somit von da ab nicht mit der Person des Herzogs, 
sondern mit dem Herzogthum, das von Eaiser und Reich 
zu Lehen ging, in enge Verbindung gebracht, ähnlich wie 
schon das Landesrecht Dienstmannen kennt, die zu dem 



bundea war, Gewalttbätigkeiten durch Androhung schwerer Strafen für 
die Friedensbrecher zu verhindern, lehrt die bei Fürth S. 205 abge- 
druckte Stelle aus Parcival. 

"*) Enenkl bei Rauch Ss. I, 306: Wer in da nicht gelten wolt, 
phenning silber und golt, dem antwürt der marschalich ein phanty dann 
I, 366: Für si hinauz von mir^ slach in ah die haupt schir sprach er 
(der Herzog) jsu sein marschalich gut. 

»») Belege bei Meiller B. R. S. 317, dann in Denkschr. VIII, 81, 
Sava, Siegel der Landeserbämter, in Ber. d. Alterthv. V. 47. — Hadmarus 
de Chunringe marschalcus Äustriae 1248 bei Friess Reg. 235. 

6* 
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Land gehören, und die von dem Reiche des Landesherm 
Lehen sind. (Art. 1 u. 2.) 

Die Kuenringe von Weitra, welche sich selbst die 
gewaltigen Marschälle von Oesterreich nannten ^**), büssten 
ihr Amt im Jahre 1278 durch richterlichen Spruch wegen 
hochverrätherischer Umtriebe ein. König Iludolf verlieh 
es noch im gleichen Jahre an die Meissauer, bei welchen 
es dann bis zu deren Erlöschen im Jahre 1440 verblieb. 

Das Marschallamt in Oesterreich verlor, seitdem es 
erblich geworden war, mehr und mehr von seinem ursprüng- 
lichen Charakter, und wurde schliesslich ein Ehrenamt mit 
der Verpflichtung zur symbolischen Dienstleistung bei feier- 
lichen Gelegenheiten und dem Ansprüche auf gewisse Ehren- 
vorzüge und Gefalle. Da jedoch ausser dieser repräsen- 
tativen Seite auch die übrigen Keime weiter entwickelt 
wurden, welche im alten Marschallamt vorhanden waren, 
so kam es dahin, dass letztere mit der Zeit ausgeschieden, 
und eigenen gleichfalls mit dem Marschallstitel ausgestatteten 
Vertretern übertragen wurden. Auf diese Weise entstanden 
in Oesterreich schon in den Tagen Herzog Albrechts I drei 
verschiedene Marschalls würden : 

1. Die Stelle des obristen Erbmarschalls, oder Erb- 
landmarschalls, das Ehrenamt, das sich, wie schon erwähnt, 
im lehensrechtlichen Besitze der Meissauer, später der 
"Wallsee, Schaunburge u. s. w. befand ^^''). Sie ist die 
directe Fortbildung der marschalU Austriebe. Die Meissauer 
bedienten sich dieses herkömmlichen Ausdrucks bis zum 
Jahre 1332, legten sich aber seither den Titel von obristen 
Marschällen in Oesterreich bei^^®). Anfänglich mag der 



"•) 1259 Heinricus de Weitra, potens marschalcus Austriae Friess 
R. 281. Der Verlust des Marschall am ts fällt zwisehen den 16. April 
und 12. Aug. 1278 a. a. 0. N. 332 und 335. 

»») Wurmbrand Coli. 285 ff. Sava a. a. 0., S. 48. 

"•) 1332, 1. Jänn. Wien, heisst Stephan von Meissau im Gegen- 
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Erbmarschall noch eine gewisse Gerichtsbarkeit behalten 
haben, mindestens wird noch 1303 darauf Gewicht gelegt, 
dass vor dem Marschall Stephan von Meissau die Yer- 
äusserung eines vrayz-aygen erfolgt sei ^^®), späterhin ver- 
liert sich jede Spur einer solchen. Die Aufzeichnung von 
etwa 1430 über die »Recht des öbristen Marschallambt, so 
die von Meissau zu demselben Ambt haben von meinem 
Herrn von Oesterreich«, lässt ihn als den Bannerträger des 
Herzogthums erscheinen, und kennt nur militärische Ver- 
pflichtungen ^*®). 

2. Die Besorgung der entsprechenden Hofdienste war 
den seit Anfitng des 14. Jahrhunderts genannten Hof- 
marschällen übertragend*^). Dieselben waren eigentliche 
Beamte, welche ihre Stelle vom Herzog nach freiem Er- 
messen empfingen und bis auf Widerruf verwalteten. Von 
der Jurisdiction über die Hofbeamten u. s. w., welche 
ihnen später eingeräumt wurde, wird in § 24 die Rede sein. 

3. Das Amt des Landmarschalls, das in den Tagen 
Herzog Albrechts I Hermann von Landenberg bekleidete ^*2), 

satz zum Grafen Ulrich von Pfannberg, welcher einfach (Land-) Mar- 
schall von Oesterreich genannt wird, obrister ma/rschalch in Österreich, 
am 24. Juni d. J. dagegen in einer Urkunde, in welcher er allein auf- 
tritt, einfach marschalch in Osterreich ÜB. o. E. VI, 43 und D. A. 
VI, 273. 

*••) D. A. VI, 283 vor dem diez dinch ist geschehen^ der sein auch 
gezeug ist .... diz dinch ist geschehen etc. 

"0) Kurz Kg. Albrecht II, 2, S. 332. 

***) 1303, 1320 Bitrich von Pylichtorf hofmarschdlich ze Oester- 
reich, ÜB. o. E. VI, 602, Hueber S. 60, N. 16; 1312, 1323, einfach mar- 
schalich von Pillichdorf, ÜB. o. E. V, 81, 348. 

1") ÜB. 0. E. IV, 602. — 1359, Marktfreiheit für das Dorf Holenburg 
u. d. Zeugen Stephan von Meissau obrister marschalk in Oesterreich . . 
Hermann von Landenberg unser lantmarschalk in Oesterreich . . . 
Hainrich von Haggenberg vnser hofmarschalk, D. A. XXXV, 327, 
ebenso im Freiheitsbrief für Spital am Pyhrn vom 14. Nov. d. J., nur 
ist inzwischen Haggenberg zum Hofmeister vorgerückt und durch Pil- 
grim den Streun als Hofmarschall ersetzt. ÜB. o. E. VII, 670. Vor 
dieser Zeit führte auch der Landmarschall einfach den Marschalltitel. 
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umfasste Yon Anbeginn u. A. die Obsorge für Aufrecht- 
haltung des Landfriedens und damit zusammenhängend eine 
wichtige Qerichtsbarkeit. Landrichter und Landmarschall 
sollen nach dem LREntwurfe von 1298 § 61 das Er- 
scheinen solcher Parteien erzwingen, welche wegen ver- 
übter Gewalt vor den Landesherm geladen sind, und die 
Burgen derjenigen niederbrennen, welche Geächteten wissent- 
lich Unterstand gewähren. Der Landmarschall erscheint 
demnach als das höchste Organ der Executive für gericht- 
liche Erkenntnisse, ihm liegt die Yerwahrung von Staats- 
verbrechern ob^**), er war bei dem Inquisitionsverfahren 
der Landfrage, dem Gerannen, durch welche man das Land 
in summarischer Weise von Landfriedensbrechem und 
andern Uebelthätem reinigen wollte, neben dem Hofrichter 
einer der Meister des Geräunens u. d. m. ^**). Aber mit 
allem diesen war seine richterliche Thätigkeit noch nicht 
erschöpft. Anknüpfend an die ehemalige Stellung des 
Marschalls und an dessen Aufgabe, die bewaffnete Macht 
gegen die Landfriedensbrecher zu führen, gilt er als der 
Anführer der Ritterschaft, und somit als der natürliche 
Stellvertreter des Herzogs im herzoglichen Lehensgericht, 
nicht minder infolge positiver Vorschrift in allen Beschwerden 
gegen die mit der Einhebung des Ungelds (Accis) betrauten 
herzoglichen Beamten ^*'). Ausserdem vertrat er den Herzog 
über besondern Auftrag nicht selten in jenen Fällen, welche 



**•) Bürgermeister Vorlauf und die übrigen Häupter der Wiener 
Unzufriedenen, welche H. Leopold IV 1408 enthaupten Hess, wurden 
in domo marscälci in loco malefactorum qui Jopa vocatur gefangen ge- 
halten. Ebendorfer bei Fez Ss. II, Sp. 835. 

***) Pez Ss. I, 1164 zum J. 1402. — Das Gleiche wird von Eben- 
dorfer a. a. 0. II, Sp. 839 zum J. 1409 bezeugt. 

»*») Bezüglich der Ungelter s. den Ungeldbrief von 1359 ÜB. o. E. 
VII, 631; bezüglich des Vorsitzes im Lehengericht, vgl. L.-Birk IV, 
N. 661 d. d. 1365, 20. März, W. Neustadt, dann D. A. XVI, 292, N. 265/7 
(1370), vgl. auch w. u. 8 18. 
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sioh dieser der eigenen Entscheidung vorbehalten hatte, 
also namentlich in Angelegenheiten der Landesklöster und 
der geistlichen Stifte ^*^). So kam es, dass der Land- 
marschall in den Tagen Herzog Rudolfs IV zur selben Zeit, 
wo für dies Amt der später übliche Titel aufkam ^*''), schon 
so sehr Geriehtsperson war, dass er ein eigenes Gerichts- 
siegel führte, dessen sogar der Hofrichter entbehrte ^*^), 
dass der Landmarschall als Person bezeichnet wird, vor 
der man ßecht geben und nehmen müsse, und dass ihm 
daher auch in den Urtheilen, von den Urtheilsfindern ^*®) 
aufgetragen wurde, die siegende Partei als ein »Land- 
marschallich von Gerichtswegen« im Besitze der zugespro- 
chenen Sache zu schirmen. 

Während der ganzen Zeit, aus welcher obige Beispiele 
stammen, bestand das Hoftaiding. Es ist demnach erwiesen, 
dass der Landmarschall schon lange vor dem Aufhören der 
Hoftaidinge eine gewisse Gerichtsbarkeit übte, und dass 



"•) Z. B. D. A. X, 337 zum J. 1352, dann die Anm. 112 aus dem 
Frohnbuch mitgetheilten Beispiele. 

>*') S. Anm. 142. — Fischer, Klosterneuburg II, 326 führt eine 
Urkunde von 1306 an, welche bereits an den lantmarschalich in Oster- 
reich adressirt ist, allein dieselbe ist nicht unverdächtig. 

***) Diese siegeln mit ihrem gewöhnlichen Familiensiegel, so Wei- 
chard von Topel 1347 (Hueber T. XVI, N. 3) und auch Berthold von 
Pergau an einer im Archiv der n. Ö. Landschaft bewahrten Urkunde 
von 1371. Dagegen führten die Landmarschälle Hermann von Landen- 
berg 1360 und Leutold von Stadeck 1361 Siegel mit doppelter Um- 
schrift und dem Bilde des Herzogs, welcher das Gerichtsschwert hält, 
z. B.: S.LEVTOLDI DE STADEG MARSGHALLI AUSTER. DUCAT und 
RVDOLF. QR. ARGHIDUX. AUSTR. Vgl. Sava a. a. 0. S. 61. 

**•) Herzog Albrecht III bestimmt den passauischen Unterthanen 
a. s. w. die Gerichtsstellen in Prozessen mit seinen Unterthanen 1372: 
. . vor unsem houbtleuten^ lantmarschälich oder andern vnsern ampU 
luten, der Bischof dagegen soll sich verantworten ze seinen lebtagen 
vor unser oder vor unserm lieben bruder . . vnd nicht anderswa. M. B. 
XXX/2, 302. 
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dieselbe zu Anfang des 15. Jahrhunderts bereits feste Um- 
risse gewonnen hatte ^^^). 

Die Wirren des Vormundschaftsstreites, namentlich das 
Zerwürfniss zwischen Landherrn und Rittermässigen wegen 
Besetzung der Urtheilsbank im Hoftaiding hatten die Noth- 
w^endigkeit einer Umgestaltung dieses veralteten Hofgerichts 
ergeben. 

Herzog Albrecht V, welcher nach erlangter Selbst- 
ständigkeit ungeachtet seiner Jugend sofort die Gerechtig- 
keit strenge handhabte**^), scheint den Tod des alten ver- 
dienten Hofrichters Albrecht Ottensteiner abgewartet zu 
haben, ehe er zu einschneidenden Massregeln griff. Mit 
dem Jahre 1412 schwinden, wie wir gesehen haben, die 
letzten Nachrichten über das Hoftaiding. Gleichzeitig mehren 
sich die Zeugnisse für die steigende Bedeutung des land- 
marschallischen Gerichtes, das um 1420 schon vollkommen 
ausgebildet erscheint und den Charakter eines rein ständi- 
schen Gerichtes aufweist. Die weitern Schicksale des land- 
marschallischen Gerichtes während des Mittelalters sollen 
in die Untersuchungen über dessen Zusammensetzung und 
Competenz verflochten werden. 

a) Richter. Der Vorsitz des Herzogs entfällt in 
diesem Gerichte völlig, er gebührt dem Landmarschall, und 
in dessen Abwesenheit oder Verhinderung dem Land- 
untermarschall. 

Der Landmarschall ursprünglich bloss Beamter des 
Herzogs, war unvermerkt an die Spitze der ganzen Land- 
schaft gelangt, und galt seitdem (vor 1440) auch als Würden- 



^»») M. B. XXXI/2, 65 vom J. 1406 ein zweites Beispiel vom J. 1407 
Revers das Recht zu suchen vor dem Landmarschall oder wo man es 
nach Landrecht billig nehmen mag L.-Birk V, N. 828. 

*'^) Zwei Beispiele, dass er die Verfälschung von Urkunden selbst 
an seinen Lieblingen mit dem Feuertode bestrafte, aus den J. 1413 und 
1414 bei Ebendorfer Pez, Ss. II, S. 843/4. 
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träger der Stände. Dem entsprach, dass fortan bei Be- 
setzung dieses Postens eine Mitwirkung der Stände wahr- 
nehmbar ist, welche in dem zwar nicht bindenden, aber 
gemeiniglich berücksichtigten Vorschlag einer oder mehrerer 
Personen des Herrenstandes zu diesem Posten bestand ^^^). 
Die Ernennung erfolgte durch den Landesfürsten, vermuth- 
lich auf eine bestimmte Zeit, etwa auf ein Jahr, nach deren 
Ablauf dann mit wechselseitigem Einverständniss eine Ver- 
längerung eintreten sollte. Ein besonderer Eid, den der 
Landmarschall dem Landesfürsten leistete, verpflichtete ihn, 
für die Sicherheit der Strassen nach Kräften zu sorgen, 
jedermann ein gerechter Richter zu sein, und den landes- 
fürstlichen Amtleuten bei Einhebung der landesfürstlichen 
Gefalle und sonst auf Anlangen behilflich zu sein^^^). 
Für seine Mühewaltung erhielt der Landmarschall vom 
Landesfürsten einen »Sold«, musste jedoch von demselben 
die L^ute, die er von Amtswegen brauchte: den Land- 
schreiber, Frohnboten, den Untermarschall selbst bezalen^^*). 



»2) Zum J. 1440 s. Ghmel Friedrich IV, II, 35, -über die Verhand- 
lungen, welche 1479 aus diesem Anlass zwischen der Landschaft und 
dem Grafen Michael von Maidburg wegen Wiederübernahme des Land- 
marschallpostens gepflogen wurden, vgl. M. Habs. 1/3, 313, 354. 

"») Z. B. 1476. M. Habs. 1/3, 664. Als Rath war der Land- 
marschall überdies dem Landesfürsten zur Bewahrung des Amtsgeheim- 
nisses verpflichtet. 

"*) Der Landmarschall Pilgrim vonPucheim bezog 1427 alle Qua- 
lember in Vorhinein 100 Pfd. von Hubmeisteramt und 16 Pfd. aus den 
Einkünften der Münze, Formelbuch f. 92. Jörg von Pottendorf bean- 
spruchte für das 1466 — 1472 verwaltete Landmarschallamt jährlich 
1000 fl. und überdies 200 Pfd. als k. Rath nachdem das landrecht lange 
zeit sein gang vnd ein Landmarschall vil mue hat haben muessen. Der 
Kaiser bestritt letztere Forderung, denn jeder Landmarschall sei Rath, 
darumb er sein landmarschalh sold hat. M. Habs. J/2, 290 fif. Graf Michael 
von Maid bürg beschwert sich 1479 als die Landschaft mit ihm Verhand- 
lungen wegen neuerlicher Uebernahme des Landmarschallpostens pflog, 
dass ihm sein verdienter Sold schon durch 2^4 Jahre ausständig sei, 
später über die Unzulänglichkeit des Angebots, da ihm nur 600 Pfd. Pfennige 
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Ganz das Gleiche, was über die Besetzung des Land- 
marschallpostena gesagt wurde, gilt auch vom stellvertreten- 
den Landesuntermarschall, welcher aus dem ßitterstande 
genommen wurde. 

b) Xlrtheiler. Für die Besetzung der Gerichtsbank 
im Landmarschallgericht (dem Landesrecht) galten anfäng- 
lich dieselben Grundsätze, wie beim Hofgericht. Der Land- 
marschall bildete sie von Fall zu Fall aus den Anwesenden, 
und musste seit dem Jahre 1408 dabei ebenmässig den 
Herren- wie den Ritterstand berücksichtigen^*^*). Dies galt 
noch 1443, doch mit der Beschränkung, »ob eins tails zu 
wenig und nicht ein benügcn war so mag man des andern 
tails dester mehr setzen, damit das Recht gefudert sein 
Gang habe, und nicht verhindert werde« ^••). 

Im Ordnungsbrief^ der auf dem folgenden Landtage 
(20. März 1444) zwischen König Friedrich IV als Vormund 
König Ladislaus' und den österreichischen Ständen ver- 
einbart wurde, ist jedoch dies Princip bereits verlassen. 
Die Stände präsentirten fortan eine wechselnde Zahl von 
Candidaten aus dem Herren- und dem Ritterstande ^*''), 
aus welchen dann der Landesfürst je drei als Beisitzer 
ernannte, »die stätig das Landrecht mitsambt demselben 



der ytz gemainen müns geben werden sollen^ wann ich die leut die ich 
von ambtswegen habn muss, dauon nicht aushalten mocht MiMSt ich 
umbsunst dienen, und dannoch mein aigen gelt dar zu geben, a. a. 0. 
1/3, 313, 355. — Noch 1652 wird dem neu ernannten Landes-Unter- 
marschall von der Regierung ein bestimmtes Einkommen nur im 
Gnadenweg »andern aber zu keiner Gonsequenz« passirt. Erst 1657 
wurde eine förmliche Besoldung von 700 fl. angewiesen, Suttinger s. v. 
Landes-Unterm arschall. 

»») Ein Urtheil vom J. 1406 (M. B. XXXI/2, 65) erwähnt nur 
Herren als Rechtssprecher, später erscheinen regelmässig »Äerrcw, ritter 
und chnecht die dazemalen . . . an den rechten sassen. 

»") Kollär II, 1134, d. d. 6. Dez. 1443. 

*") 1478: 7 Herren und 13 Ritter und Knechte, 1479: 6 und 6 
M. Habs. 1/2 627, 1/3, 371 vgl. auch 1/2, 550 und 1/3, 336, 362. 
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unserm Landmarschall helfen zu besitzen«. Ausserdem 
sollte es diesem freistehen die Gerichtsbank von Fall zu 
Fall aus den anwesenden Herren, Rittern und Knechten 
zu ergänzen ^*^). Eine Folge der ständigen Ernennung 
war, dass der Landesfürst alsbald von den Beisitzern einen 
Amtseid, diese aber von ihm eine Besoldung verlangten. 
Der letztere Anspruch wurde noch 1460 nur gnadenweise 
bewilligt, »da man denselben Solds nicht pflichtig wäre«, 
wurde aber seitdem etwas Bleibendes ^**). 

c) Die Competenz der landmarschallischen Gerichte 
war im 15. Jahrhunderte nicht fest abgegrenzt. Unzweifel- 
haft war das Landrecht der ordentliche Gerichtsstand, bei 
welchem der Herren- und Bitterstand und überdies alle 
Besitzer von Herrengülten, also auch Geistlichkeit und 
einzelne Bürger, bei welchen dies Moment zutraf, belangt 
werden konnten, soweit nicht die Klage vor ein eigenes 
Causalgericht gehörte, ferner der Gerichtsstand, vor welchem 
Landfriedensbrüche gerechtfertigt werden mussten. Ausser- 
dem hatte aber der Landmarschall, wie dies schon im 
Ungeldspatent von 1359 angedeutet ist, auch eine gewisse 
Jurisdiction über die herzoglichen Unterbeamten, über die 
Ungelter, die Pfleger landesfürstlicher Kammergüter, die 
untern Landrichter u. d. in. Er ertheilt ihnen über An- 
langen von Parteien verschiedene Aufträge, und ladet sie 
zur Verantwortung gegen erhobene Beschwerden vor sein 
Gericht. Rechnet man noch hinzu, dass der Herzog häufig 
Klagen, deren Entscheidung er sich vorbehalten hatte, durch 
besondern Auftrag dem Landmarschall zur Untersuchung 



"') Vnd er soll vnd mag sust darzu von Herren^ rittern vnd knech- 
ten als ver er das je zu Zeiten mag stat gehaben als uü nemen, vnd die 
niedersetzen^ damit das landsrecht notdurfticlichen besetzt und geregirt 
mug werden. Kollär II, 1170. 

»••) Caimel, Material 11/198, M. Habs. 1/3, 663 a. a. 0. 664, auch 
der Wortlaut des Eides für 3 neuernannte Beisitzer. 
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und Erledigung überliess, dass andere Jurisdictionsinhaber 
diesem Beispiele folgten ^^®), und dass er endlich nicht 
selten auch in solchen Fällen als Richter bezeichnet wurde, 
in welchen die Wahl des Forums bei den Beklagten stand ^^^), 
so erhält man einen Einblick in die Mannichfaltigkeit der 
vor dem Landrecht verhandelten Angelegenheiten. 

Der Geschäftsgang bei dem Landmarschallgerichte gab 
übrigens schon im 15. Jahrhundert vielfach Anlass zu 
Klagen. In den Landtagsverhandlungen aus der langen 
RegierungszeJt König Friedrichs IV ist die Forderung 
geradezu ständig, der Landesfürst möge sorgen, dass das 
Landesrecht mit einem tauglichen, mit einem gewaltigen 
Landmarschall besetzt werde, damit es seinen ungestörten 
Gang nehme, und dem Armen wie dem Reichen sein Recht 
werde ^^*). Der Kaiser antwortete mit dem Hinweis, wie 
schwer Ihm dies falle, nachdem die vorgeschlagenen Can- 
didaten die XJebernahme des Amtes verweigerten. Die 
Stände ihrerseits protestirten gegen die Neuerung, dass 
Geistliche und Gäste (Nicht - Oesterreicher) zu Beisitzern 
ernannt würden. Der Kaiser entgegnete, er habe dies 



jeoj J427 . . daz mich . . die . . abtessin zu 8» Klaren hie zu rich- 
ter gesatzt hat vnd mir ganzen gewält gegeben haben vber die Zuspruch. 
Formelbuch f. 98. 

^•^) Z. B. »umb allen gehaizz und umb versprochen sach mag ye- 
dermann wol gewaigern fuer seinen herren oder seinen richter darumb 
ausgezaigen^ Gesammturtheil vom 2. Juni 1393, Schlager S. 102. 

*•*) Z. B. 1440, 30. Nov. das das recht sein für gang hab und ein 
landmarschalch gesetzt werd. Da sein die lantlewt uberein worden^ 
dass unser gnedigster herr der kunig herm Hannsen von Eberstorff zu 
ainem landmarschalich aufnem vnd dass zu einem undermarschalich ein 
rittermässiger wurd genommen u. s. w. Kollär An. II, 858, dann D. 
A. VII, 369 zum J. 1463 die Landschaft möge ein oder mer zu mar- 
schalchen vnd beysitzem furnemen, sein kuniglichen gnaden die ver- 
künden daraus ze nehmen die . . . land vnd lewten nutzlich sind^ dann 
Mon. Habs. I, 3, S. 397. Unzählige Male wiederholen die Landtags- 
verhandlungen die allgemein gehaltene Forderung, dass das Landsrecht 
mit einem tauglichen, mit einem gewaltigen Marschall besetzt werde. 
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nothgedrungen gethan, um einem Gerichtsstillstand vor- 
zubeugen, nachdem die darum angesprochenen »Herren« 
die Uebernahme der besoldeten Beisitzerstellen verweigert 
hätten, oder er habe die verlangten Beisitzer ernannt, nun 
sei es an der Landschaft* zu sorgen, »dass man das Land- 
recht besitze und geen lasse« ^®^). 

Noch übler wurde die Lage des Landrechtens, als in- 
folge der unglücklichen Kriege K. Friedrichs III ein grosser 
Theil von Niederösterreich mit der Hauptstadt Wien vor- 
übergehend (1485 — 1490) in die Hände des ungarischen 
Königs gelangte, und die Bewohner des Landes in zwei 
politischen Parteien gegeneinander standen. 

Die Maschine des landmarschallischen Gerichts gerieth 
zwar nicht ins Stocken ^^*), Herr Christof von Liechtenstein, 
welcher wegen seiner Anhänglichkeit an König Mathias 
die Landmarschallstelle (spätestens seit 1487) bekleidete, 
behielt sein Amt auch dann, als Wien und das Land unter 
der Enns wieder unter die Botmässigkeit der Habsburger 
zurückgekehrt waren. Die während der Zwischenregierung 
erflossenen Urtheile wurden im Ganzen als rechtsverbind- 
lich betrachtet, wenn es auch Vorsichtige gab, welche sich 
dessen durch förmliche Bestätigungen seitens der Habs- 
burger zu vergewissern suchten ^®^). Allein dem allen un- 



»") D. A. VII, 192 Chmel Mater. II, 198 und die Stelle über des 
Kaisers Prozess mit Fronauer in Anm. 173, sänimtlich zum J. 1460; 
Mon. Hab. I, 3, S. 362, 370, zum J. 1479. 

*•*) Urtheile des landmarschalischen Gerichts zu Wien von 1488. 
1489 im Archiv der n. ö. L. N. 3277, 3293. In beiden ist Christof von 
Liechtenstein von Nicolsburg als Landmarschall thätig, ebenso 1494 
a. a. 0. N. 3364, 3378. Nach Wurmbrand Collect. S. 207 soll Christoph 
von Liechtenstein den Landmarschallsposten von 1471—1493 ununter- 
brochen bekleidet haben, was unrichtig ist. Das Decret K. Friedrichs 
vom J. 1493, durch welches er nach Wiedereroberung Wiens zum Land- 
marschall bestellt wird, a. a. 0. S. 207. 

"•) So Hess sich Nicolesch von Puchau einen Gerichtsbrief von 
weiland Matthiasen kunigen von Hungern durch Kg. Max I bestätigen 
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geachtet war es mit dem landmarschallischen Gericht zu 
Ausgang des Mittelalters übel bestellt. Wir wissen von 
einem tiefgehenden Zerwürfniss zwischen dem Landmarschall 
Benusch von Eberstorf und den Beisitzern, welcher (im 
Jahre 1510) dahin führte, dass Kaiser Maximilian das ganze 
Personal bis auf gerichtlichen Austrag ihrer Streitigkeiten 
des Dienstes enthob, und für die Zwischenzeit einen neuen 
Marschall und Untermarschall nebst sechs Beisitzern er- 
nannte. Durch nicht weniger als fünf Jahre (seit dem 
jüngsten hungrischen Krieg 1504) hatte das Landsrecht 
still gestanden, »dadurch der gemain Mann stcer Verderben 
geduldt«, klagten 1509 die Stände von Oesterreich unter 
der Enns^**). 

Die weiteren Geschicke des Landmarschallgerichtes 
gehören nicht mehr in den Bahmen dieser Arbeit. Es ge- 
nügt, hervorzuheben, dass die Bedeutung desselben mehr 
und mehr zu Gunsten der landesfürstlichen Gerichte in 
Hintergrund trat. Die Appellationen gegen Urtheile des 
landmarschallischen Gerichts, noch durch das Augsburger 
Libell von 1510 als unstatthaft erklärt, wurden, nach dem 
Zeugniss der Landrechtens- Ordnung von 1540 schon bald 
darauf zwischen 1520 — 26 von Ferdinand I »zu Aufnehm- 
bung des Erzherzogthums Oesterreich u. d. Enns und 
insonderheit zu Furderung des Rechtens« eingeführt und 
sollten an des Landesfürsten Statthalter, Canzler und 
Regenten der n. ö. Lande gehen. 

Die Landrechtensordnung vom 15. Februar 1557 be- 
schränkt die Competenz des ständischen Gerichts auf alle 
Civilklagen »über uns're Landleut' des Herrn- und Ritter- 
standes, auch vom Adel, über unserer Prälaten Güter (doch 



1497 a. a. 0. N. 3424. — Ein Ansuchen, die Rechtskraft der zu Zeiten 
Herzogs Albrecht VI in der Wiener Stadtschranne ergangenen Urtheile 
bestehen zu lassen, s. D. A. VII, 39t zum J. 1464. 
*•«) Zeibig im Archiv XIII, 324, Schlager 156. 
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in allweg Criminal- und Injurihandlungen, dessgleichen 
was unser Lehenschaft, Vogteien, unser Prälaten persön- 
liche Spruch und andere Sachen, darin wir (König Fer- 
dinand) umb den Schermb fürgewendet werden, betriflft, 
ausgeschlossen), item über aller bemelter unser Landleut, 
Diener, Leut und XJnterthanen (wo die Herren erster In- 
stanz nicht Ausrichtung thäten).« Noch weitere Ein- 
schränkungen erfuhr das Landrecht in den folgenden Jahr- 
hunderten, und obwohl die Zahl der Beisitzer auf 12 
(darunter 8 besoldete) erhöht wurden, und die Regierung 
allen Klagen über Unfleiss der Beisitzer durch strenge 
Rügen und dergleichen zu begegnen suchte, so schwand 
doch die Competenz des Landrechtes täglich mehr dahin. 
Um das Jahr 1740 war ihm die Jurisdiction über den 
Adel, so weit er nicht zur Landmannschaft gehörte, bereits 
entzogen, und es genügte ein zweimaliges Zusammentreten 
der Landrechte zu je 6 Tagen im Jahre, um den gesetz- 
lichen Anforderungen zu entsprechen; die Reformen Maria 
Theresias beseitigten im Jahre 1764 die Reliquien des 
landmarschallischen Gerichtes, und ersetzten den Land- 
marschall durch einen neuernannten obristen Landrichter. 
So kam nach nahezu 500 Jahren wieder ein alter Titel zu 
Ehren 1«"^). 

§ 11. Das herzogliche Hofgericht im 14. und 15. Jahrhundert. 

Schon bei Besprechung der Anfänge des sogenannten 
Landrechtens (§ 10) hat es sich gezeigt, dass die Mass- 
regeln Herzog Albrechts V nach Aufhebung des Hoftaidings 
keineswegs völlige Neuerungen bedeuteten, sondern ledig- 
lich schöpferische Ausgestaltungen von Keimen waren, deren 
Vorhandensein sich schon lange vorher nachweisen lässt. 
In noch höherm Grade als beim landmarschallischen Ge- 



"') Domin S. 7 und 36. 
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richte trifft diese Bemerkung bei jenem Gerichte zu, welches 
der Herzog mit seinen Räthen unter Zuziehung einzelner 
Getreuen abhält. 

Die Institution des »geschwomen Raths der Land- 
herren« geht bis in die Tage des Zwischenreichs zurück ^®^). 
Man hat in derselben, wie schon § 9, Anmerkung 101, 
nachgewiesen wurde, sogar die Einsetzung eines förmlichen 
Hofgerichts mit dem Hofrichter als Vorsitzenden und 12 
Beisitzern aus dem Herrenstande erblicken wollen. Dies 
ist zwar irrig, wohl aber ist es wahr, dass der Landesherr 
alsbald die Entscheidung einzelner Rechtssachen seinem 
Rathe übertrug. Nach dem Landfrieden von 1281 sollen 
landfriedensbrüchige Ministerialen gerichtet werden: »nacA 
der lantherrn rdU^ also im Hoftaidinge, Rittermässige und 
Bürger hingegen: »nach der herren rät, die des landes rät 
geschworent haben, und nach der stet^ der ritter und der 
chnappen rät, als man danne enein wirt,« 

Es hängt solches mit dem Bestreben zusammen, die 
Bedeutung der ständischen Judicatur durch Gerichte abzu- 
schwächen, welche mit der Person des Landesfürsten als 
solchen eng verbunden waren. Seit den Tagen Herzog 
Albrechts I galt das geradezu als Regierungsmaxime. Mit 
kluger Vermeidung von Gewaltmassregeln wurden so die 
Landtaidinge , in welchen der Einfluss schon völlig an die 
obern Stände gediehen, war durch das Hoftaiding verdrängt. 
Aber auch in diesem erstarkte mit der Zeit, zumal seit den 
ofterwähnten Wirren innerhalb des herzoglichen Hauses, 



"8) Landfrieden von 1251, dann D. A. VIII, 316: 0. de Meissove, 
0. de Haslowey H, de Sevelde, H. de lAchtenstein, H, dapifer de Len- 
genpach, W. dictus Preuzel consüiarii (regia Ottocari) per Austriam, 
Aus den Tagen Albrechts I das Niederlagsprivilegium für Wien vom 
J. 128 t ertheilt mit unserm rat der lantherren die unsern rat geswom 
habent vor unsern Herrn dem Romischen chunig (16 Personen). W. 
Rechte I, 64, dann Helbling II v. 302, IV, v. 653. VIII v. 120 u. ö. 
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die Macht der Landstände mehr, als es dem Landes- 
fürsten lieb war. 

Herzog Albrecht V war darum alsbald nach seinem 
Regierungsantritt mit einer angenvessenen Umgestaltung 
des Gerichtswesens in einem den landesfürstlichen Regie- 
rungsrechten mehr zutreffenden Sinne beschäftigt. Eine 
einfache Zurückführung des Hoftaidings auf den früheren 
Stand eines landesfürstlichen Gerichts war durch die Sach- 
lage ausgeschlossen, eine völlige iN'eugestaltung nicht rath- 
sam. Der Herzog wählte daher einen Mittelweg; er hob 
das Hoftaiding auf, und übertrug dessen Geschäfte an zwei 
Gerichtsstellen, welche er, wiewohl noch wenig entwickelt, 
von früher her vorfand. Jene Gegenstände, auf welch« 
der Adel bereits unzweifelhaften Anspruch erworben hatte, 
theilte er dem landmarschallischem Gerichte, dem Lands- 
rechten zu, auf welches er durch die Ernennung des Vor- 
sitzenden, durch die Gewährung von Aufschüben und der- 
gleichen einen Einfluss behielt, der sich bei günstigem 
Zeiten leicht erweitern Hess. Alle übrigen Gegenstände 
der Competenz des Hoftaidings behielt er sich selbst zur 
Entscheidung vor. Die Gerichtsstelle, welche durch diese 
Bemühungen Albrechts Y ausgebildet wurde, wollen wir 
das herzogliche oder das landesfürstliche Hofgericht im 
engsten Sinne nennen ^^®). Sieht man von den oben an- 
geführten Zeugnissen für die Wirksamkeit des geschwomen 
Rathes ab, so lassen sich Spuren dieses landesfürstlichen 
Gerichts unschwer aus der zweiten Hälfte des 14. Jahr- 



!•») Die gleiche Einrichtung findet sich auch in den Landen der 
Leopoldinischen Linie, z. B. in Tirol 1468, D. A. 2, S. 337, in Steier- 
mark 1404, st. L. A. Urk. 4176. Maurer, Gerichtsverf. nennt derlei 
Gerichte allgemein >die Hofgerichte der Landesfürsten« und führt S. 99 
Beispiele aus Baiem an. Ueber die entsprechenden Einrichtungen in 
der Mark Brandenburg, welche jedoch von den Österreichischen mehr- 
fach abweichen, vgl. Kuhns I, Kap. VI, VII und II, Kap. XIV. Vgl. 
auch Buchner 135. 

Lnschin, Gerichtswesen. 7 
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hunderts beibringen. Das Prohnbuch belehrt uns, dass der 
Herzog nicht selten Processe, welche vor dem Hoftaiding 
anhängig waren, »als Landesfürst« an sich zog, um sie im 
Verein mit seinen Rächen zu entscheiden *''®). Wir finden 
kaum ein Beispiel, dass damals gegen dies Vorgehen irgend 
eine Partei Einspruch erhoben hätte. Es wird das er- 
klärlich, wenn man erwägt, dass der Herzog durch der- 
gleichen Verfügung keine Neuerung schuf, sondern nur auf 
eine Form zurückgriff, aus welcher sich das Hoftaiding 
entwickelt hatte, und die wohl niemals ganz ausser 
Uebung gekommen war. Schärfer tritt jedoch dies herzog- 
liche Gericht erst seit dem Jahre 1413 hervor ^'^). Mit 
wechselnden Namen und verschiedenem Wirkungskreis 
bleibt es dann das ganze 15. Jahrhundert hindurch thätig, 
bis die Reformen des Königs Max I mit Benutzung der vor- 
handenen Ansätze um die Wende des 15. Jahrhunderts 
einen Beamtenstaat und mit demselben Gerichte moderner 
Form schufen. 

Richter war der Herzog, oder ein von Fall zu Fall er- 
nannter Stellvertreter ^''^); der persönliche Vorsitz des Her- 
zogs, anfangs die Regel, wird später seltener, lässt sich 

1^«) Frohnbuch N. 1324, 1855, 1878, Aufschöbe ex jussu ducum, 
dazu Anm. 149. 

"») So verordnet z. B. Hz. Wilhelm 1406 bei Stiftung des Anm. 
115 erwähnten Ritterordens, dass die in Privatfehden gemachten 
Gefangenen und Eroberungen zu seinen Händen als Landesfürst aus- 
zuliefern seien, er werde dann beiden Theilen einen Tag vor sich 
bescheiden und ay hei rehten halten tmd bleiben lassen. Beispiele 
aus Hz. Albrechts V Tagen bei L.-Birk V, N. 1381 (1413), 1474 (1414), 
1701, 1721, 1751 (1417), 1897, 1918 (1419), 2001 (1421). Viele Beispiele 
von 1420, abwärts im Cod. 238 des Archiv der n. ö. Landschaft. 

"*) Ein hübsches Beispiel in Herrand des Wildoner's Mähr vom 
blözen heiser v. 470 Wiener Jahrb. d. Liter. Bd. 95, Anzbl. S. 29. Der 
angebliche Kaiser steht vom Hichtersitz auf und erklärt: Ich toolte in 
die kemenäten min ein wile gan und kommen wider, die wUe sitz ein 
vii/rste her und tuo das reht, wers an in ger, an miner stat nach der 
urteile. 
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jedoch das ganze 15. Jahrhundert hindui;ch an einzelnen 
Beispielen nachweisen. 

Urtheiler. In der Zusammensetzung der Urtheilsbank 
unterschied sich das landesfürstliche Gericht am auffalligsten 
vom Hoftaiding, den »Land- und Stadtrechten«, kurz allen 
übrigen Gerichten im Lande. Für alle diese bestand 
nämlich der alte Grundsatz der Genossenschaft mit den 
Parteien (die Persgerichtsbarkeit Maurer's) noch unge- 
schmälert fort. Im Regierungsgericht hingegen entschieden 
die besoldeten herzoglichen Käthe, also Beamte, zu welchen 
nur ausnahmsweise, etwa wenn es sich um Gesammturtheile 
handelte, andere gerade anwesende Personen des Adels 
hinzukamen. Darum ereignete es sich im herzoglichen 
Gerichte gar leicht, dass der Herzog Männer seines Ver- 
trauens ohne Bücksicht auf Stand und Herkunft zu seinen 
Käthen erwählte, ein ünadeliger, ein Geistlicher, ein im 
römischen, kanonischen Rechte bewanderter Jurist, ein Nicht- 
Österreicher über die Angelegenheiten des heimischen 
Adels zu Gericht sass *'*). 

Wir begreifen darum um so leichter den kräftigen 
Widerstand, den die österreichischen Landstände der Aus- 



"*) Andreas Blank, Pfarrer zu Gars, der in Padua studirt hatte 
und schon unter Albrecht IV herzoglicher Kanzler gewesen, erhielt um 
1412 die gleiche Stellung bei Hz. Albrecht V. — Ebendorfer bei Fez II, 
843 — 4441 war Hans von Meirs, Pfarrer zu Gars, Verweser der her- 
zoglichen Kanzlei. Vgl. auch die Schilderung des Processes zwischen 
K. Friedrich III und dem Fronauer um das Schloss Ort bei Sencken- 
berg, Selecta V, 100. Dem Fronauer hatte man gerathen, *war sack 
das der Kaiser einen la/ndmarschalch mit wissen der Landschaft hiet gesetzt 
und das recht nach älter gewonhait des lands mit herren^ rittern und knech- 
ten, so möcht er antworten*, wo nicht solle er sich beim endhaften Rechttag 
durch seinen Sendboten entschuldigen lassen. Nu wardt das recht besetzt 
von dem römischen kaiser durch seine räht, die da waren Steyrer, bey denen 
auch Sassen ein theil landleut die vielleicht des Franauers anwalt nicht 
gefiellen, es was auch dannoch nicht gesetzt ein landtmarschalch, sondern 
der B. kaiser hett das gericht befolchen . . Ulrichen Bischof von Passau 
und Meister Ulrich Bilder vertrat des Kaisers Ansprüche u. s. w. 

7* 



100 n. Geschichte der Gerichtsverfassung. 

dehnung einer gleichen Uebung auf die Beisitzer des Land- 
rechtens entgegensetzten. 

Da der Landmarschall neben seiner ständischen Stel- 
lung immer auch zu den Käthen des Herzogs gehörte, so 
nahm er in letzterer Eigenschaft an dem ßegierungs- 
gerichte, und zwar häufig als Stellvertreter des Herzogs 
Theil. Seind Doppelstellung konnte da leicht Anlass zu 
Conflicten geben, ^''*) allein der Herzog nahm für sein 
Gericht den Vorrang in Anspruch. 

Das landesfürstliche Hofgericht hatte vreder einen 
bleibenden Sitz, noch bestimmte Termine, in welchen es 
von selbst thätig wurde. Die Beschwerde der nieder- 
österreichischen Landschaft, dass die herzoglichen Vor- 
ladungen lediglich die Aufiforderung zum Erscheinen am 
herzoglichen Hofe ohne Benennung eines Ortes enthielten, 
beantwortete Herzog Albrecht V dahin, dass er sich streng 
an das Beispiel seiner Vorfahren halte, und dass überhaupt 
weder in der Kanzlei des römischen Königs noch an den 
Höfen der übrigen Reichsfürsten ein anderer Brauch 
herrsche, doch wolle er in Zukunft, falls er ausser Landes 
oder selbst nur im Gebiete ob der Enns verweilen sollte, 
die Verhandlung der Sache entweder bis zu seiner Rück- 
kehr verschieben, oder einem Stellvertreter im Lande über- 
tragen ^''^). 

lieber Zeit und Ort entschied dai*um nach wie vor 
der jeweilige Aufenthalt des Herzogs oder dessen Auftrag. 
Es hält aber auch schwer, die Gompetenz dieses herzoglichen 
Gerichtes zu bestimmen, da dieselbe nicht fest abgegränzt 



"*) Vgl. die Land tagsbesch werden um 1420 bei Schlager W. S. II, 
1836, S. 145, die Hauptstelle lautet: Wann so wir recht besitzen^ so 
müssen wir unsern landmarschalck zu uns vordem mit andern vnsem 
reten, wann er aber selbs recht besitzt y so bedarf er aber unser redt 
bey sich u. s. w. 

"») Schlager a. a. 0. S. 147. 
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war, und in dem Masse erweitert wurde, als die landes- 
fürstliche Macht gegenüber den Ständen zunahm ^''®). 
Sicher erstreckte sich dieselbe: 

1. auf Klagen, in welchen der Herzog persönlich als 
Partei auftrat. Solche Klagen waren früher im Hoftaiding 
ausgetragen worden ^ ''''). Jetzt wurde die Entscheidung, 
insofern kein besonderer Gerichtsstand vorlag (Lehen- 
Berggericht . . . ) dem herzoglichen Hofgericht übertragen, 
welchem zur Wahrung der Unparteilichkeit ein »gesatzter, 
das heisst für den Fall bestimmter Kichter vorsass ^''^). 

2. Klagen, welche das landesfürstliche Kammei*gut 
betrafen, namentlich auch Klagen gegen landesfürstliche 
Stadt- und Marktgemeinden, welche wie K. Friedrich IH 
im Jahre 1480 ausdrücklich bemerkt »mit den gerichten in 
unser kammer und hubamt gehören« ^''•). Zu Austrag der- 
selben wurde gegen Ausgang des 15. Jahrhunderts von 
Maximilian I ein eigenes landesfürstliches Kammergericht 
in Wien und später in Wiener Neustadt eingesetzt (§ 27). 

3. Klagen gegen Personen und Corporationen, welche 
die Zusage erlangt hatten, vom Herzog' selbst gerichtet zu 
werden, also vorzugsweise gegen solche, welche die an- 
gesprochene Reichsunmittelbarkeit über ihre in Oesterreich 
gelegenen Güter unter diesem Vorbehalt aufgegeben hatten. 
An diese reihten sich die höhere Geistlichkeit, die Klöster 
des Landes, endlich eine bunte Menge besonders begnadigter 



"•) Daher die wiederkehrende Klage der Stände, dass viele Land- 
leute wider Landesrecht gedrungen würden, z. B. 1441, Kolldr Anm. II 
912 und oben Anm. 173. 

»") Frohnbuch N. 1658, 1824, 1977, 1978. 

"8) Beispiele : Chmel Material I, Reg. 197 und S. 48, N. XXX, 166, 
N. LIV, 211, N. LXXXIV, Geschichtsf. I, 15 (1423). 

"») Wiener R. II, 111, dann Mon. Habs. I, 3, S. 310, N. 134. Aus 
diesem Grunde schrieben sich auch die Landesfürsten das Recht zu, 
Processe gegen Juden (als Kammerknechte) jederzeit an sich ziehen zu 
dürfen. 
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Personen vom Adeligen und den yerschiedenen Hofdienem 
bis zum Juden herab ^*®). 

4. Criminalklagen gegen den AdeP*^). 

Mit dieser Aufzählung ist jedoch die Gompetenz des 
herzoglichen Gerichtes noch nicht erschöpft. Gar oft unter- 
warfen sich Parteien seinem ürtheil mit Umgehung der 
ordentlichen Gerichte*®^), und geradezu unzählige Male ver- 
mittelte es als Schiedsgericht. Ausserdem schritt es in 
Fällen der Rechtsverweigerung seitens des untern Gerichts- 
herm ein, und entschied auch die an den Landesherrn 
»gedingten« Urtheile als Appellinstanz ^®'). 

Es erübrigt noch die Frage nach dem Kriterium, durch 
welches man dies bisher nicht beachtete herzogliche Hof- 
gericht jeweilig von anderen Instanzen unterscheiden kann. 



^"^) Gewöhnlich lautete die Formel: cUso das sy . . umb toelcherlay 
sacken das sey . . nyndert anderswo anttourtten noch zu recht steen 
sidlen dann vor uns oder unsem gesalzten richter den wir dazu geben 
und ordnen werden u. s. w. Beispiele: Passau M. B. XXXI, % S. 51.3 
und XXX, 2, 279, 302, die Grafen von Cilli (1443), Chmel Reg. 1512, 
die Prüschenk (1480), Wurmbrand 243, die Schaunberge D. A. 2, S. 40 
(1453), die Kitzinger seit 1439 (vgl. Anm. 28), der Pfarrer von Unz- 
markt, der Minoritenconvent zu Pettau, Archiv III, 89, 107, für den 
Sohn des Juden Steuzz zu Wien 1388, Wolf Juden S. 241, N. IX, für 
den Judenburger Juden Gaym und dessen Familie 1478 Mon. Habs. I, 

"*) So reinigt sich Heinrich der Kergler c. 1380 vom Verdacht 
eines zu Oedenburg verübten Raubes vor Hz. Albrecht III vnd vnserm 
rat gentzlich und erberlich, Senckenberg Selecta IV, 225, dazu L.-Birk 
V, 1713. Zwei Beispiele wegen Urkundenfälschung s. Anm. 151. 

"*) So überliessen Heinrich von Liechtenstein 1395 und Otto von 
Meissau 1430, welche in die Ungnade ihres Landesfürsten gefallen 
waren, mit Umgehung des ordentlichen Gerichts den Ausspruch des 
Strafurtheils dem Herzog und verloren einen grossen Theil ihres 
reichen Besitzthums. Kurz, Kg. Albrecht II, 2, S. 157/8. 

"») Mon. Habs. I, 2, S. 564, 568, dann die Erklärungen der an die 
kaiserlichen Räthe in Wien gedingten Urtheile des Wiener Stadtgerichts 
von 1468, 1473 in Wien. R. H, 107, 110, Beispiele aus Baiem bei Buch- 
ner S. 384, 394, 396, 417 aus den J. 1339—1441 u. s. w. 
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Es ist dieses .^um so wichtiger, als zum Beispiel der 
Vorsitz des Herzogs bis zum Jahre 1412 sowohl im Hof- 
taiding als im eigentlichen Herzogsgericht vorkömmt, und 
als der Landmarschall seither ebensowohl dem ständischen 
als dem landesfürstlichen Gerichte präsidiren konnte. TJeber- 
dies fehlt in den Urkunden der genannten Gerichte die in 
Baiern übliche namentliche Aufzählung der IJrtheiler, aus 
welcher man sonst einige Anhaltspunkte zu gewinnen 
vermöchte. 

Die für den einzelnen Fall entscheidende Anwendung 
ist nun in jener Formel zu suchen, welche die IJrtheiler 
betriflft. Nennt diese Herrn, oder Herrn, Ritter und Knechte 
schlechtweg als Urtheilsfinder, so ging der betreffende Act 
im Hoftaiding oder im landmarschallischen Gerichte vor 
sich; erwähnt sie der herzoglichen Räthe, gleichgiltig ob 
auch noch andere ürtheiler angeführt werden, dann gehört 
die Urkunde dem herzoglichen Hofgerichte zu. Es fehlt 
aber dann dem Actenstücke, wenn es im Namen des 
Herzogs ausgestellt ist, auch niemals die Recognitions- 
formel: Dominus dux in consüio. 

§ 12. Die untern Landgerichte. 

Neben dem Gericht mit persönlichem Vorsitze des 
Landesherrn, aus welchem allmälig die privilegirte Ge- 
richtsstelle für den Landesadel erwuchs (§ 7), kommen als 
Ueberreste der karolingischen Grafengerichte in zweiter 
Reihe jene Vollversammlungen der Landgemeinden in 
Betracht, welche man gleichfalls (Seite 47) mit dem Aus- 
druck pladta, plaeita provincialia^ Landtaiding u. dgl. m. 
bezeichnete. 

Abgehalten wurden sie in einer An^zahl von Bezirken, 
welche den grössten Theil des Landes bedeckten, und 
Landgerichte, judida promncialia hiessen. Aber Form und 
Ausgestaltung der einzelnen Landgerichtssprengel war 
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oft sehr abweichend, und gross die bunte Menge der Land- 
gerichtsherrn, welche ihren Anspruch zur Ausübung der 
Landgerichtsbarkeit aus sehr verschiedenen Quellen ab- 
leiteten. Dem Herzog von Oesterreich stand diese Gerichts- 
barkeit zunächst nur in denjenigen Gebieten zu, welche 
ausdrücklich als zum Herzogthum gehörig bezeichnet wur- 
den"*). Neben ihm finden wir noch andere Reichsstände 
im Besitz desselben Hoheitsrechtes, alte Grafengeschlechter, 
wie die Hardeck-Plaien, die Peilsteiner, die Schauenberge, 
die Wels-Lambacher , die Grafen von Baabs, oder geist- 
liche Hochstifte, wie z. B. Passau und Freising. 

Alle diese leiteten ihr Recht von der Belehnung durch 
das Reich her. uneben ihnen stand dann die grosse Menge 
von Landgerichtsherrn, welche das Landgericht als After- 
lehen vom Landesherrn "5), oder einem fremden Reichs- 
stand trugen, endlich aber gab es auch schon so manches 
Landgericht, das (von vorübergehenden Pachtungen ganz 
abgesehen) "^) durch Kauf, Tausch, Erbgang und dergleichen 
in den dauernden Besitz einer Familie gelangt war, und 
dann als Eigenthum angesprochen wurde, ein Umstand, der 
den Verfasser des sog. Schwabenspiegels zu der bekannten 
Aeusserung veranlasste : Niemand könne behaupten, daz ein 
gerichte sin eigen si Swer dez gihet, der sprichet mder recht 
(L. § 103 b). Wie weit diese Einsprache von Erfolg war, 
bleibe dahingestellt. Es genügt, dass durch die geschilderten 



»*) Z. B. Amstetten, Machland ÜB. o. E. III, 292 (1262), Wachsen- 
berg, Riedmarch, Strnadt, Peuerbach 253, Tulln. M. B. XXVIII, 2, 409 
(1277). 

"*) So verlieh Ottokar 1260 die comitia in Ragz cum omni suo 
jurcj scilicet judicia u. s. w. am Wocho von Rosenberg — Kurz, Otto- 
kar II, 173, die Grafschaft der Hardeck um Pulkau wird 1325 erwähnt 
D. A. XVIII, 175. 

"•) Gegen Missbräuche bei letzterer wendet sich § 53 des Land- 
rechts-Entwurfs von 1298, welcher die Pachtung von Gerichten durch 
gerichtlich bescholtene Personen untersagte. 
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Umstände der ursprüngliche Charakter der Grafengerichts- 
barkeit immermehr verdunkelt wurde, und dass im Lande 
ob und unter der Enns seit dem Anfange des 13. Jahr- 
hunderts der vererbliche Besitz von Landgerichten sogar 
bei Familien aus dem Stande der landsässigen Ministerialen 
nachzuweisen ist ^^'^), 

Modificationen der alten Grafengerichtsbarkeit nach 
Form und Inhalt konnten darum nicht ausbleiben. Liesse 
sich nicht der Nachweis der geschichtlichen Entwicklung 
erbringen, so könnte man wahrlich geneigt sein, den Zu- 
sammenhang zu leugnen, welcher thatsächlich zwischen 
den späteren nahezu rein criminellen Landgerichten mit 
ihrer Jurisdiction über Freie und Unfreie einerseits und 
den karolingischen Grafengerichten (dem Gericht xat' s^o%tjv 
für die freien Volksgenossen in bürgerlichen und peinlichen 
Sachen) andererseits besteht. 

Die Auflösung der alten Grafengerichtsbarkeit wurde 
vorzüglich durch zwei Factoren herbeigeführt: durch das 
Ueberhandnehmen der mit Exemtionsprivilegien reich aus- 
gestatteten Immunitätsgebiete und durch das Erstarken und 
die Fortbildung der grundherrlichen Gerichtsbarkeit. 

Es ist nemlich sicher, und wir werden im § 16 des 
Nähern darauf zurückkommen, dass es wie anderwärts so 
auch in Oesterreich bereits während der markgräflichen 
Periode ein Gericht des Grundherrn gab. Gerichtet wird 



in demselben unter Vorsitz des Grundherrn oder dessen 



^*^) So hatte der österreichische Ministeriale Ortolf von Wolchins- 
torf die Landsgerichtsbarkeit in einem Bezirk (provincia)^ in welchem 
die Klöster S. Florian und Kremsmünster lagen, als Afterlehen vom 
Regensburger Domvogt, der sie seinerseits vom Herzog von Oesterreich 
zu Lehen trug. Vgl. die Urkunden aus den J. 1212—1217 im ÜB. o. 
E. II, 547— 553, 558, 563— 573, 589u. s. w.;— ebenso besassen die Kuen- 
ringe Landgerichte bei Zwetl und Seefeld, die steirischen Stubenberge 
(1224) in der Gegend des Semerings, st. L. A. N. 438. Vgl. auch 
Brunner Ex. 359-366 und 373 N. 4. 



106 n. Geschichte der Gerichtsverfassung. 

Beamten nach Hofrecht, und zwar mindestens über alle 
Streitigkeiten, welche Grund und Boden und dessen Be- 
nutzung, sowie das dingliche Verhältniss der angesiedelten 
Leute zum Grundherrn betrafen. Da es kein Gericht im 
Sinn des öffentlichen Rechtes, sondern nur eine private 
Institution ist und als einfacher Ausfluss der Grundherrlich- 
keit von jeder weitern Voraussetzung unabhängig war, so 
hat man nicht selten die Ansicht ausgesprochen: die Ver- 
leihung der Immunität bestehe unter anderm auch darin, 
dass dieses schon früher vorhandene Hofrecht nunmehr 
auch auf die freien Hintersassen ausgedehnt wurde, welche 
bis dahin der öffentlichen Gewalt unterstanden hatten. 

Das wäre nun freilich über das Ziel hinausgeschossen, 
denn Sohm hat überzeugend nachgewiesen ^®®), dass die 
Immunität noch zur Zeit der Karolinger keineswegs die 
unmittelbare Unterordnung der Immunitätseingesessenen 
unter die öffentliche Gerichtsgewalt beseitigte. Sie verlieh 
vielmehr ausser gewissen öffentlich rechtlichen Einkünften 
des Königs, welche sie auf den Immunitätsherrn übertrug, 
lediglich das Privileg, dass in dem gefreiten Sprengel 
die Gerichtsgewalt anstatt durch die öffentlichen Beamten, 
durch jene des Immunitätsherrn ausgeübt werden sollte. Es 
lässt sich jedoch nicht leugnen, dass gerade diese Ver- 
günstigung dem Immunitätsherm die Mediatisirung seiner 
freien Hintersassen und selbst anderer Freier mit der Zeit 
ermöglichte, wofern diese nur innerhalb des einmal ab- 
geschlossenen Immunitätsbezirkes sesshaft waren. Wie 
hätte sich die Scheidung der Hof- und der öffentlichen 
Gerichtsbarkeit auf die Dauer hin aufrecht erhalten können, 
da es doch ein und derselbe Beamte war, der nunmehr 
beide übte, und vor dem die freien Hintersassen bald in 
seiner Eigenschaft als Vertreter des Herrn, bald als Organ 



'*•) Gerichtsverfassung I, 351. 
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des Königs Recht nehmen sollten. Wohl hatten sie im 
letzteren Falle den Anspruch, dass für sie allein das Gericht 
mit den Erfordernissen des öffentlichen Gerichts (an rechter 
Dingstatt, zu rechter Zeit, mit rechter Dauer u. s. w.) ab- 
gehalten werde, aber es war unmöglich, denselben auf die 
Länge zu behaupten, da ihnen in diesem Punkte sowohl 
das Interesse des Herrn als das ihrer zahlreichen un&eien 
Berufsgenossen entgegen wirkte und die königliche Autorität 
im Reiche allerorten zusehends dahinschwand. 

So kam es, dass in den Immunitäten, hier früher, dort 
später, eine vollständige Yermischung der freien und un- 
freien Hintersassen eintrat, welche auch auf dem Gebiete 
des Gerichtswesens Ausdruck fand. Denn fortan wird über 
alle Immunitätsinsassen vom Immunitätsbeamten zu eigenem 
Recht des Herrn, aber mit Beobachtung von Formalitäten 
gerichtet, welche jenen des Gerichts über Freie nachgebildet 
worden waren. 

Dass diese Entwicklung in den Immunitätsbezirken 
auch auf den Zustand der freien und unfreien Hintersassen 
ausserhalb der gefreiten Sprengel zurückwirken musste, 
liegt nahe. In Oesterreich, wo eine Anzahl von Klöstern 
die volle oder theilweise Immunität von der öffentlichen 
Gerichtsbarkeit besass, ohne dass *wir um die Erwerbung 
derselben wissen, kam aber noch ein anderer Umstand 
hinzu. Die Vogteien der meisten dieser Klöster waren von 
den Babenbergem, beziehungsweise den Traungauern, in 
ihrer Hand vereinigt worden. Diese Herrschergeschlechter 
übertrugen nun, da sie ihr Amt nicht überall selbst aus- 
üben konnten, die Vogteigerichtsbarkeit mit Vorbehalt der 
übrigen Yogteirechte eigenen Richtern, oft geradezu den 
Landrichtern. Dadurch wurde aber mit der Zeit ein Zustand 
angebahnt, welcher das gerade Gegentheil zu jenem war, 
der sich in den gefreiten Bezirken nach der Immunitäts- 
verleihung ausgebildet hatte. War es damals der Privat- 



108 n. Geschichte der Gerichtsverfassung. 

beamte, der zur Uebernahme der öffentlichen Gerichtsbar- 
keit im Namen des Königs autorisirt -wurde, so verwaltet 
nunmehr der öffentliche (landesherrliche) Beamte die Privat- 
gerichtsbarkeit im Immunitätsbezirke in jenem Umfange, 
in welchem sie dem Vogte zustand. So kam es, dass in 
dergleichen Gebieten die Judicatur des Landrichters als 
Vogteirichters sich ebenmässig über die freien und unfreien 
Bewohner erstreckte, also rücksichtlich der seiner Vogtei 
unterworfenen Personen weiter als im Landgerichte reichte. 
Bald erkannten jedoch die Klöster, welch schlimmen Tausch 
sie durch diesen Wechsel in der Person ihres Richters 
erlitten hatten, und sie trachteten wie früher nach der 
Exemtion von der öffentlichen Gerichtsbarkeit, so nun nach 
der Befreiung von der Vogteigerichtsbarkeit , welche an 
deren Stelle getreten war ^^^). Es beginnt eine allgemeine 
Umwandlung des bisherigen Verhältnisses; die Klöster 
werden wie vordem von der Jurisdiction des Grafen, so 
nun von jener des Vogtes befreit, und werden berechtigt, 
die ihnen neuerdings im gleichen Umfange verliehene Ge- 
richtsbarkeit fortan durch ihre eigenen Amtleute besorgen 
zu lassen. (Vgl. § 13 S. 154.) 

Das Streben nach Entvogtung ist in Oesterreich im 
12 — 13. Jahrhundert besonders lebhaft. Gerade in diese 
Zeit fallen die meisten und wichtigsten Immunitätsprivilegien, 
und es ist darum begreiflich, dass dieselben nur selten die 
Befreiung vom Landgericht allein, sondern gleichzeitig meist 
auch die Exemtion von der Vogteigerichtsbarkeit enthalten, 
da man einsehen gelernt hatte, dass jene ohne diese keinen 
Werth besitze. 

Für die weitere Entwicklung der Gerichtsverfassung 
wurde nun der Umstand von grösster Bedeutung, dass mit 
der Exemtion eines Gebietes vom Land- und Vogteigericht 



"») Brunner 339. 
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keineswegs die Uebertragung der vollständigen Gerichtsbar- 
keit an den Immunitätsherm nothwendig verbunden war ^^®). 
Dem Landrichter wurde zwar für die Zukunft das Betreten 
der gefreiten Bezirke in amtlicher Eigenschaft überhaupt 
untersagt, er sollte in selben weder Gerichtsstätten ein- 
richten, noch Gerichtsversammlungen ausschreiben, noch 
Leistungen in Empfang nehmen. Allein die Differenz 
zwischen dem negativen und positiven Inhalt der Immunität 
bewirkte, dass gewisse Vergehen der Immunitätsinsaaeen 
ohne weiteren Unterschied, ob sie von Freien oder Un- 
freien verschuldet waren, dem Landrichter vorbehalten 
wurden, da sonst rücksichtlich dieser sogenannten causae 
majores die Vogteigerichtsbarkeit an Stelle der öffentlichen 
Gerichtsbarkeit hätte eintreten müssen. — Die Gerichtsbar- 
keit des Immunitätsherrn, das ist vornehmlich jene der 
verschiedenen Kirchen und Klöster, welche diese fortan 
durch ihre eigenen Beamten versahen, umfasste somit nur: 

a) die vollständige Erledigung aller Angelegenheiten, 
welche nicht causae majores^ somit causae minores waren. 

b) Eine gewisse Mitwirkung bei der gerichtlichen Be- 
handlung jener causae majores^ welche sich in ihrem Gebiete 

*»«) Brunner 380, 385. Die Anm. 31 citirte, Juvavia Anh. S. 118, 
N. 58 und Eichhorn I, 686 (§ 172) gedruckte Immunitätsverleihung an 
den königlichen Diener Heimo unterscheidet bereits banni civiles, 
welche dem Immunitätsherrn verbleiben, von andern banni, welche der 
Graf nach Abzug eines Drittels für sich einhebt. Nur eine scheinbare 
Ausnahme bilden jene Fälle, in welchen dem Immunitätsherrn die 
volle gräfliche Gewalt zugestanden wurde. Wenn dies durch den 
König geschah (ein Beispiel vom Jahre 1142 für Hugo von Kranich- 
berg, s. Anm. 31), war Reichsunmittelbarkeit die Folge. Wenn es aber 
vom Landesherrn ausging und die Landsässigkeit fortbestehen blieb 
(S. 18), so hat selbst das Zuges tändniss der vollen Gerichtsbarkeit die 
spätere Zerlegung derselben in hohe und niedere nicht aufhalten 
' können. Meistens liegt jedoch kein ursprünglicher Erwerb der 
ganzen Gerichtsbarkeit vor, sondern nur ein successiver, durch 
welchen die Rechte des Immunitätsherm und des Landrichters schliess- 
lich in ein und derselben Person oder Corporation zusammentrafen. 
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ereignet hatten. Da diese Mitwirkung aus dem Begriff 
der Immunität als eines Bezirkes hergeleitet wurde, in 
welchem der Landrichter keinerlei gerichtliche Acte ohne 
Wissen und Willen des Immunitätsherm vornehmen könne, 
so hatte dieselbe zeitlich und örtlich einen sehr verschie- 
denen Umfang. Sie konnte sich darauf beschränken, dass 
der Immunitätsherr auf vorhisrgehende Begrüssung durch 
den Landrichter diesem die ganze Sache sofort abtrat, sie 
konnte in Vorerhebungen bestehen, ob der Fall landgericht- 
lich sei oder nicht, ja sie konnte selbst die Durchführung 
einer förmlichen Voruntersuchung einschliessen, wofern nur 
dem Landrichter das Endurtheil und dessen Vollzug ge- 
sichert blieb ^^^). 

Als causae majores wurden ausnahmslos nur schwere 
Friedensbrüche betrachtet, deren Sühne an das Leben des 
Thäters ging, Mord, Brand, Raub, grössere Diebstähle, 
Nothzucht, Unzucht wider die Natur und dergleichen ^®^). 



*•') Darauf bezieht sich Art. 118 des steir. L.R.: Ez habent oft 
die Herren aigen guet da ir richter über ain schedleichen menschen die 
5 hörent und der den pan hat nur di ezwen, dennoch mügen die richter, 
die die 5 hörnt nicht gerichten über menschen plut. Dazu Art. 232 
und BischofiTs Aufsatz in den Beitr. z. Kd. steir. Geschq. V, 53 ff. 

*•*) Zahl und Auswahl unter diesen Verbrechen wechseln. Der 
Freibrief der bairischen Landstände von 1311 (Lerchenfeld 1) behält 
dem Herzog 3 »gericht bevor die zu dem tod ziehent* nennt aber 4 
Fälle: teuf, todsieg, notnuft, strassraub. Im Salzburgischen weist Eb. 
Pilgrim 1387 seinen Landrichtern allgemein 3 »sach* zu todsleg, deuf 
und notzogen (Salzb. Taid. S. 4, 5, 67). In Oesterreich hingegen wech- 
seln: »morderey prant und dieprey; manschlacht diephayt und notnuft : 
todt und mansschlächt, diephait und notzwang und was wider die natur 
unmenschlich ist (Kaltenbaeck I, 1 § 1; 19 § 9; 37 § 6; 544, § 25; 
violentus für aut raptor manifestus (Lilienfeld 1209) latrocinium, fur^ 
tum, crimen quod mört dicitur vel aliud quodcunque genus nuüefieii 
quod mortem exigit malefactoris (Privileg f. Neuberg 1327, 13. Aug. 
Krems, st. L. A. 1962). Gewöhnlich begnügte man sich mit der Klausel; 
Alles . . dann umb das plut und den tod nicht Der älteren Zeit ge- 
hört der Vorbehalt des Diebstahls an: nisi tantum de sanguine et de 
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Die Landgerichtsbarkeit erhielt dadurch allgemach einen 
Charakter, welchen die alte Grafengerichtsbarkeit nicht 
hatte. Die Fälle des öffentlichen Strafgerichts ohne Rück- 
sicht auf Freiheit oder Unfreiheit des Thäters wurden nun 
ihr eigenstes Gebiet, und der Blutbann, das Recht, über 
Leben und Tod zu richten, erschien als Criterium, durch 
welches sich die hohe Gerichtsbarkeit vor der niedern aus- 
zeichnete, die man auch wohl als Dorf- und Hofmark- 
gerichtsbarkeit unterschied, je nachdem sie sich bloss über 
den Umfang eines Dorfes, oder über sämmtliche zu einem 
Herrenhof gehörige Besitzungen (die Hofmark) erstreckte. 
Diese Unterscheidung hatte sich in Oesterreich schon zu 
Zeiten der Babenberger festgesetzt (vgl. Art. 46 LRA. 
von 1237), und sie wurde in der Folge selbst an jenen 
Orten festgehalten, wo beide Gerichtsbarkeiten in den 
Händen eines und desselben Gerichtsherrn vereint waren ^®^). 
Nachdem wir derart die Entstehung der spätem Land- 
gerichte in ihren Umrissen geschildert haben, wenden wir 
uns zur Verfassung und innem Einrichtung derselben. 

1. Landgerichtssprengel und Landgerichtsherr. 
Die Landgerichte bis in das 1 3. Jahrhundert können definirt 

fwrto Priv. für Gurk 1072, von Kg. Rudolf 1277 durch den Beisatz 
furtum famosum erläutert. Gesch. Kämt. II, Reg. S. 95, N. 51 a; 
IV 255 fures (Freising c. 1158 D. A. XXXI, 105). Vgl. auch Brunner, 380. 
"■) So hatte z. B. die Abtei Heiligenkreuz im Wienervvald auf 
ihren Besitzungen nicht nur die Niedergerichtsbarkeit, sondern vielfach 
auch den Blutbann, theils als unmittelbare Gunst der Herzoge (1328 
für Nieder-Sulz D. A. XVI, 124), theils entgeltlich von andern Landge- 
richtsinhabem erworben (D. A. XVI, 143, 176). In den Banntaidingen 
des Klosters lieisst es nun entweder: >die Herren vom heil. Creutz ha- 
bent auf iren Grundten und Guetern umb all Handlung ze richten vnd 
ze strafen aüain vmb die 3 ürsach nicht als Mörderey^ Prant und 
Dieprei, die gehören dem Landgericht zue* oder es wird der Besitz 
der Landsgerichtsbarkeit ausdrücklich notirt, z.B.: auch hat das closter 
das landtgericht u. s. w. Kaltenbaeck I, 1 § 1; 13 § 1; 19 § 9; 78 
§ 31; 80 § 2, dann I, 76, § 6; ebenso bei Lilienfeld a. a. 0. II, 137 
N. 163 mit 141, N. 164. 
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werden als diejenigen aus der Auflösung der karolingischen 
Gaue hervorgegangenen Bezirke, in welchen die gräfliche 
Gewalt durch den dazu Berechtigten (den Landesgerichts- 
herrn) zu eigenem Recht, und nur mit jenen Einschrän- 
kungen geübt wurde, welche etwa durch das Vorhandensein 
von Immunitäten bedingt waren. Diese Landgerichte sind 
somit unmittelbare IJeberreste der alten Grafschaften, und 
es konnte ebenso gut vorkommen, dass eine Grafschaft in 
mehrere Landgerichte aufgetheilt wurde, als auch, dass ein 
Landgericht aus Gebietsstücken mehrerer Grafschaften ge- 
bildet wurde. Eine bestimmte Grösse und Gestalt wurde 
nicht gefordert, dennoch scheint man anfanglich nicht unter 
ein gewisses Mass heruntergegangen zu sein, mindestens 
lassen die Nachrichten bis ins 13. Jahrhundert erkennen, 
dass die damaligen Landgerichte im Durchschnitte weder 
so klein noch so zahlreich waren, als die Landgerichts- 
sprengel zu Ausgang des Mittelalters, die sich als die Er- 
zeugnisse einer noch weitergehenden Zerplitterung darstellen. 

Die letztere für das Gerichtswesen geradezu verhäng- 
nissvolle Ausgestaltung der Landgerichte hing mit der 
Entwicklung des Begriffes von hoher und niederer Ge- 
richtsbarkeit sehr eng zusammen. 

Vorher, das heisst, so lange als das Bewusstsein des 
Zusammenhanges mit den alten Grafengerichten in den 
Landgerichten noch lebendig war, musste der Besitz eines 
Sprengeis von gewisser räumlicher Ausdehnung geradezu 
als eine nothwendige Voraussetzung der Landgerichtsbar- 
keit erscheinen, und zwar schon darum, weil ihr nur Freie 
unterstanden, deren Zahl in beständiger Abnahme begriffen 
war. Dieses territoriale Erforderniss musste jedoch nach 
und nach ganz in den Hintergrund treten, seitdem man 
infolge der früher geschilderten Umstände das entscheidende 
Merkmal der Landgerichtsbarkeit nicht mehr in der Ge- 
richtsbarkeit über Freie, sondern in der Ausübung des 
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Blutbanns über alle Bewohner eines Bezirks erblickte, und 
insofern auch Unfreie dem Landrichter unterwarf (vgl. 
Anm. 192. 193). Theilungen von Landgerichten durch 
Käufe, Tausch und Rechtsgeschäfte waren schon früher 
vorgekommen. Seit dem 13. Jahrhundert jedoch nehmen 
bruchstüoksweise Veräusserungen der sogenannten hohen 
Gerichtsbarkeit derart überhand, dass sich das Erforderniss 
eines geschlossenen Bezirks, welches bisher die reale Grund- 
lage der Landgerichtsbarkeit abgegeben hatte, geradezu 
verflüchtigte. Der Grundherr, dem es darum zu thun war, 
die volle Gerichtsbarkeit über seine Unterthanen zu er- 
halten, erwarb nun zu der schon vorher besessenen hof- 
rechtlichen oder zu der ehedem öffentlich rechtlichen niedern 
Gerichtsbarkeit auch noch das Landgericht, sei es inner- 
halb seiner Herrschaft, sei es über ein Dorf oder selbst 
über vereinzelte Hüben. Dies alles geschah mit Zustim- 
mung der Herzoge, welche so wenig Gewicht auf die Er- 
haltung grösserer Landgerichtssprengel legten, dass sie 
sogar deren Zersplitterung auf eigenem Grund und Boden 
durch gnadenweise Verleihung des Blutbanns an kleine 
Dorf- und Marktgemeinden, geschweige denn an Städte, 
fortwährend begünstigten^®*). Dadurch zerfielen die alten 



"*) So hatten z. B. die 60 Freien von Rachsendorf hei Melk laut 
Bestätigung K. Friedrichs III vom J. 1459 den Blutbann. Reil, Donau- 
ländchen S. 368 ff. Dem kleinen Markt Gaunersdorf wird 1360 das 
Recht auf Stock und Galgen *und ze richten umb den todm von Hz. 
Rudolf IV als von alter herkommen zuerkannt, und 1453 dem kaum 
eine Stunde davon entlegenen Dörflein Schrick dasselbe Recht als 
Gnade früherer Landesfürsten bestätigt. Winter 81, 105 ff. — Kauf 
der Burg und des Landgerichts zu Schlierbach 1310, ÜB. o. E. V, 32. 
— 1292 versetzt Albrecht von St. Petronell seinen Besitz zu Klein- 
Städteldorf (Lehen der Burggrafen von Nürnberg) an Ulrich von Ka- 
pellen um 500 Mark Silber u. A. »daz gericht in dem dorffe da der 
stokk und der galge zu gehört mit allem rechte ez si todslach oder 
wunden, def oder notnuft und zu richten ein igliche sache in dem dorf 
. . und han ouch . . dazselbe gericht ouf gegeben vor minem Iherren dem 

L lisch in, Gerichtswesen. S 
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Landgerichte oft so YoUständig, dass selbst ihr früherer 
Name unterging. Das Passauische Landgericht Velden z. B. 
wurde allmälig durch Landgerichte zu Rannariedl, Falken- 
stein, Marsbach und Kloster Schlägel ersetzt. 

Diese übermässige Zerplitterung der Landgerichtsbar- 
keit muss als eine Eigenthümlichkeit der Bechtsentwicklung 
in Oesterreich aufgefasst werden. Es ist bekannt, dass 
sich im angrenzenden Baiern die Landgerichte das ganze 
Mittelalter hindurch als grössere Verwaltungsgebiete er- 
halten haben, und es ist ebenso bemerkenswerth, dass die 
Zahl der Landgerichtsbarkeiten im Lande ob und unter der 
Enns gemeiniglich in dem Maasse anwächst, als man sich 
in der Richtung von Westen nach Osten von der bairischen 
Grenze entfernt ^•^). Gehen wir von der letzten Phase 
dieser Entwicklung aus, so zählte man im Erzherzogthum 
unter der Enns 1817 auf 364 Quadratmeilen und 1,045,412 
Einwohner nicht weniger als 216 Landgerichte, im Lande 
ob der Enns ein Jahrzehnt später auf 200 Quadratmeilen 
und 659,478 Personen nur 106. Es kam also schliesslich 
in Unterösterreich im Durchschnitt je ein Landgericht mit 
dem Anrecht auf Stock und Galgen auf 1% Quadratmeilen 



herzogen Albrechten von Oesterreich ^ wann er ez zu recht lihen solU 
D. A. I, 247 — 1359, 14. Mai versetzen die Tarsen von Schönau an 
Friedrich von Stubenherg 50 <Ö)l gelt W. pf., gelegen auf geleichen 57 
fewerstetten . .« in der Pfarre St. Jacob dieshalb des Pfaffen um 500 tb. 
alter guter Wiener Pfennige mit gericht^ mit stock, mit galgen mit vag- 
tag u. s. w., st. L.-A. 2696. Andere Beispiele 1340: drei tail an dem 
gericht ze Pawmgarten die mein satz sind gewesen von . . den herzogen 
. . mit stock und mit galgen^ an das viertaü daz Heinrich van Puchaim 
an demselben gericht hat D. A. XVI, 176. 

*•*) Die nun folgenden Daten sind Lichtenslern's Geographie des 
österr. Kaiserstaates (Wien 1817, 3 Thle.) I, 144 und Pillwein, Bd. 1—4 
entnommen. Zersplitterungen von Landgerichten durch Verleihung der 
Halsgerichtsbarkeit an den Grundherren kamen zwar auch in Baiern 
vor, aber ungleich seltener. Ein Beispiel (1348) bei Pfordten 252, 
Abensberg. 
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und 4843 Seelen, in Oberösterreich ebenso auf 1 % Quadrat- 
meilen und 6170 Seelen. Noch bezeichnender gestaltet 
sich die Sache, wenn man die Yertheilung der Landgerichte 
ob der Enns nach den einzelnen Kreisen ins Auge fasst, 
denn es entfiel durchschnittlich je ein Landgericht im 
Traunkreise (30 Landgerichte) auf rund 2V2 Quadratmeilen 
imd 5816 Seelen, im Hausruckviertl (39 Landgerichte) auf 
rund 1 Quadratmeile und 4380 Seelen, im Mühlkreise 
(31 Landgerichte) auf rund l*/5 Quadratmeilen und 6000 
Seelen, hingegen in dem erst 1778 von Baiern abgetretenen 
Innkreise (8 Pflegegerichte) auf rund 3% Quadratmeilen 
und 17,000 Seelen. 

Der gleichen Erscheinung begegnen wir aber auch, wenn 
wir aufs Mittelalter zurückgreifen. In Niederösterreich war 
die Auftheilung des ganzen Landes unter eine Anzahl fest- 
abgegrenzter Landgerichte, wenn wir das Viertel ober dem 
Mannhardsberge ausnehmen, schon zu Ende des 13. Jahr- 
hunderts verwischt, während man in Oberösterreich noch 
im 15. Jahrhundert die landesfürstlichen Lehen durch 
Angabe des Landgerichtes, in welchem sie lagen, näher 
bestimmte ^*^). Demungeachtet lassen sich nicht einmal 
die Landgerichte ob der Enns mit den bairischen ver- 
gleichen. Das Hochstift Passau z. B. verwaltete bis gegen 
das Jahr 1300 hin unter dem Namen des Landgerichtes der 
Abtei ein Gebiet, das an Grösse beiden Mühlvierteln ent- 
sprochen haben dürfte. Erst zu Anfang des 14. Jahr- 
hunderts wurde davon der östliche Theil als Landgericht 
Velden ausgeschieden, vielleicht um etwaigen Uebergriffen 



*••) Vgl. die Lehenbücher Hz. Albrechts V und seines Sohnes Kg. 
Ladislaus im Notizbl. 1858/59 und 1854, welche ^ie Lehen im Lande 
u. d. Enns, vom Viertel ob dem Mannhartsberg abgesehen, meist durch 
Nennung der Pfarre localisiren, das ebendort 1857 mitgetheilte Lehen- 
buch der Meissauer von c. 1400, die Starhembergischen Lehen 1478 in 

Mon. Habs; I, % S. 678 ff. 

8* 
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des österreichischen Landrichters zu Wachsenberg besser 
begegnen zu können. Dies passauische Landgericht Velden 
füllte nun gerade die westliche Hälfte des obern Mühl- 
viertels aus, während die östliche Hälfte bereits drei kleinere 
Landgerichte aufzeigt, das an die Rosenberge gediehene 
Haslach, das herzogliche Wachsenberg und Wallsee. 

Dieses Verhältniss, welches noch die für das Jahr 1460 
angefertigte Karte Strnadts für das Landgericht Velden 
deutlich erkennen lässt, veränderte sich, seit das ganze 
obere Mühlviertel unter österreichische Herrschaft gelangt 
war, in der Art, dass man dort 1826 ein volles Dutzend 
Landgerichte zählte, und dennoch damit hinter dem untern 
Mühlviertel zurückblieb, welches sogar in 17 Landgerichte 
zerrissen wurde. 

Nehmen wir Linz aus, so besass schliesslich unter den 
31 Landgerichten des ganzen Mühlkreises nur noch Wachsen- 
berg einen grossen Sprengel mit über 13 Geviertmeilen 
Ausdehnung und 3061 Unterthanen oder Bauemgründen. 
Dann folgen 3 Landgerichte mit über 2000, und noch 6 
mit über 1000 Unterthanen. Von den übrigen 20 hatten 
nur noch 2 über 500 Unterthanen. Die Zahlen für die 
andern schwanken von 437 abwärts bis auf Berg mit 33 
und Helfenberg mit 11 Unterthanen. Da kann es ims 
freilich nicht Wunder nehmen, dass die Sprengel dreier 
Landgerichte unter ein und derselben Wirthshausbank 
zusammenkamen ^®''), ein Umstand, der bei den im Laufe 
der Jahrhunderte in jener Stube vorgefallenen Raufhändeln 
unzweifelhaft den Anlass zu den schönsten Competenz- 
conflicten gegeben hat. 

Die spätem Landgerichte, mit welchem Ausdruck ich 



*•') »In der Wirtsstube (von St Georgen im Walde) befinden sich 
unter einer Bank drey Ketten, welche die Zusammengrenzung der drey 
Landgerichte Greinburg, Ruttenstein und Rapottenstein bezeichnen.« 
Pillwein, I, 426. 
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die Ausgestaltung der Landgerichtsbarkeit vom 13 — 14. 
Jährhundert herwärts kurz bezeichnen will, sind, wenn 
man auf deren* Entstehung zurückgeht, oft nichts anderes 
als XJeberreste von alten Landgerichten ; dergleichen Land- 
gerichte, welche der Entwurf des österreichischen Land- 
rechts von 1298 Grafschaften nennt (eine Bezeichnung, die 
sich vereinzelt, z. B. bei Wachsenberg, bis über die Mitte 
des 14. Jahrhunderts erhielt), standen gemeiniglich in Ver- 
bindung mit grossem adeligen Sitzen, den sog. Herr- 
schaften, und besassen relativ ausgedehnte, mehr oder 
weniger geschlossene Sprengel ^®^). 

Anders verhält es sich mit jenen Landgerichten, welche 
aus ursprünglich eximirten Gebieten dadurch entstanden, 
dass der Grundherr hinterher den Blutbann über seine 
Leute erwarb. Dies waren demnach ursprünglich nur 
Enclaven der alten Landgerichte mit eigener Landes- 
gerichtsbarkeit. In diese Kategorie gehören gemeiniglich 
jene Landgerichte, welche von einzelnen Kirchen und 
Klöstern seit dem Anfange des 14. Jahrhunderts gewöhn- 
lich durch unmittelbare Verleihung seitens des Landes- 
fürsten, sei es für ihren gesammten Besitz ^®®), sei es für 
einen bestimmt abgegränzten , kleinern Bezirk (Burg- 
frieden)*^®) erworben wurden. Sie konnten jedoch auch 



*•*) Z, B. im Land unter der Enns die Grafschaft Peilstein in dem 
Forst 1321, ÜB. o. E. V, 291, im Lande ob der E. Wachsenberg noch 
1337—1356 wiederholt Grafschaft genannt (ÜB. o. E. VI, VII Register) 
mit über 13 Meilen Umfang und über 3061 Unterthanen in 19 Pfarren. 
Waldhausen mit einem Flächeninhalt von wenigstens 12 Stunden im 
geschlossenen Landgerichtsbezirk für 4 Pfarren mit etwa 400 Unter- 
thanen. Pillwein I, 161. 

*••) Z.B. Gaming (1346, Steyrer, Gommentarii add. S. 54). 

*•*) Die meisten Burgfrieden erfreuten sich nur der niedern Ge- 
richtsbarkeit. Vgl. jedoch Urk. von 1448 bei Hueber I, 120 N. 32, in 
welcher K. Friedrich IV dem Verweser des kaiserlichen Landgerichts 
das emaln gen Wölfstain ist gehandelt worden, davon verständigt, dass 
er dem Kloster Melk >im Burgfried« u. A. auch aU ßochen die den 
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noch in anderer Weise entstehen, z. B. durch Abtretung 
der Landgerichtsbarkeit über das Immunitätsgebiet Yon 
Seite des Landgerichts u. dgl. 

Die Sprengel solcher durch Neubildung begründeter 
Landgerichte waren im Ganzen weit unregelmässiger, und 
selten ganz geschlossen. Geht man daher von der Be- 
schafFenheit des Sprengeis als Eintheilungsgrund aus, so 
stehen den Landgerichten mit geschlossenem Sprengel die 
sogenannten exemten Kriminalgerichte gegenüber, »welche 
lediglich für ihre in verschiedenen Bezirken und Pfarren 
zerstreuten Unterthanenhäuser jure exemtionis die Kriminal- 
gerichtsbarkeit besassen« ^®^). 

Mit dieser Schilderung der Geschichte der Landgerichts- 
sprengel ist im Grunde auch die Frage nach den Landgerichts- 
herren erledigt. Die Landgerichtsbarkeit hatte bis gegen das 
Ende des 15. Jahrhunderts hin den öffentlichen Charakter, der 
ihr von früher her innewohnte, nahezu völlig abgestreift, und 
war mit dem Grundbesitz als zufallige Pertinenz, ja oft 
nicht einmal bleibend, sondern nur gnadenweise auf eine 
Anzahl Jahre verknüpft worden ^^^). Landgerichtsherr ver- 
mochte daher jeder zu werden, welcher Unterthanen besass, 
falls er die Landgerichtsbarkeit über dieselben durch Kauf, 



tod, geüschiddy grundtf wunden oder anderley beruren die unser lant- 
richter vormah ze richten gehabt hat, nebst Stock und Galgen ver- 
liehen habe. 

*®*) Z. B. Feieregg in Oberösterreich, Pillwein II, 183 Anm. Kloster 
Lambach, das 1492 die hohe Gerichtsbarkeit über seine in den Land- 
gerichten Starchemberg, Wartenburg, Kammer, Ort und Schlierbach 
zerstreuten Unterthanen erhielt. Strnadt Peuerbach 386, Anm. 3. 

"*) 1455, 19. März ertheilt K. Friedrich III dem Kloster St. Paul 
im Lavantthal die »swnder gnad^, dass dessen Schaffer auf dem Rem- 
schnick durch 10 folgende Jahre »das pann und echt* Recht und über 
das T^plut zu richten^ haben solle, Ghmel Reg. N. 3319—1458 9. Nov., 
ebenso seinem Rath Hans Pelndorfer das hdlsgericht stokh und galgen 
zu Gezendorf auf dreier Leib Lebenszeit (nämlich Pelndorfer, dessen 
Gemalin und Sohn), Birk im Archiv X, 218 N. 282. 
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Tausch, Pfandschaft oder in anderm "Wege erwerben wollte 
und konnte. 

Die Verwaltung der Landgerichtsbarkeit kam auf 
diesem Wege gänzlich in die Hände der Landgerichts- 
inhaber; selbst in denverpfändeten oder verpachteten Land- 
gerichten des Herzogs hatte der Einfluss des Landesfürsten 
wenig mehr zu bedeuten. Die Bestellung des Hans von 
Capellen (1314—1334) und Heinrichs von Wallsee (1321) 
zum obersten Landrichter des Machlands, beziehungsweise 
der Kiedmark mag ein Versuch gewesen sein, die her- 
zogliche Autorität über die mehreren in der Riedmark, im 
Machland u. s. w. gleichzeitig neben einander thätigen 
Landrichter zu befestigen, und mit der Gerichtsordnung 
König Albrechts I vom J. 1 299 zusammenhängen 2®^). Der- 
selbe missglückte aber, da diese Posten in der Folge ver- 
schwinden. Auch während des 15. Jahrhunderts sprechen 
nur wenige Anzeichen dafür, dass der Staat eine gewisse 
Oberaufsicht über die Landgerichte geübt habe ^®*). Deren 
Verwaltung scheint vielmehr bis in die Tage Maximilians I 
den Gerichtsherrn völlig überlassen gewesen zu sein. Sie 
bezogen alle Einkünfte des Landgerichts, unter welchen 
Abgaben der Dienstpflichtigen, verwirkte Geldstrafen, und 
— soweit dem nicht Exemtionsprivilegien entgegen waren — 



*") So wirkten im J. 1332 Albrecht der Schreiber und Otto der 
Marschall; 1337—1343 Wetzlein vonErbing und 1338— 1350 Lorenz der 
Oed als Landrichter im Machland neben einander, ebenso in der Ried- 
mark 1320: Busche, Ditrich Wenisch und Wolfhart der Grill ÜB. 
o. E. V. 674; VI, 683; VII, 773; über die Gerichtsordnung von 1299 
s. Anm. 263. 

*^^) Z. B. das Ansichziehen eines im Landgericht anhängigen Pro- 
cesses, wobei es jedoch oft zweifelhaft bleibt, ob der Landesfürst ein 
aus dem Begriff der Landeshoheit fliessendes Recht ausübte oder als 
Mächtigerer einen Eingriff in die Rechte des Landgerichtsherrn sich 
erlaubte. Beispiele bei Strnadt Peuerbach 266 vom J. 1460, Mon. 
Habs. I, 2, S. 572, N. 303 vom J. 1478. 
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die Habe des Tenirtheilten ^^^) obenan standen. Die Land- 
gerichtsherm hatten femer das anbedingte Tollzngsrecht 
hinsichtlieh aller in ihren Landgerichten gefällten Urtheile; 
sie gewährten (schon seit der Mitte des 13. Jahrhunderts) 
aus eigener Machtrollkommenheit Exemtionen von ihrer 
Landgerichtsbarkeit '^^) , übten endlich das Begnadigungs- 
recht im weitesten Umfange gegen Geld oder anf Fürbitte 
u. 8. w. *•'). Das Alles lief nun nicht ohne grosse Will- 
kürlichkeiten ab. Erwägt man die Falle groben Miss- 
brauchs, welche uns Suttinger aus den Jahren 1570 — 1622 
Yorfuhrt ^®^) , so kann man einen ohngefahren Bückschluss 
auf die Yerhältnisse jener Zeit machen, in welcher die 
Macht der Landgerichtsherm ohne jegliche staatliche Ab- 
Schwächung trutzig bestand. 

Der einzige Punkt, in welchem die Habsburger die 
Gerichtshoheit strenge wahrten, lag in der allgemeinen 
Verpflichtung der Landgerichtsherm, den Blutbann vom 
Landesfürsten einzuholen. Die Landgerichtsherm erhielten 



**•) Ein Beispiel vor 1477, wie Heinrich von Puchhaim zu Waid- 
bofen a. d. Thaya das Haus eines von den Bürgern verurtheilten Zinn- 
giessers einzieht »nachdem mir die Herrschaft von sein gnaden (dem 
Kaiser) mit allen nutzen und gulten verschriben gewesen ist^. Mon. 
Habs. I, % S.-305. 

«••) Vgl Anm. 60, Urk. 1251 und die vielen bei Hasenöhrl 174 
citirten Beispiele. 

*•') Daher musste noch unter K. Max H den Landgerichtsherm 
im Land ob der Enns bei Verlust der Landgerichtsbarkeit untersagt 
werden, künftighin Malefizpersonen wegen Ersparung der Kosten der 
Execution oder gegen Erlag einer Geldbusse zu entlassen. A. 1565, 
10. Dec. Cod. A. I, 729. 

*"•) Sub verbo Landgerichts grober Missbrauch, Landgericbts- 
Verwürkung. Klagen über Bedrückungen durch den Landrichter kommen 
in Urkunden oft vor. Ein frühes Beispiel aus Steiermark von c. 1145 
s. st. ÜB. I, 250; äie Landsgebräuch von Oesterreich o. E. (Cod. 1175 
germ. Monac.) verordnen f. 215, der* Hz. Landshauptmann soll ohne 
grosse UrsaCh in kein Landgericht eingreifen, ausser es sey dann das 
Landgericht Parthey. 
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für ihre Person diese Ermächtigung sofort bei Empfang 
des Landgerichtes als eines landesfürstlichen Lehens. 
Wollten sie aber ihre Gerichtsbarkeit durch eigene Be- 
amte als Landrichter ausüben lassen, wie dies die Regel 
war, so mussten sie auch für diese von Fall zu Fall beim 
Herzog unmittelbar um die Bannleihe einkommen ^®®). Es 
galt darum als eine ausnahmsweise Begünstigung, wenn 
bei Ausdehnung der Gerichtsbarkeit über ein bis dahin 
reichsunmittelbares Gebiet dem Mediatisirten vom Landes- 
fürsten zugestanden wurde, dass er den von ihm einge- 
holten Blutbann an die untergebenen Landrichter beliebig 
weiter leihen dürfe ^^^). 

2. Landrichter. Er war das. Organ des Landgerichts- 
herrn, falls dieser, wie zumeist der Fall, die Landgerichts- 
barkeit nicht in eigener Person ausübte. Sieht man von 
den Beschränkungen ab, welche sich aus seiner Abhängig- 
keit vom Landgerichtsherrn ergeben, so erfreute er sich 
mit diesem der gleichen Machtvollkommenheit. Es richten 
darum noch die Landgerichtsordnungen des 16. Jahrhunderts 



'••) Seit der Mitte des 16. Jahrhunderts war es Regel, dass die 
Bannleihe nicht mehr durch den Landesfürsten persönlich, sondern 
durch dessen Behörde, die Regierung erfolgte (Landtafel von Oester- 
reich o. E. I, Tit. 2). Ausnahmsweise kam dies schon früher vor, 
z. B. Mon. Habsb. 1, 2, S. 595, die Vollmacht K. Friedrichs für seinen 
obersten Hauptmann und Rath Grafen Hang von Werden berg, den 
Bannrichtern, welche ihm diesmal (1478) der k. Rath Sigmund von 
Eytzing vorbringen wird »pan und echt« zu verleihen von ihnen Ge- 
lübde und Eid entgegen zu nehmen u. s. w. Vgl. auch die Erledigung 
K. Max I vom J. 1510 auf das Begehren der Steirer (st. Lhf. 41). 

«»>>) Z. B. 1535 dem Erzstift Salzburg rücksichtlich des Land- 
gerichts Leibnitz in Steiermark, weil ein Privilegium K. Friedrichs III 
vom J. 1458 vorgewiesen wurde, dessen Inhalt aber allerdings »etwas 
in Disputation gewachsen war«, krnt. Lhf. 192. Den Schaunbergen 
wurde 1361 bei deren Unterwerfung dies Zugestandniss nicht gemacht 
(Vgl. S. 25), doch bewilligte K: Friedrich III 1464 seinem Rath, dem 
Gf. Ulrich gnadenweise die Bannleihe auf 10 Jahre, Birk im Archiv X, 
409 N. 728. 
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einzelne Verfügungen ebenmässig an den Landmann, der 
Landgerichte, hat und an den Landrichter, ja sie führen sie 
sogar dabei in einem Satze nebeneinander auf ^^^). Die 
Bestellung des Landrichters war Sache des Landgerichts- 
herm, welcher in diesem Punkte keiner Beschränkung 
unterworfen war, gemeiniglich aber einen seiner im Ge- 
richtsbezirke ansässigen adeligen Vasallen hiezu auswählte. 
So lange die Auflösung der alten Landgerichte noch nicht 
allzu gross war, übertrug er die Verwaltung des Land- 
gerichtes als ein besonderes Amt, und die betreffenden 
Personen werden darum in Urkunden verschiedensten In- 
halts mit dem Titel eines Landrichters bezeichnet. Davon 
kam man später ab, als die Sprengel um so vieles kleiner 
geworden waren und die Landgerichtsbarkeit zur zufalligen 
Pertinenz des Grundbesitzes herabsank. Man übertrug 
nun die Stelle eines Landrichters als Nebenamt gemeinig- 
lich dem Pfleger der Herrschaft. Dies mag im Lande 
unter der Enns schon im Laufe des 14. Jahrhunderts zur 
Regel geworden sein, im Lande ob der Enns geschah 
es um ein Jahrhundert später, ausnahmsweise, wie in dem 
Schaunbergischen Landgerichte Donauthal, amtirten hier 
noch im 16. Jahrhundert eigene Landrichter 2^^). 

Das Verhältniss des Landrichters zum Landgerichts- 
herrn entsprach nicht immer dem eines Beamten. Schon 
frühzeitig war der Ertrag des Landgerichtes die Haupt- 
sache- geworden und seither befreundete man sich mit dem 
Gedanken immer mehr, dass dem Herrn der Weg völlig 
frei stehe, auf welchem er sein Interesse im Landgerichte 
wahrnehmen wolle. Er konnte Einkünfte ebenso gut in 
eigener Verwaltung durch den Landrichter erheben lassen, 
als sie diesem gegen eine Abfindung überlassen. Der 
Landrichter tritt darum gar oft nicht als entlohnter Beamte 

a»0 LGO. 1514 § 13. 

2»2) Strnadt, Peuerbach 257. 
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des Landgerichtsherrn auf, sondern ist Zeitpächter, Pfand- 
inhaber, Nutzniesser u. s. w. der landgerichtlichen Gefillle. 
Dies war in den herzoglich verbliebenen Landgerichten 
schon im 13. Jahrhunderte der Fall, wie die Hubbücher 
für Steiermark und Oesterreich aus den Tagen König 
Ottokars und Herzog Albrechts I erweisen ^^^), und blieb 
das ganze Mittelalter hindurch die Regel, offenbar, weil es 
die bequemste Form war. Der durchschnittliche Ertrag 
des Landgerichts wurde durch Schätzung erhoben, und dar- 
nach die Summe bestimmt, welche der Landrichter ent- 
weder im Vornhinein, oder aus den einlaufenden Gefallen 
bezahlte. Der XJeberschuss verblieb dem Landrichter, 
welcher andererseits aber auch den etwaigen Ausfall zu 
tragen hatte. "Welch heilsame Folgen dies gehabt haben 
kann, mag sich Jedermann selbst ausmalen. 

Der Landrichter war übrigens auch in dem erst- 
erwähnten Falle keineswegs ein besoldeter Beamte des 
Landgerichtsherrn, sondern zu seiner Entlohnung auf ge- 
wisse Erträgnisse des Gerichts selbst angewiesen. Dies 
entsprach der altbairischen, schon im Volksrecht (T. II, 
c. 15) enthaltenen Vorschrift, dass der Richter einen An- 
theil an den gerichtlichen Taxen und Bussgeldern haben 
solle, und gestaltete sich in der Folge dahin um, dass ent- 
weder von den Dienstpflichtigen eigene Abgaben für den 
Richter eingehoben wurden, oder dass diesem der Ertrag 
bestimmter Bussen, oder endlich ein aliquoter Theil der 
gesammten Einnahmen zugesichert wurde. 



**«) Rauch, Ss. II, 4, 114 dazu Anm. 375. Daher lässl Helbling 
VII, 751 die Gerechtigkeit zur Falschheit sprechen: VcHschheit sprach 
die suchte^ vart in ein gerichtet sliefet in den richUßr müelich itoer der 
enbar, von dem gerichte git er zinSy an iuch kiet er nihtgetoina. Dann 
II, 133 ff. man rihtet niht den armen, den riehen riht man umb ir 
guot u. s. w. — lieber die Veräusserung der Richterämter in der Mark 
Brandenburg, Kuhns I, § 30. 
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» 

3. Beamte und Diener des Landrichters. Ent- 
spricht die Stellung des Landrichters ihrem Wesen nach 
jener des fränkischen Grafen, so liegt die Verrauthung 
nahe, dass auch die Stellung der übrigen im Landgerichte 
thätigen Personen auf einer Weiterentwickelung fränkischer 
Gerichtseinrichtungen beruhe. Dies lässt sich auch in der 
That, wenn wir vom Frohnboten absehen, rücksichtlich der 
anderen Gerichtspersonen nachweisen. 

Die fränkische Gerichtsverfassung erkennt als einzigen 
Gehilfen des ordentlichen Richters den Centenar. Derselbe 
ist das Organ der Executive für den Grafen; ohne seine 
Anwesenheit ist daher die Abhaltung eines echten Dings 
nicht möglich. Da er jedoch nicht Stellvertreter, sondern 
nur Arm des Richters ist, so kann er auch nur den Mit- 
vorsitz beanspruchen, d. h. mit andern Worten, der Cen- 
tenar ist nicht fähig dem echten Ding zu präsidiren. Wohl 
aber steht nichts im Wege, dass die gebotenen Dinge, 
welche ja keineswegs nothwendig Grafendinge sind, unter 
seinem Vorsitz abgehalten werden. Der Centenar ist ferner 
Beamter, nicht Diener des Grafen, und es sind ihm zur Voll- 
streckung der Urtheile als physische Werkzeuge noch ein 
oder mehrere Diener (lictores, milites) untergeordnet. Sohms 
Ausführungen haben nun überzeugend dargethan, dass der 
fränkische Centenar mit dem Schultheissen des Sachsen- 
spiegels zusammenfallt. Da nun die fränkische Gerichts- 
verfassung (nach Tassilo's Absetzuog) von Karl dem Grossen 
auch in Baiern völlig durchgeführt wurde, so kann es nicht 
Wunder nehmen, dass Centenare bald unter diesem Namen, 
bald als Schultheissen oder Vicare bezeichnet, seither auch 
in bairischen Urkunden auftreten ^**), namentlich in den 
wichtigen Ranshofer Gesetzen aus den Jahren 985 — 995, 
in welchen der Centenar als Beamte, und wohl auch als 



»") Gerichtsv. I, 262, Anni. 179. 
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Lehensträger des Grafen erscheint ^^^), Ist es richtig, dass 
man zu Ende des 10. Jahrhunderts das Schultheissenthum 
als Lehen behandelte, so stehen wir hier vor einer Ent- 
wickelung, welche jener in den Grafschaften geradezu ent- 
gegengesetzt ist. Denn der Amtscharakter der Grafschaft 
war schon längst dem Lehen gewichen, als das Schult- 
heissenthum (wenigstens seit dem 12. Jahrhundert) wieder 
zum Amt wurde. Vielleicht fällt mit dieser Umwandlung 
auch der Wechsel der Bezeichnung zusammen, welcher 
sich ungefähr gleichzeitig bemerkbar macht, indem die 
älteren Ausdrücke: centurio^ scultheize durch judex oder 
subjudex (judex posterior) als neue Amtstitel verdrängt 
werden. Der scheinbare Widerspruch, welcher darin liegt, 
dass die Ausdrücke judex und subjudex als Benennungen 
eines Amtes aufgefasst werden, behebt sich, sobald man 
bedenkt, dass dieselben an einem und demselben Ort nie- 
mals gleichzeitig auftreten, somit locale Verschiedenheit, 
oder ein im Laufe der Zeit beliebter Wechsel der Titulatur 
zur Erklärung völlig ausreichen ^^^). Wo man dem Grafen 
den Richtertitel beilegte oder doch ausschliesslich vor- 
behielt, dort wurde dessen Centenar folgerichtig zum Unter- 
richter, zum subjudex^ judex posterior. Wo dies nicht der 
Fall war, gab es wenigstens kein Hinderniss, um dem 
Centenar, der ja bekanntlich im gebotenen Dinge richter- 
lichen Vorsitz führen konnte, geradezu Richtertitel beizu- 
legen. Dies scheint namentlich im Bereich des bairischen 
Stammrechtes häufig gewesen zu sein, denn einerseits 



*") Mon. G. Leges III, 484 Si centwrio vel advocatus id ipsum 
egerint beneficio priventur. Schon in karolingischer Zeit nimmt das 
Dienstverhältniss des Centenars zum Grafen häufig die Form der 
Vasallität an. Sohm a. a. 0. I, 249, dazu Riezler, Gesch. Bayerns I, 
375, Anm. 1; 75^ und Forschungen z. deutschen Gesch. XVIII, 528. 

"•) Vgl. auch Grimm, Rechtsalterth. 766. Viele Richter und 
Botennamen vermengen sich. Nach Zeit und Ort kann dieselbe Be- 
nennung den höhern Beamten oder den niedern bezeichnen 
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kommen hier judices vor, welche geradezu als Richter 
eines bestimmten Grafen bezeichnet werden ^i'^^^ anderer- 
seits giebt es mehrere Beispiele, dass solche Richter nicht 
einmal dem Stand der Freien, sondern dem der Ministe- 
rialen angehörten ^^^). Mit Recht hat darum Riezler solche 
judices mit dem Schultheissen d. i. dem alten Centenar 
identificirt ^vs). 

Dem Gesagten steht allerdings die Bedeutung entgegen, 
welche der Ausdruck Nachrichter seit dem 16. Jahrhundert 
bis in unsere Tage behauptet hat. 

Maurer nimmt in der That den Nachrichter, der ihm 
in einer Urkunde von 1265 zum ersten Male begegnete, 
für den Henker, sieht sich aber sofort zur Bemerkung ver- 
anlasst, dass es eine angesehene Person gewesen sein 
müsse, da er dicht hinter seinem Herrn mit dem Amts- 
titel angeführt werde ^^^). Eine solche Identificining jener 
alten Nachrichter mit dem Scharfrichter ist jedoch ganz 
unzulässig. Nicht nur erscheinen Nachrichter zuweilen 
auch als Unterbeamte solcher Richter, welche den Blut- 
bann gar nicht hatten ^^^), sondern das Wiener Neustädter 
Stadtrecht unterscheidet sogar ausdrücklich Art. 95 süb- 
judex (Nachrichter) vom custos carceris (stubhueter), Art. 98 



*") Z. B. c. 1130 Arbo judex comitis Ekkeberti (von Formbach 
Pulten) ÜB. 0. E. I, 429. 

*") 1147 als Passauer Ministerial: Rüdigerus judex ÜB. o. E. II, 
231, 235, als Brixner Ministerial gleichzeitig Adalpreht judex, Sinnacher, 
Beitr. z. Gesch. Sähen und Brixen III, 409. 

«»•) Gesch. Baierns I, 752, Forschungen XVIII, 528. 

"0) GV. § 166, S. 245. Er bezieht sich auf Mon. B. VIII, 508 
(Schäflarner Tradition von 1265) Zeugen: Ovlricus de Altheim Chlein- 
dienst der nahrichter eiusdem domini, dominus Perhtoldus u. s. w. 

*'*') Das Erzstift Salzburg besass z. B. in Arnsdorf nur ein Hof- 
marksgericht, demungeachtet soll der dortige Richter zu Traismauer 
einen Nachrichter und ein Gefängniss haben, und die Leute nur um 
»gar merklich Sach« nach Arnsdorf abführen. Salzb. T. 336, § 10. 
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vom praeco (Schergen) und die praecones überdies in Art. 
21 vom suspensor, dem Häher. 

Der Nachrichter ist somit eine Unterobrigkeit, und 
zwar richterliches Organ, nicht aber physisches Werkzeug, 
der Executive. Er besorgt (soweit nicht der Prohnbote 
neben ihm thätig wird, oder ihn gar verdrängt) die richter- 
lichen Ladungen, und vollstreckt die gerichtlichen Erkennt- 
nisse. Er weist in Civilsachen die siegende Partei in den 
Besitz ein ^^^); ihm ist in Strafsachen die Ueberwachung 
der Gefangnisse, sowie der Vollzug der ausgesprochenen 
Leibes- und Geldstrafen anvertraut. Der Nachrichter ist 
darum gleich dem Centenar Beamter und nicht Diener des 
Land- (oder Stadt- oder Hofmark-) Richters, er steht in 
dessen Solde oder Beköstigung, hat aber auch gewöhnlich 
Anspruch auf festgesetzte Gerichtstaxen ^^^). Ernannt wird 
er vom Gerichtsherrn, doch hat sich local jenes Recht der 
Mitwirkung der Gerichtsgemeinde erhalten ^^^) , welches 
der sog. Schwabenspiegel an mehreren Stellen hervorhebt 
(L. A. 86, 92, 117). Die Titel: nachrichter oder judex poste- 
rior, subjudex wurden übrigens dem Schultheissenamt, wie 
es scheint, vorzugsweise in Städten und Märkten beigelegt, 
und verlieren sich seit dem 14. Jahrhundert aus der öster- 
reichischen Gerichtssprache ^^^). 



2") Stadtrecht von W. Neustadt, Art. 51, Wiener St. R. ß.. Art. 9,22. 

"») Die Stadtrechte von Ens 1212 und Wien 1221 setzen V« der 
Gebühr des Stadtrichters als Zuschlag subjudici et preconibus fest, 
das W. Neustädter weist den gleichen Betrag dem Nachrichter allein 
zu. Ausserdem erljielt derselbe hier von den Gefangenen 12 Pf. zu 
Hofzins, der Stubhüter aber nur 1 Pf. Art. 72, 95. 

*•*) Weisthum von Traismauer, a. a. 0. § 11: »Wir melden, wann 
vns ein Nachrichter nit gefällt, so soll uns der Richfer von Arenstorf 
einen andern setzen nach unserm Rat.« 

**•) 1312 erscheinen Chunrat von Muchkrau der Richter ze Newn- 
burch vnd Marchart der Nachrichter als Zeugen eines Verkaufs. D. A. 
XVI, 39, Nachweise aus Eggenburg zu den J. 1303, 1312, Notizbl. V, 
348, Wels, judex posterior, 1298, ÜB. o. E, IV, 299. 
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Verwandt dem Nachrichter ist die Stellung, welche in 
Baiern -Oesterreich dem Frohnboten zukam. Der Prohn- 
bote, Scherge, Büttel, praeco, ist bekanntlich keine Institu- 
tion der fränkischen Gerichtsverfassung^^®). "Während er 
jedoch im sächsischen Recht, welches die Amtsgewalt des 
fränkischen Centenars auf zwei Personen vertheilte, eine 
fest abgegränzte Stellung neben dem Schultheiss in der 
Art einnahm, dass dieser an der Spitze der Urtheilsfinder 
als Vertreter der Interessen der Dingpflichtigen gegenüber 
dem Richter, jener lediglich als Vollzugsorgan des Richters 
erscheint 2^'), gelangte man in Baiern keineswegs zu einer 
ähnlich consequenten Unterscheidung. Nicht selten berührte 
sich das Amt des Nachrichters und des Frohnboten, so 
zwar, dass oft dieselben Functionen an einem Orte dem 
Nachrichter zugewiesen sind, welche andern Orts dem 
Frohnboten zukommen, mit andern Worten, es wird hier 
der höchste unter den Dienern, dort der niedrigste unter 
den Beamten zur Besorgung der gleichen Agenden verwendet. 

Da nun in Süddeutsehland die Stellung des Schult- 
heissen vom Frohnboten nicht strenge abgegränzt war, so 
kann es nicht Wunder nehmen, dass dies Schwanken auch 
in den Rechtsquellen und im Sprachgebrauch zum Ausdruck 
kam. Die präcisen Bestimmungen des Sachsenspiegels über 
die genannten Gehilfen des ordentlichen Richters erscheinen 
im sog. Schwabenspiegel vielfach verstümmelt oder nicht 
verstanden. Dafür aber enthält Schw. Art. 126, welcher 
zu Ssp. III 56 in Parallele zu stellen ist, eine bezeichnende 
Erklärung des Ausdrucks »rechter Frohnbothe« 2^*): etwa 



"«) Wie Sühm I, 535/37, namentlich gegen Maurer GV. § 61, 
ausführt. 

«") Planck § 16, 17. 

***) Die 1571 in Feyerabends Verlag erschienenen Synonima des 
Leonhard Schwarzenbach enthalten u. A. Fol. 28 zum Wort Büttel: 
Rahtsbot, Gerichtsbot oder Gerichtsknecht, der das Gericht zusammen- 
beruft, die Partheyen citirt. Werden etlicher Enden Stadtknecht, ge- 
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Tmzzmt si riMer, etwa gehütfeie, etwa stokwerter, etwa anders. 
Charakteristisch für den Prohnboten ist daher weniger der 
Wirkungskreis, der ihm zugewiesen war, denn derselbe 
fallt, wie gesagt, oft genug ganz oder theilweise mit jenem 
zusammen, was anderwärts AmJ des subjudex ist, sondern 
sein Verhältniss der Unterordnung zum Richter. Er bleibt 
immer nur Diener, und zwar der gerichtsverfassungsmässige 
Diener des Richters. Er darf daher aus eigener Macht- 
vollkommenheit keine neuen Yerfügungen treffen. »Was 
der frohnpoth schafft oder pewt, dass das recht nit geben, oder 
der richter nit geschaft hat, das soll kein craft haben« ver- 
ordnet das Landrecht in Lungau ^^^). Der Nachrichter hin- 
gegen ist, wo er an einem Orte neben dem Frohnboten 
erscheint, diesem nicht nur im Rang und an Bezügen über- 
geordnet, sondern kann auch bei der Urtheilsfindung mit- 
wirken ^^^). Des Frohnboten Hauptaufgabe ist, des Richters 
Befehle zum Ausdruck zu bringen, darum heisst er auch 
wohl einfach des Richters Bote (Oesterr. L.R. Art. 49); 
wenn das Moment der Execution betont wird, dessen Walt- 
oder Gewaltbote (Oesterr. L.R.E. § 90), endlich auch Weis- 



maine Vogt, Underamtleut, geschworen Gerichts oder Rahtsknecht, 
Frohnbotten und Pedellen genannt. Noch andere Bezeichnungen bei 
Maurer, GV. § 104. 

"•) Salzb. Taid. 236. 

**®) Ruprecht von Freising W. § 55 die Stadt hat einen Richter 
*der wol gerichten mag vber die plutrigen vnd über alle shedleich leuUy 
dieser hat dann einen Nachrichter, welcher *di lesten vrtail geit, stoen 
vber den menschen gericht wirdy wie man vber den menschen richten 
sule oder welchen tod er verdient hab^t und einen »Püttel der von haus 
zu haus gepevtet*. Werden Richter oder Nachrichter einer strafbaren 
Tödtung überführt, so sollen die Bürger den Bischof benachrichtigen, 
damit dieser, dessen Beamten sie sind, einen andern Richter oder 
Nachrichter sende. Rücksichtlich- des Frohnboten ist dies aber nicht 
vorgeschrieben, obwohl er im Uebrigen mit den früher Genannten 
gleich bestraft wird, weil dessen Bestallung Sache des Richters ist, 
a. a. 0. §§ 56—58. 

Lasch in, Gerichtswesen. ^ 
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böte, weil er das Organ war, durch welches gerichtliche 
Besitzeinweisungen Tollzogen wurden. 

Nach dem Sachsenspiegel III 56 soll der Frohnbote 
in feierlicher Weise durch den Richter (Grafen) und die 
Schöffen aus den Pfleghaften des Gerichts auf Lebenszeit 
gewählt werden. Daran hielt man sich aber weder in 
Baiern noch in Oesterreich. Der Verfasser des sog. Schwaben- 
spiegels hat darum in dem oben erwähnten Artikel 126 diese 
Stelle einfach übergangen. Die Ernennung des Frohnboten 
dürfte hier weitaus in den meisten Fällen lediglich dem 
Gerichtsherrn zugekommen sein. Hie und da mag auch 
die Gerichtsgemeinde darauf Einfluss genommen haben, ja 
es finden sich selbst Beispiele dafür, dass örtlich der Frohn- 
bote von den Dingpflichtigen frei gewählt und abgesetzt 
wurde ^^*). 

Zu den Einkünften des Frohnboten gehörten Taxen 
für die Vollziehung richterlicher Befehle, und verschiedene 
Sportein (praeconium), sei es bei Einhebung des sog. Richter- 
rechts von den Dienstpflichtigen, sei es bei andern Gelegen- 
heiten. Dabei liefen mancherlei Bedrückungen unter, und 
es waren namentlich die praecones Austriae bereits im 
12. Jahrhundert so sehr berüchtigt, dass Herzog Ottokar 
von Steiermark aus Anlass seines Erbvertrags mit Herzog 
Leopold V von Oesterreich ausdrücklich seinen Unterthanen 
Schutz vor diesen Belästigungen für die Folgezeit erwirken 
musste ^^^). 

Nach Sachsenrecht giebt es im Grafengericht nur einen 



"») Weisthum des Zillerthals 15. Jahrh. Salzb. T. 319. Hier hat 
der erzbischöfliche Pfleger nur das Recht der Einsprache gegen den 
von der Gerichtsgemeinde gewählten Frohnboten, ^den suüen wir dann 
pessern mit dem oder mit einem andern . . «. 

*'*) ÜB. f. St. I, 652 ab infestationibus et exactionibus, quas per 
praecones Austriae fieri cognovimus, terram nostrae ditionis sicut ac- 
tenus extitit, exemptam esse decrevimus. 
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Frohnboten 2^^), im Gebiet des Baiernrechts werden nicht 
selten mehrere praecones nebeneinander erwähnt ^^*). Als 
eine Hauptaufgabe derselben erschien die Aufrechterhaltung 
der äussern Ordnung bei Gericht. Als Abzeichen trugen 
sie lange dünne Stöcke, mit welchen sie auch leichtere 
nicht entehrende Körperstrafen vollzogen ^^5). Ausserdem 
hatten sie, wo es nicht eigene Kerkermeister (custos carceris,' 
stubhueter) gab, auch die unmittelbare Verwahrung der 
Gefangenen. 

Die physische Ausführung entehrender oder verstüm- 
melnder Strafen, sowie die Hinrichtung war Sache des 
Henkers (Preimann, Hoher , suspensor, Züchtiger, Dieb- 
scherge) ^^*). Derselbe wurde anfanglich vom Landgerichts- 
herm oder vom Landrichter in freier Wahl von Fall zu 
Fall berufen, und gewann seinen Unterhalt zum guten Theil 



"») Planck § 17. 

"*) Als Urkundenzeugen ÜB. o. E. I, 384, 388. In einer Tradition 
des Klosters Gars vom J. 1140 (Mon. B. I, 53) entsendet Graf Rapoto 
infolge eines von Schöffen gefundenen Urtheils zur Besitzeinweisung 
scahionem unum et duos praecones. Manche Frohnboten werden aus- 
drücklich als praecones eines bestimmten Richters oder Ortes bezeichnet: 
Lupoldus praeco ducis c. 1190 ÜB. o. E. I, 391, praeco provinciae 
(Austriae) 1157, ÜB. St. I, 374, praeco forensts (Gars) 1160, Mon. B. I 
37, 38. 

286J w. Neust. R. A. 21 a praeconibus cum haculis eorum quos 
pwtare tenentur coram praetorio debacülentur, 

^^•) L. R. im Zillertbal: »wer der schrann gewaltig ist baident- 
halben (zu Fügen und zu Zillerbruck) der sol den zuchtiger haben und 
waz zu dem rechten gehört angeuerde.« Salzb. T. 320. Einen Revers 
vom 5. Juni 1434, in welchem Hans Kalb dem Grafen Jobann von 
Schaunberg seine Dienste als »Maister und Zuechtiger« verspricht, also 
dass er die in der Herrschaft mit Recht überwundenen Verbrecher mit 
seinen Händen tödten und richten soll, als einem freien Manne zue- 
gepurdet, auszüglich bei Strnadt Peuerbacb 268, Anm. 3. Derselbe 
wurde auf dem Hochgut zu Haichen bach behaust, erhielt von jedem 
Landrichter des Grafen jährlich 1 Pfd. Pf. und für jeden einzelnen Fall 
Zehrung und 60 Pf. Mit Erlaubniss des Pflegers von Schaunberg darf 
er sich auch auswärts gegen Lohn als Henker verwenden lassen. 

9* 
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durch Einsammlung freiwilliger Gaben nach vollzogenem 
Bluturtheil, an Markttagen u. dgl. Seit dem Anfang des 
15. Jahrhunderts finden wir zuerst in Städten (in Wien 
z. B. vor 1428) bleibend angestellte Scharfrichter, denen 
unter Zuweisung gewisser Einkünfte : das unpülich absamen, 
und abnemen, so der Dewpsherg, der Häher und ir Gesell- 
schaft langzeit her den Leuten auf den JPletzen und Merkten 
an den Marktegen und ze andern Zeiten getan hdbefi, fürder- 
hin eingestellt wurde ^^'^). Die Erledigung, welche Kaiser 
Max I im Jahre 1510 den Steirern auf ihre Bitte um Be- 
stallung eines eigenen Bannrichters und Züchtigers im sog. 
Augsburger Libell ertheilte, berechtigt zur Annahme, dass 
dazumal »in andern Ihrer Majestät Erbländern« die Sache 
bereits dahin geordnet war, dass gewisse Grundstücke zum 
Unterhalt der vom Landesherm für das ganze Land be- 
stellten und mit Preiungsbriefen ausgestatteten Scharf- 
richter bestimmt waren ^'^). 

Eigene Gerichtsschreiber zur Ausfertigung der Urtheile 
und anderer Gerichtsbriefe gab es in den österreichischen 
Landgerichten während des Mittelalters noch nicht. Dies 
gilt namentlich auch von denjenigen Gebieten des Landes 
ob der Enns, welche vor 1778 bairisch waren, weil diese 
zu Niederbaiern gehörten, wo die Bestimmung aus Kaiser 
Ludwigs Rechtsbuch (Art. 3): dass jeder Richter bei dem 
Buche einen geschwomen Amtsschreiber halten und diesen 
mit Kost und andern Lebensbedürfnissen versorgen müsse, 



"') Wiener Rathsbeschluss vom 5. Oct. 1428, W. R. fl, 35, dann 
Schlager N. F. 3, 1846, 373. Auf Abschlag des Jahressolds erhob der Henker 
1426— 1450 mit seinen Knechten wöchentlich 9 Pf. Schilling vom städtischen 
Frauenhaus, ein Betrag, welcher 1456, nachdem dem Henker schon 1450 
ein förmlicher Jahressold ausgeworfen worden war, zum Unterhalt des 
Wirths im Untersuchungsgefängniss bei der Himmelpforte verwendet wurde. 
— Des Diebschergen erwähnt übrigens bereits das Wiener St. R. B., Art. 75. 

"») Daher Freimann, Schlager N. F. % 1842, 167, steir. Lhf. 1842, 
S. 41, dann das S. 139 über die Landgerichtsfreien Gesagte. 
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niemals Geltung erlangte ^^•). Es genügte darum in den 
österreichischen Landgerichten, dass im Falle des Bedarfs 
irgend ein Schreibkundiger beigezogen wurde, auch erfolgte 
die schriftliche Ausfertigung nicht anders, als infolge eines 
durch Parteienantrag hervorgerufenen Beschlusses der Ur- 
theilsbank. 

4. Dingzeit, Dingstätte, Dingpflicht. Die Be- 
antwortung dieser Puncto fallt mit der Frage zusammen^ 
inwieweit die karolingischen Reformen des Gerichtswesens 
auf dem Gebiete des bairischen Volksrechtes zur Durch- 
führung gelangten. Dieselben beschränkten nämlich einmal 
die Macht des Grafen zur Anordnung allgemeiner Ver- 
sammlungen der Gerichtsgemeinde auf das Recht drei Voll- 
dinge im Jahre in jeder Hundertschaft abzuhalten, und ver- 
fügten andererseits, dass zu den übrigen vom Grafen 
gebotenen Dingen nur noch ein Ausschuss der freien 
Grafschaftsbewohner, die Schöffen zu erscheinen ver- 
pflichtet seien. 

Diese tria placita generalia Karls des Grossen, haben 
sich schon in karolingischer Zeit in tria placita legitima 
umgesetzt, und bilden fortan die drei echten Dinge des 
Mittelalters. Das Recht, diese Landtaidinge (placita) ab- 
zuhalten, mit welchem sich im Laufe der Zeit der Anspruch 
auf ständige Abgaben der Gerichtspflichtigen verbunden 
hatte ^*®), gelangte nach der Auflösung der Grafschaften 
an die Landgerichtsherm. Schon damals war es durch das 
Vorhandensein von Immunitätsgebieten wesentlich geschmä- 



"•) Wie dies zuletzt v. d. Pfordten, Studie 6, S. 212 ff. umständlich 
nachgewiesen hat. 

**•) Abgesehen von Exemtionsprivilegien, in welchen die jura 
marchionis (ducis) placita lantgerichte . . . nachgesehen werden (Bei- 
spiele bei Brunner S. 344 ff.), finden wir Landgerichtspfenninge als Ab- 
gabe der Unterthanen auch in den urbaren verzeichnet, z. B. 1316 im 
Freisingischen Officium Holnstein bei Weidhofen an der Ibs. D. A. 
XXXVI, 440 ff. 
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lert. Die fortwährend neu gewährten Exemtionen brachten 
jedoch die »echten Dinge« mit der Auflösung der alten 
Landgerichte nahezu völlig in die Hände einzelner Immu- 
nitätsherrn. Seitdem hatten die placita, bei welchen die 
Erfordernisse der echten Zeit und Malstatt 2*^), sowie 
mancherlei alterthümliche Gebräuche zäh bewahrt wurden, 
ihre Bedeutung für die Landgerichte zum besten Theil 
yerloren, und der Landrichter hielt sie nur in jenen 
Gegenden seines Sprengeis ab, welchen keinerlei Exemtion 
zukam, und die man darum geradezu als Landgerichtsgüter 
bezeichnete ^*2). Im XJebrigen bestand schliesslich zwischen 
den echten Dingen im Landgericht, den Landtaidingen im 
weitern Sinne des Wortes, und den Ehaftgerichten oder 
Banntaidingen der Dorf- und Hofmarksherm sachlich kein 
weiterer Unterschied, so dass diesfalls zur Vermeidung von 
Wiederholungen einfach auf § 14 Bezug genommen werden 
kann^**). 

Desto wichtiger wurden für die Landgerichte jene Ver- 
sammlungen, welche sich in Anlehnung an das gebotene 
Gericht des Grafen entwickelten. Die Reform dieser 
Gerichte durch Karl den Grossen schliesst zwei Principien 
ein: erstens wird fortan bei diesen nicht mehr die Gegen- 



**^) Sehr oft noch im Freien. So wird um 1180 ein Rechtshandel 
der Reichersberger entschieden presente Dietrico comite de Wazzer- 
btirch in luco qui Subnensi claustro adjacet. ÜB. o. E. I, 379, andere 
Beispiele in platea u. s. w. erwähnt Bachner 138, Anm. 

•**) Z. B. in Pongau: urbar oder landgerichtsgieter ^ Salzb. T. 
191, Frage 31, 32. Vergleich des ß. Ulrich v. Gurk mit Grafen Ulrich 
V. Pfannberg »umb das gericht auf dem Dietsch (Kärnten) da vnser 
lewt in gangen sindy also daz si furbas für sein gericht nicht mer gen 
schiillen, dann allein drey stund in dem jar zu dem panntayding^ da 
stillen sie rügen als recht und gewönkich ist^ 1349, 29. Aug., Strassburg. 
Orig. W. Staats- Arch. 

'*•) Eine Vorladung des Verwesers des Landgerichts zu Freistadt 
auf sein nächstes Landtaiding daselbst vom Jahre 1410, s. Archiv 
XVII, 162. 
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wart der ganzen Gerichtsgemeinde, sondern nur die An- 
wesenheit derjenigen Personen erfordert, welche den 
UrtheilsYorschlag zu erstatten hatten. Zweitens, diese (die 
Rachimburgen) werden nicht mehr von Fall zu Fall ge- 
wählt, sondern sind standig, sind königliche Beamte, Schöffen, 
welche der Graf im übertragenen Wirkungskreise auf Lebens- 
zeit ernannte. Es unterliegt nun keinem Zweifel, dass diese 
Reformen Karls des Grossen wie in den übrigen Theilen 
des Reiches, so auch in Baiern eingeführt wurden ^**) ; nicht 
minder ist es aber gewiss, dass hier die Schöffeneinrichtung 
weniger Bestand hatte als anderswo. Bis gegen das Ende 
des 12. Jahrhunderts erscheinen Schöffen, wiewohl nicht 
häufig in bairisch-österreichischen Urkunden, von da an 
werden sie nur höchst vereinzelt erwähnt, und es ist dann 

■ 

schwer zu entscheiden, ob die Ausdrücke: scahini, scephen 
u. dgl. noch im technischen Sinn angewandt sind 2*^). 

So war denn dies Institut in Baiern zur nämlichen Zeit 
schon wie verschwunden, als Herr Eike von Repgow in 
seinem Sachsenspiegel die Praxis und Ausgestaltung der 
Schöffengerichte auf sächsischem Boden verewigte. 



***) Dies hat u. A. Beseler gegen Merkel in derZeitschr. f. Rechtsg. 
IX, 255 ausgeführt. Die Beispiele bei Chabert § 87, Anm. 1, 14 
reichen nur ins 10. Jahrh. Die spätesten Zeugnisse für Baiern, welche 
ich dermalen kenne, gehören dem um 1180 geschriebenen sog. Falken- 
Steiner Codex an, beziehen sich aber auf frühere Ereignisse: Mon. B. 
VIT, 434 et alii nobües vir», shefen scüicet et dincliute . . S. 471 . . 
hec delegatio . . notificata est in publica placito d. Dietrici comitis de 
Wazzerbwrch apud vicum qui dicittir B<mc audientibus mris qui di- 
cuntur sheffen et aliis jüdicialibus et questoribus et censaribus viris. 
Vgl, auch oben § 8, S. 60, dann Riezler, Gesch. B. I, 753, Forschungen 
XVIII, 528, Maurer, GV. § 123 am E., dann § 7, § 56 a. E. 

•*») So in einer Gurker Urkunde von 1169 bei Anführung der 
Zeugen . . et alii qtiam plures nostri et dttcis (Carinthiae) fideles 
schabini pariter et ministeriales, wo unter schabini offenbar 
freie Vasallen und nicht Schöffen verstanden werden. Vgl. darüber, 
dass es zur Zeit der Aufzeichnung des Landesrechts in Oesterreich keine 
Schöffen mehr gab, Hasenöhrl S. 202, 
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VoUgiltigen Beweis für das Gesagte liefert namentlich 
der sog. Schwabenspiegel. Derselbe durfte die Schöffen- 
gerichte, die er im Sachsenspiegel vorfand, nicht übergehen, 
da er nicht particuläres , sondern allgemeines, kaiserliches 
Recht enthalten sollte. Aber aus der verworrenen Dar- 
stellung der einschlägigen Abschnitte und aus mancherlei 
einschränkenden Zusätzen geht mit Gewissheit hervor, dass 
der Verfasser dieses Institut nicht - mehr aus eigener An- 
schauung kannte, und dass es zu Ausgang des 13. Jahr- 
hunderts in Deutschland bereits vieler Orten ausser Uebung 
gekommen war ^**). 

Dem steht nun allerdings die Meinung Beseler's ent- 
gegen, welcher mit Beziehung auf einen Ausdruck bei 
Ruprecht vjn Freising (Ausg. v. Maurer, II, § 100) die 
Fortdauer der Schöffenverfassung in Baiern bis in das 
14. Jahrhundert zu erweisen glaubt ^^'^. Allein die Stelle, 
auf welche er sich beruft, ist für diesen Zweck wenig ge- 
eignet, sie handelt nämlich nicht von urtheilenden Schöffen, 
sondern nur von einer der Schöffe (schepf) genannten Per- 
son, welche man, sobald die Gerichtsbank den Schuldspruch 
schon gefallt hat, lediglich »der letzten Urtheil fragen sol^ 
über den Menschen, welchen tod er verdient hob«; dieser 
Schöpf, welcher laut des bairischen Landfriedens von 1300 
(§51) auch beim summarischen Verfahren des Uebersie- 
benens das Urtheil über den schädlichen Mann abgiebt, ist 
demnach kein Schöffe im Sinne der karolingischen Gerichts- 
verfassung. Es ist der Nachrichter, welchem die gedachte 
Function in der vollständigem Ausgabe des Rechtsbuches 

•*•) Man vergleiche nur die Umänderungen, welche Ssp. II, 22, § % 
III, 26, § 1, 2, III, 69, § 1, 2 im Schwsp. L. 190, 286, 145 durch Bei- 
fügung des einschränkenden Swa u. dgl. erfahren haben, Stellen, deren 
Umarbeitung keineswegs durch den deutschen Spiegel erfolgte (A. 126, 
238, 328). 

**') Beseler a. a. 0. 257, dann Schraeller bair. Wörterb. II, Ausg. 
s. V. Schepf. 
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bei Westenrieder (Buch I § 55) ausdrücklich beigelegt 
wird und welcher sich ihrer hier und da noch bis in das 
16. Jahrhundert erfreute, wie aus Art. 218 CCC hervorgeht. 

Anders als mit der Schöflfeneinrichtung verhält es sich 
mit dem zweiten Gedanken der karolingischen Reform, dass 
bei den gebotenen Dingen die Anwesenheit eines Theils 
der Gerichtsgemeinde genüge. Dieser Gedanke blieb auch 
auf dem Gebiete des bairischen Volksrechtes. In Ver- 
bindung mit altern heimischen Bräuchen erwuchs hier all- 
mälig jene Form von Gerichtssitzungen, welche in Ober- 
baiem bis zur Publikation von Kaiser Ludwigs Rechtsbuch, 
in Niederbaiern und Oesterreich hingegen das ganze Mittel- 
alter hindurch, und theilweise bis in die Tage der Kaiserin 
Maria Theresia herab herrschte, auch keineswegs auf die 
untern Landgerichte beschränkt blieb, sondern ebenso auf 
das obere Landtaiding, das Hoftaiding, das landmarschal- 
lische Gericht u. s. w, überging. Dem gemäss erwählte 
der Richter als Leiter der Verhandlung eine Anzahl der 
besten unter den'erschienenen Mitgliedern der Gerichts- 
gemeinde, betraute sie jedoch nicht mehr mit der Erstat- 
tung des blossen Urtheilsvorschlags, sondern mit dem Aus- 
spruch des Urtheils selbst; die Leute auf der Gerichtsbank 
waren also aus Rachimburgen zu TJrtheilern geworden, 
deren Stimmenmehrheit (die Folge) über die anhängige 
Sache entschied. 

Nur in jenen Fällen, in welchen es sich nicht um die 
Anwendung eines unbestrittenen Rechtssatzes, sondern um 
objective Constatirung eines Rechtsbrauchs handelte, also 
be^i gemeinen oder Gesammturtheilen, wird die Vollbort 
des Umstandes auch fernerhin erwähnt. Der Besuch der 
gebotenen Dinge des Landrichters war den Mitgliedern der 
Gerichtsgemeinde freigestellt, und keineswegs eine erzwing- 
bare Verpflichtung. In Baiern wird dies noch 1474 durch 
die Landtagsverhandlungen ausdrücklich festgestellt , in 
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welchen dem herzoglichen Pfleger oder Landrichter auf- 
getragen wird, die Gerichtsbank von Fall zu Fall mit höch- 
stens 41 und mindestens 15 Urtheilem zu besetzen, den 
erbersten Landsassen und Landsiedlem so ungefährlich 
eines jeden Rechtens zu den Landscbrannen desselben Ge- 
richtes kommen ^*^). Aus Oesterreich ob und unter der 
Enns ist mir, während des frühern Mittelalters mindestens, 
kein Umstand bekannt, der mich zu einer gegentheiligen 
Ansicht nöthigen würde. So lange das Princip der Münd- 
lichkeit und Oeffentlichkeit das Gerichtsverfahren hie zu 
Lande beherrschte, so lange fehlte es auch niemals an 
Leuten, welche das Amt des Urtheilers von Fall zu Fall 
freiwillig übernahmen. Dies änderte sich allmälig, man 
begann die ürtheilssprechung als eine Last zu betrachten, 
der man sich gerne entzog, und als überdies seit der Mitte 
des 15. Jahrhunderts, zumal seit den Tagen Max' I, die 
Beception der fremden Rechte ihre Wirkungen auch auf 
dem Gebiet des Gerichtswesens stärker zu äussern begann, 
da musste für die Besetzung der Gerichtsbank anderweitig 
Sorge getragen werden ^*®). Die ständischen Gerichte, wie 
z. B. das landmarschallische in Oesterreich und die Land- 
und Hofrechten in Steiermark, Kärnten und Erain erhielten 
besoldete Ständemitglieder als Beisitzer. In den niedern 
Landgerichten machte man die Urtheilsfindung, soweit es 



**^) Krenner bair. Landtagsverhandlungeii YII, 422, 480, auch bei 
Buchner S. 425, N. 373, jedoch mit dem Druckfehler »auf das min- 
deste 41 Personen«, Maurer, GV. S. 103. Die Vorschrift, die Besten 
aus dem Umstände zur Urtheilsbank zu berufen, enthält auch Ottokars 
Landfriede von c. 1251, S. 59. 

**•) So erlassen 1451 die Herleinsperger, welchen B. Leonhard von 
Passau das Schloss Velden auf Lebenszeit übergeben hatte, den St. 
Florianer Vogtleuten zu St. Peter am Wimberg im Mühlviertel das 
sytzen als sybmer auf dem pänkhl um das recht zu sprecheriy warm ein 
schädlicher man gerichtet wird, wogegen sie auf Erfordern das Gericht 
bewaffnet schützen müssen. Strnadt Velden, 254. 
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sich um Criminalfalle handelte, zur privaten Pflicht der 
sogenannten Freien. 

Die Freiheit war ein wesentliches Erforderniss für den 
Urtheilsfinder, so lange die Landgerichie ihren alten 
Charakter als Grafengerichte noch nicht abgestreift hatten. 
In Civilsachen forderte man später bloss, dass der Richter 
die »Besten«, d. i. die angesehensten und ehrenhaftesten 
unter den erschienenen Insassen des Landgerichtes auf die 
XJrtheilsbank berufe, und wir finden daher in Urkunden des 
Landes ob der Enns gleichwie in bairischen bis in das 
15. Jahrhundert Ritter und Knappen, Bürger und Bauern 
einträchtig neben einander in der Landschranne. 

Anders verhielt es sich mit der Erledigung peinlicher 
Sachen im Landgericht, denn die Urtheiler, welche uns 
hier genannt werden, führen im Lande ob und unter der 
Enns den Namen der »Freien« als technische Bezeich- 
nung. An Geburtsfreie im alten Sinn des Wortes ist 
natürlich nicht zu denken, dagegen gestattet die Stelle bei 
Ruprecht von Freising, welche für den Nachrichter persön- 
liche Freiheit fordert, »wanw kein aigen mensch mag über 
einen plueiigen di letzt urtail gehen« eine analoge Schluss- 
folgerung. »Es soll atich niemand, heisst es dort, Stok und 
Galgen haben, er sei denn in solchen Ehren, dass er Eigen- 
leute habe.« »Davon last er wol ledig seinen aigen man, und 
freit ihn m dem gericht, das er die letzten Urtail wol geben 
mach über den plutigen«^^^). Das bairische Rechtsbuch 
verpflichtet den Landgerichtsherrn lediglich zur Bestellung 
eines freien Nachrichters und schweigt über die persön- 
lichen Erfordernisse der eigentlichen Urtheilsfinder; der 
österreichische Rechtsbrauch will auch für dieses Amt 



*'•) Maurer ü, cap. 100, Westenrieder II, 83. Ganz ähnlich auch 
Schwsp. L. 156: eergent die gehvtel in einer graveschafty des lande» 
herre sol einer eigen Ivte vri lazen, daz er gehvtel davon mache, die 
vri sin. 



140 II. Geschicble der Gerichtsverfassung. 

Freie **^). Die Landgerichtsherm, welche demnach dafür 
zu sorgen hatten, dass die Urtheilsbank in Griminalfallen 
aus »Freien« bestand, behalfen sich, wo es Noth that, 
offenbar mit demselben Auskunftsmittel, das Ruprecht von 
Freising hinsichtlich des Nachrichters empfiehlt. Sie ver- 
banden die Pflicht, sich als »Freier« beim Landgerichte 
verwenden zu lassen, mit Grundstücken, welche sie an Frei- 
geborpe zu Burgrecht, Freirecht u. s. w. austhaten, und 
ergänzten deren Zahl vorkommenden Falls durch Frei- 
lassung von Eigenleuten, denen die gleiche Bedingung 
auferlegt wurde. Aus diesem Grunde waren die »Freien« 
in den österreichischen Landgerichten allmälig zu ständigen 
Beisitzern der peinlichen Gerichte geworden, so dass diese 
in deren Ermangelung gar nicht abgehalten werden konnten. 
Den daraus erwachsenden Kosten und Yerzögerungen 
in der Ausübung der Criminaljustiz suchten zumal die 
Städte im Wege landesfürstlicher Privilegien zu begegnen, 
sobald sie durch Erwerbung des Blutbanns für den Stadt- 
richter ihre Exemtion vom Landgerichte vollständig durch- 
geführt hatten*^*), und zwar in der Art, dass sie um die 
Begünstigung einkamen, die Criminalurtheile ohne Beisein 
des Landrichters, seines Waltboten und der sog. »Freien« 
vollziehen zu dürfen ^^^). 



***) Bezeichnender Weise haben nach dem Rachsendorfer Bann- 
taiding (vgl. Anm. 194) nur die 60 Freien den Blutbann. Die 12 zu- 
gevogten Güter *d%e haben alle die recht deren die 60 freien hahen^ 
denn drei rechten minner, von erst das sy nit haben zu richten yber 
das plut, das ander, das sy nit sollen haben den wiltpany das drit das 
sy nit sollen gesetzt sein zu dem gericht. 

"*) Dies war in den grossem Städten des Landes unter der Enns 
schon zu Zeiten der ersten Habsburger die Regel, im Lande ob der 
Enns geschah es später, meist im Lauf des 15. Jahrb. Vgl. § ^, 
Anm. 411. 

*»•) So wird 1439, 15. April von K. Albrecht II den Bürgern von 
Scheibbs befohlen, das Gericht über schädliche Leute nach Aufforde- 
rung des Landrichters zu besetzen, nachdem er die Beiziehung des 



§ 12. Die untern Landgerichte. 141 

Das Institut der Freien, das ohnehin keine innere 
Berechtigung mehr aufwies, gerieth daher seit der Mitte 
des 15. Jahrhunderts allmälig in Vergessenheit. Zuerst 
verschwindet es, wie es scheint, im Lande unter der Enns, 
erst später aus jenem ob der Enns, wo das Malefizrecht 
noch zufolge der Landgerichtsordnung vom 1. October 1559 
u, A. die Gegenwart von zwei verständigen, ansehnlichen 
Personen und Freien erforderte, welche von alter in dem- 
selben Landgericht zu Besetzung des Bannrechtens gebraucht 
worden ^^*). An dessen Stelle trat als Privilegium odiosum die 
Verpflichtung der Landgerichtsinsassen, die Besetzung des 
Criminalgerichtes aus ihrer Mitte zu bewerkstelligen, eine 
Bürde, welche zwar nicht auf dem Individuum, wohl aber 
auf der Gemeinde lastete, und deren Erfüllung erforder- 
lichen Falles durch Poenalien erzwungen werden konnte. 

Die Zahl der Urtheiler war je nach den Landgerichten 
verschieden, und oft sogar nur durch ein Minimum bestimmt, 
unter welches man nicht herabgehen sollte ^5^). 



Waltpoten und der Freien wegen der daraus erwachsenden Kosten ab- 
geschafft habe. Zwei ähnliche Befehle für Linz von 1453 und 1465 bei 
Strnadt Peuerbach, 264, Anm. 3 und Winter, Beitr. 115. Stmadt 
meint, zu Schöffen im Blutgericht habe man nur die Zugevogten ge- 
nommen, welche auf freiem Boden sassen und sohin einigermassen als 
Freie galten. 

*»*) Strnadt Peuerbach 264, mit einem Beispiel aus dem Machland 
vom J. 1533. Die Sammlung von Rechtsgebräuchen des Landes Oester- 
reich ob der Enns aus dem Ende des 16. Jahrb. in Cod. germ. Mona- 
censis 1175 erwähnt mehrmal der Freien, z.B. f. 271 Urpheht und Aus- 
lassung der WütprätschüUen: die Urfehten hat der Fanrichter gefer- 
tigt und die Freyen so man sonsten zu Malefiz braucht sein Zeugen 
gewesen und haben umb Fertigung gepeten, oder f. 217: Weysung vor 
dem Fanrichter in criminalibus . . soll der Zeugen Aussag vor dem 
Freyen aufgenomben werden, im Fall der Nolh gibt man auch ein 
BeysatZ' Commissari. 

*»•) So besetzt der Pfleger und Richter zu Schärding 1397 ein 
Recht mit 13 purkhuttern und 4 andern frummen leuten, M. B, 
XXX/2, 458. 
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Die gebotenen Dinge der Landrichter wurden je nach 
Bedarf angesagt. Die alte Vorschrift der Lex Bajuvariorum 
(Tit. 2. c. 14) stellt sowohl den Termin als die Wahl des 
Ortes in das Belieben des Richters, und gestattet ihm selbst 
zwei allgemeine Gerichtssitzungen im Monat, wenn solches 
der Sicherheitszustand in der Grafschaft erheischen sollte. 
Davon kam man seit der karolingischen Reform ab. Im 
spätem Mittelalter finden, wie es scheint, die Yerhandlungen 
der Landgerichte^ in Giyilsachen zu wiederkehrenden Ter- 
minen an gewissen bestimmten Gerichtsorten statt, die man 
gerne als Schranne bezeichnete. Verhandlungen in Straf- 
Bachen wurden je nach Bedarf vorgenommen. Dabei galt 
es als Regel, dass ein landgerichtsmässiger Frevel nur im 
Landgericht abgebüsst werden könne, d. h. dass der Straf- 
vollzug selbst dann auf landrichterlichem Gebiete erfolgen 
müsse, wenn die That auf einem Immunitätsgrunde geschehen 
war^**). Dies setzte eine Auslieferung des Thäters durch 
den Immunitätsrichter aus der Hofmark, dem Burgfrieden 
u. 8. w. in das Landgericht voraus, und in der That fehlt 
bei Beschreibung exemter Gerichte niemals die Angabe 
der genau bestimmten Plätze, an denen die Auslieferung 
zu erfolgen hatte. Die nähern Umstände der Uebergabe 
der malefizischen Person an den Landrichter waren durch 
das Herkommen festgesetzt und variirten sehr. Doch galt 
im Allgemeinen als Regel, dass sich der Landrichter am 
Orte der Uebergabe zur bekanntgegebenen Stunde recht- 
zeitig einfinden müsse, widrigenfalls der Immunitätsrichter 

-*•) Dies wird in der Sammlung des Cod. germ. Mon. 1175 an 
mehreren Stellen ausgesprochen: f. 219: Auf Grundherren Grund und 
Boden soll man kein Malefizperson der so sich selbst umgebracht und 
ermordert nit prennen oder begraben, sondern beim Halsgericht, f. 258 : 
Malefizpersonen an was Orten die zu berechten oder justifiziren: Wo 
einer in einem Landgericht einkombt, da soll man ime rechtfertigen, 
denn die andern Landgericht leiden nicht, dass man Malefizpersonen 
durch ihr Landgericht durchführt. 
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berechtigt wurde, den »armen Sünder«, den er etwa sym- 
bolisch durch einen Faden an einen Pfahl gebunden hatte, 
seinem Schicksal zu überlassen. 

Die Plätze der Richtstätten wechselten nicht selten 
nach der Todesstrafe, welche zu vollziehen war. 

5. Den Landgerichten kam zuerst die gleiche Com- 
petenz mit den Grafengerichten zu, aus welchen sie ent- 
standen waren, ja in Erinnerung an diesen Ursprung wurden 
die untern Landgerichte hin und wieder bis in das 14. Jahr- 
hundert geradezu als Grafschaften bezeichnet (vgl. S; 117). 
Ursprünglich erfreuten sich daher alle Landgerichte des 
nämlichen Wirkungskreises, ohne dass es weiter darauf 
angekommen wäre, wer der Landgerichtsherr war, und ob 
dieser die Sitzungen persönlich oder durch einen Stellver- 
treter leitete. Es waren alle eines Ranges, wenn auch die 
Landgerichte des Markgrafen die angesehenem sein mochten. 
Dies änderte sich, seitdem die Landtaidinge, welche der 
Landesfürst an gewissen Dingstätten persönlich abhielt, zum 
vornehmsten Gericht im Lande, und daraus zum Gericht der 
Vornehmsten des Landes geworden waren (§8). Damit waren 
alle übrigen Landgerichte im Gegensatze zu diesem obern 
Landgerichte von selbst zu untern Landgerichten geworden. 

Zur Zeit der Aufzeichnung des österreichischen Land- 
rechtes (1236/7) war die geschilderte Umänderung bestehende 
Thatsache, und die angedeutete Terminologie schon ganz 
geläufig. Die Aufzeichnung spricht darum an mehreren 
Stellen von untern oder niedern Landgerichten (A. 4. 15. 
24. 49), vom untern Landrichter (A. 4. 20), welch beiden 
die Taidinge zu Neuburg, Tulln und. Mautern und der 
Herzog, beziehungsweise der Richter, der an dessen Statt 
entscheidet, gegenüber gestellt werden. 

Die Einbusse, welche die übrigen Landgerichte durch 
diese Entwicklung erfuhren, bestand darin, dass ihre Com- 
petenz rücksichtlich des hohen Landesadels beschränkt 
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wurde, indem dieser in Fällen, welche dessen Leben, Frei- 
heit oder unbeweglichen Besitz betrafen, nur noch in 
offener Schranne vor dem Landesfursten oder dessen be- 
sondem Stellvertreter belangt werden durfte. In jeder 
andern Beziehung bleibt aber die Machtvollkommenheit des 
untern Landrichters ungeschmälert ; namentlich war er rück- 
sichtlich der Klagen, welche kein Eigen betrafen, um Fahr- 
habe, Besitzstörungen (Gewalt) u. dergl. nach wie vor auch 
für Grafen, Freie oder Landesministerialen competent. Für 
die übrigen Landgerichtspflichtigen, für Ritter, Bürger und 
Bauer war er in allen Fällen der ordentliche Richter, so- 
weit nicht etwa Einschränkungen durch die Gerichtsbarkeit 
des Grundherrn oder des Stadtrichters, oder durch Immu- 
nitätsprivilegien vorlagen. Also haben di nidem gericht den 
geivalt ze reckten, alls geleicherweis als vorgeschriben statt, 
setzt darum die Linzer Handschrift des österreichischea 
Landrechts dem Art. 49 bei, welcher das Verfahren in 
»Gewaltfallen« vor dem Landesfürsten und vor dem untern 
Landrichter entwickelt. Vor Letzterm wurden darum die 
Angelegenheiten verhandelt, welche »Eigen« betrafen. Der 
Landrichter zieht es beispielsweise in Gerichtsgewalt, falls 
der Geklagte auch im vierten Termin ausbleibt (A. 1 3) ; vor 
ihm wird der Verkauf aus echter Noth vorgenommen (A. 20), 
vor ihm der Beweis des Eigenthums durch die Umsassen 
erbracht, wenn der Gegner nur Niessbrauch zugestehen 
will (A. 24). Vor ihm werden femer Prozesse über die 
bestrittene Freiheit einer Person durchgeführtes'?)^ yor ihm 
die gerichtlichen Zweikämpfe gelobt, deren Austragung 
dann vor dem Landesfürsten selbst erfolgte (A. 13, 14), 
vor ihm endlich diejenigen Capitalfälle entschieden, welche 
mit einer Verurtheilung zum Tode enden konnten. Folge- 
richtig stand darum dem Landrichter auch die Executive zu. 

*•') Der Urtheilsbrief des Landrichters von Wolfertshausen 1380 
bietet ein späteres Beispiel aus Baiern. Mon. B. VI, 439. 
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Er zieht gegen Landfriedensbrecher zu Felde (A. 67), ver- 
hängt die Acht und entbindet von derselben (A. 3. 63). 
Er scheint zuweilen sogar die sog. Landfrage auf eigene 
Paust befohlen zu haben, doch wurde dies als ein Miss- 
brauch angesehen, und die Aufzeichnung des Landrechts 
behält (A. 15) die Einleitung dieses Inquisitionsverfahrens 
ganz ausdrücklich dem Landesfürsten unter Beirath der 
Herrn vom Lande vor ^5^). 

Die Landgerichte verblieben in dieser Stellung bis zum 
Absterben der Babenberger, sie erfuhren jedoch neuerliche 
und bedeutende Schmälerungen durch die Reform des 
Gerichtswesens, welche König Ottokar sofort nach Antritt 
der Herrschaft ins Werk setzte. Sie verloren nämjich: 

1) die Entscheidung minderer Fälle gegen Mitglieder 
des Hochadels und Prozesse gegen Rittermässige, die deren 
Leib oder unbewegliches Eigenthum betrafen, an die neu- 
eingesetzten vier obern Landrichter; 

2) allen Einfluss über das innerhalb des Weichbildes 
gelegene Eigen, welches fortan dem Stadtrichter ausschliess- 
lich zugewiesen wurde ^^^). 

Der Verlust, welchen die untern Landgerichte durch 
diese bereits im Landfrieden von 1251 ausgesprochenen 
Verfügungen des Königs erlitt, war ein bleibender. Der 
Versuch, welchen der österreichische Hochadel im Jahre 
1298 in eigensüchtiger Weise unternahm, um die Competenz 
der untern Landgerichte auf Kosten der Ritter und des 
Bürgerstandes theilweise zu erweitern, blieb erfolglos ^®®). 



2**) Den Landrichtern wurde nur eine gewisse Mitwirkung dabei 
zugestanden, z. B. die Verkündigung in ihren Bezirken. Es ist jedoch 
für die Zustände des Zwischenreichs bezeichnend, dass sichAlbero von 
Kuenring in der Anm. 60 citirten ürk. von 1251 auf den Besitzungen 
des Klosters Zwetl den Vorsitz vorbehält, et hoc, tantum semel in 
anno, quando necessitas generalem exegerit inquisitionem. 

*»•) Vgl. S. 62 § 8, dann den Landfrieden von 1251, a. a. 0., S. 59. 

*••) Der Entwurf von 1298 beschränkt § 44 die Standschaft der 

Luschin, Gerichtswesen. 10 



1 
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Der Beschränkungen, welche die Wirksamkeit der 
untern Landgerichte durch die Gerichtsbarkeit des Grund- 
herrn und durch Exemtionsprivilegien erfahren hatte, wurde 
schon früher im Allgemeinen gedacht. Bücksichtlich der 
ersteren ist auf Art. 46 der alten Aufzeichnung des öster- 
reichischen Landesrechtes zu verweisen, welche als giltigen 
Landbrauch aus den Tagen Leopolds des Glorreichen hin- 
stellt, dass der Landrichter auf dem Grund und Boden des 
Hochadels nichts zu schaffen habe, und diese Begünstigung 
sogar auf verlohntes oder Vogteigut ausdehnt. Nur die Aus- 
lieferung des todeswürdigen Verbrechers sollte der Land- 
richter begehren dürfen, dessen Gut aber dem Grundherrn 
belassen. 

Es hatten demnach die Grafen, Freien und Ministerialen 
des Landes bereits zu den Zeiten der Babenberger in Oester- 
reich gewohnheitsrechtlichen Anspruch auf die sog. Hof- 
markgerichtabarkeit über ihre Güter, während die Land- 
stände in Baiem erst 70 — 80 Jahre später durch den sog. 
Gerichtskauf von 1311 zu dem gleich allgemeinen Anspruch 
gelangten. Bei dem grossen Vorsprung, welchen hier der 
hohe Landesadel in Oesterreich seinen Standesgenossen in 
Baiem abgewann, darf es uns freilich nicht Wunder nehmen, 
dass man schon in den Tagen der ersten Habsburger in 
Oesterreich die Blutgerichtsbarkeit als ein wesentliches 
Attribut der vornehmen Landesministerialen ansah. »Ein 
dienstmann haben soll ze reht, ritter und edelknechte, das 
er vogt der gotteshüse si und uf sinem eigen fr% sol er von 
dem rtche han, stoe ^algen unde ban«, singt der schon öfters 
erwähnte sog. Seifried Helbling in einem um 1300 ver- 



Rittermässigen vor dem Landtaiding auf todeswürdige Fälle. Tut aber 
ein sentmässig man ein deuphait oder ein ander poslich ding^ so sol ein 
yeglicher richter wol über in richten, § 46 belässt dem Stadirichter 
nur das Richten innerhalb der Stadtmauer. Vgl. darüber § 20, S. 217). 
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fassten Gedichte ^^^), als Antwort auf die Frage, an welchen 
Merkmalen man einen »rechten« Dienstmann erkennen 
könne. Wirklich finden wir in der Folge alle namhaften 
Dienstherrengeschlechter im Besitz der Halsgerichtsbarkeit, 
und noch zu Anfang des 16. Jahrhunderts, als die Nach- 
kommen der alten Ministerialen schon lange als »Herren- 
geschlechter« gingen, wurde mit der Erhebung ßitter- 
mässiger in den Titularfreiherrnstand gern die Verleihung 
von Acht und Bann auf der neugefreiten Herrschaft ver- 
bunden. 

Erwünschten Einblick in die Stellung der Landgerichte 
um die Wende des 13. zum 14. Jahrhundert gewährt uns 
die kurze Satzung vom Jahre 1299, in welcher König 
Albrecht I die herkömmlichen Gerichtsverhältnisse dem 
Lande ob der Enns bestätigte, die aber demungeachtet 
vermuthlich nur in den unmittelbar herzoglichen Land- 
gerichten Wachsenberg, ßiedmark, Machland zur Geltung 
gelangte. Im Einvernehmen mit den ältesten, erfahrensten 
Leuten verordnet der König vorerst, dass der höchste 
»Wandel«, der in einem untern Landgericht verhängt 
werden könne, 6 Schilling betragen solle ^^^). Die Juris- 
diction über altes Eigen der Klöster und Ministerialen wird 
ausschliesslich dem Landesherrn oder dessen Richter (der 
lantrichfer dem daz landgenhte heuölhen ist von dem landes- 
herrn — der öberrichter) vorbehalten. Dasselbe gilt auch 
von Neuerwerbungen der Landesklöster, wenn das Gut 
vorher einem Grafen, Freien oder Dienstmann gehört hatte, 

**^) VIII, V. 31 fif. der Zusammenhang (namentlich von v. 140 ff. 
ergiebt, dass hier nicht von Reichsministerialen, sondern von Mini- 
sterialen des Landes die Rede ist, welche nach Art. 2 des Landes- 
rechts -»von dem reiche des landesherrn lehen sind^. 

«•«) Der Text lautet: daz dehein unders gericht niht heohers Wan- 
del hat danne 6 S. Die parallele Bestimmung im Entwurf des österr. 
Landrechts von 1298, § 90 ergiebt, dass damit die untern Landgerichte 
gemeint sind. 

10* 
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da die Competenz der untern Landrichter nur für den Fall 
aufrecht erhalten wird, wenn das erkaufte Gut vorher »dcts 
undergericht geduldet haU. An den obern Landrichter als 
Stellvertreter des Herzogs devolvirt endlich die Entschei- 
dung über Todschläge, Nothzucht, Gewalt, und swaz an 
den tod gat, sobald der untere Landrichter das Recht ver- 
weigern würde ^•*). 

Das 14. Jahrhundert brachte den untern Landgerichten 
neue Schmälerungen. Ganz abgesehen von den schon oben 
(S. 113) erwähnten Fällen, in welchen die Hindangabe der 
vollen Landgerichtsbarkeit rücksichtlich einzelner Dörfer 
oder Hüben eintrat, begann man, da im Majus auch das 
Minus liegt, nun auch mit partiellen Veräusserungen in der 
Art, dass man nur einzelne landrichterliche Fälle abgab, 
die übrigen aber sich noch ferner vorbehielt 2**). Die Bunt- 
scheckigkeit der Gerichtsverhältnisse erreichte dadurch den 
höchsten Grad. Man schied nämlich nicht bloss local die 
Competenzen, indem man das Gericht unter eigenem Dach- 



*•») So fasse ich die Worte auf: Ez 8ol auch derselb ober rihter 
totaleg, notnunft, getoaü, und swaz an den tod gat rihten als ez für in 
chumpt Strnadt Peuerbach 253 behauptet, dass diese Gerichtsordnung 
nur in den erwähnten herzoglichen Landgerichten, keineswegs aber im 
Gebiet der Grafen von Schaunberg Geltung erlangt habe. In der That 
Hessen sich bisher die »Oberrichter« nur in der Riedmark und im 
Machland nachweisen. Vgl. Anm. 203. 

"*) So bestätigt K. Friedrich III am 1. August 1453 dem Probst 
und Kapitel zu W. Neustadt auf der incorporirten Pfarre Burg in Ober- 
steiermark das Privileg H. Ernsts v. J. 1420, dass der Pfarrer alle Wandel 
und Fäll die sich in der Pfarre inner oder ausser Haus verlaufen selbst 
bessern und bussen solle, auch dass die Straffälligen mit einem jeden 
pharrer oder anwalt darum abdingen vnd abkommen suUen als dann 
gwondlich ist, von aller meniclich ungehindert, ausgenommen was soli- 
eher Sachen sind die den tod beruerend, welche der herzogliche Land- 
richter zu Wolkenstein zu richten habe. St. LA. 6436. Dasselbe Recht 
beanspruchten nach Greneck S. 93/94, § 84 ff . bezuglich ihrer Unter- 
thanen noch im vorigen Jahrhundert die Klöster in Oesterreich ganz 
allgemein. 
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trauf dem Gericht innerhalb des Dorfes, dieses dem Strassen- 
und Feldgericht entgegensetzte, sondern man musste über- 
dies darauf achten, in welchem Umfange die Gerichts- 
barkeit örtlich dem Gerichtsherrn zustand. . 

Einen klaren Einblick in diese mannichfachen Ab- 
stufungen der Gerichtsgewalt gewähren ims die Verhand- 
lungen bei Erwerbung des herzoglichen Landgerichts zum 
heiligen Kreuz (südlich von Graz) durch den Bischof von 
Seckau. In dem Weisthum, welches sechs frühere Land- 
richter, am 18. Jimi 1340, vor dem steirischen Landes- 
hauptmann über den Umfang der von ihnen daselbst vor- 
dem geübten landrichterlichen Gewalt und über den Betrag 
der Einkünfte abgeben, wird die Aburtheilung todeswürdiger 
Yerbrechen als das örtlich am weitesten ausgedehnte Recht 
des Landrichters bezeichnet. In allem gericht daz zu den 
drein dingpenkhen gehört, daz s. Gorgen daz dem heil, Kreutz 
und daz s. Stephan hat er den tod zu richten. Die Gerichts- 
barkeit in mindern Fällen hatte er in seinem Landgericht 
nur an einzelnen Orten behauptet. Zu Glojach, Stiefing, 
Wetzeisdorf u. s. w. war ihm noch daz pluet und ga/nz gericht 
gebHeben, d. h. sowohl die Gerichtsbarkeit über schwere 
Delicto, auf welchen Yerstümmelung als Strafe stand, als 
auch über all sach die ain richter soll richten, wie die genant 
sind, d. h. die sogenannte niedere oder Hofmarkgerichtsbar- 
keit. Ebenso zu Liebmansdorf, wenige Hüben ausgenommen^ 
auf welchen Grazer Bürger die Hofmarkgerichtsbarkeit von 
den ausgestorbenen Wildonem zu Lehen erlangt hatten. 
In Ziprein dagegen gebührte dem Landrichter zwar die 
Hofmarkgerichtsbarkeit, aber das Recht, über das plu£t zu 
richten, war an die Narringer gelangt. An einer Reihe von 
Orten war endlich dem Landrichter auch noch das Recht 
zur Abhaltung der Banntaidinge (die frag) geblieben, und 
es wird namentlich hervorgehoben, dass die Leute von 
Tullreith nach s. Stephan, jene von Euking (Giging?) aber 
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dahin zu Frage kommen müssen, wo in der richter hin pewt. 
Als Einkünfte des Richters werden V2 — 4^2 Pfennige von 
der Hube, Lebensmittel, in einzelnen Ortschaften ein Nacht- 
lager und zwei Malzeiten im Jahr für den Richter mit vier 
Pferden und einem laufenden Knecht u. dgl. m. erwähnt 2*^). 

So war denn das Recht über Leben und Tod zu er- 
kenQen, die sog. hohe Fraiss-Cent, das Kriterium für die 
Landgerichtsbarkeit, und zugleich der wesentliche Inhalt 
ihrer Competenz geworden. So weit diese örtlich Jeman- 
den zukam, so weit reichte auch dessen Landgericht, wo 
sie weggefallen war, dort bestand ein fremdes Landgericht, 
mochte es sich nun um weite Landstriche oder um einzelne 
Hüben inmitten eines Dorfes handeln. Nicht so verhält es 
sich mit der Q-erichtsbarkeit in Civilsachen und jenen als 
Mittel-, Unter- oder Nieder -Cent bezeichneten Criminal- 
fallen, welche höchstens eine verstümmelnde Strafe nach 
sich zogen. Wiewohl die letztgenannten Verbrechen in 
Oesterreich durchweg als landgerichtsmässige Fälle be- 
trachtet wurden '^^•), so zog deren Abtretung nur eine 
Schmälerung der landrichterlichen Befugnisse und Ge- 
fälle betreffenden Orts nach sich, ohne dass im übrigen 
der räumliche Umfang des Landgerichtes verringert worden 



*••) Abschrift in st. L. A. 2162 a. Man könnte beim pluet aller- 
dings auch an Blutrunst schlechtweg denken, weil diese anderwärts, 
z. B. in der Mark Brandenburg schon zum Judicium supremum gehörte 
(Kuhns II, § 40, S. 155 fif.), allein einfache Blutwunden wurden in 
Oesterreich zur niedern Gerichtsbarkeit gerechnet. Vgl. S. 152 § 13 und 
Osenbrüggen öst. Pantaidinge, S. 195. 

"•) Greneck S. 86, § 68, S. 88, § 71. Es sei in Unterösterreich 
ausgemachte Sache, dass alle Verbrechen, denen entweder die Todes- 
oder eine andere Leibesstrafe anklebet, vor landsgerichtsmässige Fälle 
gehalten werden. Dem entsprechend reservirt das steir. Landesrecht 
dem Landrichter alle Fälle, in welchen man einem Menschen *ain or 
80I absneydefKü oder *durch die zend prennen oder pey der schrayat 
anslahen*, denn y^wer der pans niht hat, der mag als wenig gerihten 
vber das or, säm über den hals,* Art. 232, 233. 
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wäre. Eben darum konnten dem Landrichter als Trümmer 
seiner früheren Competenz an den verschiedenen Orten 
seines Sprengeis die mannigfachsten Rechte zustehen. Die 
Zuschrift, in welcher König Friedrich III im Jahre 1448 
dem Verweser des herzoglichen Landgerichts: das emalen 
gen Wolfstain ist gehandelt worden und nachmalen Jörg 
Scheck innegehabt hat, bekannt giebt, dass er dem Abte von 
Melk innerhalb des Klosters und des Marktbereichs volle 
Landgerichtsbarkeit verliehen habe, zählt da nicht nur Ver- 
wundungen und alle Sachen, die den Tod nach sich ziehen, 
sondern auch alle handlungen mit Mass, Elle, Gewicht, Zoll, 
Geldschuld und Grund und Boden als Angelegenheiten auf, 
die vormalen der herzogliche Landrichter daselbst zu richten 
gehabt hätte ^®''). 

Den hier geschilderten Umfang der Competenz be- 
hielten die Landgerichte in Oesterreich bis zum Ausgange 
des Mittelalters. Im Lande unter der Enns hatten sie je- 
doch schon in den Tagen König Max' I allen Einfluss in 
Civilsachen verloren, die Landgerichtsordnungen vom Jahre 
1514 imd 1540 beschränken darum § 54 die Thätigkeit der 
Landrichter auf die aufgezähltän Landgerichts- und Malefiz- 
händel und noch genauer ist die Bestimmung der L.-G-.-O« 
vom 1. October 1559 für das Land ob der Enns. Die 
Competenz des Landgerichts in Streitigkeiten über Grund 
und Boden wird hier ausdrücklich aufgehoben, dieselben 
sind an die Grundherrn zu weisen, welchen in allen Cim- 
libus^ das ist bürgerlichen auch mixtis criminalibus^ da sein 
Handlungen, die nit recht oder pur lauter peenlich noch 
bürgerlich sein, in der Güte und allen Rechten die erste 
Instanz und alle Obrigkeit zustehe ^^^). Das Landgericht 



*^) Vgl. Anm. 200. 

"^) Art. 1. >0b ttmb Grundt und Boden auch in sacken so das 
pur lauiter Malefiz niht berüren, vor dem Landrichter oder Landschrann 
klagt möge werden»* Auszüglich auch bei Struadt Peuerbach, 267. Aus- 
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hat die Verlautbarung von Verlusten zu besorgen, das 
Finden von Schätzen, den Fürkauf, die Erhaltung von 
Stegen, Wegen, Zäunen zu überwachen, Selbstmorde, Ru- 
more, und endlich die malefizischen Handlungen zu be- 
strafen. 

§ 13. Yogteigerichtsbarkeit. 

Mit dem Ausdruck Vogteigerichtsbarkeit bezeichnete 
man in späterer Zeit die civilis et inferior jurisdictio a cri- 
minali jurisdidime separcUa, allwo der Vogteiherr wegen 
der Vogtholden ausgegossene Scheltwort, Braun- und Blau- 
Schlägerei, hauen, stossen^ kratzen, Blutrüst, Haarraufen 
Macht hat. Begulariter wurde dieselbe in den kaiserlichen 
Erblanden die Qrundherrschaft, Grund-Obrigkeit, Burgfried 
u. 8. w. genannt ^••). 

Diese und ähnliche Definitionen lassen ein durch- 
schlagendes Kriterium dessen, was Inhalt der Vogteigewalt 
ist, vermissen. Man suchte sich durch Aufzählung ihrer 
einzelnen Wirkungen zu helfen, überstieg jedoch dabei 
nicht bloss die Zahl von einem halben Hundert, sondern 
forderte auch so verschiedene Ansichten zu Tage^ »dass 
nach dem Zeugniss Knichens auch die gelehrtesten Männer 



Züge aus den Protokollen des Landgerichts von Kremsmünster seit dem 
16. Jahrh., s. Austria 1853, S. 18 ff. 

•••^ Beckmann Idea Juris 545. Ebenso Greneck S. 97, § 91. Es 
ist demnach die niedere oder vogteyliche Gerichtsbarkeit nichts anderes 
als ein öffentlicher Gewalt über alle bürgerlichen FäUe und Rechts- 
handel zu erkennen, wie auch in geringern Fällen so keine Todts- oder 
peinliche Leibsstraf verdienen. — Ertel praxis aurea von der Nieder- 
gerichtsbarkeit, zuerst 1693 erschienen, bemerkt Gap. I, Obs. 9, § 36: 
»Anderweitig als in Schwaben, Bayern, Oesterreich, Tyrol u. dgl. wird 
die niedere Vogtey genennt jurisdictio hassa, imperium mixtum oder 
Niedergerichtsbarkeit, welche nichts anderes ist als potestas cognoscendi 
in causis civüibus et delicta modica coercendi. — Vgl. auch den Be- 
richt von den Jurisdictionen als Anhang zu den Walterschen Tractaten 
bei Suttinger, S. 1039 ff. 
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sich nicht getrauen, eigentlich zu bestimmen, was die Vog- 
teye sei, und was derselben zustehe« ^'^% Die Erklärung 
des Ausdrucks und Begriffes »Vogtei, Vogteigerichtsbar- 
keit« ist eben nur auf historischem Wege möglich, und 
unsere Aufgabe ist es, zu untersuchen, was man hierunter 
in Oesterreich während des Mittelalters verstanden hat. 

Es ist bekannt, dass Kleriker als nicht waffenfähig 
nach deutscher Rechtsanschauung vom öffentlichen Gericht 
ausgeschlossen waren 2'^^), ihnen stand überdies, soweit es 
sich um Verhängung peinlicher Strafen handelte, der kirch- 
liche Grundsatz entgegen: Ecclesia non sitit sanguinem. Es 
bedurfte daher die Kirche, sobald ihr die öffentliche Ge- 
richtsbarkeit über ihre Hintersassen im Wege eines Im- 
munitätsprivilegiums übertragen wurde , eines weltlichen 
Organs zur Ausübung derselben, des Vogts (Ädvocatus), 
Dieser hatte bisher die Hörigen der Kirche im Grafen- 
gericht vertreten, wurde aber nun aus dem Vertreter zu 
deren Richter erhoben. Aufgabe des Vogtes war, den 
Frieden der Kirche nach Aussen und Innen zu wahren, 
sein Verhältniss zur Kirche ursprünglich das eines Beamten. 
Allein beides hinderte nicht, dass die Vögte erst ihr Amt 
erblich machten, und dann zu Bedrückungen aller Art miss- 
brauchten. Auf ihre Gerichtsbarkeit gestützt, erhoben sie 
unter dem Titel des Vogtrechts Abgaben aller Art, bestell- 
ten Untervögte, die nicht minder rücksichtslos wirthschaf- 
teten, und verfügten über Leute und Güter der bevogteten 
Kirche wie über ihr Eigenthum. Es kann daher nicht 
Wunder nehmen, dass die Kirchen nunmehr ebenso eifrig 
eine Befreiung von der Gerichtsbarkeit der Vögte er- 
strebten, als sie früher nach der Exemtion vom Grafen- 



"») Greneck S. 98, § 93. 

*'*) Nicht so zur Zeit des fränkischen Reichs, wie Sohm über- 
zeugend nachgewiesen hat. Zeitschr. f. Kirchr. IX, S. 193 ff., nament« 
lieh S. 219. 
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gerichte getrachtet hatten. In dem Lande oh und unter 
der Enns war die Vogtei über die meisten und wichtigsten 
Hochstifte und Klöster in die Hände der Bahenberger, be- 
ziehungsweise der steirischen Ottokare gekommen. Beide 
Herrschergeschlechter bedienten sich, wie schon erwähnt 
(8. 108) ihrer Landrichter als Untervögte *''^). 

Durch Bitten, Versprechungen und Geschenke auf 
päpstliche und kaiserliche Erklärungen gestützt, erlangten 
die Osten*. Klöster in einer Zeit, in welche die meisten 
Immunitätspriyilegien fallen, die formelle Feststellung der 
zulässigen Ansprüche des Vogtes, später auch die Besei- 
tigung der bisherigen Untervögte *'•). Der Herzog ver- 
spricht den Schutz nach Aussen hin unentgeltlich, solo dei 
infuifu u. dgl. zu übernehmen, der Untervogt soll zur Ver- 
tretung der Kirche und der Kirchenleute vor weltlichem 
Gerichte von dieser selbst auf Widerruf, und nicht erblich 
bestellt werden, endlich sich mit einem ausgewiesenen 
Maasse von Abgaben und Vorrechten begnügen. 

Gleichzeitig wird aber der Kirche die Gerichtsbarkeit 
in dem Umfange, in welchem sie die Untervögte geübt 
hatten, von Neuem verliehen, und ihr die Befugniss er- 
theilt, dieselbe fernerhin durch ihre eigenen Amtleute ver- 



*'*) Die Erinnerung an den Druck, welchen die Landrichter als 
Untervögte übten, blieb lange lebendig. » Wem mein herr von SaUzburg 
sein leut und gueter zu vogten enphüicfU, derselb vogt sol den8eU)en 
läuten und guetem amen undervogt geben, und derselb undervogt sol 
nicht ain landrichter sein*, heisst es z. B. im Weisthum von Trais- 
mauer. Salzb. Taid. S. 339. 

*'•) Vgl. die interessante Urkunde Erzb. Eberhards I von Salzburg 
vom 19. Aug. 1160, welche mit Beziehung auf den Beschluss des Con- 
cils von Rheims *Auctoritate apostoUca prohibemus* und auf K. Fried- 
richs I Erlass *Illicitas etiam exactiones* für das Kloster Reichersberg 
festsetzt, dass der jeweilige Vogt des Erzbisthums auch das Kloster 
ohne Entgelt schützen, keinen Untervogt bestellen solle u. s. w. ÜB. 
o. E. II, 303 ff., dann S. 367 die Urkunde Markgraf Ottokars über die 
Vogtei von Kremsmünster (1179). 
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walten zu lassen ^'^*). Durch diesen Vorgang , welchen 
Brunner kurz als Entvogtung bezeichnet, entstanden Diffe- 
renzirungen im Begriffe der Vogtei. Man schied die dem 
Herzoge verbleibenden Vogteigerechtsame als hohe oder 
Schirmvogtei von der untergeordneteu Kasten- oder Ding- 
vogtei der Untervögte, man schied endlich je nach dem 
Rechtstitel des Vogtes die erbliche Erbvogtei von der 
widerruflichen Betvogtei. 

Zum Ueberfluss nannte man gar bald auch den Kloster- 
amtmann, weil er die früher (unter-) vogteiliche Gerichtsgewalt 
übte, den Klostervogt '^''^). Jeder dieser Vögte übte seine 
Gewalt nicht nur aus einem andern Titel, sondern auch in 
anderm Umfang aus, es kann daher nicht Wunder nehmen, 
dass unter dem Namen der Vogteigerichtsbarkeit sehr Ver- 



*'*) Daher enthalten auch noch spätere Weisthümer regelmässig die 
Verpflichtung des Untervogts, den Klosterleuten auf ihr Anlangen un- 
entgeltlich oder gegen massige Vergütung Beistand zu leisten. Welt- 
eher unser ainer des^undern vogts bedarf j so sdl er mit im oder unser ainem 
reiten und raisen bei ainer sunnen auf sein selbszerung, wer sein aber 
verrer bedarf^ der sol im darumb tu/n, und darin sol er uns gnedig sein. 
Weistum von Traismauer, Salzb. T. 339, Art. 22. Ebenso nach dem Bann- 
taiding von Ebersdorf, § 13 (Archiv XII, 286). Nach dem Vogtrecht von 
Mattsee muss der Vogt für jeden Vogtmann dreimal den Sattel auf- 
legen *und darumb nimt der vogt sein vogtrecht*. Salzb. T. 339. 

»^•) Die Worte im Originaldiplom Herzog Ottokars für die Abtei 
Traunkirchen (1191): ne placitum abbatissce advocatus adeat non ro- 
gatus aut invitatus, ut tribus vicibus in anno plaeitet absque omni 
exactione et lucro, ut abbatissa officialem quem velit et quando velit 
constituat et destituat^ et si mdnisteridlis eiusdem loci unum de famu- 
lis occiderit, compositionem cum advocato faciat u. s. w. lauten in 
einer Uebersetzung des 14. Jahrh. . . Wir wellen auch, daz dhain vogt 
zu der abtesin taiding icht enköm nuer gepeten oder geladen, Ez schal 
auch daz gotzhaus im jar drei taiding halben an vodrung und an ntUz. 
Wir wellen auch, daz die abtessin wen si well ein vogt setz und ent- 
setz, Ist daz ain dienstmann desselben gotshaus ainen irr diener 
verderbet, der schol mit 60 Pf, abdingen mit dem vogt u. s. w. ÜB. o. 
E. II, 427 ff. — Eine Betvogtei besassen u. A. die Meissauer über Kloster 
Heiligenkreuz. 
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Bchiedenes begriffen werden konnte und auch begriffen 
wurde. 

Sehen wir von den Schirmvögten ganz ab, so kommt 
hier zunächst in Betracht : 

A. der Dingvogt, welcher nachHelbling VIII v. 39 
und laut Art. 62 (resp. § 8t) des österr. Landesrechts aus 
den Ministerialen des Landes genommen werden sollte, 
hatte die Kirche und deren Unterthanen nach aussenhin 
zu vertreten, und bei der ihr zustehenden Gerichtsbarkeit 
insoweit zu unterstützen, als man dies von ihm verlangte. 
Er soll gegen widerspänstige Klosterunterthanen einschreiten, 
welche der Klosterrichter nicht bändigen kann 2''*), er soll 
letzterm bej Einbringung verfallener Wandel, zumal von 
Fremden behilflich sein. Besass das Kloster überdies den 
Blutbann über seine Unterthanen ^'''), so fiel auch dessen 
Ausübung dem Dingvogte zu, und zwar ganz ausschliesslich, 
so lange der kirchliche Satz: ecdesia non sitit sanguinem^ 
strenge ausgelegt wurde. Um jedoch diese Blutvögte vor 
jedem Uebergriff in das Gebiet der übrigen nicht peinlichen 
Klostergerichtsbarkeit abzuhalten, wurde deren Thätigkeit 
nicht selten vertragsmässig auf bezeichnete schwere Ver- 
brechen eingeschränkt ^'^^). Als Entlohnung für seine Mühe 
besitzt der Dingvogt gemeiniglich Lehen von der Kirche, 
ausserdem erhält er von den bevogteten Unterthanen fest- 
gesetzte Abgaben' (Vogtei, Vogthaber, Voitmuta, Vogt- 
pfennige u. s. w.) Da deren Absammlung vorher, d. h. 



"•) Weisthümer von Mattsee und Traismauer, Salzb. T. 340, 338. 

*") vAls eines der ältesten Zeugnisse für die Uebertragung des 
Blutbanns an einen Kirchenfürsten galt früher das Privileg Karl d. Gr. 
für Osnabrück vom J. 803, allein dasselbe ist spätere Fälschung, Sickel. 
karol. Reg. II, 427. 

"«) Banntaiding von Kottes (1322—40), § 4. Iz sol auch der vogt 
nuer auf den tod richten vnd schol meins herren des abts richtet neben 
sein sitzen. Kaltenb. II, 3, N. 117. — Andere Beispiele aus den J. 
1225—1299 bei Hasenöhrl S. 55. Vgl. auch Schw. L. Art. 92. 
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vor Durchführung der Entvogtung, regelmässig auf den vom 
Vogte als Vertreter des Immunitätsherm abgehaltei^en ech- 
ten Dingen erfolgte, so wird dem Dingvogte gemeiniglich 
auch fernerhin der Mitvorsitz in den placitis verstattet; 
wo dies nicht der Fall war, dort stand es ihm frei, jährlich 
besondere Vogttaidinge abzuhalten ^'^^). 

B. die Jurisdiction des Klosterrichters (Schaf- 
fers, Amtmanns u. dgl.). Für den Inhalt derselben ist mit 
Berücksichtigung der oben bezüglich des Blutbanns ge- 
machten Ausnahmen der Inhalt des Immunitätsprivilegiums 
massgebend, durch welches dem Kloster die Gerichtsbarkeit 
verliehen worden war. Für diese Gerichtsbarkeit, welche 
vor der Entvogtung durch den Vogt oder Untervogt aus- 
geübt worden war, blieb nun der Name: Vogteigerichts- 
barkeit auch fernerhin in Uebung, und dies umsomehr, als 
der Titel Vogt, wie schon bemerkt, sehr bald auch auf den 
richterlichen Klosterbeamten übertragen wurde. Der Aus- 
druck Vogteigerichtsbarkeit bezeichnete demnach anfanglich 
nicht ein gleichbleibendes Maass gerichtsherrlicher Rechte, 
sondern war jeweilig vom Inhalt und Umfang der Kloster- 
privilegien abhängig. Da jedoch im Laufe der Zeiten alle 
älteren Klöster in Besitz der gesammten Gerichtsbarkeit 
mit Ausschluss der sog. landgerichtlichen Fälle ^^^) ge- 
langt waren, so festigte sich allmälig der Sprachgebrauch, 
dass man die sog. niedere als Vogteigerichtsbarkeit der 
höhern oder Blutgerichtsbarkeit entgegensetzte. 

Die Vogteigerichtsbarkeit fallt darum im Wesen mit 
der Dorfgerichtsbarkeit zusammen, denn beide sind aus der 
öffentlichen Gerichtsbarkeit herzuleiten. Zu dieser Erkennt- 
niss sind jedoch ältere Juristen nicht durchgedrungen, 
welche vielmehr (wie Beckmann, Idea juris, 114) nach 

*'•) Je zwei zu Traismauer, Mattsee. Salzb. S. 335, 339. 
*•<>) Manche, wie Heiligenkreuz oderGaming, erlangten überdies den 
Blutbann. Vgl. auch Lorenz D. Gesch. I, 348, Anm. 3. 
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Unterscheidungen suchten, weil Vogtei und Dorfobrigkeit 
zuweilen an einem Ort in verschiedenen Händen sich be- 
fanden. Dies erklärt sich jedoch leicht, weil Inhalt und 
Umfang der Dorfgerichtsbarkeit keineswegs mit jenem der 
Vogteigerichtsbarkeit völlig übereinzustimmen braucht. 
Denn die Vogteigerichtsbarkeit greift nicht nur gemeiniglich 
über den Umfang eines Dorfgerichts hinaus, weil sie sich 
über ein grösseres Immunitätsgebiet, also gewöhnlich über 
mehr als ein Dorf erstreckt, sondern ihr waren auch öfter 
als dem Dorfherrn leichtere landgerichtliche Fälle, welche 
Leibes-, aber nicht Lebensstrafen nach sich zogen ^^^), 
durch besondere Privilegien zugewiesen. Von all diesem 
abgesehen^ ist endlich der Ausdruck Vogtei auch noch un- 
bestimmt und so vieldeutig, dass er ebensowohl die Ab- 
gaben aus dem Titel des Schutzverhältnisses, als auch Blut- 
vogtei, d. i. Landsgerichtsbarkeit bedeuten konnte. 

Vogtei- und Dorfgerichtsbarkeit unterscheiden sich 
demnach durch ein gemeinsames Merkmal von der patri- 
monialen Gerichtsbarkeit des Grundherrn, § 16, und Beck- 
mann's eingangs citirte, der Präcision entbehrende Defi- 
nition der Vogteigerichtsbarkeit lässt sich nur unter der 
Voraussetzung aufrecht erhalten, wenn man die Ausdrücke : 
Grundherrschaft, Grundobrigkeit, auf den Dorf- oder Immu- 
nitätsherm einschränkt. 

Die weltlichen Bet- und Erbvogteien, welche oft vor- 
kamen und dadurch entstanden, dass ein Grundherr seine 
Holden einem Herrn oder Landmann um mehrern Schutz 
und Handhab willen anvogte, gaben den Patronis, Vogt, 
Schutz- und Schirmherm zwar Anspruch auf Vogteiabgaben, 
aber keinerlei Jurisdiction über die Vogtholden und deren 



*8^) Die Vogtei Obrigkeit hatte namentlich auch den Schutz der 
Kirchtage auf dem Lande und daher Anspruch auf alle bei solchen 
Gelegenheiten (ausser der Malefizstrafen so dem Landgeychtsherrn 
zuständig) verwirkten Fäll und Wandel. Tr. de jurisd. a. a. 0. S. 1044. 
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Güter, welche vielmehr unter ihrem ordentlichen, gerecht- 
lichen Gerichtszwang, darin sie gehörig waren, verblieben^®*). 

§ 14. Die sog. Dorf- und Hofmark- Gerichtsbarkeit. 

Das unter dem Namen Tractatus de juribus incorpora- 
Uhus bekannte Gesetz, durch welches K. Leopold I, 1679, 
die Verhältnisse zwischen der Grundherrschaft und den 
Unterthanen im Lande unter der Enns regelte, verfügt 
im 3. Titel, dass jene Dörfer, welche von Alters her 
eigene Dorfobrigkeit gehabt, diese auch fernerhin behalten 
sollten. Als Aufgabe derselben definirt es u. A. die 
Bestrafung der nicht landgerichtsmässigen Rumor- und 
Baufhändel, welche sich ausser des Dachtropfens und Haus- 
hofes auf Gassen und Strassen inner- und ausserhalb des 
Dorfes zutragen. Ingleichen gehört der Dorfobrigkeit die 
Panthätung und Wandel. Landgerichtsmässige Fälle hin- 
gegen sind, sofern der Dorfherr nicht zugleich das Land- 
gericht hätte, der neuen Landgerichtsordnung gemäss an 
den Landrichter zur Amtshandlung abzutreten ^®^). Diese 
Dorfobrigkeit war, wie schon erwähnt, von der Vogtei 
(§ 13) an vielen Orten »acmrate zu distinguiren«^ sie unter- 
schied sich endlich auch von der grundherrlichen Gerichts- 
barkeit dadurch^ dass ihr in den angegebenen Fällen nicht 
allein die eigenen Unterthanen, sondern auch »anderer 
Obrigkeiten daselbst wohnende Inleute und Unterthanen 
bei Vermeidung der Straf zu gehorsamen schuldig seynd.« 

Das Dorfgericht kam schon frühzeitig unter gleichem 
Namen vor 2®*) und ist nichts anderes als jener Theil der 



«") A. a. 0. 1043/45. 

"») Tit. 3. § 3 und 4. Der Tr. de jur. incorp. ist oft gedruckt, 
u. A. auch im Cod. Austr. I, 581— -607. 

>•*) 1285 verzichtet comes de Lenberch . . super judido vüle in 
Marchekhoven, quod vtdgariter dicitur dorfgeriht sive chirchgeriht . • 
säkjo 8ibi judicio comitie quod extra dictam vülam in generali suo 
pladto consuevit haberi u. s. w. Buchner S. 364. — 1304 verkauft Diet* 
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öiFentlichen Gerichtsbarkeit, welcher im Wege des Ge- 
wohnheitsrechts und der Exemtions-Privilegien dem Land- 
richter entzogen und dem Immunitätsherrn zur Ausübung 
übertragen wurde. 

Es geht dies nicht nur daraus hervor, dass die Dorf- 
obrigkeit die sog. niedere Gerichtsbarkeit innerhalb der 
ganzen Dorfgemarkung gewährt, und Rechte über fremde 
ünterthanen einräumt, welche auf keinen privatrechtlichen 
Titel zurückzuführen sind *^^), sondern auch daraus, dass 
ihr die sog. Banntaidinge im gleichen Umfange ausdrücklich 
zugewiesen werden *^®). 



rieh von Pillichdorf, Hofmarschall des Herzogs von Oesterreich, dem 
B. von Passau das dorfgericht zu Hausleiten bei Stockerau. Mon. B. 
XXX, 2, S. 21. Das Lehenbuch des K. Ladislaus im Notizbl. 1854 
öfter z. B. S. 335 zum J. 1455 die ganz vogtei zu Oberdorf mit allen vogt- 
diensten und vogtrechten und das ganz pantaiding und dorfgericht, 
ausgenommen was den tod berürt Auch der bair. Gerichtskaufbrief 
von 1311 wahrt den bisherigen Besitzern die Rechte an iren dorf- 
gerichten, grafscheften und hofmarchen, Altbair. Freiheitsbr. S. 4. 

••*) Daher wird in einzelnen Banntaidingen des Dorfes frid und 
march genau umschrieben, z. B. Kaltenbaeck I, XLY, § 1; LXX, § 3; 
LXXII, § 12, oder hervorgehoben, dass Richter und Geschworne auf 
dem Dorf und Gericht es sey auf welcher Herren Grund es well, Auf- 
sicht zu üben hätten u. dgl. a. a. 0. LXV, § 93, dazu Tr. de jur. incorp. 
T. 3, § 4. 

*••) So beschwerte sich z. B. der Abt von Neuberg, welchem die 
Immunität (Freiun^) rücksichtlich der Reichenau und Prein zustand, 
dass der Pfleger von Klamm mit seinen in der Prein sesshaften Holden 
neue Banntaidinge hielt wider des benannten dbts und der gegend der 
Prein gerechtigkeit und frdheit Herzog Ernst entschied 1424 von 
fürstlichem gewaltf das hinfür kein Panthaiding von dem benanten 
haus Klam in der Prein gehalten werd^ sondern all inwoner der gegend 
der Prein zu dem Panntaiding gen Beichenaw khomen, daselbs der 
gegend recht hörn, melden auch daz helfen zu retten, als seu das ge- 
messen wellen. Auch soll in Zukunft kein *vall noch wandt zu dem 
gesloss Klam . . gefodert werden^ aUain was under dem dachtropfen der 
grünt yeder herrschaft verhandelt wirt, sol dasselbe der herrschaft< 
alles übrige dem Kloster zufallen. Steir. L. A. 6521. 
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Nur quantitativ, keineswegs aber qualitativ, unter- 
scheidet sich in Oesterreich das Hofmarkgericht vom Dorf- 
gerichte. Es ist nämlich dasselbe räumlich weiter wirksam, 
weil die Hofmark der Complex aller zu. einem Herrenhofe 
dienstbaren Ansiedlungen ist, mithin gewöhnlich mehr als 
ein Dorf umfasst. Diese grössere Ausdehnung erklärt dann 
die schon oben bei Besprechung der Vogteigerichtsbarkeit 
gewürdigte Thatsache, dass es in der Regel eher dem 
Herrn der Hofmark als dem Herrn des Dorfes glückte, zu 
den »Fäll und Wandel« der »niedern Gerichtsbarkeit« auch 
noch das Blut, d. i. die leichtern landgerichtlichen Fälle 
hinzu zu erwerben. 

Ein solcher Erwerb hatte jedoch immer den Charakter 
einer Zugabe zu der Hofmark- oder Dorfgerichtsbarkeit, 
und veränderte keineswegs deren Wesen. Die Identität 
der Dorf- und Hofmarkgerichtsbarkeit wird darum auch in 
Baiern für die ältere Zeit zugegeben ^®''), nur wird betont, 
dass sich hier ein eingeschränkterer Begriff des Dorfrechts 
bilden musste, seitdem König Ludwig in seinem Rechts- 
buch (Tit. Xin, Art. 139) verfügt hatte, daz man in dJminem 
dorfgerichte hoeher richte weder umh gelt noch um dhainerlay 
Sache dann umh 72 Pf. und auch dhain hoehere puszß nem 
dann 12 Ff. Für Oesterreich hingegen, wo es an einer 
ähnlichen gesetzlichen Vorschrift gebrach, und wo man 
für die unter Umständen weiter ausgreifende Gerichtsbar- 
keit der Immunitätsherrn den Ausdruck Vogteigericht ver- 
wendete (§ 13), entfiel damit der Grund zu einer genauem 
Unterscheidung zwischen der Hofmark und der Dorf- 
gerichtsbarkeit. Dies mag ferner die Ursache sein, wess- 
halb sich der Ausdruck Hofmark in der österreichischen 
Recht8«prache niemals ordentlich einbürgerte und wess- 
halb derselbe fast nur in Oberösterreich, beziehungsweise 



»•') Z. B. Seyfrid, Geschichte der ständischen Gerichtsbarkeit II, 9 ff. 

Lnschin, Gerichtswesen. 11' 
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zur Bezeichnung der Besitzungen bairiscber Stifter und 
Klöster in den habsburgischen Landen, angewandt wurde ^^^). 
In den Banntaidingen, Ehafttaidingen, Bügungen u. dgL 
leben die kümmerlichen Beste der echten Dinge der karo- 
lingischen GerichtsTerfassung fort^^*). Mit diesen theilen sie: 

1. Das Erfordemiss der YolWersammlung aller Ding- 
pflichtigen. Wer immer ausbleibt, ohne ehaft Noth nach- 
zuweisen, mag er auch einer andern Grundobrigkeit unter- 
stehen, verwirkt Busse an den Bichter. 

2. Das Erfordemiss der echten Malstätte. Die Ding- 
pflichtigen versammeln sich daher an althergebrachter Statte, 
nicht selten im Freien, und so streng wird dabei am Her- 
kömmlichen festgehalten, dass zuweilen selbst die Stellung 
des Gerichtstisches in Frage kommt ^•®). 

3. Sie sind ungebotene Dinge in dem Sinne, dass 
weder die Zeit noch die Zahl in das Belieben des Grund- 
herrn gesetzt ist, der vielmehr in beiden Beziehungen durch 
Gewohnheitsrecht gebunden ist ^•^). 

*") So werden z. B. alle Besitzungen des Hochstifts Freising in 
Oesterreicb, Steiermark, Krain und Tirol regelmässig als Hofmarken 
(Gross-Enzersdorf und Oberwelz sogar von Herzog Albrecht I) an- 
gesprochen (D. A. XXXI, 463, XXXVI, 51, 166 u. ö., ebenso die Be- 
sitzungen des Bisthums Passau, z. B. hofmarchia in Zeizenmmoer, 8, 
Eypom u. s. w. Mon. B. XXVUI/S, 474 ff., Notizbl. 1853, 12. Sogar 
Städte der Österreichischen Landesherren, wie Steyer, werden als hof- 
marchia bezeichnet. Vgl. § 20 Anm 407. 

*••) Literatur: Karajan im österr. Geschf.II, 113—132, Osenbrüggen, 
Rechtsalterthümer aus österr. Pantaidingen, Sitzber. XLI, 166 ff., Kal- 
tenbaeck, die Pan- und Bergtaidingbücher in Oesterreich u. d. Enns, 
Wien 1846/7, 2 Bde. — Meiller, Banntaidingsbuch von Ebersdorf. Archiv 
XII, 267. Zahn, Niederösterr. Banntaidinge und zünflische Satzungen, 
Archiv XXV, 1 — 156, Winter: Aufzählung der bekannten n. ö. Weis- 
thfimer in den Bl. d. Ver. f. n. ö. Landeskde. XI, 233, 407, Lambel, 
Bericht über Weisthümerforschungen in Oberösterreich. Sitzber. LX, LXIX. 

"«) Z. B. in der Ehaft der Vogtei Mühldorf. Salzb. Taid. 342. 

*•*) Nur ausnahmsweise und missbräuchlich konnte der Dorfherr 
die Abhaltung der Banntaidinge ganz in seine Gewalt bringen. »3fein 
herr hat dag Waiczendorf wie oft er toül im jar pantaiiäing«. heisst es 
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Gewöhnlich kommen 3 Dinge im Jahre vor, dies ent- 
spricht dem Maximum von Volldingen, welches Karl der 
Grosse den Grafen verstattet hatte, seltener erscheint die 
Zweizahl 2®^), welche sich gewöhnlich an die Festtage des 
heiligen Kitters Georg und des Erzengels Michael an- 
schliesst. Wo noch ein drittes Banntaiding üblich war, 
dort war es gemeiniglich auf einen Winterfesttag, etwa 
Maria Lichtmess, Dreikönigstag, Fastnacht u. dergl. ver- 
legt. Kleinere Gebiete begnügten sich auch wohl mit 
einem Banntaidinge im Jahr. Allein gleichwie schon die 
karolingischen echten Dinge angesagte und in dem Sinne 
gebotene Dinge waren, da nicht von vornherein bestimmte 
Tage, sondern nur ohngefahr die Zeiträume angegeben 
waren, innerhalb deren die .echte Dingpflicht wirksam 
war, so pflegte auch die Abhaltung des Banntaidings 
8 — 14 Tage vorher allen Gerichtsinsassen durch den Boten 
des Richters bekannt gegeben zu werden. An die echte 
Dauer (3 Tage) mag die Eintheilung des Banntaidings in 
drei Sprachen erinnern, welche in Oesterreich sehr häufig 
vorkömmt. Aber auch das Afterding des Sachsenspiegels, 
jenes Vollding, welches mit der Competenz des echten 
Dings 14 Tage nach dem echten Ding gehalten wird 2»») 
findet sich in österreichischen Banntaidingen häufig. 

Die wesentlichen Erfordernisse des echten Dings, ech- 
ter Richter, echte Zeit, echte Malstatt 29*) und Vollver- 

in der Aufzeichnung der Meissauischen Gefälle aus dem 14. Jahrh. 
Nolizb. 1853, 120. 

*•■) In Dorfschaften, welche einer Kirche zugehörten, kamen zu- 
weilen auch 4 Volldinge im Jahr vor, z. B. in Traismauer, die Aus- 
nahme ist jedoch nur scheinbar, da nur zwei davon placita legitima, 
die beiden andern aber placita des Vogtes, Vogttaidinge sind. 

»•) Sohm 368 und 439. 

*•*) Häufig noch im Freien, doch giebt es auch alte Beispiele für 
die Abhaltung im geschlossenen Raum. So überträgt B. Berthold v. 
Bamberg hofmarchiam que quondam in Aterhoven fuit zur Kirche 
St. Georgen im Attergau, deputantes ibidem locum judicii in quo 
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Sammlung der Dingpflichtigen, wurden darum bei den Bann- 
taidingen gleich zu Beginn derselben in feierlicher Weise 
constatirt. Ausser dem Richter mit dem Stabe in der Hand 
nimmt dann ein Ausschuss der Dingflichtigen , meist nach 
ihrer Zahl die Vierer, die Sechser, auch geschwome Bei- 
stände, die Geschwomen u. dgl. genannt, die Stelle der 
Schöffen ein, doch ist deren Zahl nicht beschränkt. Die 
übrige Gerichtsgemeinde bildet den Umstand. Eine Persön- 
lichkeit, welche als Anwalt (Vorsprech) bald der Dorfobrig- 
keit, bald der Dingpflichtigen erscheint und zuweilen noch 
Führer und Steurer zur Seite hat, befragt dann mit Erlaubniss 
des Richters in herkömmlichen Redewendungen die Urtheils- 
bank über die Grenzen des Gemeindegebiets, die Ansprüche 
der Grundherrschaft, über das Herkommen in der Dorf- 
gemeinde überhaupt, über das Verhältniss zum Landgericht 
u. dgl. m., und erhält darauf eben so förmliche Antworten. 
Diesen ganzen Vorgang nannte man auch wohl rügen 2»*). 
Es war aber mit demselben nur die eine Seite des 
Banntaidings erschöpft, denn man benutzte diese Versamm- 
lungen ausserdem zur Absammlung der dem Richter oder dem 
Gerichtsherrn gebührenden Bannpfennige, zur Wahl der 
Gemeindefunctionäre (Richter und Geschwome); endlich 
konnte das Banntaiding auch geradezu als Gericht thätig 
werden ^®®). Acte der bürgerlichen streitigen Gerichts- 
barkeit wurden zwar demselben immer seltener unter- 
breitet ^®''), ungleich öfter wurde es aber als Strafgericht 
in Anspruch genommen. 



domum ad hoc aptam edificari disposuimus. Bei drohender Kriegs- 
gefahr dieplaciti ecclesia et turris aperiantwr et exhibeantur custodienda 
per judicem et officialea episcopi, ÜB. o. E. III, 315. 

"») Osenbrüggen a. a. 0. 170 (S. A. 7). 

"•) Urtheile in Civilsachen in Ehafttaidingen erlangt, s. u. A.: 
126:2 Freiham; 1301, Weisskirchen in der Wachau, beide ÜB. o. E. III, 
286, und IV, 404. 

*") Protokolle über die Abhaltung von Banntaidingen, aus welchen 
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Verhängt wurddn Geldbussen (gewöhnlich bis zur Höhe 
von 32 Pfd.) oder kleine Ehrenstrafen, wie das Steintragen 
für zänkische Weiber, und zwar theils für strafbare Hand- 
lungen, die während des Banntaidings selbst vorgefallen 
waren, theils für TJebertretung einzelner Bestimmungen des 
Banntaidings, deren ein Mitglied der Gemeinde bezichtigt 
wurde. Dieser Act der Anklage in Gegenwart der ganzen 
Gerichtsgemeinde wurde Rügung im engeren Sinn genannt^ 
und erscheint darum nicht selten im Protokoll über die 
Abhaltung des Banntaidings durch diese Ueberschrift be- 
sonders ausgezeichnet. Mit Verkündigung der von den 
Beschuldigten in Folge* der gerügten Handlungen verwirk- 
ten »Fäll und Wandel«, deren Höhe der Richter nicht selten 
»von Mann zu Mann« abfragte, schloss das Bann- oder Ehaffc- 
taiding in gleich förmlicher Weise, als es begonnen hatte. 

Es unterliegt keinem Zweifel, die derart ausgesproche- 
nen Bussen konnten während des ganzen Mittelalters von 
der Dorfobrigkeit, oder wo keine Exemtion stattgefunden 
hatte, durch den Landrichter eingehoben werden ^ö»). Seit 
dem Anfang des 16. Jahrhunderts mehren sich jedoch An- 
zeichen des Verfalls dieser Einrichtung. Auf das Begehren 
der Landschaft im J. 1509, K. Max wolle allenthalben den 
Landgerichten befehlen, sich der Malefizhändl zu betragen 

diese Fragen am besten beantwortet werden könnten, sind zur Stunde 
nur sehr vereinzelt veröffentlicht worden. Die Proben, welche Zahn 
a. a. 0., Beilage XIX, XX zu den J. 1504—1587 (nicht 1487) für Elz, 
Nehagen u. s. w. im Viertel o. MB. beibringt, beziehen sich fast nur 
auf strafrechtliche Verhandlungfen, während wieder die Buegung des 
Pontaiding zu St. Gauen und aufgeschriben klag im steirischen Enns- 
thal (st. L. Arch. Ms. 3678) aus den J. 1489—1520 durchweg Civil- 
klagen enthält. Vermerkt das aufschreiben der ingelegten Klag des 
Pontaiding zuAdmund anphinztag nach Simonis und Jude ao. Ixxxviiij 
Item Wald^urigen JDrachslin ist auf ir schutd/prief zu recht erkanndt 
u. s. w. u, s. w. Vgl. übrigens auch Schwsp. L. Art. 358. 

"») Banntaiding von Lebarn, Kaltenbaeck II, Nr. 158, § 2: Wer 
des gerichts herr ist und sein landrichter hat, so soll derselb kmdrichter 
alie Jar järlichen drei stund das täding besitzen u. s. w. 
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wie von alter herkommen, und die Landleut in den ge- 
main Händeln, so in ihrem Panteding^ Perkhtaiding und in 
andern Obrigkeiten ihrer Eigen und Burgfrieden, ungeirrt 
zu belassen, erwiderte der Kaiser, er habe in diesem Punkte 
schon mehr als einmal Weisungen erlassen. Seines Gut- 
bedünkens solle eine Commission von Landadeligen, denen 
er zwei vom Hof beiordnen wolle, »^ie Land und ander 
Gericht bereittn, und die Landrichter und ander so Pan- 
tedingpücher hettn zu inen erfordern, dieselben Panteding- 
pücher besichtigen, und Ordnung machen und fumemen 
das dieselben furter nach Laut der Pantedingpücher ge- 
halten, auch in yedes Landgericht davon ain versigelt Re- 
gister gegeben werde« ^••). Diesen Vorschlägen folgte bald 
die Ausführung. Desgleichen soll es auch in Banntaidingen 
mit den "Wandeln nach Gestalt und Herkommen einer jeden 
That erberlich, getreulich und ziemlich gehalten, und nie- 
mand wider Pillichheit beswert noch gedruckt werden, ver- 
ordnen gleichlautend die Landgerichtsordnungen von 1514 
und 1540 fiir das Land unter der Enns. 

Das Institut der Banntaidinge, welches K. Ferdinand I 
selbst als »zu guter Zucht und Sicherhait und Priden aller 
XJnterthanen« aufgerichtet ^^^) ansieht, fand demnach noch 
in der ersten Hälfte des 16. Jahrh. an der Regierung eine 
Stütze. Aber nicht lange darauf, und namentlich im 17. 
Jahrhundert, verlor es gar sehr an Bedeutung, theils weil 

«••) Archiv XIII, 325. 

••*) »So wir auch vernemen, wie an etlichen Orten die Pandtading 
abgangen, vnd in keiner Übung sein, die aber zu Gedechtnuss ains 
jedn Gerechtigkeit und alt Herkommens, auch zu guetter Zucht, Sicher- 
hait und Friden aller Uhterthanen Leib und Gueter dienen seit, may- 
nen und wellen wir, wo soliche Pandtading von Alter gewest und 
daran Gebrechen und Mangl war, das dieselben durch die Oberkait und 
Herrschaft yedes Orts wider aufgerichtet, ernewrt und furan hin ge- 
stragkts ordentlich gehalten werden«. Aus dem ungedruckten Ent- 
wurf einer Polizei-Ordnung für die 5 n. ö. Lande, welcher vor das 
J. 1542 fällt. 
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die Gxundobrigkeit seit den Tagen E. Max' I ausnahmslos 
als erste Instanz in bürgerlichen Händeln ihrer Unterthanen 
anerkannt wurde (§ 16), theils weil die romanistisch ge- 
bildeten Juristen durch ihre Theorien vom merum und 
mixtum Imperium der Oberherrlichkeit des Staates schliess- 
lich auch auf dem Gebiete des Dorfrechts zum Sieg ver- 
halfen. »Auf kain Pantäting erkhennt man bei der landes- 
fürstlichen Obrigkeit nichts«, schreiben die Ende des 16. 
Jahrhunderts entstandenen Landsgebräuche des Landes ob 
der Enns, )>dann^ein jeglicher Herr mag mit seinen Unter- 
thanen Panthätung machen wie er will, binden darumb 
andere nit«^®^), und Suttinger in seinen Cansuetudines 
AustriactB meldet s. v. Baanthaidung : »Auf Baanthaidung 
Buechl so vom Landsfürsten nicht confirmirt seynd, wird 
nichts erkennt, wie solches ausführt Doctor Schwanser in 
seinem 1347. Bericht, die Yerkaufung der Herrschaft 
Kranichberg betreflfend, übergeben den 11. Oktobr 1601«, 
Die Dorfobrigkeiten erlitten durch derlei Anschauungen 
nicht unwesentliche Einbusse, namentUch an ihrer straf- 
rechtlichen Competenz. Der Kreis von Handlungen, welche 
»pur lauter Malefiz berühren«, erweiterte sich stäiig, und 
den Landrichtern wurde ausserdem bei üeberhandnehnien 
der Liquisitionsmaxime das Einschreiten von Amtswegen 
in rebus mixtae criminalibus zur Pflicht gemacht, sobald 
sich die Grundobrigkeit irgendwie säumig zeigen sollte, 
während es vordem der Beschwerde wegen Rechtsverweige- 
rung bedurft hatte ^^^). Die Strafansätze der Banntaidinge 



••1) Cod. Monac. germ. 1175, f. 244 »Riegung oder Panthätungc, 
Cod. Vienn. 7662, f. 120. 

••*) Z. B. in der L60. von Oesterreich. ob der Enns von 1559, 
Art. 12. »Ob einer im Landgericht fräüelt oder sonst was verbricht 
das nicht pur lauter malefizisch ist und den tod berQrt wie von Grund- 
obrigkeit auch von Landgerichtswegen darinnen zu handeln seyc mit 
Vorschriften: Von Wögen und Stegen, Bann und Gemachzeunen, Ab- 
haung der gezügelten Bäumen, Ausgrabung der Marchstain u. s. w. 
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wurden durch diese beiden Momente vielfach antiquirt, 
mochten sie gleich noch durch so manches Jahr als Rechts- 
herkommen der Dorfgemeinde oder der Hofmark feierlich 
verkündet werden, ehe der Grundherr mittelst Durch- 
streichen anstössiger Stellen oder durch Beirückung der 
Bemerkung: »ist nit zu lesende oder »ist von königl. Majestät 
verbothen und aufgehoben worden« u. s. w., dem geänderten 
Rechtszustand seinerseits Rechnung trug ^^^). Dagegen 
gewannen die Banntaidinge seit dem 16. Jahrhundert durch 
den allmälig entwickelten Begriff der Polizei einen neuen 
Inhalt. Enthielten sie schon vordem so manche Bestim- 
mung polizeilicher Natur, so wurden sie nun geradezu zu 
Dorfpolizeiordnungen. Die regelmässig wiederkehrenden 
Yersammlungen der Gemeinde zum Banntaiding gewährten 
dabei die beste Gelegenheit nicht nur zur Wahl der 
Gemeindefunctionäre, sondern auch zur Republicirung der 
schon bestehenden Polizeinormen, sowie nöthigenfalls zur 
Ergänzimg derselben'®*), endlich zur Verkündigung von 
landesfürstlichen Erlässen. 

In diesem Sinn führt der schon erwähnte Tractatus de 

« 

juribus incorporalibus (Tit. III, § 4) die Panthätung als ein 

»••) Kaltenbaeck I, S. XII, XIII. Bald nach der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts machte der Verwalter von Wullersdorf einen Strich durch 
den ganzen Text und schrieb darüber: »Die Vorlesung dieser Alphon- 
serei ist in Hinkunft zu unterlassen« und bemerkte am Schluss: »In- 
dem der Bergherr sein Recht nicht überschreiten darf und die Zehend- 
holden ihre Pflicht wissen, als hebt sich die altmodische Bergtäding 
von selbst auf. Ist demnach ohne eitlen Zeitverlust zur Einnahme des 
Dienstes zu schreiten.« 

»04) Das vom Grafen Hans Balthasar von Hoyos im J. 1664 be- 
stätigte Banntaiding von Putten hat z. B. am Schluss den Zusatz: 
>Heut dato den 7. Febr. 1762 ist bey gehaltner Panthätung ausgemacht 
und statuirt worden, das sowol von allen zue Gmain PGtten gehörig 
als auch Holden die einem andern einiges Vieh, als Ross, Ochsen und 
Khue zu Schaden halten oder gehen, lassen, ohn ausnahm 1 fl., sage 
ain gülden bezalt werden solle. Josef Conradt, Verwalter.« Bl. f. 
Ldkde. 1866, 54. 
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Attribut der Dorfobrigkeit auf. Noch in den Tagen der 
Kaiserin Maria Theresia fasste man die Panthätung als 
»Richterwahl, wo die sämmtliche Gemeinde zuerst der 
Dorfobrigkeit und hernach dem Dorfrichter angeloben muss, 
und bei welcher überdies die Polizeiübertretungen der 
Gemeindeangehörigen bestraft wurden« ^^^) ; ja es fehlt 
nicht an Zeugnissen, dass hin und wieder die Banntaidinge 
noch tief in das vorige Jahrhundert, ja sogar bis gegen die 
vierziger Jahre dieses Jahrhunderts abgehalten wurden ^^•). 
Allein das waren nur noch unverstandene Reliquien einer 
früheren Zeit, mit welchen die Beamten der Gegenwart 
nichts mehr anzufangen wussten. Dies zeigt sich am 
besten in den neuern Schriften der Praktiker über die 
Unterthanenverhältnisse im Lande ob und unter der Enns. 
Der ältere Hauer definirte in seiner seit dem Jahre 1805 
in vier Auflagen erschienenen Practischen Darstellung u. s. w. 
(in, 1. Titel) das Recht der Panthätung vielmehr als eine 
»Verbindlichkeit der Dorfobrigkeit die Vorbereitungen und 
Anstalten zur Handhabung der Polizei zu besorgen«. Der 
jüngere Graf Barth von Barthenheim subsumirt unter 
diesen Ausdruck einfach die Pflicht der Obrigkeit zur 
Kundmachung der Gesetze. Noch andere, wie Engelmayr 



/■ 



»*») Ertel in seiner Praxis aurea, Obs. I, c. XII beschreibt mit Be- 
zug auf W. Hund die »Ehaft« als eine Gerichtsversammlung, welche 
in Baiern und Oesterreich alljährlich in allen Dörfern unter freiem 
Himmel gehalten zu werden pfleget, allwo der Unterthanen Fehler ge- 
strafet und andere Ordnungen der ganzen Gemeinde zur Nachachtung 
vorgelesen werden. Vgl. auch Greneck S. 130 und die in den Bl. f. 
Ldkde. 1865 aus dem österr.-steir. Wörterbuch des 1774 verstorbenen 
Professors Popowitsch mitgetheilten Proben über Banntädung. 

•®*) Vgl. die Zusammenstellung nach Jahrhunderten bei Zahn, 
Tab. IL Zu den jüngsten Aufzeichnungen eines Banntaidings im Lande 
u. d. E. gehört das Melker von 1780, Kaltenbaeck I, 135. Zu Schörf- 
ling im Lande ob d. E. wurden bis ins J. 1839, im Markt Anger in 
Obersteiermark sogar bis zum J. 1865 Banntaidinge abgehalten. Lam- 
bel und Bischoff in Sitzb. LXIX, 251 und LXXXV, 18. ^ 
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verschwenden überhaupt kein Wort mehr an die Erklärung 
dieses Ausdrucks*®'). 

Nur dem äussern Anschein nach den Banntaidingen 
verwandt sind jene Bügegerichte, welche in Baiem durch 
das Rechtsbuch des Königs Ludwig vom Jahre 1346 
(Tit. XXI. Art. 266), beziehungsweise durch den 11. Brief 
der bairischen Landesfreiheiten von 1365, wegen des grossen 
Unwillens und der Gehässigkeit abgeschafft wurden, welche 
durch sie unter den Angehörigen der Gerichtsgemeinde 
veranlasst wurden. Diese Institution aus dem karolingischen 
Inquisitionsverfahren, beziehungsweise den kirchlichen Send- 
gerichten erwachsen, findet sich zwar auch in Oesterreich, 
wo sie unter dem Kamen der Landfrage oder des Geräunens, 
Greinens, der Wissenden u. dgl. ging (vgl. § 26, Anm. 497), 
sie galt jedoch hier schon zu Zeiten der Babenberger als 
Ausnahmsmassregel, welche nur vom Landesfürsten nach 
vorgängiger Berathung mit den Landherm verhängt werden 
sollte, damit das Land von schädlichen Leuten gereinigt 
werde ^®*). 

Neben den Ehaft- oder Banntaidingen, deren Inhalt 
sich im Laufe der Jahrhunderte immer mehr verflüchtigte, 
gewannen die gebotenen Dinge auch in den Dorf- und 
Hofmarkgerichten eine wachsende Bedeutung. Die Er- 
fordernisse der echten Dingstatt, Zeit und Dauer fielen 
bei ihnen fort, ebenso wenig bedurfte es hier der Vollver- 
sammlung der Gerichtsgemeinde. Das ehrbare Geding wurde 



'®') Die politischen Rechtsverhältnisse der Österr. Staatsbewohner, 
Wien 1838 I, Einleitung S. 12. Engelmayr, Versuch e. System. Dar- 
stellung der im Lande ob d. E. im ünterthanenfach bestehenden Vor- 
schriften. Linz 1824. § 171/2. 

•»*) L. R. Art. 15, Hasenöhrl 208. Vordem mögen sich die Land- 
richter wie in Baiern, so auch in Oesterreich der Landfrage ange- 
masst haben, denn die Anm. 60 citirte Zwetler Urkunde von 1251 
lässt schliessen, dass sie der Landgerichtsherr Albero von Kunring 
während der Wirren des Zwischenreichs zu eigenem Rechte übte. 
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vielmehr von dem durch »den Stab« ausgezeichneten Richter 
aus den gerade anwesenden Mitgliedern der Gerichts- 
gemeinde gebildet. Vorsitzender war der derzeit »gewaltige 
Richter« des Dorfs oder der Hofmark, welcher den Gerichts- 
tag nach Bedürfniss oder Ermessen ansetzte. Zum Er- 
scheinen verpflichtet waren jedoch nur die Parteien, wenn 
ihnen der Termin mindestens einige Tage vorher bekannt 
gegeben war. Blieb ein Theil ohne gegründete Ursache 
weg, respective versäumte er es, dieselbe durch einen mit 
Vollmacht (Schein) versehenen Boten geltend zu machen, 
so konnte unter Umständen ein Contumaz-Urtheil erfliessen, 
wofern der Richter nicht gnadenweis einen neuen Termin 
ansetzte; kamen beide Parteien, so wird oft ausdrücklich 
hervorgehoben, dass Kläger und Geklagter die Entscheidung 
ihrer Sache dem eben versammelten Gericht überlassen 
hätten'®'). Man ersieht daraus, wie lange die Vorstellung 
nachwirkte, dass gewisse Prozesse gerichtsverfassungsmässig 
im echten Dinge auszutragen seien, und erkennt in jenen 
Zufristungen und diesen Erklärungen nur Vorsichtsmass- 
regeln, um das Urtheil des an sich dafür nicht ausreichen- 
den Dinges vor Anfechtungen durch den Unterbeamten 
zu schützen. 

Der Zusammenhang der Dorf- und Hofmarksgerichtsbar- 
keit mit deren Quelle, der öffentlichen Gerichtsbarkeit, blieb 
das ganze Mittelalter hindurch lebendig. Man nannte selbst 
die Dingstatt, an welcher die gebotenen Dinge abgehalten 
wurden, gerne so wie in den Landgerichten die Schranne, 



•••) Dies galt sowohl vom »gebotenen Ding« im Dorfgericht, als 
auch im Landgerichte, und selbst im Landrechten. Die Gerichtsbriefe 
des österr. landmarschallischen Grerichts tragen, z. B. Anfang des 15. 
Jahrh. regelmässig die Formel: »ntin sein solhs bed taÜ rechtens bliben 
bei kerm, rittern und Jenechten die dazemal bei mir waren«^ oder »ntm 
fragt ich bed obgenannt tau, ob sy der Sachen bey recht bleiben woüten^ 
düs sy zu bederseit wiüigleich taten und bcliben darumb des rechtens bei 
herren, rittern u. s. w. 
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und man schied strenge die Acte, die darin vorgenommen 
wurden, von jenen der grandherrlichen Gerichtsbarkeit. 
Der Richter solle den siegenden Kläger des aygens gewd- 
tigeth an der schrann mit dem stab und auf dem grünt mit 
dem amptmann^^^)^ ist darum eine Redewendung, welche 
nicht nur in den Urtheilen der Landgerichte, sondern auch 
in jenen, welche der Dorfrichter auf einem gebotenen Ding 
verkündete, nicht selten wiederkehrt. 

§ 15. Das Waldgericht im Wiener Walde. 

Unter den Waldungen, welche noch im Jahre 1855 ein 
volles Drittel der Bodenfläche des Landes unter der Enns 
einnahmen, war der in zwei Landesviertel hineinragende 
Wiener Wald seit ältesten Zeiten allodialer Besitz des 
Herrscherhauses, erst der Babenberger, dann König Ottokars 
und endlich der Habsburger ^^^). Er hatte für die Landes- 
herren vorzüglich als ausgedehntes Jagdgebiet Bedeutung, 
und unterstand eigenen Forstmeistern, z. B. 1453 und 1470 
dem Sigmund Eytzinger, um 1482 dem Georg von Eytzing, 
u. s. w. Noch im vorigen Jahrhundert zerfiel das landes- 
fürstliche Waldamt unter Aufsicht des Waldmeisters und 
Waldschaffers zu Purkersdorf in 20 Forstämter. Die Be- 
wohner des Wiener Waldes, Hüttler genannt, betrieben 
weder Acker- noch Weinbau, sondern nährten sich von 
Viehzucht, Holzhandel, Kohlen- und Kalkbrennerei, und 
lebten in zerstreuten Ansiedlungen, den Walddörfern. 



"«') Mon. B. V, 266 (1378), XXX/2, 380 ff. (1388). 

•") Vgl. Newalds Beitr. z. Gesch. d. Wiener Waldes in den BI. f. 
Ldkde. 1870, 277 ff., und Weiskerns Topographie von N.-Oesterr. (1768) 
s. V. Wiener Wald und Waldamt. -- Rechnungen des Forstmeisteramts 
von 1331 und 1335 bei Ghmel, Gesch. II, 222 und 426. Die Einsicht 
in eine Waldordnung zur Zeit Ferdinands I, welche aber auf Maxi- 
milian I Bezug nimmt und jährlich im Waldgericht verlesen wurde, 
verdanke ich der Gefälligkeit des Herrn Dr. G. Winter in Wien. Das 
Wienerwald-Banntaidingbüchel von 1512 und das Purkersdorfer Bann- 
taiding von 1601 waren mir hingegen nicht zugänglich. 
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Diese eigenthümlichen Verhältnisse brachten es mit 
sieh, dass schon im 14. Jahrhundert ein eigener Waldrichter 
für den Wiener Wald bestellt wurde, welchem die Gerichts- 
barkeit über die »Waldleute« eingeräumt wurde. Wir er- 
fahren dies aus der Urkunde vom 30. September 1396 ^^2), 
in welcher die Herzoge Wilhelm und Albrecht IV den Leuten 
zu Hütteldorf alle die Rechte, Freiheiten und guten Gewohn- 
heiten bestätigen, deren sich die übrigen ins landesfürstliche 
Forstamt gehörigen Waldleute und Walddörfer des Wiener 
Waldes erfreuten. 

Ueber den Inhalt der Jurisdiction des Waldrichters er- 
fahren wir nur, dass derselbe auch zu Hütteldorf zu Gericht 
sitzen könne umb allerlai Wandlung des Walds in allem dem 
Heckten, als er das in unserm Waldgericht tut. Dieses letztere 
erstreckte sich aber nach späteren Quellen umb und amb an 
die äusserist Stauden von Wald, und als Causalgerichtsstand 
überdies auf Alles was die Köhler, Kohlenträger und Messer 
zu Wien von des Kdls wegen under einander zu schickhen 
haben. Dem Waldmeister und dessen Unterbeamten, den 
Förstern und Ueberreitern oblag demnach die Aufsicht über 
den Wald, die Gerichtsbarkeit in allen Forstsachen und die 
Einhebung der Abgaben von den Waldleuten (Forsthaber 
jährlich 90 Muth). Zu dem Ende wurden Vollversamm- 
lungen nach Art der Holz- oder Forstdinge abgehalten ^^^), 
auf welchen die Waldleute Urtheil und Recht wiesen. 
Handelte es sich aber um schwere Verbrechen wie Raub 
und Diebstahl, so kam es zum !N^ottaiding, da mag auch der 
Waldrichter bey der Nacht bey dem Khienlicht und mit dem 
Khienlicht richten. 

In späterer Zeit wurde die Aufsicht über die landes- 
fürstlichen Waldungen Jägern und Forstmeistern über- 



»") Winter 93. 

'*•) Maurer, Marken Verfassung, § 55 ff. 
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tragen, welche dann unter dem Landesjagermeister ob 
der Enns, beziehungsweise unter dem obersten Jägermeister 
unter der Enns standen^ ^^). Die beiden Jägermeister bildeten 
in Klagen aus Fortsachen die erste Instanz für das unter- 
gebene Personal, und ihnen gebührte femer bei XJeber- 
tretungen der Jägerordnungen durch Unterthanen die Cog- 
nition und weitere Procedur. 

§ 16. Die Gerichtsbarkeit des Grundherrn. 
(Patrimonial -Gerichtsbarkeit im engem Sinn.) 

Neben der dem Kreise des öffentlichen Rechts an- 
gehörenden Gerichtsbarkeit des Landrichters, beziehungs- 
weise neben der daraus hergeleiteten Vogtei und Dorf- 
gerichtsbarkeit, deren "Wirkungskreis sich regelmässig über 
alle innerhalb des betreffenden Sprengeis befindlichen Per- 
sonen erstreckte, stand die private, sog. hofrechtliche Ge- 
richtsbarkeit des Grundherrn über seine Hintersassen. 

Die österreichische Jurisprudenz des 16* — 18. Jahr- 
hunderts war ausser Stande sich zu dieser principiellen 
Unterscheidung aufzuschwingen, da sie über die Kategorien 
des merum und mixtum imperium^^^)^ oder über die hohe 
und niedere Gerichtsbarkeit nicht hinauskam. Dies gilt 
namentlich auch von Finsterwalder, obwohl dessen Behaup- 
tung, in Oesterreich gebe es nur eine zweifache Gattung 
gerichtlicher Botmässigkeit, nemlich imperium merum oder 
landgerichtliche Obrigkeit, und imperium mixtum oder Grund- 
herrlichkeit'"), mit dem von mir entwickelten Ergebnisse 



•") Greneck, S. 108. Cod. A. I, 488. Jägermeisteramt, zahlreiche 
Patente in Jagdsachen — Landtafel ob d. Ennsl, Tit. 8. »Der Landjäger- 
meister hat in allen Sachen, welche unsere Gehög und Jägerei betreffent, 
die erste Instanz« u. s. w. 

•*») »Welche die Doctores auf deutsche Sachen so unschicklich 
applicieret, dass daraus die grösste Gonfusion entstanden, wie Ertel, 
Praxis aurea, Gap. I, obs. 2, § 7, klagt. 

»!•) Lib. III, Obs. I, § 8 und ff. Zum Ueberfluss bemüht sich 
Greneck (der diese Stelle irrigerweise dem Suttinger zuschreibt) den 
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übereingestimmt hätte, wenn der Autor dem Worte »land- 
gerichtlich« eine andere, als die enge technische Bezeich- 
nung jener Zeit beigelegt hätte. Auf historischem Wege ist 
jedoch die principielle Verschiedenheit dieser Patrimonial- 
Gerichtsbarkeit von der landgerichtlichen (im weitem Sinne 
des Wortes) unschwer nachzuweisen. 

Die Anfänge der grundherrlichen Gerichtsbarkeit reichen 
weit zurück. Die ursprünglich ungemessene Gewalt des 
Herrn über seine unfreien Knechte hatte sich, gefordert 
durch die mannigfaltigen Mittelstufen, welche im Laufe der 
Zeit zwischen Freiheit und Unfreiheit entstanden waren, 
allmälig zu einer geregelten Gerichtsbarkeit umgebildet. 
Dies Hofrecht spielte schon in den Tagen Karls des Grossen 
eine nicht unwichtige Rolle, und versuchte mit solchem 
Erfolg die Nachbildung der Organisation des öffentlichen 
Gerichts, dass schon zu Beginn des 9. Jahrhunderts hof- 
rechtliche Centenen auftauchend^''). 

Dem Hofrecht unterworfen waren alle Hintersassen, 
jedoch keineswegs alle in gleichem Maasse. Für den Un- 
freien bildete nämlich das Hofrecht das einzige Gericht, 
während der freie Hintersasse, von ^en Verhältnissen ab- 
gesehen, welche sich aus seinen Beziehungen zum Herrn 
des dienstbaren Bodens und zu dessen Grundholden über- 
haupt ergaben, dem öffentlichen Gerichte unterstand. 

Die Entstehung und Ausbildung der Immunitäten hat 
jedoch (wie schon S. 106 angedeutet wurde) auf die weitere 
Ausgestaltung des Hofrechts erheblich zurückgewirkt. Der 

Nachweis zu liefern, dass Finsterwalders Eintheilung auf das Land unter 
der Enns nicht passe, da hier die niedere Gerichtsbarkeit in Vogt-, 
Dorf- und Grundgerichtsbarkeit unterschieden werde, a. a. 0. S. 115. Der 
ungenannte Verfasser des Berichts von denen Jurisdictionen (Suttinger), 
welcher den Walterischen Tractaten angehängt ist (S. 1033 fT.), hingegen 
leugnet, dass dem Grundherrn über seine Unterthanen merum oder mixtum 
imperium noch auch simplex jurisdictio m personcUibus gebühre. S. 1046, 
»»') Sohm I, 185/6. 
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Centenar des Grandherrn, welchem die freien Hintersassen 
bisher nur nach Hofrecht unterstanden hatten, wurde nun- 
mehr auch ihr Richter nach Volksrecht, und obwohl er dies 
nur in seiner Eigenschaft als Vertreter des Königs war, 
so liess sich doch diese Unterscheidung auf die Dauer nicht 
festhalten. Die freien Hintersassen verloren seitdem im 
selben Umfange, in welchem der Immunitatsherr die Ge- 
richtsbarkeit erworben hatte, das wichtigste Merkmal, das 
sie von ihren unfreien Berufsgenossen schied, die Stand- 
schaft vor dem öffentlichen Gerichte, und behielten sie nur 
in wenigen der Grafengerichtsbarkeit auch fernerhin vor- 
behaltenen Straffallen. Aber selbst dieser Auszeichnung 
erfreuten sie sich nicht allzulange, weil die Gewalt des 
öffentlichen Richters bei todeswürdigen Verbrechen all- 
gemach auch über die unfreien Grundholden ausgedehnt 
wurde. 

Diese hatten bis dahin (der Zeitpunkt, in welchem diese 
Aenderung eintrat, ist nicht aller Orten der gleiche gewesen) 
ausschliesslich unter Hofrecht gestanden, und es unterliegt 
keinem Zweifel, dass es eine Zeit gab, in welcher die Straf- 
gewalt des Herrn über seinen unfreien Knecht nur durch 
die Sitte, nicht durch das Gesetz, ihre Beschränkung fand. 
Hatte der Unfreie eine strafbare Handlung an einem Dritten 
begangen, so stand es beim Herrn, ob er ihn, gleich einem 
andern Vermögensstück, das Schaden angerichtet hatte, 
vertreten, oder dem Kläger ad vindictam ausliefern wollte. 
Dem Unfreien kam im letztern Fall höchstens die Berufung 
auf ein Gottesurtheil als Mittel die Unschuld zu erweisen 
zu.^**). Handelte es sich um Vergehen im Hause, so war 
der Unfreie vollends der Willkür des Herrn ausgesetzt, 
der ihn selbst tödten durfte, denn nur die Tödtung fremder 
Solaven war verboten. Ebenso sicher . ist es aber auch, 



•»•) Siegel, GV. 180, 



H 
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dass schon frühzeitig von verschiedenen Seiten her der 
Versuch gemacht wird, diese übermässige Gewalt des Herrn 
einzudämmen. Benedict Levita nahm in seine unechte 
Capitulariensammlung (lib. II, 11) den Satz auf, dass die 
Tödtung des eigenen Sclaven strafbar mache. Eine Nach- 
tragsbestimmung (additio IV, c. 49) erläutert das Gesagte 
dahin, dass die eigenmächtige Tödtung des eigenen Sclaven 
(sine conscientia judicis) die Excommunication, beziehungs- 
weise zweijährige Kirchenbusse nach sich ziehe ^^^). Später 
suchte auch die Staatsgewalt hier Einfluss zu gewinnen. 
Aus karolingischer Zeit lassen sich freilich hiefür noch 
keine Belege bringen, denn die Bestimmung des Capitulars 
vom Jahre 812, ut nuUus homo in placito centenarii ad mortem 
neque ad libertatem suam amittendam .... judicetur, sed ista 
aut in praesentia comitis vel missorum nostrorum judicentnr, 
bezog sich nur auf Freie ^^^). Dagegen lassen die Ranshofer 
Beschlüsse deutlich erkennen, dass zu Ende des 10. Jahr- 
hunderts aus Rücksicht auf den allgemeinen Frieden die 
Auslieferung verbrecherischer Sclaven ans öffentliche Ge- 
richt von deren Herren durch Androhung schwerer Strafen 
erzwungen wurde ^^^). Um nicht zu wiederholen, was § 12 
bezüglich der hohen und niedern Gerichtsbarkeit gesagt 
wurde, so genügt es hervorzuheben, dass die Bestrafung 
von Ungerichten, welche an Hals oder Hand gingen, nicht 

•") Diese Stellen sind dem Pentateuch und dem c. 62 des Concils 
von Agde entnommen. Vgl. Unger, Gvf. 241. Abt Regino's von Prüm 
(t 915) Instruction für die Sendgerichte nimmt daher ausdrücklich auf 
den Fall eigenmächtiger Tödtung des Sklaven durch den Herrn Be- 
dacht. Dove in Zeitschr. f. Rechtsgesch. XIX, 344. 

•*•*) Hatte aber allerdings die Folge, dass es den Grundherren un- 
möglich wurde, die freien Hintersassen auch in diesem Punkte dem 
Hofrecht zu unterwerfen. 

•*^) C. 5. Si quis dominus probrium servum undecumque sit pro 
furto injusie defenderit et ad placitum comitis in cuius comitätu furtum 
fecit prasentare noluerit, et in hac re ctdpabilis invenitur, vel incarce- 
retur aut exüio damnetur. Mon. Germ. Leg. IV, 484. 

Lnschin, Gerichtswesen. 12 
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nur nach dem Sachsenspiegel, sondern auch nach der gleich- 
zeitigen Aufzeichnung des österreichischen Landesrechts 
(Art. 46) bereits ganz allgemein der gräflichen, beziehungs- 
weise landrichterlichen Gewalt vorbehalten war'**). 

Der spätere sog. Schwabenspiegel erklärt sodann (Art. 73) 
mit Berufung auf die Meister, welche an diesem Landrecht- 
buch mitgearbeitet hätten, die Tödtung des eigenen Sclaven 
für ein todeswürdiges Verbrechen, das der Thäter Gott ent- 
gelten und dem Richter büssen müsse. Ob man in hedaget 
vor eim richter, man nimt im sin lip billicher, danne ob er 
ein fremden slilge. 

Die Patrimonial-Gerichtsbarkeit des^spätern Mittelalters, 
obwohl aus dem Hofrecht erwachsen, fallt jedoch mit diesem, 
weder was ihren Inhalt, noch was ihren Umfang betrifft, 
völlig zusammen. Sie hat vielmehr hinsichtlich der freien 
Hintersassen eine Reihe von Befugnissen der öffentlichen 
Gerichtsbarkeit abgenommen, andererseits zu Gunsten der 
letztern einen Theil der ursprünglichen Herrengewalt über 
die Unfreien aufgegeben. Die hofrechtliche Gerichtsbarkeit 
erschien als Ausfluss der Grundherrlichkeit. Gerichtsherr 
nach Hofrecht war demnach jeder Besitzer eines Grundes, 
auf welchem von ihm abhängige hörige Leute, sog. Unter- 
thanen sassen, und seine Jurisdiction in Hofrechtssachen 
reichte räumlich ebenso weit wie sein Besitz. Dies galt 
das ganze Mittelalter hindurch. Der Grundherr war darum 
in allen bürgerlichen Händeln die erste Instanz für seine 
Unterthanen. Was jedoch die einträglicheren Straffalle 
betrifft, so war seine Competenz sowohl von der Qualität 
der That, als vom Orte abhängig, wo dieselbe begangen 
worden war. Die schwerern, sog. landgerichtlichen Fälle 
beanspruchte der eigentliche Vertreter der öffentlichen 
Gerichtsbarkeit, der Landrichter. Die Niedergerichtsbarkeit 



»«) Planck, Gerv. I, § 2, S. 6 und oben S. 109 ff. 
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im Dorf und auf Feld und Flur übte, wo solche der Land- 
richter schon verloren hatte, in Stellvertretung desselben, 
der Dorf- oder Hofmarkrichter. So blieben dem Grund- 
herrn nur die »Wandel« jener nicht landgerichtsmässigen 
Sachen, welche in seinem (respective seiner ünterthanen) 
Hausfrieden, im Hause oder doch wenigstens unter dem 
Dachtrauf verwirkt worden waren. Das hatte der sog. 
Gerichtskaufbrief den bairischen Herrn (Urtheile über 
Lehen und Aigen ausgenommen) im Jahre 1311 bewilligt ^^^). 
Das galt, wie es scheint, schon früher in Oesterreich, und 
dürfte sich hier auf rein gewohnheitsmässigem "Wege heraus- 
gebildet haben. »Alle Wandel die geschehen imder dem 
Tachtropfen, die gehören dem Herrn zu, des die Grund 
seind, aber ausserhalb der Tachtropfen gehören alle gen 
Kranichberg«, sagt z. B. das Enzenreither Banntaiding^^*). 
Die Gerichtsbarkeit in diesem Umfang stand, wie schon 
erwähnt, in Oesterreich allen Grundherrn zu, und der Ver- 
such, den Herzog Rudolf IV im Jahre 1360 machte, um 
dieselbe mindestens in den Städten einzuschränken, schlug 
fehl, wie in § 20 gezeigt werden wird. Die meisten Grund- 
herren aus dem Stand des niedern Landadels, der Bürger- 
schaft und der untergeordneten Säculargeistlichkeit bis zum 
Pfarrer hinauf, erlangten für ihren Besitz niemals ein weiter- 
gehendes Recht. Doch fehlt es nicht an Beispielen, dass 
auch Einzelne von diesen durch landesfürstliche Privilegien, 



•*») Altbair. Freiheitsbriefe S. 2: Wir wellen auch das jeder herre 
selber über sein leut und seiner leut guet richte die er mit thuer und mit 
thor hat beslossen u. s. w. Ueber diese Zaungerichtsbarkeit (dat gerichte 
binnen tuns) in der Mark Brandenburg, s. Kuhns I, § 16, II, § 42. 

"*) Kaltenbaeck XGI, § 33, s. auch Anm. 286 die Entscheidung der 
Rechte der Herrschaft Klamm vom J. 1424 Den gleichen Grundsatz er- 
kennt der Tractatus de juribus incorp. 1679, Tit. IV, § 1—3 als all- 
gemeinen an. Greneck S. 93, § 82. Ueber die Bedeutung des Dach- 
tropfens als den zum Haus gehörigen Umgang, s. Osenbrüggen in 
Sitzb. XLI, 199 (S. A. 16). 

12* 
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oder durch private Käufe oder Täusche u. dgl. in den 
Besitz von Burgfrieden mit ganzer fürstlicher Preiung 
kamen '^*), dass sie Gerichtsbarkeit über die mindern land- 
gerichtlichen Fälle erwarben, oder die Wandel von allen 
in ihren Dörfern, auf ihren Feldern und Strassen ver- 
wirkten, nicht pur maleiizischen Fällen zugewiesen erhielten 
(Dorf-, Strassen-^ Feldgericht u. d. m.) *^*). Der hohe Landes- 
adel und die Landesklöster wussten sich begreiflicherweise 
noch besser zu stellen, denn diese vereinigten regelmässig 
einzelne, wo nicht alle Befugnisse der öffentlichen Gerichts- 
gewalt mit ihren grundherrlichen Rechten. So waren die 
Landherrn bereits zu Zeiten der Babenberger im Wege 
des Herkommens auf allen ihren Gütern, dieselben mochten 
nun Eigen, verlehnt oder Vogteigut sein, im Besitz der 
Dorfgerichtsbarkeit 827) (Art. 46 LEO.). Die Stifte und 
Klöster erreichten durch ihre Immunitätsbriefe ebenso all- 



•*») Die Eitzinger erhielten den Burgfrieden u. s. w. zu ihrer Veste 
Schratenthal gleichzeitig mit ihrer Erhebung in den Freiherrenstand. 
1439, 22. Febr. Archiv 1/2, S. 7. — 1448, 14. März Wien, erhält Jörg 
Saurauer Burgfriedensrecht zu Oberpremstätten, zu gl€ic?ier weis als 
unser kmdrichter vormals daselbs zu richten gehabt^ todeswürdige Fälle 
ausgenommen. St. L. A. 6112. — 1460 (resp. 1462) erhält der k. Rath Sig- 
mund Kreuzer Burgfrieden nebst Hals- und Blutgericht zum Schloss 
Wemberg in Kärnten und Mathes Spaur für Hoheneck in Oesterreich, Birk 
im Archiv X, N. 389, 573, 674. Der Pfarrer von Bürg-Grauschern im 
steir. Ennsthal erhielt 1420 die Niedergerichtsbarkeit (Anm. 264). Der 
Pfarrhof zu Hürm hatte gefürstete Freiung. Kaltenbaeck II, Nr. 144, § 1. 

"•) Beispiele bei Winter p. XXVI fif. und S. 78, 79. — W. über- 
sieht, dass in den von ihm angeführten Fällen das zufällige Zusammen- 
treffen zweier verschiedener Gerichtsbarkeiten in einer Person vorliegt, 
nämlich der grundherrlichen innerhalb des Dachtraufs, zu welcher die 
Dorfgerichtsbarkeit in stratis publicis hinzukömmt, und construirt darum 
einen vom Dorfgericht verschiedenen Begriff des Strassengerichts. Vgl. 
übrigens auch Kuhns I, § 16, Anm. 309 und II, § 42. 

•*') Demungeachtet Hess sich Ulrich von Capellen 1284 den Besitz 
der Dorfgerichtsbarkeit auf seinen Gütern von Hz. Albrecht I aus- 
drücklich verbriefen, ein Act der Vorsicht, welcher, wie es scheint, von 
andern Ministerialen nicht wiederholt wurde. ÜB. o. E. IV, 26. 
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gemein die Yogteigerichtsbarkeit über ihren gesammten 
gegenwärtigen und künftigen Besitz. In den Tagen der 
ersten Habsburger beanspruchte dann der hohe Adel schon 
mit Erfolg das Blutgericht auf seinen Stammgütern, und 
später sind auch die Landesklöster, so oft es ihnen zweck- 
dienlich schien, durch Vertrag oder durch Gnadenbriefe, in 
den Besitz einzelner oder selbst aller landgerichtlicher 
Rechte gekommen. 

Das grundherrliche Gericht, als dem Kreise des Hof- 
rechts angehörig, ist regelmässig ein gebotenes Ding und 
hat nur bei dem Causalgericht in Weinbergangelegenheiten 
dem Berggericht zuweilen die Form der echten Dinge nach- 
geahmt (§ 17). Es fallen darum bei demselben die Er- 
fordernisse der echten Zeit und Dingstatt hinweg. Den 
Termin zur Abhaltung bestimmte die Willkür des Herrn, 
oder das jeweilige Bedürfniss; rücksichtlich des Gerichts- 
ortes genügte gewöhnlich, dass sich derselbe auf dem 
Boden des Grundherrn befand. Vorsitzender ist, wenn es 
sich um Angelegenheiten der eigenen Unterthanen unter- 
einander, oder um Ansprüche Auswärtiger zu ihnen handelte, 
der Grundherr, oder dessen Stellvertreter, der als Amtmann, 
Urbarrichter, Schaffer u. dgl. auch ein ständiges Amt haben 
kann. Urtheiler sind die Genossen des Geklagten, somit 
andere Gutsunterthanen. 

Ganz davon abweichend war jedoch die Einrichtung, 
wenn es Sachen zwischen dem Grundherrn selbst und 
seinen Unterthanen betraf, namentlich wenn jener einen 
Grund als freies Gut, oder wegen versessener (d. h. ver- 
säumter) Zinse, oder aus andern Ursachen als heimfallig 
betrachtete und beanspruchte. Bei dieser Gelegenheit zeigte 
sich der ursprüngliche Charakter des Ho&echts als eines 
gnadenweisen Zugeständnisses des Herrn an seine Grund- 
holden noch in sehr später Zeit. Ist aber das ain pawr 
seinem herm sein purkrecht nicht eindient als er zu/recht soll, 
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sagt Art. 119 des Wiener Stadtrechtsbuchs, den phcndet der 
herre wol oder sein atnbtman mit recht auf ewispüd also lang 
zu vierzehen tagen, untz das das purkrecM nicht teurer ist, 
oder untz das der gepaur des herm huld gewinnt. Doch durch 
ain beschaidenhait mag der herr wol einen mann setzen an 
sein stat und dagen gegen dem purkrecht als er zurecht sol. 
Demnach war der Grundherr noch im 14. Jahrhundert zum 
Vorsitz im Qrundgericht auch dann berechtigt, wenn seine 
Angelegenheiten verhandelt wurden, und es wird nur seinem 
billigen Ermessen überlassen, ob er nicht in diesem Falle 
jemand anderm das Präsidium abtreten wolle. Das verlor 
sich freilich später ganz; das Bechtsbewusstsein forderte 
nun auch bezüglich des Grundgerichtes mit Entschiedenheit, 
dass Niemand in seinen eigenen Sachen selbst Richter sei. 
So wurde denn das Auskunftsmittel hier obligatorisch, das 
früher im Belieben des Herm stand und das man auch 
anderwärts in ähnlicher Lage (z. B. bei Lehensgerichten) 
anwandte: man setzte ein sog. unparteiisches Geding 
nieder. — Die Unparteilichkeit aber sollte dadurch herbei- 
geführt werden, dass der Grundherr an seiner Statt irgend 
eine andere als unparteiisch bezeichnete Person berief, und 
ihr etliche unverdächtige Beisitzer als Urtheiler beigab, »wie 
er die in der Zahl nach Gelegenheit und gewöhnlichem 
Gebrauch der Sachen haben mag«. 

Ein anschauliches Bild von dem Gesagten bietet das 
Grund- und Beissgericht, welches 1489 der Richter von 
Baden: Bartholomae Tugendleich in Gegenwurtigkeit der 
hernachgeschrieben Beisitzer von Bete wegen und als ein ge- 
salzter Bichter des Abtes und Convents von Neuberg auf 
dessen Hof zu Fischau am Steinfelde abhielt. Gegenstand 
der Verhandlung war die Einforderung rückständiger Ab- 
gaben, welche von mehreren ünterthanen dem Kloster 
»von Erbstuken oder andern behausten und unbehausten 
Gütern« an Grunddienst, Bergrecht, Zins u. s. w. geschuldet 
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wurden. Das Petitum des Abtes ging nun dahin, dass die 
betrefifenden Grundstücke als heimfallig zu erklären, be- 
ziehungsweise die Weingärten ihm »0e reis zu sagen« 
seien *2^), da er alle Säumigen bereits dreimal zur Er- 
füllung ihrer Pflicht öfFentlich habe berufen lassen. Das 
Grund- und Beissgericht, das auf Montag nach Oculi 
(23. April 1489) einberufen worden war, erkennt noch auf 
Abhaltung eines zweiten und dritten Gerichtes (Montag 
nach Judica und Montag nach s. Görgen, 6. und 27. April), 
und spricht das dritte Mal die Einziehung aller Güter zu 
Händen des Klosters aus, deren versessene Dienste .bis 
dahin nicht beglichen waren. Die Zusammensetzung der 
Gerichtsbank zeigt eine offenbar im Hinblick auf die Be- 
schaffenheit der rückständigen Dienste, und wohl auch auf 
den Stand der säumigen Schuldner beabsichtigte Mannig- 
faltigkeit. Unter 33 ürtheilern erscheinen nämlich 7 adelige 
Pfleger^ und Burggrafen benachbarter Herrschaften , der 
Bürgermeister, 2 Stadtschreiber und 9 Bürger von W. Neu- 
stadt, 3 Bürger von Baden, 6 Dorfrichter von Piesting, 
Bottengrub, Brunn, Fischau, Stollhof und Mährersdorf, die 
Bergmeister von Weikersdorf und TVöUersdorf, endlich 3 
Bauern von Piesting, Wopfing und Fischau '2®). 

Die Formen dieses unparteiischen Grundgerichts er- 
hielten sich durch lange Zeit, wiewohl die Grundherrn in 
späterer Zeit lieber zur sog. Abstiftung säumiger ünter- 
thanen schritten. Für das 16. Jahrhundert liegt uns in der 
Wiener Stadtordnung vom Jahre 1526, Artikel Gemain 
Grundpuecher, die gesetzliche Anordnung Kg. Ferdinands I 

•") D. h. vom Richter mittelst eines Reises als Rechtssymbol dem 
Bergherrn zur freien Verfügung zurückgestellt werden sollen, vgl. Lexer 
8. v. rls II, Sp. 456 und die Anm. 346 über das ze reis sagen beige- 
brachten Belege. 

•*•) Orig. im steir. L.-Arch. Ein ähnliches Beispiel vom J. 1481, der 
Spruch des gesetzten Richters des Stiftes zu den Schotten über den 
Pfarrhof von St. Peter zu Wien, bei Hormayr 1/2, Urk. 110. 
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vor : »wann ain Guet in reiss und öd ligt, dass der Ghrund- 
herr dasselbige Guet einziehen will, so mag er ein un- 
parteiisch Reissrecht besitzen lassen«. Dem schliesst sich 
das etwas jüngere Zeugniss Walters an, der in seinem 
Tractat von den dienst- und lehenbaren Gründen im 
8. Kapitel von den Grundrechten handelt. Für das 17. Jahr- 
hundert ist, von Finsterwalder (II, Obs. 41) abgesehen, der 
tractatus de juribtts incorporalibus, anzuführen, welcher 
(Tit. lY, § 21) die Niedersetzung eines unparteiischen 
Richters, und mindestens vier gleichfalls verständiger und 
unparteiischer Personen, als Beisitzer fordert, im Uebri- 
gen aber freistellt, ob das Grundrecht in der Stadt oder 
auf dem Land, bei der Grundobrigkeit oder anderwärts im 
Lande nach der Beisitzer Gelegenheit abgehalten werden 
wolle. Zu Grenecks Zeiten (a. a. O. S. 151) war dies 
Grundgericht schon nahezu juristische Antiquität geworden; 
wer es demungeachtet abhalten wollte, der wandte sich 
gewöhnlich an die n. ö. Regierung um Yerordnung eines 
Herrn Grundrichters aus dero Mittelsräthen. 

Dass von dem XJnterthan gegen das Urtheil des un- 
parteiischen Grundgerichtes seit dem 16. Jahrhundert an die 
Landesvicedome, beziehungsweise an die Regierung appel- 
lirt werden konnte, ja, dass landesfürstliche Behörden seit- 
her allgemein als höhere Instanz in Unterthanensachen 
thätig wurden, das braucht als allgemein bekannt keiner 
weitem Begründung. 

Vordem hatte man die Sache freilich ganz anders ge- 
halten. Nur ausnahmsweise, z. B. wegen Rechtsverweige- 
rung hatten Beschwerden der Gutsunterthanen bis zum 
Landesfürsten dringen können, da an sich die Dingung 
von dem Urtheil eines XJrbargerichts nur an den 
Grundherrn, respective an ein anderes Urbargericht des- 
selben ging. Es kann dies um so weniger befremden, 
als der analoge Vorgang auch in den Dorf- und Vogtei- 
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gerichten*^®), zuweilen sogar bei den Landgerichten^*^) be- 
obachtet wurde. 

Dies änderte sich allmälig in dem Masse, als die Bechts- 
anschauung aufkam und festere Wurzeln fasste, dass rück- 
sichtlich der wirklichen Obergewalt alle Einwohner des 
Territoriums in gleichem Verhältnisse zum Landesfürsten 
stünden **2), weil nun auch die Gutsunterthanen den Muth 
und die Berechtigung gewannen, ihre Sache das zweite Mal 
dem gemeinsamen Herrn Aller, dem Herzog vorzutragen. 
Zuerst wird man wohl von jien Urbargerichten der geringern 
Grundherrn an den Landesfürsten gedingt haben,* erst später 
von jenen der grössern, die an sich mehr Ansehen hatten, 
und auch mehr Mittel besassen, um dasselbe zu wahren. 
Immerhin war aber diese Neuerung selbst hier im letzten 
Viertel des 15. Jahrhunderts gewaltig eingerissen. » Wir fügen 
dir zu wissen, schreibt Bischof Sixt von Freising im Jänner 
1481 an seinen Pfleger zu Rothenfels in Obersteiermark, 
dass noch in Menschengedächtniss niemand in diesen Landen 
hat gedingt von der Fürsten ürbarrecht, auch von ihren Lehen- 
rechten, aber jetzt dingt man ohne Unterschied davon vor 
unsern allergnädigsten Herrn, den Bömischen Kaiser«. Dennoch 
wagt er dieser Neuerung nicht entgegenzutreten, »da er 
den Landesbrauch in Steiermark nicht kennt« ; er empfiehlt 



«»•) Die Anm. 297 erwähnte Rüegung der Pontaiding zu St. Gallen 
enthält u. A. Formeln und Beispiele für die Appellation an den Abt 
von Admont, z. B. »Der Urtail hat sich Klager beswart wider Gerichts- 
gewissen und hat gedingt als heut . . verslossen under Gerichtsinsigel 
für den . . Abt nach Gewonhait seins Gotshaus zu Admund Keller zu 
einer pessern Rechten von in und seinen Räten di zu erledigen in 14 
Tagen.« 

•»*) Meines gnädigen Herrn von Schatonherg lanntschrannen hiet 
solhe rechte das man nicht verrer macht gedingen sunder für in gen 
Schawnberg oder für seinen anwalt daselbs. Strnadt, Peuerbach 261, 
Anm. 5. Aus einem Urtheil der Donauthaler Landschranne zu Strass- 
heim vom J. 1427. 

"») Schulte § 76 a. E. 
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daher, den appellirten Handel, »wenn es angeht«, in Güte 
beizulegen, »denn unsemhalben, tcas recht und billich ist, 
gönnen wir beiden Theilen« ''^). Aus der Zeit Kaiser Max' I 
sind uns schon ziemlich viele Beschwerden von Unterthanen 
an die Regierung erhalten, welche wider ihre Grundherrn 
oder deren Beamten gerichtet waren *^*). 

Als nun die neuen landesfürstlichen Behörden unter 
kluger Benützung der Handhaben, welche ihnen das »kaiser- 
liche und geschriebene Recht« darbot für die Oberherrschaft 
des Staates gegenüber den einzelnen Gerichtsherren kräftig 
eintraten, aa mochte sich in diesen die nicht ungegründete 
Besorgniss regen, dass ihnen dadurch mit der Zeit die 
Jurisdiction über ihre Unterthanen ganz entzogen werden 
könnte. Daher die wiederholten Bitten der Ausschussland- 
tage an den Kaiser »mit Ernst zu bestellen, damit geist- 
lich und weltlich, die vom Adel, Burger und andere ein 
jeder bei seinem ordentlichen Gericht bleiben und nicht 
vor andere Obrigkeit oder Gericht gezogen noch umbgeführt 
werde« ^**). Der Kaiser antwortete, »dass männiglich in 
der ersten Instanz bei seinem ordentlichen Gericht bleiben 
und darvon nicht gezogen oder geladen werden solle«. Ob- 
wohl der Kaiser mit .dieser Antwort auf die "Wünsche der 
Landstände völlig einzugehen schien, und dies Zugeständniss 
nach Suttingers Zeugniss von EL Max II nochmals aus- 
drücklich bestätigt wurde, so hatte doch dasselbe weniger 
zu bedeuteni als man meinen könnte. Vergleicht man das 
frühere Herkommen, so mag nunmehr der Grundherr im 
einzelnen Fall gegen Uebergriffe des Dorf- oder Land- 



"•) Gorrespondenzbücher in der Heckenstallerischen Sammlang in 
München II, 198*. Auszüglich findet man die Stelle in den Beitr. z. K. 
steir. Gesch. XV, 48. 

"*) Mehrere Beispiele bei Chmel in Bibl. d. lit. Ver. X, S. 399, 
403, 406, 407, 423. 

"») Augsburger Libell vom J. 1510, St. Lhf. 38 und 32. 
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richters geschützt gewesen sein, den grössten Vortheil trug 
aber die Staatsgewalt davon, welche durch ihre scheinbare 
Nachgiebigkeit die zweite Instanz in Unterthanenangelegen- 
heiten als etwas nicht mehr zu Bestreitendes gewann, und 
dadurch ihre Jurisdiction erheblich erweiterte. 

§ 17. Das Berggericht (Bergtaiding). 

Eine Heiligenkreuzer Urkunde aus dem Ende des 
12. Jahrhunderts enthält meines Wissens die älteste Defi- 
nition: jus montium in vineis, qtml vulgo perchrecht dicunt ^^^). 
Der Ausdruck Bergrecht bedeutet nämlich in altern Docu- 
menten des Landes unter der Enns keineswegs Normen, 
welche sich auf das Bergwesen im heutigen Sinn beziehen, 
sondern eine gewisse Abgabe des Weinbauers an den Herrn 
des Weingartens. Unter dieser Voraussetzung darf das 
Bergtaiding darnach nicht als Gericht in Bergwerkssachen 
gefasst werden, sondern muss gleichfalls auf den Weinbau 
bezogen werden. Es bildet, wie schon Hasenöhrl richtig 
bemerkte ^^''), den Causalgerichtsstand in Weinbergsange- 
legenheitfen, und ist eine specielle Erscheinung des Eechts- 
lebens in Oesterreich, Steiermark, Kärnten und Krain. 

Das Berggericht ist ein grundherrliches Gericht. Be- 
weis dafür ist das regelmässige Nebeneinanderstellen der 
Jurisdiction des Grund- und des Bergherrn im Wiener 
Stadtrechtsbuch (z. B. Art. 90, 119, 120)33»), Beweis der 
Umstand, dass diese Gerichtsbarkeit selbst von solchen 



»*«) D. A.XI, 12, N. 9 vom J. 1182 ungefähr, dazu Wiener Stadtrb. 
Art. 113, Tract. d. jur. incor. T. VII, § 1. 

"') Oesterr. LR. S. 197 ; als Synonym zu Bergtaiding behandeln 
Mon. B. XXXII, S. 421 den Ausdruck Wein^ürlgericht (Judicium su- 
per vineas ob contentiones inter possessores), welcher im Passauer Urbar 
vom J. 1280 wiederholt für hochstiftliche Besitzungen gebraucht wird 
(Mon. B. XXVIII 2, S. 475, 476, 479) und auch im Meissauer Lehenbuch 
von c. 1400 vorkommt (Notizbl. 1857, S. 47); allein dem widerspricht 
der Text des ürbars . . 5 beneficia quae dicuntur Weinzurlgericht u. dgl. 

"*) So werden z. B. 1468 mehrere Weingärten vom ehrbaren Ge- 
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Bergherm geübt wurde, welche wegen zu geringer Zahl 
der eigenen Bergholden auf die Mitwirkung fremder Berg- 
genossen angewiesen waren. Der hofrechtliche Ursprung 
hindert jedoch weder die Anwendung der Formen des 
echten Dings, noch die Ausdehnung der Competenz des 
Bergtaidings über fremde Bergholden, über die Gäste, 
welche auf dem Berge sitzen ''•). Ersteres beruht auf 
einer anderweitig nachweisbaren Nachahmung der Einrich- 
tungen des öffentlichen Rechts durch das Hofrecht. Letzteres 
kömmt meines Wissens nur local in späterer Zeit vor, 
und dürfte theils auf ein Uebereinkommen der Berg- 
herren unter einander, theils darauf zurückzuführen sein, 
dass es dem Dorfherm hinterher gelang, die rücksichtlich 
der Banntaidinge giltigen Grundsätze auch auf die B«rg- 
taidinge auszudehnen •***). 

Gerichtsherr ist der (Wein-) Bergherr, Richter sein 
Amtmann, der Bergmeister, der im Weingebirg sesshaft sein 
soll, oder derjenige, den dieser an seiner Statt abordnet. 
Alle Angelegenheiten, welche den Weinberg betreffen, 
müssen vor dem Bergmeister, beziehungsweise im Berg- 
gericht geschehen. Die gewöhnliche Form desselben ist 
jene des echten Dinges. Das Bergtaiding wird daher zu- 
weilen geradezu als Ehaftding bezeichnet '*^) und die Vor- 
gänge in demselben, wie sie Art. 111 des Wiener Stadt-« 

ding in der Landstraas vor Stubentor zu Wien als reisigs gut nach 
perg- grunts- und landsrechten in Oesterreich erklärt — Gamesina in 
Bl. f. Ldkde. 1872, 188, N. 453. 

»»•) Kaltenbaeck I, N. LIX, § 6, LXIV, § 1 mit der Motivirung, der 
Propst von Klosterneuburg habe als obrister Pfarrherr in der Heiligen- 
stadt mit Ausschluss jeder andern Grundobrigkeit das Recht, zu Nuss- 
dorf, Heiligenstadt und Grinzing Bergmeister und Vierer zu setzen, auch 
Bergtaidinge abzuhalten. 

•*®) Daher werden die Bergtaidinge nicht selten in unmittelbare 
Verbindung mit den Banntaidingen gebracht, oder auch geradezu Bann- 
taidinge genannt. Kaltenbaeck II, N. GXLIII. 

»") Eetaiding, Wiener Str.-B., Art. 128. 
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rechtsbuchs beschreibt, stimmen mit jenen in den Bann- 
taidingen völlig überein. Der Bergmeister, der bei dieser 
Gelegenheit Vogtpfennige oder sonst übliche Abgaben (sein 
Recht) erhebt, constatirt zunächst durch Fragen, ob Tai- 
dingszeit sei und welchen »Wandel« jeder Säumige ver- 
wirke. Die Berggenossen, d. h. jene Personen, welche 
Weingärten vom Bergherren gegen eine jährliche Abgabe 
(Bergrecht) in natura oder die entsprechende Abfindungs- 
summe, sowie gegen Zahlung eines geringen Zinses zur 
Anerkennung der Grundherrlichkeit (Bergpfennige, Berg- 
hälblinge) zur Bebauung übernommen haben, wählen dann 
einen Yorsprech zum Spruchmann und einen Weiser, dann 
wird in drei Sprachen das Berg -Recht verkündet. Wer 
auch die dritte Sprache versäumt, büsst dies, da Niemand 
unentschuldigt ausbleiben darf, mit 12 Pf. »Wandel«. Ist 
die Verlesung vorüber, so werden Civil- und Strafsachen, 

welche sich auf Weinbau beziehen, verhandelt, denn ÄUeu 
perchrecht habent daz recht, daz man seu nindert verantworten 

scholl denn in rechtem perchtaiding (Art. 112. 119). 

TJrtheiler sind die Berggenossen, zunächst die eigenen 
Bergholden, denen sich jedoch fremde beigesellen, wenn 
entweder der Bergherr zu wenige hat, um damit ein Berg- 
taiding zu besetzen ^*^), oder wenn die Gäste, die »in dem 
Berg haben«, der Jurisdiction des Bergmeisters unter- 
worfen waren. Erkannt wird auf Geldstrafen, beziehungs- 
weise Entziehung des Weingartens, nur ausnahmsweise, 
wenn sich jemand in groben Schmähungen über das Berg- 
taiding selbst ergangen hatte, konnten auch Leibesstrafen 
im Disciplinarwege durch das Bergtaiding verhängt wer- 
den ^*^). Vierzehn Tage nach dem Bergtaiding, welches 

•*•) Art. 1 des steir. Bergrechtsbücheis vom 9. Febr. 1543. 

'*•) Weiher den spat aus solchem recht besitzen treibt . . so sol 
er gepuesst werden 3 tag und nacht auf dem pauch im stockh und 5 
Markh Pfennige an alle gnad dem pergmeister, Aufzeichnung des steir. 
Bergrechts von c. 1440. Wandel 15, steir. L.-Arch. Ms. 2625. 
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örtlich verschieden ein- bis dreimal im Jahre abgehalten 
wurde ^**), folgt hie und da ein Nachtaiding. Dem- 
ungeachtet konnten Processe in Weinbergsachen schon der 
Termine wegen oft jahrelang dauern, und wir haben in einer 
Urkunde vom Jahre 1351 ^^^) das Zeugniss, dass ein "Wein- 
garten, dessen Einziehung der Abt von Kremsmiinster wegen 
versessenen Dienstes betrieb, indem er auf Zwispüd klagte, 
ihm erst im 8. Termine zugesprochen wurde. Man half sich 
daher später in ähnlichen Fällen dadurch, dass man, sobald 
das Bergrecht seit 3 Jahren rückständig war, ein gebotenes 
Gericht in den Formen des unparteiischen Grundgerichts 
niedersetzte, und dieses zu dreienmalen mit 14tägigen 
Zwischenräumen zusammentreten liess. Erkannte das er- 
bare Geding auf Einziehung des Weingartens, so wurde 
dieser »ze reis« gesagt, d. h. mit einem Weinreis als Rechts - 
Symbol dem Bergherrn wieder zur Verfügung gestellt. Das 
Gericht selbst aber nannte man das Reisgericht ^**). 

Abgesehen von diesem Falle war der Bergherr dort, 
wo überhaupt keine Bergtaidinge abgehalten wurden, schon 
nach dem Wiener Stadtrechtsbuche (Art. 119), später aber 
ganz allgemein gehalten, »dem so um ein Erb geklagt 
wird, allweg im Jahr Recht ergeen zu lassen, weil dieses 
Recht nicht Verzug erleiden mag« ^*''). 

Die hier entwickelten Grundsätze kamen sowohl im 
Lande unter der Enns als in Innerösterreich bei den Berg- 

•**) Nach Art. 1 des steir. Bergrechtsbücheis sollten alle Bergthä- 
dungen im Land Steyer zwischen Ostern und Pfingsten an herkömm- 
licher Malstatt abgehalten werden. 

«") ÜB. o. E. VII, 234. 

•*•) Wiener Str.-R.-B., Art. 128, Bergtaiding von Mauerbach, Kalten- 
baeck I, XXVII, § 5, Urkunden über zu reis gesagte Weingärten 
D. A. X, 352, 372, 388, 426 .. . Die Urtheiler werden selten mit 
Namen angeführt. Ein Beispiel s. Anm. 329, ein zweites bietet Urk. 
3333 des n. ö. Landschafts- Archivs (Reisgericht der Ebersdorfer vom 
J. 1492). 

»*') Steir. Berech tsb., Art. 2. 
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gerichten allgemein in Anwendung, ohne dass der Stand 
des Bergherrn, ob geistlich oder weltlich, Ritter oder Fürst, 
weiters Einfluss genommen hätte. Doch hatten sich in 
Steiermark die landesherrlichen Berggerichte schon früh- 
zeitig zu einer obern Instanz in Weinbergsachen aus- 
gebildet, an welche sich wenden mochte, wer immer sich 
durch das XJrtheil eines Berggerichts beschwert erachtete. 
Wann man chlait unib Weingarten, vor wem man chlait umh 
Weingarten, wann man urtail dingt^ so soll man aller urtail 
die man um weingart dingt für dez herzogen cheller dingen, 
verordnet Art. 133 des steirischen Landesrechts. So er- 
wuchs also hier das herzogliche Kellergericht zu Graz zum 
Obergerichte, von welchem dann seit Maximilian I der 
weitere Instanzenzug an Statthalter und Hofrath der nieder- 
österreichischen Lande, seit der Verordnung König Fer- 
dinands I vom 8. Juli 1527 aber an den Landeshauptmann, 
beziehungsweise den Landesverweser und den Vicedom von 
Steiermark ging ^*®). 

Im Lande unter der Enns kam es jedoch zu einer 
ähnlichen Einrichtung nicht, da die herzoglichen Keller- 
ämter zu Wien, Klosterneuburg, Krems u. s. w. in keinem 
Yerhältniss der Unterordnung zu einander standen. Erwägt 
man jedoch den Umstand, dass die Bergherrn die Urtheile 
der Reisgerichte nicht selten den Herzogen zur Bestätigung 
unterbreiteten ^*^) , so wird man mit dem Schlüsse kaum 
fehlen, dass in Unterösterreich die Dingung gegen ein 



•**) Diese Verordnung wurde 1618 durch ein Hofdecret K. Ferdi- 
nands II abgeändert in Erwägung, dass sich keine erheblichen Ursachen 
mehr finden lassen, »warumben von dero Khellergericht die Appella- 
tiones nit ebensowol an sy Regierung als von andern gerichtlichen 
Stellen ergeben sollen.« — Archiv der k. k. Statthalterei zu Graz 
Resolutionsbuch 1614—64, fol. 36 \ auszüglich bei Rechbach appendix 
ad libeUiim de atylo curiae Austriae interior. Graz 1682, S. 5 und 
Observat. ad stylum curiae, S. 55. 

"•) Z. B. das Stift Klosterneuburg 1356, 1359 D. A. X, 372, 388. 
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berggerichtliches Urtheil unmittelbar an das herzogliche 
Hofgericht im engsten Sinne (§ 11) gerichtet wurde. 

§ 18. Lebeosgerichte. 

Spätere Do{pnatiker haben die Lehensgerichtsbarkeit 
als einen Ausfluss der obersten Staatsgewalt erklärt und 
die Ansicht yertheidigt, dass sie den Lehensherm nur in- 
soweit zukomme, als diese die ordentliche Gerichtsbarkeit 
besitzen, und ihnen die Ausübung von Seiten des Staates zu- 
gelassen wird '^^). Für den Rechtshistoriker hingegen kann 
es nicht zweifelhaft sein, dass die Lehensgerichtsbarkeit 
ihrem Ursprung nach nichts mit der Staatsgewalt zu schaffen 
hat, sondern lediglich auf die jedem Lehensherm als solchem 
zukommende Privatgewalt zurückzuführen ist '^^). 

Ohne uns bei den Anfangen dieses Institutes weiter auf- 
zuhalten, sei nur hervorgehoben, dass dasselbe bereits in 
dem bekannten Gesetze Conrads 11 vom Jahre 1037 völlig 
ausgebildet erscheint. Für Oesterreich dürfte die Ver- 
sammlung zu Gars um 1120, in welcher Markgraf Leopold 
gegen den nobilis vir Waldo klagend auftrat, und accitis 
suis et ipsius Wäldonis fiddilms utrorum aUestcUione den 
Vertragsbruch des Waldo nachwies '*^), eines der frühesten 
Beispiele eines Lehensgerichts sein. 

Richter im Lehensgericht ist der Lehensherr selbst ***); 
er kann jedoch den Vorsitz jeder Zeit einem Stellvertreter, 
dem »gesatzten« Richter übertragen '^*) und ist hiezu so- 

****) Heinke, Handbuch des niederösterr. Lehenrechts I, § 123, 
II, § 28. 

"») Vgl. die Gründe bei Alhrechl Gewere 290 flf., Eichhorn II, §303, 
Anmerkung. 

"*) Meiller B. R., S. 15, N. 22, c. 1122. 

»»») Z. B. Mon. B. XXX/2, 300 (1372) vom B. Albrecht von Passau, 
ÜB. o. E YII, 251 (1351) vom Burggrafen von Maidburg mit seinen 
Mannen abgehalten. 

»»*) So bezeugt 1493, 29. April Wien, Hans Wildersdorfer, Herrn 
Veits von Ebersdorff gesetzter Richter das Urtheil des Lehensgerichts, 
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gar verpflichtet, so oft er al»^ Partei vor seinem Lehenshof 
auftreten will. Urtheiler sind seine Vasallen, die Mannen, 
daher man das Lehensgericht auch wohl das »Mannen- 
gericht« schlechtweg nannte. Das Lehensgericht hat keine 
bestimmte Dingstätte, die Wahl des Ortes hing jedesmal 
vom Herren ab, der nur soweit beschränkt war, dass er das 
Gericht auf sein »eigen Guet« innerhalb der Landesgrenzen 
berufen musste. 

Es war ferner ein gebotenes Gericht, dessen ersten 
Termin der Lehensherr nach Ermessen ansetzen konnte. 
Im weitern Verlauf wurde dann allerdings zu Tagen mit 
gewohnheitsrechtlich fixirten Zwischenräumen verhandelt, 
und zwar sollten die Fristen sechswöchentlich sein, wenn 
der herr mit sinem mann lehensrechten toill^ d. h. selbst 
Partei war, und vierzehntägig, wenn er zwischen sinen 
mannen verhandeln will, daz haidenthalben von im Lehen ist 
Die Competenz des Lehensrechtes erstreckte sich demnach 
auf alle lehensrechtlichen Streitigkeiten sowohl des Herrn 
mit seinen Vasallen, als auch der Mannen untereinander. 
Klagen dritter gegen einen Vasallen, welche nicht lehens- 
rechtlichen Inhalts waren, oder Klagen zwischen Mannen 
verschiedener Herren gehörten an sich nicht vor das pri- 
vate Lehensgericht, sondern vor öfi^entliches Gericht, be- 
ziehungsweise vor den Landesherm als gemeinsamen Senior. 
Demungeachtet konnte es auch hier mitunter zu einem 
Einschreiten des oder der Lehensherrn kommen, weil es 
ein allgemeiner Gerichtsgebrauch war, dass in Klagen wegen 
verübter Gewalt um Gelübde u. dgl. der Geklagte ver- 
langen konnte^ dass die Beilegung der Sache zunächst jenen 



dass ein vom edlen Thomas Mulbanger besessener Hof zu Harschen- 
dorff, den dieser als freies Eigen besitzen wollte, Lehe» der Ebers- 
dorflfer und heimfällig sei, n. ö. Landsch., Arch. N. 3348. — Ein ähn- 
liches Urtheil des Kuenringischen Lehengerichts vom J. 1454, s. Friess, 
Reg. 922. 

Luschin, Gerichtswesen. 13 
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Personen überlassen werde, zu welchen er in einem ge- 
wissen Abhängigkeitsverhältniss stand. Dies Verlangen 
des Geklagten nannte man »seiner antwurt für den herrn 
gewaigem '**)« und es erwuchs daraus im Hoftaiding, 
später im landmarschallischen Gericht die Uebung, der- 
gleichen Klagen dem betreffenden Herrn abzutreten, nur 
blieb dem Kläger die Erneuerung seines Anspruches für 
die nächste Sitzung des öffentlichen Gerichts vorbehalten, 
wenn der Lehensherr entweder säumig war oder eine Ent- 
scheidung föUte , mit welcher sich der Kläger nicht zufrieden 
gab. Diese Vorschriften des österreichischen Landesrechts 
(Art. 28 und § 23), mit welchen auch das steirische Landes- 
recht (Art. 112, 86, 89, 107) vielfach übereinstimmte, wur- 
den auch späterhin genau beobachtet. Zeugniss dafür u. A. 
ein interessantes Urtheil des herzoglichen Lehenshofes vom 
J. 1365, das ich kurz anführe, weil aus demselben auch 
der Gang der Verhandlung im Lehensgerichte entnommen 
werden kann. 

Herzog Rudolf IV eröffnet dasselbe dadurch, dass er 
»sich niedersatzt zu der Newstadt in die Schrannen müsambt 
seinen verlehendten mannen, und diesen nun die Vorfrage 
zur Entscheidung vorlegt, ob er zu der Newstadt umb sein 
lehen in Steyr gelegen wohl lehen gerichten mochte, seit die- 



•••) Gesammturtheil vom J. 1384 im Frohnbuch, Schlager 1836, 
S. 72, ^ . . wer sich aus der Frohn nimmt, mag geweigem seiner ant- 
wort vmb lehen für seinen lehensherrn, vnU> parchrecht für seinen purch- 
herren vmb perkhrecht für seinen perchherren^ ein munich für seinen 
apt u. s. w., dazu einzelne Einträge, z. ß. 1393, N. 992, Nota umb 
Hertlein von Schütam und Hainreichen dem Enczestorfer haben die 
Herren in der hofschrann erfunden . . daz H, v, S. von der chLag tf «- 
gen die er hinz dem E. hat, seinew recht suechen schul vor dem von 
Chappeln der der gueter rechter lechensherr sey, und wurd er darumb 
daselbs nicht ausgericht zwischen dem nächsten hoftaiding so sol der 
vorgenannt E. Hertlein von Schiltam vmb den gewalt seiner cKLag in 
der hofschrann furbas anttourten. Hofrichter testis. Aehiilich der 
folgende Eintrag und öfter. 
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selbe Stadt in Steyr gelegen und sein äigen wäre. Dies wird 
von den Uhensmannen,' die 0u den weiten do waren^ vmjterzigen 
der handfest^ die die Landtherrn in Steyr darumb haben be- 
jaht. Darnach bat er 8u fragen, ob er wol mit recht auf- 
gesteen macht und ainen richter an sein stat saczt, seit er ee 
lehenrechten hiet, Do uHirt ime ertaylt und erfunden^ 
er macht wol ainen an sain stat Seesen, der lehen von 
ihm hätte. Nun bestimmt der Herzog den Leutolt von 
Stadeck, Landmarschall in Oesterreich, zum Richter und 
fordert dann vor diesem mit Vorsprechen, d. h. durch einen 
Anwalt aber bei persönlicher Anwesenheit die Niederfeste 
von Radkersburg als heimgefallenes Lehen von den WaU 
seern zurück. Darnach pat er zu fragen, ob er die clag 
wol aufgeben mochte ainem seinen verlehnten mann, d. h., ob 
er die Führung der Klage im folgenden Termin einem 
Stellvertreter überlassen dürfe. Als dies bejaht wurde, 
überträgt er die Klage zu Verlust und zu Gewinn an Peter 
von Eberstorf, seinen obristen Kämmerer in Oesterreich. 
Damach wart dem genannten von Walsee ertaylt ain tag 
von dem tag als der brief geben ist über 6 wachen und dar- 
nach geschehe was recht ist^^^). 

Das herzogliche Lehensgericht unterschied sich dem- 
nach von dem der Privatlehnsherrn dem Wesen nach weder 
in seiner Einrichtung noch in seinem Verfahren, es fungirte 
namentlich während des Mittelalters keine Behörde als 
ständiger Lehenshof, sondern der Landesfürst ernannte 
jeweilig den »gesatzten Richter«, welcher alsdann unter 
Zuziehung einiger herzoglicher Lehensleute von Fall zu 
Fall das herzogliche Lehensgericht bildete. Daran hielt 
noch K. Friedrich III fest, wie unter andern aus seiner 
Zuschrift an den Landmarschall von Oesterreich vom Jahre 



»*•) Aus Cod. XX a 8, fol. 86 des histor. Vereins für Kärnten 
ddo. 1365, 20. März, W. Neustadt ungedruckt, ein kurzes Regest bei L.- 
Birk IV, 661. 

13* 
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1478 hervorgeht '*''). Es war indess naheliegend, dass er 
dergleichen Aufträge in der Kegel an den Landmarschall 
richtete, welcher, wie wir oben (§ 10 u. S. 100) gezeigt haben, 
zu gleicher Zeit landesfürstlicher und landschaftlicher Beamte 
war, und ebenso wohl dem herzoglichen als dem ständischen 
Gerichte versitzen konnte. Gegen Ende des 15. Jahrhun- 
derts, als unter Max I die Einrichtung bleibender Behörden 
begann, begehrten darum die Stände geradezu, dass die 
Angelegenheit der landesfürstlichen Lehen nicht vom könig- 
lichen Rathe und den Regenten, sondern vom Landmarschall 
und seinen Beisitzern entschieden werden sollten. Dies 
Yerlangen hat dann allerdings der Kammerprocurator des 
Königs um so eifriger bekämpft, als er darin einen gefahr- 
lichen Eingriff in die landesfürstlichen Gerechtsame erkannte, 
»wenn sölh Bechtfertigen der höchsten Obrigkait ains Fvrsten 
ist und so anders iescheh imi/rd das Lehen der Fürsten gestellt 
und gewent in die Person seiner Untertan«. Ausserdem wäre 
zu bedenken, »dass der Landniarshälh und sein Beisitzer 
nicht wellen daz von im ürteiln appellirt werde«^^^). Der 
Anspruch der Landschaft fand darum nur theilweise Be- 
rücksichtigung. Dem landmarschallischen Gericht wurde zwar 
die Austragung lehensrechtlicher Streitigkeiten zwischen den 
landesfürstlichen Vasallen belassen, sobald jedoch das Inter- 
esse des Landesherrn als Landesfürsten dabei irgend ins 
Spiel kam, gelangte die Entscheidung an den Landesherrn, 
beziehungsweise 1501 an die Hofkammer als Behörde der 
niederösterreichischen Regierung **•). 

»•^) Mon. H. 1/2, 600 — solh herrlichkeit und obrigkeit kaiserliche 
Majestät löbh gedächtnus im oder seinen reten nicht hat nemen lassen, 
heisst es in dem Anm. 358 citirten Gutachten von 1497. 

•**) Gutachten eines Ungenannten (des 1. f. Kammerprocurators?) 
an Kg. Max I vom J. 1497 der landschaft heswarung der lehengueter 
rechtfertigung halben betreffend. Orig. Goncept im W. Staatsarchiv. 

»»•) Heinke II, § 18, S. 110, dann Lhf. f. Kämt. 47: »Item was 
Lehenschaft berwrt, das sollen unser Commissari und Eäthe unser vor- 
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So war denn schliesslich die niederösterreichische 
Regierung zur landesfürstlichen Lehensstube im Erzherzog- 
thume ob und unter der Enns geworden, und Juristen haben 
hier die pares curiae verdrängt. Für den privaten Lehens- 
herrn hingegen bestand die Pflicht zur Abhaltung von 
Mannengerichten bis in das 18. Jahrhundert fort, wiewohl 
man weidlich über die »Ungereimtheiten« dieses Verfahrens 
spottete, und nicht selten bei Einverständniss aller Be- 
theiligten von dem Auskunftsmittel Gebrauch machte, das 
Lehensgericht anstatt der pares curiae mit Bechtsgelehrten 
zu besetzen '®®). 

§ 19. Ministerialengerichte. 

Den Lehensgerichten in den äussern Formen nahe- 
stehend waren die Ministerialengerichte. Sie wurden unter 
Vorsitz des Herrn, oder eines von ihm gesetzten Richters 
unter Beiziehung von Ministerialen als Urtheilern, als ge- 
botene Dinge abgehalten, hatten jedoch eine viel weiter 
gehende Competenz, weil das Hofrecht, nach welchem hier 
gerichtet wurde, für alle bürgerlichen und peinlichen Fälle 
der Dienstmannen massgebend war^'^). 

Die Ministerialgerichte waren für die Dienstmannen 
von grösster Wichtigkeit, so lange die ständische Gliede- 
rung noch vorwiegend auf dem Moment der Freiheit be- 



gemelten Hofcammer hören< u. s. w., dann S. 124 im Insbrucker Libell : 
»antreffend Besetzung unser Lehengerichte sol mit paribus curiae be- 
schehen auch des Gosten halber so darauf noth ist, damit soll es in 
all unsern Landen gehalten werden, wie von alter herkommen ist. 

••®) Rechbach, Obs. p. 60 Lehensachen, Beckmann Idea Jur. s. y. 
feudales causae, p. 153, Greneck p. 101 ff., endlich die spöttische Be- 
merkung über die Mannengerichte in Chimani's Erläuterung des ,,, 
Lehenrechts, Wien 1801, S. 506. 

••^) Daher wurden z. B. die Kölner Ministerialen sowohl de aüodiis 
als de capitibua suis (die deutsche Uebersetzung sagt: *noch von eigen 
noch von ?Mlse€) vor dem Erzbischof gerichtet. Jura minist. Colon, 
saec. XII, § 8 bei Fürth Ministerialen 515. 
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ruhte, und man das ohne Mannschaft geliehene Dienstgut 
als Lehen nach Hofrecht (hovdSn) vom wahren Lehen 
schied. Sie traten jedoch in dem Masse zurück, als der 
Gegensatz von ritterbürtig und nicht ritterbürtig die Be- 
deutung der persönlichen Freiheit verdunkelte, und die 
Lebensfähigkeit der Ministerialen zur Geltung gelangte. 
Seitdem unterstanden die Ministerialen rücksichtlich der 
wahren Lehen gleich Vasallen dem Lehengerichte, rück- 
sichtlich des Dienstgutes und der übrigen Verhältnisse noch 
dem Ministerialgerichte. Etwas später in Oesterreich (noch 
während der ersten Hälfte des 12. Jahrhunderts), als die 
Dienstmännen den Zutritt zum Landtaiding erkämpft hatten 
(vgl. oben S. 46), da erfuhr die Competenz dieser Gerichte 
neue Schmälerung, weil die Ministerialen, seither des Land- 
und Lehensrechtes theilhaftig, nur noch rücksichtlich des 
Dienstgutes dem Hofrecht des Herrn unterstanden. Als 
nun schliesslich den Dienstmannen sogar die Umwandlung 
des Dienstgutes in wahres Lehen gelang, da waren die 
Ministerialengerichte buchstäblich gegenstandslos geworden, 
und es kann nicht Wunder nehmen, dass selbe bald darauf 
spurlos verschwinden. In der Steiermark hatten die landes- 
fürstlichen Ministerialen, Zeuge der Verbriefung ihrer Rechte 
durch Herzog Ottokar vom Jahre 1186, wohl am frühesten 
alle diese Zwischenstufen überschritten **^). Die öster- 
reichischen sind ihnen unzweifelhaft bald nachgekommen**^). 



••*) ÜB. d. St. I, 651 flf. Vom Dienstgut der Ministerialen ist darin 
keine Rede mehr und die Beneficien, welche dieselben vom Herzog 
haben, werden sogar in Weiberlehen umgewandelt. 

••«) Ein Weisthum der jure judiciario interrogati ministeriäles 
ecclesiae (Passau) über die Rechte des Chorherrenstifts, St. Polten von 
c. 1222 bei Winter, S. 4 ff., ein ähnhches der herzoglichen Ministerialen 
von c. 1220 bei Meiller, B. R. 125, N. 162. 
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§ 20. Stadt- und Marktgerichte. 

Die Entwicklung des Städtewesens im Lande ob und 
unter der Enns steht in innigster Wechselbeziehung mit 
den Geschicken einer uralten natürlichen Handelsstrasse, 
der Donau, längs welcher die wichtigsten von ihnen auch 
gelagert erscheinen. 

Den glänzenden Tagen der Römerherrschaft waren die 
Stürme der Völkerwanderung, dem "Wiederaufblühen unter 
den Karolingern (Zeuge dessen die Raffelstädter Zollord- 
nung von 903/6) die Verheerungen durch die Magyaren 
gefolgt. Erst seit der Lechfeldschlacht erobert der deutsche 
Colonist abermals den liebgewordenen Boden niederhalb 
der Enns bis weit über die Ausläufer des Wiener Waldes ; 
erst seit der Neugestaltung der Ostmark unter dem kraft- 
vollen Geschlechte der Babenberger beleben sich Handel 
und Verkehr von Neuem. Das flämische und Kölner Tuch 
kreuzt sich auf österreichischem Boden mit kostbarem Pelz- 
werk aus Polen und Russland und mit mannigfaltigen 
Venetianerwaaren ; nicht nur die Kaufleute des nahe- 
gelegenen Passau und Regensburg, auch die IJlmer, die 
Kölner, die Achener, die Metzer, die Mastrichter bewerben 
sich eifrig um Handelsprivilegien. Und so tauchen denn 
seit dem Anfange des 12. Jahrhunderts wieder Handels- 
plätze, fora und cimtates, aus vorgeschichtlichem Dunkel auf. 
1125 Krems, 1128 Wels, 1136 das forum NeunJcirchen cum 
mercatu et moneta, 1137 Wien, 1159 St. Polten u. s. w. 
An eine unmittelbare Portsetzung des römischen Städte- 
wesens ist bei der geschilderten Sachlage nicht zu denken. 
Dennoch liefert auch die Geschichte der Städte ob und 
unter der Enns einen Beleg für den richtigen Blick, mit 
welchem der Römer die strategisch oder commerziell be- 
deutsamen Punkte herauszufinden wusste. Nicht nur, dass 
alle grössern Städte auf dem rechten Donauufer entstanden 
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(yom linken Ufer wären höchstens Krems und das land- 
einwärts gelegene Freistadt zu nennen), so sind noch über- 
dies die wichtigem darunter auf oder nächst römischen 
Ansiedlungen erstanden***), so Oviiabis, Wels, Linz das 
alte Lentium, Enns bei Laurecumm, Tulln nächst dem wich- 
tigen Comagene, Wien das alte Vindcbona, bis zu dem als 
Grenzwehr gegen die Ungarn wichtigem Hainburg hinab, 
das nächst dem alten Carnuntum erbaut wurde. 

DieKunde von den Rechtsverhältnissen in den Städten'**) 
haben wir zunächst aus den Privilegien zu schöpfen, mit 
welchen Fürsten und Kaiser die einzelnen Orte bedachten. 
Der y ortritt gebührt bei uns entschieden den Fürsten, nicht 
nur weil deren Gunstbriefe die älteren sind, sondern weil 
es in Oesterreich nur Territorialstädte gab, indem die Reichs- 
unmittelbar -Erklärung von Wien, Laa, W. Neustadt, Tulln, 
Freistadt u. s. w. in den Tagen K. Friedrichs 11 und Rudolfs I 
nur eine vorübergehende Erscheinung ist. 

Unter den österreichischen Stadtrechten ist dann jenes 
von Wien an die Spitze zu stellen. Es ist nicht bloss das 
reichhaltigste, sondern auch das älteste '*•) unter ihnen, und 



••*) Vgl. die Aufzählung bei Krones, Handbuch I, Buch III, § 2, 
insbes. S. 169 ff. 

•") Literatur: Bischoff, österr. Stadtrechte, Wien 1857. Meiller, 
österr. Stadtrechte und Satzungen aus der Zeit der Babenberger (Arch. 
X, 87 ff). Winter, urkundl. Beiträge z. Rechtsgeschichte ober- und 
niederösterr. Städte u. s. w. Insbruck 1877. — Die Rechte und Frei- 
heiten der Stadt Wien, bearbeitet von J. A. Tomaschek I, II, Wien 
1877/9. Würth, das Stadtrecht von W. Neustadt, Wien 1846. Lorenz, 
über den Unterschied von Reichsstädten und Landstädten mit beson- 
derer Berücksichtigung von Wien. Sitzber. LXXXIX, S. 17 fif. 

'••) Es ist mir sehr wohl bekannt, dass man bisher das Ennser 
Recht von dem in der That die älteste Originalaufzeichnung von 1212 
vorhanden ist, als die Grundlage der österreichischen Stadtrechte be- 
trachtete, weil man auf Laz' Abdruck eines Wiener Rechts mit der 
Jahreszahl 1198 (Schenks Wiedergabe auf S. 31 >MCCVIIl4c ist wohl 
ein Druckfehler) wegen der Unverlässlichkeit dieses Autors kein Ge- 
wicht legte. Erst Tomaschek hat in der neuesten Ausgabe der Wiener 
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wurde mit localer Anpassung auf Enns 1212, W. Neustadt 
1221/30, Hainburg 1244, Eggenburg 1277, Krems, die mähri- 
schen Städte u. s. w. übertragen ; es ist ferner hier das einzige, 
das im Mittelalter zu einer schriftstellerischen Bearbeitung 
des reichen in Handfesten, Gewohnheiten und autonomen 
Satzungen angehäuften Rechtsstoffes aneiferte. ("Wiener 
Stadtrecht- oder Weichbildbuch aus dem 14. Jahrhundert.) 

Die Einrichtung und Competenz der Stadt- und Markt- 
gerichte hängt eng mit den Formen der Verfassung und 
Verwaltung des betreffenden Ortes zusammen. Dabei muss 
zunächst die Eigenthümlichkeit hervorgehoben werden, dass 
nach mittelalterlicher Auffassung die Städte im Erwerb und 
Genuss politischer Rechte hinter ihren Mitständen zurück- 
bleiben mussten, weil diese ihre Stellung gegenüber dem 
Oberhaupt lediglich, oder doch vorzugsweise auf das Lehens- 
verhältniss stützten, während für die Städte fortwährend die 
hofrechtliche Anschauung massgebend blieb, dass sie einen 
»Herrn« hätten. Dies gilt so gut vom Reiche als vom Territo- 
rium. In Oesterreich, wo es keine Reichsstädte gab, kamen 
der Landesherr, fremde geistliche und weltliche Reichsstände, 
endlich angesehene Landsassen als »Stadtherm« in Betracht. 
Die zweitgenannte Kategorie der Stadtherrn wurde jedoch 
durch die Ausdehnung der Gerichtshoheit des Landesherrn 
(§ 6) allmälig auf eine Stufe mit der dritten herabgedrückt, 
und man unterschied seitdem nur noch zwei Classen von 



Privilegien auf dieses Rechtsdenkmal wieder aufmerksam gemacht 
und Einleitung S. XII— XVII die Gründe ausgeführt, welche für die 
Priorität des Wiener Rechts gegenüber dem Ennser Recht sprechen. 
Unbeeinflusst von Tomascheks Ausführungen, welche ich damals noch 
nicht kannte, war ich aus denselben Gründen, die er angiebt, zum 
gleichen Ergebniss gelangt. Beizufügen wäre, dass auch das auf die 
Tage Hz. Leopolds V (1177 — 1194) zurückweisende Privileg der Wiener 
Hausgenossen bereits mehrfach die Strafgerichtsbarkeit des Wiener 
Stadtrichters hervorhebt. 
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Communen, die man als landesförstliche und als PriTat- 
oder Municipalstädte und Märkte bezeichnete. 

Die oberste Verwaltung der Städte ruhte regelmässig 
in den Händen des Stadtherrn oder seiner Organe. Als 
solche erscheinen seit der ältesten Zeit die Stadtrichter ^*'^, 
sei es, weil der Herr das Aufblühen der Städte von der 
Aufrechterhaltung geordneter Yerhältnisse abhängig er- 
kannte, sei es wegen der Einträglichkeit der Gerichts- 
gefalle. Dabei war der judex civitatis ebenso wenig ein 
reiner Justizbeamte, als dies der Landrichter war, sondern 
er hatte neben der Handhabung des Rechtens noch eine 
Reihe von Agenden der Verwaltung im Interesse seines 
Herrn wahrzunehmen. Der Stadtrichter wird daher min- 
destens in der frühern Zeit durch den Stadtherrn frei er- 
nannt, lieber die Begehrungswürdigkeit des Stadtrichter- 
postens gingen jedoch die Ansichten nach Zeit und Ort 
sehr auseinander. Die Ennser Hessen es sich durch den 
Herzog 1212 ausdrücklich verbriefen, dass er keinen Bürger 
zur XJebemahme dieses Amtes zwingen wolle, eine Be- 
stimmung, die nebenbei bemerkt, im Münchener Stadtrecht 
(Art. 481) wiederkehrt. Die "W. Neustädter beanspruchten 
die Gunst (Art. 90), dass der Stadtrichter vom Herzog aus 
der mindestens Jahr und Tag ansässigen Bürgerschaft ge- 
nommen werde , was ihnen jedoch von König Rudolf nur 
unter der Einschränkung zugestanden wurde, dass sich ein 
Bürger finde, der eben so viel Pachtgeld für die Richter- 
geföUe zu zahlen bereit sei, als irgend ein Auswärtiger '•®). 
Den Bürgern von Stadt Steyer gewährte Herzog Albrecht I 
im Jahre 1287, »dass man in khain Stattrichter soll geben, 



»•') Z.B. 1128 für Wels judea; civitatis — Winter 2, Betreff Wiens 
s. vorhergehende Note und W. R. II, 239 ff. 

**^) Winter 35, § 18 dum tarnen incola civitatis tantum pro jiMUcio 
velit exsolvere quantum extranetts advena, ebenso im Alhrechtinum von 
1285, § 6. 
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nur den sie Selbsten mit ihr gemain nach des fiirsten willen 
(ad bene placitum nostrum) vorderent und nennent« Die 
Kloster-Neuburger mit freier Richterwahl bedrohten, die- 
weü das gericht bei der Stadt beleiben muss^ jede Wei- 
gerung, das Richteramt zu übernehmen, ohn' aller Gnad 
mit einer Geldstrafe von 200 Pfd. (100 Pfd. dem Fürsten 
von Oesterreich, 100 Pfd. uns der stadt zu Neuburg ^^•). 

In den meisten kleinen Städten wurde der Bürger- 
schaft allmälig ein gewisser Einfluss auf die Besetzung des 
Stadtrichteramts zugestanden, welcher wohl als »freie 
Richterwahl« bezeichnet wird *''^), in der That aber, da der 
Gewählte beim Herzoge um Bestätigung, respective die 
Bannleihe einkommen musste, auf ein blosses Vorschlags- 
recht hinauslief. An den wichtigem Orten wahrte sich 
der Herzog jedoch völlig freie Hand. So namentlich in 
Wien, wo die Mitwirkungj der Bürgerschaft bei der jähr- 
lichen Verleihung des Richterpostens, welche Kg. Rudolf I 
im Jahre 1278 ohne weiteres zugestanden hatte, von dessen 
Sohne Herzog Albrecht nicht einmal in der bedingten Form 
der Gnadenbriefe Kaiser Friedrichs II von 1237 imd 1247 
(es heisst hier communicato ad hoc^ si necesse fuerit, con- 
silio civium) aufrecht erhalten blieb, sondern fortan (seit 
1288, beziehungsweise dem Stadtrecht von 1296) ausschliess- 
lich Sache des Landesfürsten war '''^). Immer aber war 
der Stadtrichter, er mochte nun von der Gemeinde gewählt 
oder vom Stadtherm unmittelbar ernannt werden, des Stadt- 
herrn Richter, judex noster^ unser Richter, wie es in un- 
zähligen Urkunden heisst. Darum behält sich Herzog 



•••) Zeibig im Archiv VII, 325 N. 14 

»'•) Z. B. Klosterneuburg 14. Jahrb., Baden 1480, Linz 1490, W. 
Neustadt 1493 u. s. w. Die Landtafel des Erzberzogthums Oesterreich 
ob der Enns (16./17. Jahrb.) reclamirt für alle landesffirstlicben Städte 
freie Wahl der Bürgermeister, Richter und Käthe, 1. Th., 2 Tit. 

»") W. R. II, 239. 
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Albrecht bei Exemtion Kloster -Neuburgs vom Korneu- 
burger Landgericht ausdrücklich vor, der neuen Stadt 
selbst einen Richter zu geben »als andern Städten« ; darum 
ist der Richter von Kloster-Neuburg 1439, obwohl die Stadt 
seither freie Richterwahl erlangt hat, ausser Stande, einem 
Gerichte vorzusitzen, in welchem er von desselben seines 
Amts wegen nach des Landesfürsten Willen zu klagen 
hatte '''^). Darum entsendet König Ladislaus im Jahre 1454 
seine Räthe mit dem allgemeinen Auftrage : von allen unsem 
bürgern und leuten in unsern stetten und merkten unsers 
fürstenthums Oesterreich niderhcUb und ob der JEnns an unser 
statt und zu unsem handen gelubd und aid aufgunemen, 
ricJiter und rat ze setzen u. dgl. m. ^''*). Dass die Besetzung 
des Stadtrichterpostens in der Regel auf einen Zeitpacht 
der Gefalle dieses Amtes hinauslief, kann nicht über- 
raschen, da man ja im Mittelalter bekanntlich die Gerichte 
vorwiegend als Einnahmsquellen behandelte. Dies wurde 
oben rücksichtlich der Landgerichte nachgewiesen, und gilt 
ebenso von den Stadtgerichten. Abgesehen vom früher er- 
wähnten Zeugnisse (S. 202) aus dem W. Neustädter Pri- 
vileg von 1277 gehen auch die landesfürstlichen Hubbücher 
von der Voraussetzung eines Pachtverhältnisses aus. Judi- 
cium in Vienna locatur pro mille talentis^ Judicium in Egen- 
burg potest locari pro 150 täl, u. s. w. heisst es im Batio- 
narium Austriae aus den Tagen Herzog Albrechts I. Für 
das 14. und 15. Jahrhundert bieten die von Chmel ver- 
öffentlichten herzoglichen Rechnungsbücher von 1329/38 und 
1437/38 weitere Belege, doch bedeutet es einen Portschritt, 
dass nunmehr die Stadtgemeinde selbst zuweilen als Pächter 
des Stadtgerichts auftritt ^''*). Der Pachtschilling ist von 



*^*) Es wird darum die Klage vor einem Rathsverwandten der 
Stadt als gesalztem Richter ausgeführt. Arch. VII, 335, N. 25. 
»") D. A. II, 3. 
»^*) Z. B. W. Neustadt, seit 1404, Boeheim, Chronik von W. Neu- 
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Jahr zu Jahr schwankend, nimmt aber im Allgemeinen seit 
dem 14. Jahrhundert ab. Zu Herzog Albrechts I Zeiten 
trugen die Stadtgerichte im Lande ob und unter der Enns 
7300 Pfd. (gegen 115 Pfd. aus vier herzoglichen Land- 
gerichten), im J. 1437 werden 739 Pfd., 1438 624 Pfd. als 
Ertrag genannt ^'^). Dem entspricht, dass die Bestand- 
summe für das Wiener Stadtgericht von 1000 Pfd. zu Ende 
des 13. und 1350 Pfd., um die Mitte des 14. Jahrh. allmälig 
bis auf 250 Pfd. einer weit leichteren Münze herabging (1437/8). 
Die Einkünfte des Stadtrichters, das sog. Richter- 
recht, flössen aus sehr verschiedenen Quellen. Ihm ge- 
bührten alle verwirkten Geldbussen, so weit sie nicht 
dem Stadtherrn ausdrücklich vorbehalten waren, oder 
dem Nachrichter und Gerichtsdiener verfielen. Er bezog 
den Ertrag jener Liegenschaften, welche etwa zur Aus- 
stattung dieses Postens dienten ^'^®), er beansprucht endlich 
von den Handwerkern für den besondern Schutz, den er 
ihnen angedeihen lässt, verschiedene Geld- und Natural- 
gaben, welche man vorzugsweise das Richterrecht nannte. 
Die Festsetzung desselben ging oft nur nach heftigen Strei- 
tigkeiten vor sich. »Daz sind des Richter Recht die mit 
gewalt und mit verhengntisse der Burger ergangen und auf- 
gesagt sind, und doch der gemain die in der stat sind und 



Stadt, Wien 1830, I, 102. Wels 1465, 1489, 1492 ... auf je zwei Jahre 
Meindl, Gesch. der Stadt Wels, 1878, II, 9. 

"») Rauch Ss. II, 4. Oesterr. Geschf. öfter z. B. II, 243 de judicio 
Wiennensi quod (Chunradus de Eslam) anno praeterito conduxit pro 
1350 Pf d, Pf, j dann Material I, 1, pag.93, 98 Gericht: Wien bringt der 
Bestand . . 200 Pfd, TuUn ist verlassen umb 175 Pfd, Pf, u. s. w. 
Eine Specifizirung der Zahlungen des Wiener Stadtrichters an den 
Herzog, dessen Diener, Klöster u. s. w. aus dem Berliner Cod. Ms. 
Germ. Folio 575, abgedruckt bei Lorenz a. a. 0. 86, Anm. 1. 

•■'•) So überlässt Hz. Ernst am 4. Sept. 1415 den herzoglichen Kohl- 
forst in der Herrschaft Waidhofen an der Ybs dem Martin Zumherumb, 
tmserm gegenwurtigen richter daselbs zu Waydhofen oder toer unser richter 
daselbs ist zu hilf desselben gerichts bis auf Widerruf. Chmel Geschf. I, 4. 
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in den gegenden und auch in den dörfem die darumb gelegen 
sind grozzer schad ist«^ heisst es in einer 1310 erfolgten 
Aufzeichnung der W. Neustädter Bürger *''). Wir erfahren 
daraus, dass die Fleischer 6 Pfd. Pf. jährlieh bezahlen 
mussten, um ihr Monopol der Fleischausschrottung im Kleinen 
aufrecht zu erhalten; aus gleichem Grund bezahlten dann 
die »Pütterer« 3 Pfd., die Schwertfeger 6 Schilling oder 3 
Schwerter, die »Smerber 1 Pfd.^ darum daz niemant ander 
an sew rinderhar swerzen sol^ die Seiler je ein Wagen- 
seil u. s. w. 

Das Stadtrichteramt blieb bei einer Person so lange, 
als das mit ihr eingegangene Pachtverhältniss dauerte; löste 
sich dasselbe, so kam ein neuer Stadtrichter an die Reihe. 
Dies ist der Grund, weshalb während des Mittelalters die 
Dauer der Amtsführung des Stadtrichters so sehr ver- 
schieden war. Erst seit dem Jahre 1561 wurde durch K. 
Ferdinand I ein Maximum von 2 Jahren festgestellt, doch 
sollte nach Ablauf einer gleichen Zeit der frühere Stadt- 
richter abermals zum Amte gelangen können *''®). 

Als Hilfsorgane des Stadtrichters erscheinen der Unter- 
oder Nachrichter, der Frohn- oder Waltbote, Schergen, 
Henker, kurz die nämlichen Unterbeamten und Diener, über 
welche auch der Landrichter verfügte, da in diesem Punkte die 
Einrichtungen der Stadtgerichte mit jenen der Landgerichte 
übereinstimmten. Ein Unterschied könnte höchstens darin ge- 
funden werden, dass in den Städten entsprechend dem regeren 
Leben und dem Streben nach grösserer Rechtssicherheit auch 



•^^) Winter p. 70 ff. Für Wien ist des gerichts mucä in mehreren 
Handschriften des 15. Jahrh. erhalten u. A. Cod. 12688 Wiener Hof- 
bibl. f. 258. Die Schwertfeger bezahlten z. B. dem Richter V« Pfd., 
dem Schrannschreiher 12 Pf., die Flösser lieferten 20000 Wein- 
gartstecken dem Richter, 2000 dem Schrannschreiher, 4000 dem Nach- 
richter u. s, w. 

»T«) W. R. II, 240. 
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die Zahl der Hilfsorgane grösser ist, als in den verkümmerten 
Landgerichten. Begnügten sich diese zumeist mit einem 
Frohnboten, so weisen die Städte die gleichen Agenden 
ebenso dem !N^achrichter zu, der vorzugsweise als städtischer 
Unterbeamte anzusehen ist. War der Ort grösser, so stellte 
man ihm überdies einen eigenen Frohnboten als obristen 
unter den Dienern zur Seite, was z. B. in Freising, aber 
ebenso auch in "Wien, W. Neustadt u. s. w. der Fall war ^'^^), 
Die schriftliche Ausfertigung der Ladungen, Urtheile und 
anderer gerichtlicher Acte besorgten in Wien besondere 
Schrann- und ürtheilschreiber ^®^); anderwärts, wie z. B. 
in W. I^eustadt fiel dies in den Amtsbereich des Stadt- 
schreibers (notarius civitatis)^ die Bewachung der Gefangenen 
wurde eigenen Dienern, den Stubhutem, übertragen, die 
Vollstreckung entehrender und der Lebensstrafen fiel dem 
besoldeten Diebschergen, beziehungsweise dem Henker zu. 
Allein der Stadtrichter war keineswegs die einzige 
Obrigkeit in der Stadt, obwohl er deren früheste und lange 
auch angesehenste war. Die neuen Verhältnisse, welche das 
Städteleben erzeugte, fielen häufig ausserhalb des itahmens 
der herkömmlichen Thätigkeit des Land- oder Immunitäts- 
richters, und nur diese allein war zunächst dem Stadt- 
richter für den Umfang des Stadtgebietes zugewiesen wor- 
den. Betrafen dieselben irgend das Interesse des Stadtherrn, 
so wahrte sich dieser seinen Einfluss, sei es durch den Stadt- 
richter, sei es durch besondere Organe : Burggraf, Burgvogt, 
Stadthauptmann, Judenrichter, Hansgraf, Stadtanwalt u. dgL, 
wo aber dies nicht der Fall war, dort erlangten die Bürger 
gewöhnlich das Recht der (mehr oder minder) freien 



»^•) Vgl. Anm. 225 und 230. 

*•") Vgl. Anm. 377, Wolfhard von Ampsteten Urtheilsch reiber ze 
Wien 1368, Bl. f. Ldk. 1869, 110, N. 24. Ueber den Unterschied der 
Schrannschreiber vom Stadtschreiber, WR. II, 257. Für W. Neustadt 
Winter 75: notarius judicis = Stadtschreiber. 
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Yerfügung, dessen ja auch die Marktgemeinde in ihren An- 
gelegenheiten nicht entbehrte. 

So erwuchs denn aus unscheinbaren Anfangen ein ge- 
wisser Anspruch auf Selbstverwaltung und Autonomie in 
den Städten, und dies musste dann wieder nach mittel- 
alterlichem Brauche zu einer Vervielfältigung der Juris- 
dictionen führen. So weit nun einer Stadt Selbstverwaltung 
eingeräumt war, ruhte dieselbe nicht in den Händen einer 
bestimmten Classe der Bürgerschaft, sondern in der 
Gesammtheit. Darum werden anfanglich geradezu alle 
städtischen Angelegenheiten von der Universitär civium 
unter Mitwirkung des herrschaftlichen Ortsvorstehers be- 
sorgt. Späterhin sonderte man die wichtigsten Sachen aus, 
welche man nach wie vor einer allgemeinen Yersammlung 
vorbehielt, und überliess die laufenden Geschäfte einem 
Ausschuss aas den vornehmen Städtebewohnern, den hur- 
genses, personae honestiores, den cives potentiores ^®^). Solch 
ein Ausschuss von 4 cives meliores wird bereits in der Wirz- 
burger Urkunde für Wels zum Jahre 1128 dem Stadtrichter 
in Brückenangelegenheiten beigeordnet, doch haben wir 
genauere Nachrichten über den "Wirkungskreis dieser Stadt- 
räthe (in Oesterreich oft consules genannt) erst seit dem 
Anfange des 13. Jahrhunderts. Nach dem Ennser Stadt- 
recht von 1212 sollen 6 ydonei cives unter eidlicher Ver- 
sicherung nach bestem Willen Verfügungen treffen über 
allerlei »hendl der chaufmannschaß und von allen andern 
dingen die zu der er und nu0 der stadt gehörend«^ ohne dass 
der Stadtrichter dagegen Einsprache gehabt hätte. Das 
Wiener Privileg von 1221 , das bereits consules civitatis 
unter den Zeugen anführt, gewährt die Bildung eines Stadt- 
raths von 24 Personen, den klügsten, welchen man finde. 
Es weist ihnen den gleichet! Wirkungskreis, wie das Ennser 



»") Maurer, Städteverf. III, S. 2, § 399. 
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zu, wir erfahren jedoch aus einigen Zusätzen, dass die 
Wiener Stadträthe ermächtigt waren, die von ihnen ge- 
troffenen Ordnungen unter die Sanction von Geldstrafen 
zu stellen, welche dann im Falle der Uebertretung der 
Stadtrichter einhob ; dass sich ihr Amt nicht auf einmalige 
Satzung von Vorschriften beschränkte, sondern ein blei- 
bendes war; endlich dass sie zur Besorgung des ihnen zu- 
gewiesenen Wirkungskreises sich frei versammeln durften. 
Zu Zeiten König Ottokars war diese Institution in den 
österreichischen Städten bereits eine ganz allgemeine ^^^). 

« 

Zu der Bürgerschaft, aus deren Mitte die cives prudentiores 
zum Stadtrath erkoren wurden, zählten damals alle im Grund 
und Boden des Burgfriedens ansässigen Leute ohne weitern 
Unterschied. Die Berufung aber haben wir uns ursprünglich 
wohl als Ernennung durch den Stadtherrn zu denken. Von 
dem eidlichen Gelöbniss der Treue gegen den Stadtherm 
und der Gewissenhaftigkeit in der Amtsführung erhielten die 
Stadträthe den Titel cives jurati, Geschworne der Stadt, 
geschworener Rath u. dgl. ^^^). Die frühesten Spuren der 
freien Wahl der Geschwornen durch die Gemeinde finden 
sich aus den Zeiten der ersten Habsburger. Ob mit der 
Bestimmung des Wiener Stadtrechts von 1278, ut de tota 
universitate civitatis 20 viri deum habentes prae oculis sapien- 
tioreSy fideliores et utiliores de potioribus pro consulibus eligantur, 
eine Beschränkung des passiven Wahlrechts auf eine be- 
stimmte Classe von Stadtbürgern gegeben war, mag immer- 
hin zweifelhaft sein. Sicherlich trat eine solche für ein 
volles Jahrhundert (1296 — 1396) durch das Albrechtinum ein, 

»") Privilegium f. Tulln 1270, Art. 3 : Volumus ut 12 juratos Bl- 
eut in aliis nostris civitatibus est consuetem ad promovenda utilia 
et honesta ac ejus contraria removenda habere debeat civitas. Winter 21. 

••■) Ausser Wien, Enns, Linz nenne ich 1277: Laa, W. Neustadt; 
Winter 30, 33 ; Eggenburg 1302, Waidhofen a. d. Thaya 1399 ; Melly 
21, 56; Hainburg 1244. In Laa wurden die Jurati sogar in die Um- 
schrift des Stadtsiegels aufgenommen. Melly 36. 

Luschin, Gerichtswesen. 14 
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welches die Wahl der getreuesten, weisesten, nützlichsten 
und auch der »erberisten« anordnete. Unter den Ehrbaren, 
»honesti«, haben wir nämlich eirie eigene Classe der Bürger 
zu verstehen, es sind dies die Erbbürger, »die rittermässigen 
Patrizier«, oder wie man später in Bezug auf obige Schranke 
sagte : die rathsfahigen Geschlechter *•*). 

An der Spitze des Stadtraths stand ursprünglich der 
Stadtrichter. Er hat diese Stellung in den kleinen Städten 
oft lange behauptet, anderwärts hat er den Vorsitz im 
Stadtrath an ein anderes Mitglied desselben, an den Bürger- 
meister, magister civium, abtreten müssen. Ueber die Zeit 
und die nähern Umstände, unter welchen dieses vor sich 
ging, sind wir nicht näher unterrichtet, wir wissen nur, 
dass Bürgermeister in "Wien, TuUn, W. Neustadt '^^) . . . seit 
dem letzten Viertel des 13. Jahrhunderts auftreten. An- 
fänglich war ihr Amt nur wenig bedeutend; es fehlt nicht 
an Beispielen, dass ihnen damals nicht nur der Stadtrichter, 
sondern auch andere Rathsmitglieder im Rang vorgingen^®®). 
Vom Jahre 1396 ab sollten laut herzoglicher Verordnung 
Bürgermeister und Rath in Wien alljährlich von der ganzen 

•**) Dass die Erbbürger, d. h. jene Bürger, welche im Gegensatz 
zu den Kaufleuten und Handwerkern vom Ertrag ihrer Liegenschaften 
(erbe) lebten, ritterbürtig waren, hat bereits Hasenöhrl S. 87 bemerkt 
und geht auch aus den Bemühungen der Städte rucksichtlich des Zwei- 
kampfs hervor, a. a. 0. 227, zu welchem nur Rittermässige zugelassen 
wurden. Daher wurden auch Söhne von Erbbürgern ohne Weiteres 
unter die Ritterschaft des Herzogs aufgenommen, z. B. Enenkl bei 
Rauch I, 322, er wolt die jungen purger ern u. s. w. Dieser Umstand 
allein ist schon ausreichend zur Erklärung von Ausdrücken, wie uni- 
versitas civium et militum (Wien 1257) honorabiles cives et milites (W. 
Neustadt 1253) die Gemaine der Ritter zu Steyer 1305. (Vgl. auch 
Winter p. XIU.) 

»8») Erwähnt im Art. 91 des sog. Leopoldinischen Stadtrechts. 

«") Z. B. in Tulln, Urk. von 1297—1301 bei Melly. Auch in Wien 
steht der magister (civium) dem judex nicht nur 1288 in der Unter- 
werfungsurkunde nach, sondern nimmt noch 1298 den 7. Platz nach 
dem Stadtrichter ein. WR. I, 66 und ÜB. o. E. IV, 273. 
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Gemeinde aus ihrer Mitte mit Berücksichtigung aller Classen 
der Bürgerschaft gewählt werden, ein Grundsatz, der sich 
seitdem auch an andern Orten einbürgerte. 

Stadtrichter, Bürgermeister und der geschworne Rath 
führten demnach in späterer Zeit das sog. Regiment der 
Stadt. Aber die Quelle aller Gewalt und aller obrigkeit- 
lichen Aemter und Würden ruhte demungeachtet (wenn 
man von den Rechten des Stadtherrn absieht), noch immer 
in der Gesammtbürgerschaft. War jedoch diese zu zahl- 
reich geworden, um zu öfter wiederkehrenden Versamm- 
lungen berufen zu werden, so übertrug man einen Theil 
ihrer Amtswirksamkeit auf einen Bürgerausschuss, welcher 
als äusserer (grosser) Rath^^'^) dem innem (kleinen) Rath 
zur Seite tritt. Die Art und Weise, wie dieser äussere 
Rath aus der Gesammtbürgerschaft erlesen wurde, war 
verschieden. In den österreichischen Städten stand er dort, 
wo es das CoUegium der Genannten gab, mit diesem in 
enger Verbindung^®®). 

Das Institut der Genannten ist ein süddeutsches und 
taucht, wie es scheint, zuerst in Wien auf. Um das Ge- 
spötte gottloser und die Falschheit schlechter Zungen zu 
vermeiden, bewilligt Herzog Leopold VI im Jahre 1221 
die Aufstellung von 100 getreuen und klugen Männern aus 
allen Vierteln der Stadt, von welchen mindestens zwei jedem 
Verkehrsact, dessen Object mehr als 3 Pfd. Pf. betrug^®'*), 
als qualificirte Zeugen beigezogen werden sollten. Die 
Namen dieser Personen, welche der Volksmund die 



»") In Wien z. B. nachweislich während der J. 1356—1408, WR. 
I, 134, 158; II, 246 fif. 

»**) Maurer, Städtev. III, 708, Stobbe, z. Gesch. d. Vertragsrechts, 
18 fif.. Kurz, Oesterreichs Handel, 242 fif. ^Der Ausdruck >6enannte« 
findet sich zuerst im Kremser Stadtrecht von 1305, und kömmt auch 
im Wiener St.-R.-B., Art. 5, 136 vor. 

»*•) Damals = 720 Gramm Feinsilber. Vgl. meine Wiener Pfennige, 
Tabelle II, auf S. 266. 

14* 
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»Genannten« hiess, sollten amtlich verzeichnet werden, 
jeder Abgang an der (1340 auf 200 erhöhten) Mitglieder- 
zahl war nach allgemeiner Berathung sofort zu ersetzen. 
Im Gegentheil zu dem geschwornen Rath, welchen die 
Handfeste von 1296 ausdrücklich den »Ehrbaren«, d. i. den 
Patriziern vorbehielt, und in welchem diese auch nach der 
Reform von 1396 das Hauptgewicht hatten, wurde rück- 
sichtlich der Genannten niemals eine Beschränkung der 
passiven Wahlfahigkeit auf eine bestimmte Classe der 
Stadtbevölkerung ausgesprochen. Da überdies auch die 
spätem Stadtprivilegien von 1278, 1296 und 1340 den Bei- 
satz wiederholen, dass zum Vertrauensposten eines Ge- 
nannten die Getreuesten und Weisesten aus allen Strassen 
zu berufen seien, so mussten in diesem Ausschuss in der 
That alle Classen der Bürgerschaft und alle Gegenden der 
Stadt vertreten sein. Manch scheinbarer Widerspruch in 
der mittelalterlichen Verfassung und Verwaltung der öster- 
reichischen Städte kann behoben, manch Räthsel gelöst 
werden, wenn man an diesem Gedanken festhält. Es wird 
nun erklärlich, weshalb der äussere Rath in Wien so eng 
mit den Genannten zusammen hing, dass ihn bald eine 
Abordnung von 40 Personen aus diesem CoUegium, bald 
dessen Gesammtheit bildete. Es wird ferner begreiflich, 
weshalb die Wahl des Bürgermeisters und des geschwornen 
Rathes in .Wirklichkeit so häufig von den Genannten an 
Stelle der Stadtgemeine selbst vorgenommen wurde, dass 
ihnen dies 1517 als regelmässige Uebung verbrieft werden 
konnte. Nur in unruhigen Zeiten, wenn zwischen den 
Genannten als Bevollmächtigten und der Gemeine als Voll- 
machtgeberin keine Uebereinstimmung herrschte, wich man 
von dieser Regel ab. Da wurde die Sturmglocke geläutet, 
und die versammelte Bürgerschaft wählte unmittelbar die 
Männer ihres Vertrauens, und annullirte etwa entgegen- 
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stehende Beschlüsse der Genannten '•®). — Ausserhalb Wien 
finden wir die Genannten noch in mehreren andern öster- 
reichischen Städten, in Krems, W. Neustadt, Heimburg, 
Stadt Steyer, Enns, Linz, Wels. Die Zahl der Mitglieder 
dieses Collegiums wechselte selbst an ein und demselben 
Orte im Verlauf der Zeit, da sie nach Bedarf verändert 
wurde. In W. Neustadt z. B. betrug sie 1467 nur 20, wäh- 
rend das sog. Leopoldinische Stadtrecht die fünffache An- 
zahl vorschreibt. 1468 wird dann von König Friedrich IIl 
die Zahl der Genannten auf 37 erhöht, von diesen seien 13 
zu Bürgermeister und Bath gesetzt worden, »so beleiben 
mitsampt dem Bichter 24, die jedes Jahr die Genannten 
heissen, aus den man alle Zeit den newen halben Batte 
welen soll«*'*). 

Die Genannten hatten jedoch, was bisher übersehen 
wurde, aussei» den bereits angedeuteten Functionen (minde- 
stens in Wien) noch ein anderes wichtiges Amt, sie lieferten 
die Beisitzer fürs Stadtgericht. Dies führt uns auf die 
verschiedenen Jurisdictionen, welche in Städten und Märkten 
vorkamen. 

Sieht man von einzelnen Gausalgerichten ab, so findet 
man in jeder Stadt regelmässig die Gerichtsbarkeit der 
Stadtmark, des Grundherrn und der öffentlichen Gewalt 
vertreten '•^). 

1) Aufgabe des Stadtmarktgerichts war die Erhaltung 



•••) So z. B. 1462, wo die Gemeine am 19. Sept. die Wahl jenes 
Bürgermeisters und Käthes cassirte, welchen die Genannten zu Hof in 
der kaiserlichen Burg am 8. Sept. erkoren hatten, und Wolfgang Holzer 
an ihre Spitze berief. Der Kaiser musste sich fügen. Senckenberg, 
Selecta V, 163/4. Glockenzeichen beriefen die Versammlung. Es gab 
daher eine Raths-, eine Genannten- und eine Sturmglocke. Vgl. auch 
WR. n, 2fö. 

«") Würth p. 26, Anm. 2. 

"») Maurer, Städteverf. III, § 455, insbes. S. 267/8. 
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des Friedens im Weichbild, daher die Entscheidung aller 
die Stadtmark und deren Benützung betreffenden Streitig- 
keiten, Aufsicht über Mass und Gewicht und die übrigen 
Marktangelegenheiten. Die Handhabung dieser Jurisdiction 
war in den österreichischen Städten dem geschwornen Bath 
übertragen, und verblieb demselben durch das ganze Mittel- 
alter. Die Versammlungen des Stadtmarkgerichts, bezeich- 
nend genug >>Burgtaiding« genannt, sollten wöchentlich ein- 
mal (in Wien 1 — 2 mal) stattfinden**^). Aus dem Stadt- 
markgerichte zweigten sich in Wien allmälig die polizei- 
lichen Aemter des Sterzermeisters , des Hans- und des 
Spielgrafen ab. (§ 21). 

2) Der zweite Factor, welcher bei Betrachtung der 
mannigfachen Jurisdictionsverhältnisse in den Städten nicht 
ausser Acht gelassen werden darf, sind die Rechte und An- 
sprüche der Grundherrn ****). Dieselben waren in den Städten 
geradeso wie auf dem Lande vorhanden, und suchten sich 
ähnlich zu äussern. Es ist ein Verdienst von Lorenz, darauf auf- 
merksam gemacht zu haben (a. a. 0. S. 55 ff.), dass die landes- 
fürstlichen Städte in Oesterreich mit nichten auf markgräf- 
lichem oder herzoglichem Gebiete allein entstanden. Bei Tulln 
lässt das noch im 13. Jahrhundert erscheinende Vogtding 
auf ursprünglich kirchlichen Grundbesitz schliessen. Enns, 
welches schon vom Markgrafen Luitpold befestigt wurde, 



»••) TuUner, Privilegium 1270. Item 12 cives civitatis, qui dtcun- 
tur jurati quintis feriis ei quod piMrchtaiding dicitur judicio debent 
prtesidere et hoc ad iUius civitatis gestus erroneos dissipandum bonos 
vero in sua bonitate confovendum. Die Bestätigung Kg. Rudolfs I von 
1276 setzt hinzu *quorum ordinatione seu judicio ab omnibus sine con- 
tradictione quaJibet est parendum, Winter p. 24, 27, § 19 für Wien 
1296 § 22, WR. I, S. 73, für W. Neustadt die Verordnung von 1396 
bei Boeheim I, 101; Bürgermeister und Rath sollen nicht unterlassen 
am Dienstag in das Purchtaiding und in die Schranne zu gehen bei 
einer Pön. Was da ausgesprochen wird, muss dem Richter Recht sein. 

»•♦) Maurer, Städtev, III, § 458, S, 274, 
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kam in den Besitz von St. Florian und unterstand dessen 
gnindherrlichem Gerichte bis ins 13. Jahrhundert. Wels 
war wirzburgisch und kam als Vogteigut in die Hände des 
Landesfürsten, dessen Beamte darum hier den Namen von 
gewaltigenY ögten führten; selbstWienisttheilweise auf frem- 
dem (passauischem) Boden erwachsen. Jeder dieser Grund- 
herrn, und die Zahl derselben nahm zu durch die Ausdehnung 
der Stadtgemeinden, durch Grundkäufe und Verkäufe, Beleh- 
nungen u. dgl., beanspruchte über seinen Antheil der Stadt- 
mark jene Rechte, beziehungsweise jene Gerichtsbarkeit, 
welche ihm als Inhaber der gräflichen Gewalt, als privi- 
legirtem Immunitätsherrn oder selbst als Grundherrn schlecht- 
weg zukamen; da war es nun von Wichtigkeit, dass sich 
die Ansicht ausbildete (vgl. S. 201), die Stadt habe eigent- 
lich nur einen Herrn, und als solcher erschien dann der- 
jenige, dessen Grundbesitz im Weichbilde der bedeutendste 
war, oder wer sonst seine Ansprüche am besten zur Gel- 
tung brachte. So entstanden Herren- und landesfürstliche 
Städte. Allein mit der Anerkennung des einen Stadtherrn 
war auch die Forderung gegeben, dass dessen Gericht zum 
öffentlichen, zum Gericht des Ortes werde. Die Einsetzung 
eigener Stadtrichter in den Tagen der Babenberger be- 
zeichnet jedoch nur den Sieg der Stadtherren auf dem 
Gebiet der .öffentlichen Gerichtsgewalt, und berührt die 
privaten Gerichtsbarkeiten der Lehens- und Grundherrn zu- 
nächst noch gar nicht, der Kampf gegen diese gewinnt 
aber zur Zeit König Ottokars schon greifbare Formen. 
Die Bestimmung des Landfriedens von 1251, dass kein 
Richter über »Eigen« richten solle, »wann duz innerhalb 
der statt leit«^ lässt sich noch aus der dem Stadtrichter 
übertragenen öffentlichen Gewalt erklären, da ja bekanntlich 
Prozesse ums Eigen vors öffentliche Gericht gehörten. 
Dagegen richtet sich die Bestimmung im Tullner Privi- 
legium vom Jahre 1270: omnis in praefata civitaie residens 
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super cujuscumque feudum residecU non debet colonus 
cUicujus sed civis regius appeUari nee etiam debet cdicui 
stewram nisi regi soltimmodo ministrare^ et hoc aiiis civilms 
sodatis bereits direct gegen die Rechte des Grundherrn '•*). 
Artikel 11 desselben Privilegs, welcher die Judicatur über 
alles im Burgfried gelegene »Eigen« dem Stadtrichter und 
den Bürgern zuweist, erhält 6 Jahre später durch König 
Budolf eine Ausdehnung, welche der Orundherrschaft die 
Gerichtsbarkeit unter dem Dachtropfen entzog, sobald es 
sich um Häuser handelte, welche innerhalb des Burgfrieds 
gelegen und von Bürgern bewohnt waren *••). 

Es war daher nur eine consequente Weiterentwicklung 
der vorhandenen Keime, wenn Herzog Albrecht I 1296 in 
dem wichtigen Wiener Privilegium Art. 7 allgemein er- 
klärte: umbe swelich seiche ein purger angesprochen toirt, es 
sei umbe aigen oder umbe purchrecht, daz in dem purchfride 
leit, der sol daz verantumrten vor dem stcUrichter. Es 0OI 
auch der purchfried gen an daz zil da der stat gerichte hin 
get, und dann (Art. 16) erläuternd hinzufügt, dass ausser 
dem Stadtrichter kein Richter oder Amtmann, er sei hoch 
oder nieder, »des landes oder der stet oder anderswa<a über 
die Wiener Bürger richten solle, weder um Leib noch um 
Gut noch um Eigen, weder um geringfügige üebertretungen, 
noch um »hauptheftige« Verbrechen. Nur die drei Causal- 
gerichtsstände des Bergmeisters in Weinbergsachen, des 
Münznieisters und endlich des Lehensherrn werden hiebei 



»•») Winter p. 23, § 9, ganz ähnlich das Privileg K. Rudolfs für 
Laa von 1277 a. a. 0. 30, § 3. 

•••) 1270. Item quaecunque proprietates sitae fuerint in conter- 
minus sive in purchfrid praehabitae civitatis coram judice et dvibus 
ejus sententicMter debent amitti vel etiam obtineri, 1276. Item quaecun- 
que causae super proprietatibus sitis in conterminiis sive in purch- 
fride praehabitae civitatis emerserint, in quarum possessione iidem 
cives extiterintj debent coram judice et civibus eius sententialiter 
diffiniri, Winter p. 24, 26, § 11. 
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ausdrücklich ausgenommen, letzterer aber nur dann, wenn 
es sich um eigentliche, also rittermässige Lehen handelte. 
Vom Lehensgericht abgesehen waren übrigens auch diese 
Gerichte dem Wirkungskreise der Wiener Bürgerschaft 
nicht vollkommen entrückt, denn das Berggericht konnte 
zu Executionsführungen auf Grund der Urtheile der Stadt- 
schranne angehalten werden, und die Hausgenossen unter- 
standen mindestens in der Appellinstanz dem geschwornen 
Bathe. Dem grundbesitzenden Adel und Clerus konnte 
diese Schmälerung seiner Befugnisse nicht gleichgiltig 
bleiben. Die Aufnahme des § 46 in den Entwurf des 
österreichischen Landesrechts von 1298: dass der Stadtrichter 
in Zukunft nur innerhalb der Stadtmauer richten solle, war 
ein Gegenzug der missvergnügten Landherrn. Was die 
burger innerhalb der ringkmauer aigens, lehens, perkrechts oder 
purgrechts haben, Sprech sew yemand an darüber der ausser- 
halb gesessen ist, so sullen sew antwurten vor dem landrichter 
oder vor dem pergmeister oder vor dem hem, des daz aigen 
ist, das war der Herren Begehren. Aber der Versuch, die 
Competenz des Stadtgerichtes auf Prozesse zwischen Bürgern 
zu beschränken, schlug fehl. Das wahrscheinlich vor 1325 
entstandene Wiener Weichbildbuch verlangt ausnahmslos, 
dass »versessenes Grundrecht« von Liegenschaften inner- 
halb des Burgfriedens von den Grundherren vor dem Stadt- 
gericht eingeklagt werde. Rücksichtlich des »versessenen« 
Burgrechts wird die Jurisdiction dem Abt von den Schotten 
und einigen andern Grundherrn, die besunder gericht haben um 
gült und umb ander sach in diesem pwrJcfried belassen (A. 126). 
Allein alles andere Burgrecht in der Stadt und aussen um 
die Stadt, das man Verlosung und versteuret mit der stat, 
das sol man verantwurten vor dem statrichter. Ja, es wird 
zu Gunsten der Bürgerschaft der Gerichtsstand vor dem 
Stadtrichter ausnahmsweise sogar für Burgrecht, das auf 
dem »Gäu« gelegen ist, gefordert, sobald beide Theile 
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Burgherr und Burggenoss Wiener Bürger sind (A. 119), 
da doch sonst die Regel galt, dass das Burgrecht auf dem 
Lande nur vor dem Burgherrn selbst verantwortet werden solle. 
So der Wiener Vorsprech, dem wir die wichtige Samm- 
lung des städtischen Gewohnheitsrechts verdanken. Es 
scheinen jedoch die Jurisdictionsverhältnisse in Wirklich- 
keit verworrener gewesen zu sein, als die von ihm ent- 
wickelte Theorie. Ein genaueres Urtheil wird freilich erst 
dann möglich sein, wenn das dermalen vorbereitete Ur- 
kundenbuch der Stadt Wien eine grössere Sammlung von 
Urtheilen der Bürgerschranne bringen sollte. Aus dem, 
was derzeit in Druckwerken zerstreut vorliegt, kann nur 
geschlossen werden, dass sich die Grundherrn, zumal der 
Abt von den Schotten, an die oben entwickelten Ansprüche 
der Wiener Bürger nicht allzu genau hielten. Desto be- 
achtenswerther ist darum das Eingreifen Herzog Rudolfs lY 
in diese Verhältnisse. Seine Verordnung vom 28. Juni 
1360 über die Ablösung der Burgrechts -Zinse in Wien, 
beziehungsweise über die Einziehung verödeter Realitäten 
zu Gunsten der Stadt ^®''), sein Gebot vom 2. August des- 
selben Jahres, dass in Hinkunft alle auf Immobilien des 
Burgfriedens bezüglichen Rechtsgeschäfte vor dem Rathe 
zu verhandeln, auch von diesem und nicht vom Grundherrn 
zu besiegeln seien '•*), seine Verfügung endlich vom 20. Juli 
1361, durch welche er mit Ausnahme des Hof-, Stadt-, 
Münz- und Judengerichtes alle übrigen Gerichte in der 



••') WR. I, 145, ebenso för Enns, Krems und Stein, Klostemeuburg 
und Wels d. d. 1360, 20. Aug. Wien. Durchwegs Abschriften des Wiener 
Briefes und von der Stadt Wien durch Anhängung ihres Siegels be- 
kräftigt, >w(md toir bu diaer stund selber in unBerm lande ze Oester- 
reich nicht anaein.* L.-Birk IV, R. 204—207. 

•»«) Wien R. I, 149, ebenso für Enns, Krems und Stein, Kloster- 
neuburg und Wels, d. d. 1360, 20. Aug. Wien, mit gleicher Clausel wie 
oben L.-Birk IV, R. 208, 209, ÜB. o. E. VII, 712, Rauch III, 364, 
N. VII, 
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Stadt Wien und den Vorstädten aufhob^®®) (sie sein gewesen 
pha/fen oder laien, toie die genant sind, sie teueren yi)er leut 
oder 'über gtieter), und durch die er nur die Freiungen der 
Burg, der Schotten und zu St. Stephan aufrecht erhielt, 
sind Glieder einer Kette. Sie bedeuten den bewussten 
Versuch, die landesherrliche Autorität durch das Medium 
der Stadtgerichte auf ein Gebiet vorzuschieben, auf welchem 
die Grundherrn bisher mehr oder minder bestritten, damals 
noch thatsächlich herrschten. 

Das Planmässige im Vorgange Rudolfs IV tritt noch 
deutlicher hervor, sobald man sein Vorgehen in dieser 
Sache bei andern Städten des Landes in Betracht zieht. 
Der Herzog war im August des Jahres 1360 kurz nach 
Erlass der Verordnungen über die Ablösung der Grund- 
zinse und die Fertigung der Grundbriefe durch den Wiener 
Kath nach Deutschland und den Vorlanden abgereist, und 
es stand seine längere Abwesenheit in Aussicht. Allein 
Rudolf erblickte in diesen beiden, zunächst nur für Wien 
erlassenen, Vorschriften so sehr die Grundlagen einer be- 
absichtigten Reform des Städtewesens in Oesterreich über- 
haupt, dass er noch vor seinem Weggange deren Aus- 
dehnung auf die Städte Enns, Krems und Stein, Kloster- 
neuburg und Wels anordnete. Aber selbst die Art und 
Weise, wie diesem Befehle entsprochen wurde, ist be- 
zeichneixd. Die herzogliche Kanzlei fertigte nämlich für 
die gedachten Städte einfach mutatis mutandis Abschriften 
desselben Concepts an, und liess deren Glaubwürdigkeit 
bis zur Rückkehr des Landesfürsten durch Anhängung des 
Siegels der Stadt Wien bekräftigen. 

So wurde denn auch im ganzen Lande die gleich- 
lautende Motivirung des Herzogs bekannt, dass er diese 



•••) Ebenso f. W. Neustadt vom J. 1361 (9. Dez, Wien?). Vgl 
Boeheim I, 93 ff., und L.-Birk IV, R. 315. 
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Verfügungen trefife, weil er rechter Herr des Eigenthums 
und des Grundes gedachter Städte und deren Vorstädte sei, 
und dass er ein unverjährbares Recht ausübe, weil eine 
Gewohnheit, so alt sie auch sei, die also wider das gemain 
Becht und wider die Wa/rhait ist, dhain Sunderrecht machen 
könne. Man sieht, es war auf einen vollständigen Sieg der 
öffentlichen Gewalt über die Grundherrlichkeit abgesehen. 
Es wird die Theorie des unverjährbaren Obereigenthums 
des Staates aufgestellt, und der Herzog leitet als Stadt- 
herr aus derselben die Berechtigung her, im Interesse des 
Staates und der Stadt Verfügungen zu treffen, ohne sich 
um die entgegenstehende Uebung der privaten Grundherrn 
kümmern zu müssen. 

Was hier der Herzog erstrebte, wurde allerdings nicht 
in seinem vollen Umfange durchgeführt, ja zum Theil stand 
Budolf IV dem selbst im Wege, da er einzelnen Personen 
und Körperschaften durch Specialprivilegien über die Con- 
sequenzen seiner allgemeinen Verordnungen hinweghalf*®®). 
Noch verhängnissvoller aber waren der vorzeitige Tod des 
Herzogs und die Zwistigkeiten zwischen seinen Brüdern, 
welche schliesslich zur Linientheilung führten, und die 
Macht der Regenten auf lange hinaus lähmten. Dem un- 
geachtet war durch diese und ähnliche Massregeln Rudolfs IV 
viel erreicht worden. Die schon vorher bestandenen An- 
sätze zu einer allgemeinen, zu einer öffentlichen Civil- 
jurisdiction der Stadtbehörde wurden kräftig gefordert*®^). 
1364 bestätigt der Herzog die Rechtskraft aller vor 
dem Rathe abgegebenen letztwilligen Verfügungen, dann 

*»<>) So z. B. ertheilte er 3/12 1361 der Propstei Klösteriieuburg 
das Privilegium, dass dieselbe ungeachtet der entgegenstehenden all- 
gemeinen Verordnungen »den grünt daz gruntrecht und das grwnt- 
gerihte in der stat tmd uzzerhalhen der stat in dem pwrchfrid daselba 
. . ewiklich haben*, auch zur Ablösung der Burgrechte nicht gehalten 
sein solle. Fischer II, 388. 

**»») Z. B. Stadtrecht von 1340, § 52, 54. 
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alle die »Recht die in dem Rat und in der Stadtschrann zu 
Wien geschehent oder die mit Frag und ürtail da gefallent« *®2). 
1366 wird den Grundherren, welche, wie man sieht, das 
Recht der Siegelung der Grundbriefe theilweise wieder 
zurückgewonnen hatten, der Beisatz der wichtigen Clausel: 
»uns ohne Schaden« untersagt*^*), wohl auch, um dadurch 
einen Druck auf sie auszuüben. 1 368 werden vom Wiener 
Bathe die Grundbücher für Käufe und Verkäufe, 1388 die 
Satzbücher zur Eintragung von Verpfandungen der im 
Stadtbereiche liegenden Immobilien angelegt*®*), 1370 
und 1417 der Bathsbeschluss gefasst, dass man ungesessene 
Leute nur einmal vorzuladen brauche u. s. w. 

Die allgemeine Civiljurisdiction, welche sich auf diesem 
Wege in den Städten entwickelte, wurde (mindestens in 
Wien) vom geschwornen Rathe besorgt. Dieser versammelte 
sich unter Vorsitz des Bürgermeisters und in Anwesenheit 
des fürstlichen Anwalts der Stadt dreimal die Woche, um 
zu »verhören alle Klag, die ein Bürger gegen den andern fmrt 
in dem Rathaus.« Die Führung des Grundbuchs hingegen 
war zwei dazu abgeordneten Rathsherrn übertragen, welche 
für ihre Mühewaltung einen Jahressold (nach den Stadt- 
rechnungen des 15. Jahrhunderts 5 Pfund Pfennige) be- 
zogen *®5). 

3. Das Gericht der öffentlichen Gewalt, das als das 
Stadtgericht im engern Sinne erscheint, hat immer den In- 
halt der niedem, zuweilen überdies auch den der sog. 



*<^) WR. I, 156. 

*«) WR. I, 162. 

*®*) Schuster, Weichbildbuch, S. 30, Anm. h, in welcher auch 
mehrere Beispiele für die Wirksamkeit der Erlässe Hz. Rudolfs aus den 
J. 1362—75 beigebracht sind. 

*<>") »Also handelt der Richter in Griminalibus der Burgermeister in 
civilibus, doch alles in Gegenwurt des Fürsten Anwalt«. Brief Guspi- 
nians an den Markgrafen Aibrecht von Brandenburg über die städtische 
Verfassung in Wien, d. d. 1525, 10. Aug. WR. II, 130. 
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hohen Gerichtsbarkeit. Massgebend ist dabei in erster 
Linie die Summe der öffentlichen Rechte, welche dem Stadt- 
herm über das Stadtgebiet entweder unmittelbar oder (als 
Immunitätsherrn) im übertragenen Wirkungskreise zukapi, 
in zweiter Beihe der Umfang, in welchem dieser deren 
Ausübung dem Stadtrichter überliess. Die Richter weitaus 
der meisten Privat- oder Municipalstädte und selbst mancher 
landesfürstlichen Orte, von den Märkten zu schweigen, be- 
sassen nur die Hofmarkgerichtsbarkeit (§ 14) innerhalb des 
Stadtgebiets*®*). Es wird daher letzteres, z. B. wie in Stadt 
Steyer, zuweilen geradezu als Hofmark angesprochen *®'). 
Ereigneten sich in derlei Orten Malefizfalle. so führte die 
Voruntersuchung derselben der Stadt- oder Marktrichter, 
welcher sodann den Angeklagten unter Bückbehaltung seiner 
Habe »als er mit Gürtel umfangen ist« dem Landrichter 
an herkömmlicher Stelle zur Ueberweisung mit den letzten 
Zeugen auslieferte. 

In diesen Städten und Märkten sind jährlich wieder- 
kehrende Vollversammlungen der Bürgerschaft, die Aus- 
läufer der alten placita legitima durchweg länger in Uebung 
gewesen, als an Orten mit voller Gerichtsbarkeit *®^). Der 
Grund dürfte gewesen sein, weil man hier in der Gemeine 
die Kenntniss vom Umfange der eigenen Gerichtsbarkeit 
gegenüber den Ansprüchen der Landrichter stets wach er- 

*»•) Vgl. die Rechte der Städte Eflferding, St. Polten und des Marktes 
Gallneukirchen von c. 1260 bei Winter 15—17, sowie die allgemeine 
Bemerkung bei Strnadt Peuerbach S. 266. 

*®') Priv. von 1287, § 1, Winter 41. Nullus judex provincidlis 
infra terminoa hofmarchiae, 

*<>®) Dergleichen publica placita quae Ehafttaidinge vulgariter ap- 
pellantur kamen bis ins 13. Jahrh. selbst in grössern Städten, wie Passau 
vor (MB. XXIX/2, S. 377, a. 1252) ; aus späterer Zeit könnte ich jedoch 
nur Ybbs als einen Ort nennen, welcher schon 1317 Blutgerichtsbarkeit 
erhalten hatte, aber demungeachtet noch 1568 Banntaidinge abhielt. 
Zeuge des Auszugs aus den »gemain Beschwär Ardigyln in gehaltnem 
Pantäding« bei Espig, Chronik von Ybbs (Wien 1839) S. 21. 
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halten musste. Man versammelt sich zu diesen Voigts-, 
Land-, Markt-, Bann-, oderEhafttaidingen*^^) an bestimmten 
Tagen unter Vorsitz des Stadtrichters oder anderwärts des 
Stiftvogts oder selbst des Landrichters (§13 S. 154) ein- 
bis dreimal im Jahr, und es wird namentlich hervorgehoben, 
dass das bei solchen Gelegenheiten von zwei Bürgern ge- 
wiesene Recht von der ganzen Bürgerschaft unverbrüchlich 
gehalten werden solle. Der Gang der Verhandlungen auf 
diesen Versammlungen stimmt mit jenem bei den Bann- 
taidingen der Landgemeinden überein (§ 14 S. 162). 

Anderwärts gingen auch die landrichterlichen Befug- 
nisse rücksichtlich des Weichbildes, ja ausnahmsweise selbst 
über dieses hinaus, an das Stadt- oder Marktgericht über. 
Letzteres war z. B. bei W. Neustadt der Fall, wo dem 
Stadtrichter nach Art. 92 des Stadtrechts der Blutbann 
nicht nur in der Stadt und in deren nächster Umgebung, 
sondern auch weiterhin bis zur ungarischen und steirischen 
Grenze zugewiesen wird, so zwar, dass er in landrichter- 
licher Eigenschaft ein Gebiet von 5 — 6 Meilen Länge imd 
1 — 2 Meilen Breite zu verwalten hatte, in welchem nicht 



*•») Im Lande ob und unter der Enns kommen dergleichen Ver- 
sammlungen vor in den Städten Baden, Efiferding, Gross-Enzersdorf, Mau- 
tern, S. Polten TuUn, Waidhofen a. d. Ybbs, Ybbs in den Märkten Am- 

stetten, Perchtoldsdorf, Gallneukirchen, Herzogenburg, Holenburg, Külb, 
Melk, Neunkirchen, Ulmerfeld u. s. w. Belege bei Bischoff, Zahn, Bann, 
taidinge, Winter. — Unter den genannten Orten sind nur Ybbs, Tulln 
und Baden landesfürstlich, doch besassen die Stadtrichter der beiden 
letztgenannten Orte während des Mittelalters keine Halsgerichtsbarkeit. 
Hier hatte also gleichfalls die Bürgerschaft das Interesse, dass die ge- 
naue Abgrenzung der eigenen und der Landgerichtsbarkeit im Bewusst- 
sein aller lebendig bleibe. Daher die Fortdauer der Banntaidinge, 
welche die Badener sich 1480 bei Erhebung zur Stadtgemeinde aus- 
drücklich verbriefen Hessen. Dass in den herrschaftlichen Städten und 
Märkten in Steiermark und Kärnten gleichfalls Banntaidinge, zumTheil 
bis an unsere Tage herauf abgehalten wurden, constatirt Bischoff in 
den Sitzber. LXXXV 13 und LXXXIX, 203 ff. Vgl. auch Kuhns I, § 10, 
S. 97. 



N. 
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nur zahlreiche Dörfer, sondern auch zwei landesfürstliche 
Märkte Aspang und Neunkirchen gelegen waren. 

Den Blutbann innerhalb des Burgfriedens erlangten zu 
ihrer nicht geringen Befriedigung allmälig die meisten landes- 
fürstlichen Städte. Im Lande unter der Enns scheint dies 
schon um die Wende des 13. bis 14. Jahrhunderts die 
Regel gebildet zu haben, denn Klosterneuburg erhält 1298 
bei seiner Erhebung sofort »Stock und Galgen als ander 
unsere Städte haben in ihrem Gericht<s, und das kleine Ybbs 
folgte schon 1317*^®). Im Lande ob der Enns geschah 
das im Allgemeinen erst während des 15. Jahrhunderts, in 
Wels 1422, in ömunden, Linz und Velklabruck 1465, in 
Stadt Steyer sogar erst 1495 *^^). Seltner war dies bei 
landesfürstlichen Märkten der Fall (Gaunersdorf 1360, Mauth- 
hausen 1446, Pulkau 1495), und noch seltener kam es in 
herrschaftlichen Städten vor, als da im Passauischen St. 
Polten, in den Städten und Märkten der Grafen von Schaun- 
berg u. dgl. m. Im Ganzen liess demungeachtet die Hand- 
habung der Justiz in Städten viel zu wünschen übrig. 
Drastisch, aber wohl begründet ist die Bemerkung, welche 
die vom Basler Concil entsandten »Visitirer aus Engelland« 
dem Wiener Rathe machten, damit dieser für eine bessere 
Behütung der Wiener Gassen sorge, UHin das dem ricMer 
nicht ein ere ist, das vü am galgen hangen, Met man wöl ge- 
hut, so kernen so vil nit daran, desgleichen wen einem arzt 
vü kranken sterben, so ist das versehenlich, er hob gar wenig 
sein fleis m in getan *^^). 



*»») Archiv VII, 313 und Geschf. I, 12. 

*") Strnadt Peuerbach 266, dann Winter 113, 115. Prevenhueber 
167. In Steyer hatte bereits 1494 der Stadtrichter Hans Köllen die 
Mörder des Abts von Garsten mit dem Schwert hinrichten lassen, doch 
geschab dies nur, weil »ihme von König Maximiliano in spezie dieser 
Malefizpersonen halber und nicht weiter Bann und Acht verliehen 
worden«, also im Wege landesförstlicher Delegation. 

*»») Sitzber. III, 41. 



§ 20. Stadt- und Marktgerichte, 225 

Die Ansicht, welche neuerlich ausgesprochen wurde, 
dass nach den Babenbergischen Stadtrechten der Stadt- 
richter in allen die Bürger berührenden Civil- und Cri- 
minalklagen selbstständig ohne Zuziehung der Bürger 
entschieden habe, ist unhaltbar *^^). Seit dem Untergange 
der altbairischen Gerichtsverfassung und bis auf Kaiser 
Ludwigs IV Rechtsbuch herab, gab es auch auf dem Boden 
des Bajuwarenrechts keinen Einzelrichter; der judex war 
zum Vorsitzenden des Gerichts und zum Vollstrecker der 
hier gefassten Beschlüsse geworden, die Urtheilsfindung 
war Aufgabe der Schöffen und, als diese seit dem 12. Jahr- 
hundert verschwinden, Sache der Gerichtsgemeine. Das 
Gesagte gilt zunächst vom öffentlichen Gerichte, es gilt 
aber auch, wie schon gezeigt wurde, ebenso vom privaten 
Gericht des Lehens- oder Grundherrn, in welchem die Ur- 
theilsfindung bei den Mannen respective bei den Hörigen 
lag. Gleicher Form waren endlich auch die Stadtgerichte; 
dies hinderte jedoch nicht, dass der Stadtrichter hier einen 
grössern Einfluss auf die Leitung der Prozesse gewann, 
als dies anderwärts gewöhnlich war. In Fällen, welche 
den allgemeinen Frieden der Stadt bedrohen, wird ihm 
das Recht der Initiative gewährt, er sorgt dann für die 
Beistellung der Beweismittel*^*), er darf ferner auch in 
Abwesenheit des Klägers die Verfolgung von Rechts- 
ansprüchen anordnen, so bald er durch unverdächtige Zeugen 
(Gerichtsbeamte und des Richters Diener, sowie Unter- 
gebene sind dabei ausgeschlossen) erweist, dass diese Klage 
seiner Zeit vor ihm erhoben worden sei, der Schwerpunkt 
lag jedoch in der Wahl der Beisitzer. Wir wissen (vergl. 
oben S. 90 und 137), dass der Richter lange Zeit das 
Recht hatte, nach seinem Ermessen die Besten aus dem 
Umstand zur Urtheilsbank zu berufen, und dass er dabei 



*»8) Weiss in WR. II, 240. 
*»*) Wiener Recht 1221, Art. 6. 

Lnschin, Gerichtswesen. 15 
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nur auf die Standesgenossenscliaft der Urtheilsfinder mit 
den Parteien Rücksicht nehmen musste. So lange die Be- 
wohner der Stadt noch nicht in ihrer Gesammtheit, ohne 
Bücksicht auf die Herkunft des Einzelnen, als eigener 
Stand den übrigen Berufsständen des Mittelalters entgegen- 
gesetzt wurden, so lange hatte es der Stadtrichter in der 
Hand, auch Nichtbürger und Nichtstadtbewohner , also 
Fremde, als Beisitzer in die Stadtschranne zu berufen. So- 
bald aber das Standesbewusstsein der Städtebewohner nur 
halbwegs erstarkt war, erstrebte die Bürgerschaft, dass sie 
nur von Ihresgleichen gerichtet werde. Zur selben* Zeit, da 
die österreichischen Landherrn das Herkommen des Landes, 
wie es zu Herzog Leopolds VI Tagen bestanden hatte, sam- 
melten, um es Kaiser Friedrich II zur Bestätigung vorzu- 
legen, erfasste die österreichischen Städte eine zum Theil 
entgegengesetzte Bewegung. Nicht so sehr Erhaltung der 
bestehenden Privilegien als vielmehr Erweiterung derselben 
ist das Bestreben der Städte, Beseitigung von Zuständen, 
welche durch die Fortentwickelung des bürgerlichen Lebens 
unhaltbar geworden waren, das Ziel. Und die Städte hatten 
Erfolg, wie man an "Wien und der Neustadt sieht. 

In allen bürgerlichen und peinlichen Prozessen soll in 
Hinkunft nach Stadtrecht von den Bürgern allein geurtheilt 
werden, Fälle des Hochverraths ausgenommen, in welchen 
dem Richter auch fernerhin die Besetzung der Urtheilsbank 
mit Bürgern und Nichtbürgem gestattet sein sollte *^*). 
Wohl ist der Freiheitsbrief Kaiser Friedrichs II von 1237 
hinterher vom Landesfürsten nicht anerkannt worden, und 
das Stadtrecht Herzog Friedrichs H für Wien vom Jahre 
1244 erwähnt des obigen Zugeständnisses mit keinem Worte. 



415^ WR. I, 16, § 4 ... «n quorum animadversionem velut detesta- 
bilium criminum licite dves et exteros mandamus admitti. Gleichlautend 
in § 4 der Bestätigung Kg. Ottokars des angeblichen Fridericianums 
für W. Neustadt vom J. 1251. ~ Winter 10. 



§ 20. Stadt- und Marktgerichte. 227 

Aber dasselbe hatte demungeachtet schon so tiefe Wurzeln 
geschlagen, dass es nicht mehr beseitigt werden konnte. 
Spätestens im Jahr 1247 lebte es mit dem zweiten Frei- 
heitsbrief des Kaisers wieder auf, falls es nicht wie wahr- 
scheinlich auch in der Zwischenzeit stillschweigend ge- 
golten hat. In den Tagen Ottokars erstreckte sich diese 
Begünstigung bereits auf die Bürger kleiner Städte, wie 
aus dem TuUner Privilegium von 1270 hervorgeht. So war 
denn die ürtheilsfindung in der Stadtschranne ein Vor- 
recht der Bürgerschaft geworden, welchem sich die Stadt- 
richter ungeachtet aller Ausflüchte schliesslich fügen mussten. 
Selbst an ein lossprechendes Urtheil der Stadtschranne 
sollten die Eichter gebunden sein, sobald dieses vom ge- 
schwornen Bath bestätigt wurde, verordnet das W. Neu- 
städter Privilegium von 1277 ^^^). 

Die Besetzung des Stadtgerichts, das immer an be- 
stimmter Malstatt in der Stadt- oder Bürgerschranne ab- 
gehalten werden sollte, war in der Regel auf keine Classe 
der Bürgerschaft eingeschränkt. Nicht selten wurde die 
TJrtheilsbank vom Stadtrichter aus Mitgliedern des ge- 
schwornen Baths und einigen andern Bürgern gebildet; in 
Wien dagegen gelangte die Urtheilssprechung in der 
Bürgerschranne allmälig an die Genannten. Wann dies zu- 
erst geschah, dies wird sich kaum genau nachweisen lassen, 
da die Privilegien seit 1296 über die Bildung der Gerichts- 
bank keine nähern Vorschriften enthalten *^''), die altem 
Handfesten aber nur allgemeine Redewendungen bringen. 
Doch scheint es, dass der Umschwung in Anlehnung an die 
Handfeste Herzog Albrechts H eintrat, in welcher die Zahl 

*i«) Winter S. 33. § 5. Vgl. dazu Anm. 393 und die weitere Bestim- 
mung des Privilegs von 1396, dass nur Leute zu Gericht zu setzen seien, 
welche das Bürgerrecht haben. 

*") 1237. § 4. a civibus judicetttr. Die Handfeste Kg. Rudolfs von 
1278 benutzt den § 4 des Fridericianums, um das Zeugniss fremder 
Bürger auszuschliessen. 

15* 
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der Genannten auf 200 (nach Bedarf auch mehr) Mitglieder 
erhöht wurde, so dass dem Stadtrichter bei seiner Wahl 
immer noch ein bedeutender Spielraum blieb. Wir müssen 
femer annehmen, dass diese Einschränkung der passiven 
Wahlföhigkeit zum Amte eines Beisitzers sich auf ge- 
wohnheitsmässigem Wege herausbildete. Die Aenderung 
in der Gerichtsverfassung scheint endlich auch ohne Wider- 
stand eingetreten zu sein, und dieses ist begreiflich, denn 
die Genannten galten einerseits der Gesammtbürgerschaft 
als die eigentlichen Vertreter, da sie aus den getreuesten 
und weisesten Bürgern aller Classen erlesen werden 
sollten, und der Stadtrichter konnte mit ihnen zufrieden 
sein, da sie ihrem Amte nach rechtskundig sein mussten. 
Beweise für die erwähnte Verwendung der Genannten 
können aus späterer Zeit unschwer beigebracht werden. 
Das Gelöbniss der Genannten, das uns in dem 1430 ange- 
legte Handwerkerbuch erhalten ist, erstreckt sich nicht nur 
auf die Intervention bei Verkehrsacten, von welchen schon 
früher (S. 211) die Rede war, sondern es fügt die Ver- 
pflichtung hinzu, auf jedesmalige Aufforderung des Stadt- 
richters als Urtheiler in der Stadtschranne jedermann Recht 
ergehen zu lassen *^®). Der Brief Treitzsauerweins vom 
14. October 1522, in welchem er dem Gabriel Sala- 
manca die Aufhebung des CoUegiums der Genannten 
und die Ernennung und Beeidigung von 12 ständigen Bei- 
sitzern des Stadtgerichtes durch den landesfürstlichen Hof- 
rath anzeigt, hebt es gleichfalls hervor. »Perrer so zweifl 
ich nit ir seit bericht worden«, heisst es darin, »wie das Stat- 
gericht zu Wien das dem Fürsten zuehört bisher ganz übel 
versehen sei gewest. Nemblich der Stadtrichter zu Wien 



^^*) *Äuch die recht in der statschrann nach edlem eurem vermugen 
und zum voraus so ir darzu ervordert toerdet vleissiglich besitzen und 
dem armen als dem reichen treulich mittaüen und sprechen* u. s. w. 
W. R. II, 257. 
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hat keine verordneten Beisitzer gehabt, sondern als oft ein 
Statrichter das Statrecht besitzen hat wellen, so hat er 
alleweil aus den Genannten etliche Personen zum Ver- 
hören erpitten muessen, und zu jedem Kochten ander Per- 
son gehabt, auch oftmal die Anzal nit gehaben mugen« 
u. s. w. *!»). 

Der Stadtschranne gegenüber, welche im Laufe der 
Zeit gleich den Landgerichten zur Criminalinstanz wurde, 
bildete der geschworene Bath der Stadt die nächste Be- 
rufungsbehörde, Dem schon beigebrachten Beispiele aus 
W. JN^eustadt *2^) reihten sich Bestimmungen der Wiener 
Privilegien an. » Umb swaz chlage oder gutes oder sacke oder 
ürtail vor dem statrichter mrt fuorbaz gedinget« verordnet 
Herzog Albrecht I (1296, § 27), das soll wirkungslos sein, 
»ir werde denne gedinget vuor den geswornen rat der stat« 
Von der Entscheidung des Rathes, welcher u. A. dem 
Stadtrichter auch in solchen Fällen zur Norm diente, wenn 
arbiträre Strafen verhängt werden sollten *^^), ging der 
Bechtszug noch an den Stadtherrn selbst, und ebenso stand 
dieser Ausweg auch dem Bathe immer offen, wenn ihm 
»daz dingen oder deu Urtail ze vinster oder verborren 
dunchet«. Dass man von diesem Auskunftsmittel in der That 
Gebrauch machte *^^), das zeigen die Anm. 183 vorgeführten 



"•) W. R. II, 231. 

*^*) S. Anm. 416, dann praeterea dubiae questionem sententiae in 
praetorio sepedictae civitatis subortae per iuratos civitatis et capitaneum 
vel a nobis interpretationem vel requisitionem recipiant, Winter 33, 
1277, § 7. 

*") 1340, § 32. Das Verbrechen der Nothzucht kann an öffent- 
lichen Dirnen nicht begangen werden, »stoer si aber laidigt, den sol der 
richter puezzen nach des rotes rat^n 

***) Als jedoch Kg. Friedrich den Versuch mächte, einige im Rath 
anhängige Proce^se direct vors Hofgericht zu ziehen, richtete die Stadt 
Wien sofort ihre Vorstellungen dagegen an den König. KoUär Anal. 
II, 868. d. d. 1441, 9. Febr. Die Bitten der Wiener an Kg. Max um 
Abschaffung der :» Appellation und Dingnus so atts dem Kate und 
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Erklärungen und Läuterungen zweier an die kaiserlichen 
Käthe gedingten Urtheile aus den Jahren 1468 und 1473. 
Dagegen kann ein Rechtszug von den vielen mit Wiener 
Recht bewidmeten Städten nach Wien als Oberhof nur bei 
der kleinen landesfürstlichen Stadt Eggenburg nachgewiesen 
werden. Hier entwickelte er sich in Folge derBewidmung 
mit Wiener Recht, welche König Rudolf I 1277 denEggen- 
burgem zugestanden hatte, und dauerte dann bis über die 
Mitte des 15. Jahrhunderts. Der Rechtszug ging an den 
Rath von Wien als letzte Instanz, mindestens wird dies 
1458 in einem Schreiben der Stadt Eggenburg, dem einzig 
erhaltenen Zeugnisse in dieser Sache, behauptet, und ein 
weiteres Dingen an den Landesfürsten für unzulässig er- 
klärt "8). 

Das städtische Gericht, oder, wo wie in Wien eine 
Theilung der Agenden eingetreten war, die Civilbehörde 
des Raths und die Criminalbehörde des Stadtgerichtes bil- 
deten den ordentlichen, gewöhnlich sogar den ausschliess- 
lichen Gerichtsstand für die Bürger. Allein die Competenz 
derselben war schon innerhalb des Stadtgebietes mancherlei 
Beschränkungen ausgesetzt. Wir haben gesehen, dass sich 
die Ansprüche der Grundherrn nicht völlig verdrängen 
liessen, gleiches galt auch rücksichtlich der Immunitäts* 
gerichtsbarkeit, da Preiungen das ganze Mittelalter hindurch 
mitten in den Städen vorkamen. Endlich gab es noch 
Causalgerichte, welchen nicht nur jedermann in den be- 
treffenden Angelegenheiten, sondern überdies noch einzelne 
Stadtbewohner als Personalinstanz unterlagen, etwa das 
Münz- und das Judengericht. So trägt denn manches dazu 
bei, um die Jurisdictionen in den Städten verwickelt zu 



Stadtschrann hescheen sein wider unser Stat hantfest und freiheiten^i 
vom J. 1494 (WR. II, 116) richteten sieh offenbar gegen das Regiment 
der n. Ö. Lande. 
*») WR. II, 91 
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gestalten, und oft genug musste der Herzog selbst als 
höchste Autorität einschreiten, um die Streitigkeiten der 
verschiedenen Gerichtsinhaber innerhalb des Burgfriedens 
beizulegen*^*). 

Eine Vereinfachung dieser Verhältnisse trat erst seit 
dem 16. Jahrhundert allmälig ein. Die steigende Macht 
des Landesfürsten gestattete diesem eingreifende Verän- 
derungen im Innern der Städte vorzunehmen, in welchen 
wir gutentheils die Folgen der Einbürgerung des römischen 
Rechts erkennen müssen. So beseitigt König Maximilian 
1507 in seiner Eigenschaft als regierender Herr und Landes- 
fürst den althergebrachten Rechtsbrauch, womach die 
"Wiener Bürger »so auf ir einen oder mer in Sachen Kund- 
schaft oder Zeugnuss dem Rechten zu Purdrung zu geben 
gezogen, nicht sweren, noch Pragstuck gegen in eingelegt 
sondern auf ihren Burgerayd in solchen ihren Sachen im 
Rechten gelawbt werden suUe«, weil derselbe »dem rechten 
widerwertig und dadurch den Partheyen die der bestimmten 
Kundschaft zu gebrauchen notdurftig im Rechten merklicher 
Nachtail und Schaden erwachsen« *^5). 

Weitere Veränderungen brachte das Stadtrecht des 
Kaisers vom Jahre 1517 *2^), das bereits den später regel- 
mässig wiederholten Vorbehalt enthält, diese Artikel künftig 
aus landesfürstlicher Machtvollkommenheit nach Gutdünken 
aufzuheben, zu vermehren oder zu vermindern. Art. 6 wird 
der Reinigungseid, mit welchem sich der Wiener Bürger 
in Sachen beredete, »die ime an sein Eer und Treue« gingen, 
abgeschafft, und der Zeugenbeweis auch in derlei Pällen 

***) in Wien: 1375 und 1438 zwischen dem Stadtrichter und der 
Abtei zu den Schotten, 1415 zwischen dem Stadt- und Münzrichter, 
Tomaschek in Einleitung zu WR. I, S. LIX und LXXIII fif. 

**») Ungedruckt, Orig.-Concept, W. Staatsarchiv d. d. 1508, 29. Dez. 
Schloss Fragenstein, aber ins J. 1507 gehörig, weil Maximilian den 
Jahreswechsel mit Weihnachten eintreten Hess. 

"•) WR. II, 123 fif. 
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als zulässig erklärt; Art. 9 — 15 werden die alten Straf- 
ansätze mit Bücksiclit auf die geänderten Münzverhältnisse 
neu festgesetzt; Art. 16 endlich entzieht dem Stadtrichter 
das arbiträre Strafrecht in Fällen, für welche kein beson- 
derer Strafsatz normirt war, und substituirt das ürtheil des 
ehrsamen Rathes, verallgemeinert also eine Bestimmung, 
welche dem Keime nach bereits in der Handfeste von 1340 
enthalten ist. Noch einschneidender waren die Verfügungen, 
welche Erzherzog Ferdinand sofort nach seinem Regierungs- 
antritte traf. Die CoUegien der Genanntön und der Haus- 
genossen wurden durch Urtheil des erzherzoglichen Gerichts 
d. d. 16. August 1522, W. Neustadt, aufgelöst, letztere über- 
dies mit Cassirung ihres befreiten Gerichtsstandes dem Stadt- 
gerichte unterstellt. Eine Verfügung vom 4. October 1522 
ordnet die Neubesetzung des Wiener Stadtgerichtes mit 
einem Stadtrichter und mit 12 ständigen vom Landesfürsten 
besoldeten und diesem eidlich verpflichteten Beisitzern aus 
der Bürgerschaft an*^''). Durch die grosse von Augsburg 
aus im Jahre 1526 erlassene Stadtördnung wird die alte 
Stadtverfassung vollends über den Haufen gestürzt, und die 
Organisation auf ganz neuen Grundlagen aufgebaut. Die 
städtische Autonomie, bisher die Hauptquelle der Rechts- 
entwicklung wird mit einem Schlag auf ein sehr beschei- 
denes Maass reducirt, überall macht sich die Oberaufsicht 
des Staates, sein Einfluss auf die städtische Regierung und 
Verwaltung geltend *^^). Mehr als durch 250 Jahre, bis an 
das Ende des 18. Jahrhunderts, bis in die Tage Kaiser 
Josefs II ruht die Verfassung der österreichischen Städte 
auf den Grundlagen, welche durch diese Stadtordnung 
gegeben waren. 



*") Die Actenstücke WR. II, 129 und 228 ff. 

**•) Tomaschek in d. Einleitung z. d. WR. I, S. LXX und der Ab- 
druck a. a. 0. II, 131 ff. 
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§ 21. Die städtischen Aemter des Sterzermeisters, des Spiel- und des 
Hansgrafen und die Jurisdiction der Innungen. 

Sie sind sämmtlich polizeilicher Natur. 

1. Das Amt des Sterzermeisters, am 26. März 1443 
unter Mitwirkung der königliehen Räthe und Verweser des 
Landes, sowie des Passauer Officials, durch Rathsbeschluss 
eingeführt*^*), entsprach jenem des Bettelvogtes in andern 
Städten. Der Sterzermeister hatte den Strassenbettel zu 
überwachen, beziehungsweise die Zeichen zu ertheilen, 
welche von den Bettlern zu ihrer Legitimation öffentlich 
getragen werden mussten. Kraft der ihm verliehenen obrig- 
keitlichen Gewalt durfte er mindere Vergehen der Bettler 
mit den »precheln die auf den freithöfen dazu geömt sind« 
durch Einspannen in den Stock, oder durch leichtere 
körperliche Züchtigungen selbst strafen, falls seine münd- 
lichen Ermahnungen fruchtlos geblieben waren, nicht aber 
Sachen des Bluts, welche »Verdunfibnus der Glider oder 
Person« im Gefolge haben, denn für diese blieb der Stadt- 
eventuell auch der Immunitätsrichter competent. 

Das Amt des Sterzermeisters wurde erst durch die 
Stadtordnung Erzherzog Ferdinands vom Jahre 1526 ab- 
geschafft, beziehungsweise mit der Stelle des Spitlmeisters 
vereinigt. 

2. Der Spielgraf *^®) war die Personalinstanz für alle 
fahrenden Leute. Was ain man zu klagen hat hinz ainem 
ieglichen varundem manne, der sol darumb nindert zu 
recht sten nur vor seinem Spilgraven, es sei dann ain solche 
sach die an den frid oder an das leien get, da mues er mnb 
antwurten vor dem statrichter, verfügt Art. 26 des Wiener 
Stadtrechtsbuches. Schon diese Notiz allein würde zur An- 
nahme berechtigen, dass das Amt des Spielgrafen in Oester- 



"•) WR. II, 48. Maurer III, § 414. 

**°) Maurer III, § 424 mit Beispielen aus Regensburg und Lübeck. 



234 II- Geschichte der Gerichtsverfassung. 

reich an mehreren Orten bestand. Die Aufzeichnungen 
einer Wiener Handschrift aus dem 15. Jahrhundert lassen 
jedoch erkennen, dass das ganze Land in Spielgrafenämter 
mit genau abgegränzten Sprengein eingetheilt war*'^). Die 
Spielgrafen unterstanden als Behörde dem Erbamt eines 
obersten Spielgrafen für Oesterreich ob und unter der Enns, 
und diese Würde vererbte sich mit dem obersten Erb- 
kämmereramt verbunden im Geschlecht der Ebersdorfer 
und nach deren Aussterben (1561) in den Eitzingern (bis 
1620) und Brennern. Oflfene Briefe, Vielehe der oberste 
Spielgraf seinen Organen mitgab, forderten jedermann auf, 
den Spielgrafen innerhalb seines Sprengeis gev^ähren zu 
lassen, »wo er an ew langet von wegen aller spiellewt . . 
das er dieselben spiellewt und ir ungehorsam zu banden 
nemen und die in mein gericht des obristen chammer- 
ambts in Oesterreich bringen und nach meinem gehaissen 
straffen yrurd«. 

3. Schon die Privilegien der Babenberger hatten Wien 
zum Stapelplatz für den Handel nach Ungarn erhoben und 
deshalb mancherlei Beschränkungen für die oberländischen 
Kaufleute aus Passau, Regensburg, Schwaben u. s. w. aus- 
gesprochen. Die Ueberwachung dieser immer mehr an- 
wachsenden Bestimmungen mag erst Sache des ganzen 
Raths gewesen sein, später*'^) wurde sie als besonderes 



"0 Hschr. 429, Suppl. des W. Staats- Archivs enthält fol. 46 ^ die 
Aufzählung von 7 Spielgrafenämtern auf dem TuUnerfeld, auf dem 
hehemischen Gemärkh, zu Hainburg u. s. w., deren Ertrag der S. 
Niclas Zeche der Spielleute zu Wien zufloss, dann fol. 47 eine vor 1457 
erfolgte Verleihung des Spielgrafenamts von Hainburg an Andre den 
Steyrer auf ein Jahr. Spätere Notizen bieten Cod. Austr. s. v. Spill- 
grafenambt, H, 303 (Verordnungen von 1665 und 1671), Wurmbrand 
Collectanea 280 ff. 

*•*) Herr Chunrat der Hansgrave, welcher 1320 im Rathe sass, als 
das Eisenbuch angelegt wurde, WR. I, 90, erscheint schon 1298 mit 
dem gleichen Titel ÜB. o. E. IV, 273. 
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Amt dem Hansgrafen übertragen. Seit dem Ende des 13. 
Jahrhunderts bestand dann dies Amt (später das Hand- 
grafenamt genannt) bis in die Tage Josefs II, der es 1784 
aufhob *83). 

Der Hansgraf hatte die genaue Ausführung aller auf 
Handel und Verkehr bezüglichen Vorschriften zu über- 
wachen, musste jede Verletzung derselben dem Rath an- 
zeigen, und bezog ein Drittel von allen als verfallen be- 
zeichneten Waaren, während die beiden andern Drittel dem 
Landesfürsten und der Stadt gebührten. In allen den 
Pferdehandel betreffenden Angelegenheiten bildete er die 
Causalinstanz, ähnlich wie in der Neustadt Prag das Ross- 
gericht fungirte*'*). 

Als Hilfsorgane waren ihm ein Ballenbinder und die 
geschwomen TJnterkäufler (Mäkler) zugewiesen, 6 an der 
Zahl für Venezianer-, dann für Gold- und Silberwaaren, 
8—10 für Tuch und Rauhwaare, 10—12 für den Pferdehandel. 

Der Hansgraf dürfte anfänglich vom Rath selbst ernannt 
worden sein. Darauf würde u. A. die Eidesformel deuten, 
welche sich im sog. Wiener Handwerkerbuch erhalten hat, 
und nach welcher noch die Hansgrafen Niclas Teschler und 
Peter Rauscher 1452 und 1460 schwuren, später war dies 
nicht mehr der Fall. Kg. Ladislaus und K. Friedrich HI 
bezeichnen 1453 und 1480 das Hansgrafenamt als ihr Amt, 
die Hansgrafen in Oesterreich Hans von Gerau und Hans 
Grässl als ihre Diener. 1488 schwört Kaspar Rigel 



***) Ueber das Hansgrafenamt vgl. Kurz, Handel, 249 ff., Göth, z. 
Gesch. d. Hansgrafen in Steiermark, Mittheil. d. hist. Ver. f. Stmk. Vni, 
125 ff. Die Eidesformeln im 3. Bericht des W. Alterthumsvereins, 
S. 272, und Kurz Beilage 48. — Die gleichlautenden Hansgrafen - 
Ordnungen von 1453 und 1480 in WR. II, 77 und Mon. H. iy3, 412. 

*•*) >Item ob ein ros rützig oder herzslechtig wer, das hat ein 
hansgraf ze richten cUs von alter herkömen ist* Ueber das Prager 
Rossgericht vgl. die Actenstücke in Weingartens Codex Ferdinandeo 
u. s. w. Carolinus, Prag 1720, S. 80 ff. 
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Hansgraf in Oesterreich dem Eg. Mathias Corvinus als 
neuem Herrscher und aus den Tagen Max' I liegen bereits 
zahlreiche Beläge dafür vor, dass dies Amt nun ein rein 
landesfürstliches geworden war. Jede Provinz besitzt jetzt 
ihren eigenen Hansgrafen mit dem Amtssitze in Wien, Linz, 
Graz u. s. w. Die Oberaufsicht ist aber einem obersten 
Hansgrafen in den n. ö. Landen, 150t dem Jörg von 
Hermberg, übertragen*'*). 

4. Die Autonomie der Innungen gewährte in Oester- 
reich, wenn wir von den Münzem absehen, den Zunft- 
meistern eine weniger weitgehende Jurisdiction als dies 
anderswärts, z. B. (nach Kuhns' Ausführungen II, § 47) in 
der Mark Brandenburg der Fall war. Die österreichischen 
Herzoge hatten die Unterordnung der Zünfte unter die 
Autorität des Bathes als Yerwaltungsprincip aufgestellt. 
Generelle Verbote betrafen alle unerlaubten Verbindungen 
der Handwerker (Wien 1340, § 64, 1361, 1364, W. Neu- 
stadt St. R. Art. 55), specielle Verordnungen schafften die 
besundem Richter bei einzelnen Gewerben (so 1350 bei 
den Wiener Fleischern) ab, oder untersagten wie 1466 zu 
Wels den Zunftmitgliedem die Sanction ihrer Satzungen 
durch eigenmächtig festgesetzte Fönen und Bussen. Unter 
solchen Umständen nimmt es nicht Wunder, dass sich die 
Zunftmeister gewöhnlich mit der Ueberwachung der Zunft- 
ordnung im Allgemeinen, beziehungsweise mit der Anzeige 
der erkundeten Uebertretungen beim Hansgrafen oder Stadt- 
rath begnügen mussten, während die Entscheidung der Sache 
selbst diesen Behörden vorbehalten blieb. Nur sehr ver- 



*»*) Amtsreverse der vom Kg. Max I für Oesterreich ernannten 
Hansgrafen d. d. 1499, 12. April (Friedrich Rawscher), 1499, 14. Dez. 
(Valentin Kardinger), 1501 26. Juli Georg von Herrenberg. Für letz- 
teren, welcher 120 fl. Rhein. Jahressold bezog, hat sich auch die In- 
struction d. d. 1501, 19. Juli, Innsbruck, erhalten, in welcher er als 
obrister Hansgraf in den n. ö. Landen und als Vorgesetzter der Hans- 
grafen in Oesterreich, Steier, Kärnten und Krain bezeichnet wird. 
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einzelt begegnen wir in dem bis nun bekannt gewordenen 
Material einer etwas weitergehenden Jurisdiction der Zunft- 
ältesten, so z. B. bei den Kürschnern in Wien, welche 
laut ihrer Ordnung vom Jahre 1445 Unsittlichkeiten oder 
selbst kleine Diebstähle der Gesellen mit Geld- und Wachs- 
bussen an die Zeche bedrohten, und die Widerspänstigen 
durch Ehrloserklärung zum Gehorsam zwangen. 

§ 22. Das Judengericht. 

Nach Stobbe's Vermuthung sind die Ansiedlungen der 
Juden in den Donauländern wahrscheinlich von Italien her 
erfolgt*'®). Ob eine Judenansiedlung zu Wien schon zu 
Römerzeiten bestanden, das können wir billig dahin gestellt 
sein lassen, historischen Boden betreten wir mit der RaflPel- 
städter Zollordnung, welche Handel treibende Juden er- 
wähnt, die sich damals vorzugsweise mit dem Verkauf von 
Sklaven beschäftigten. 

Dies Zeugniss aus den Jahren 903 — 906 dürfte wohl 
die älteste beglaubigte Nachricht über Juden im Lande ob 
und unter der Enns sein. Das Privilegium majus^ das dem 
österreichischen Herzog die Haltung von Juden und Gawert- 
schen gestattet, und das noch G. Wolf als frühestes ge- 
schichtliches Datum anführt, kömmt als Fälschung des 14. 
Jahrhunderts hier nicht in Betracht. Wir entnehmen jedoch 
demselben Autor, dass die Zahl der Juden in Oesterreich 
bis in das 12. Jahrhundert nicht gross war, und dass die 
Judengemeinden zu Krems und W. Neustadt eher zu einiger 
Bedeutung gelangten als jene von Wien. In djer Folge 
begegnen wir ansässigen Juden zu Kor- und Klosterneuburg 



*") Literatur: Stobbe, die Juden in Deutschland. Braunschweig 
1866. — Wiener, Regesten der Juden in Deutschland. Hannover 1862. 
— Maurer, Städteverf. III, § 486. — G. Wolf, Geschichte der Juden in 
Wien, 1876. — Schlager, Wiener Skizzen 1836, I, 15 ff., II, 159 fF. — 
Kurz, Albrecht IV, Bd. II, 191-213. 
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zu Enns, Stadt Steyer, Retz, Hom, Eggenburg, St. Polten, 
Zwetl, Linz, Zistersdorf, Traiskirchen, "Weitra, Herzogen- 
burg, Leubs, Pertoldsdorf u s, w. 

Die Juden in Oesterreich sind schon in den Tagen der 
Babenberger landesfürstliches Eammergut, ohne dass uns 
eine (echte) Verleihung des Judenregals an die Herzoge 
dieses Geschlechts überliefert worden wäre. Auch scheint 
es, dass mindestens einzelne Juden von den Regenten ge- 
schätzt und in einflussreiche Aemter berufen wurden. 
1194 beschwert sich das Kloster Pormbach*^'') über einen 
gewissen Shlom (rielleicht denselben Juden, welcher um 
1204 ansehnlichen Grundbesitz nächst der Wiener Synagoge 
besass), den der Herzog zum Münzmeister ernannt hatte. 
1257 Urkunden die Juden Lublinus und Nekelo als herzog- 
liche Eammergrafen. Doch war die Erlangung ähnlicher 
Stellungen durch die Privilegien der Städte, beziehungs- 
weise durch die Forderungen des Wiener Concils von 1267 
sehr erschwert. In der Handfeste von 1239 sagte Herzog 
Friedrich H den Bürgern seiner getreuen Neustadt zu, 
quod Judeos prcedidae civitati de cetero in ntdlo officio pne- 
ficiemus unde cives possint vel debeant gravari. Gleiche 
Begünstigungen wurden 1278 (II, § 3) und 1296 (§ 5) von 
König Rudolf und Herzog Albrecht I den Wienern zu- 
gestanden. 

Bis über die Mitte des 14. Jahrhunderts erwiesen sich 
indessen die österreichischen Herzoge den Juden geneigter 
als es Dichtern, Chronisten und auch Juristen (ich erwähne 
Art. 145 des Wiener Stadtrechtsbuchs) genehm war. Seit 
1371 änderte sich diese Wohlmeinung und die Herzoge 
setzten nun auch selbst Judenverfolgungen ins Werk, unter 
welchen jene von 1420/1 mit einem grossen Autodafe zu 
Wien und mit der Verbannung der Juden aus Oesterreich 



*") Meiller, B. S. 76, N. 73. D. A. XXXI, 193. 
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ob und unter der Enns endete. Das Vermögen der Hin- 
gerichteten wurde eingezogen und dem Wiener Magistrat 
die Jurisdiction über die leeren Judenhäuser übertragen. 

Ungeachtet dieser Vertreibung kehrten die Juden als- 
bald wieder nach Oesterreich zurück. Kg. Ladislaus be- 
stätigte zwar 1453 mit Beziehung auf die allgemeine Aus- 
weisung der Juden aus Oesterreich durch seinen Vater den 
Wienern ausdrücklich, dass auch in Zukunft die Juden 
»keinen Sitz, Haus noch Niederlass hie in der Stadt noch 
in den Vorstädten haben noch gewinnen suUen«. Dies Verbot 
scheint jedoch nicht lange vorgehalten zu haben. Schon 
1462 sieht sich die Landschaft auf dem Landtag von TuUn 
zu Vorstellungen an den judenfreundlichen Kaiser Frie- 
drich HI veranlasst, und 1494 wiederholt die Stadtgemeinde 
ihre Bitten um Ausweisung der Juden aus dem Weichbild. 
K. Maximilians I Verhandlungen mit der Landschaft im 
Jahre 1509 und sein »Gemain Judischait General den Paan 
betreffend« vom 4. Mai 1518 lehren indessen, dass die Juden 
wenn auch nicht in Wien, so dennoch anderwärts in Oester- 
reich vom Landesfürsten geduldet wurden**®). 

»Die Juden einer Stadt bildeten nicht bloss eine reli- 
giöse Gemeinde, welche in ihrer Synagoge ihren Mittel- 
punkt fand, sie waren nicht bloss in localer Weise von den 
übrigen Einwohnern getrennt, indem sie ein besonderes 
Viertel bewohnten, sie bildeten auch an vielen Orten eine 
Gemeinde in communaler und rechtlicher Beziehung. Die 
Judengemeinde war von den städtischen Beamten eximirt 
und besass (allerdings an verschiedenen Orten im verschie- 
denen Umfange) die Gerichtsbarkeit, und zwar nicht allein 
über ihre Angehörigen, sondern auch beim Streit derselben 
mit dritten Personen«. 



♦") WH. II, S. 81, 116, Ghmel, Material II, 272. — Geduldet wur- 
den 1509 die Juden zu Marcheck, Zistersdorf und in den damals zu 
Oesterreich gehörigen Städten Güns und Eisenstadt. Archiv XIII, 329, 
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Diese Worte Stobbe^s passen Tollkommen auch auf die 
Yerhältnisse der Juden in Oesterreich, nur muss man mit 
Maurer die autonomen jüdischen Obrigkeiten von den landes- 
herrlichen Behörden unterscheiden, welch letztere aus dem 
Judenschutzrechte eine Jurisdiction in Judenhändeln ge- 
wonnen haben. 

1. Die autonome Gerichtsbarkeit der Vorsteher einer 
Judengemeinde, der sog. Judenbischöfe oder Meister ent- 
wickelte sich in Anlehnung an das Schriftwort (Exodus 21, 1) 
frühzeitig, und wird von der öffentlichen Gewalt bereits in 
den ältesten Freiheitsbriefen für die Juden in Oesterreich 
anerkannt. Der Freibrief K. Friedrichs II von 1238 ver- 
ordnet schlechtweg, dass die gewöhnlichen Angelegenheiten 
und Streitfalle von Juden unter einander durch deren Vor- 
steher beizulegen seien, welcher durch Zwangsmassregeln 
gegen rückhältige Zeugen vorgehen dürfe. Nur in wichtigen 
Sachen behalte sich der Kaiser die Entscheidung vor. Bei 
Streitigkeiten zwischen Juden und Christen sei nach dem 
Rechte des Geklagten vorzugehen. Es seien daher die 
Juden nicht zu den Ordalien der Feuer- und Wasserprobe 
zu nöthigen, da ihnen die Eidesableistung nach ihrem Bitus 
freistehe, auch sollte das einseitige Zeugniss von An- 
gehörigen einer Religionspartei in derlei Prozessen un- 
statthaft sein. 

Der Freibrief Herzog Friedrichs II vom 1. Juli 1244, 
die Grundlage des Judenrechts nicht nur in Oesterreich, 
sondern auch in Ungarn und Böhmen, lässt erkennen, dass 
der Herzog die Juden als seine Kammerknechte betrachtete. 
Brechen Händel im grossem Maasse in der Judengemeinde 
selbst aus, so soll gegen die Ruhestörer nicht der Stadt- 
richter, sondern nur der Herzog selbst, oder dessen oberster 
Kämmerer einschreiten. Davon abgesehen ist aber die 
Rechtspflege im Innern der JudengemeindtB nahezu voll- 
ständig dem Judenmeister (hier jtidex juäeorum genannt) 
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Überlassen. Dieser lädt die Parteien mit obrigkeitlicher 
Gewalt vor, und verfällt die Ausbleibenden in Ordnungs- 
strafen von 4 bis 36 Pf. Sein »Wandel« mit welchen er 
leichtere Vergehen seiner Glaubensgenossen bestraft, geht 
bis auf 12 Pf., die Busse, die er bei Verwundungen ver- 
hängt, bis auf 2 Pfd. Pf. Noch wichtiger ist, dass der Juden- 
meister unter Umständen auch Civil- und Strafbehörde für 
Christen sein kann. Die Frage, ob der "Werth eines von 
Christen gegebenen Faustpfands nach Jahresfrist von der 
Summe des Capitals und der Zinsen erreicht sei, und nun 
vom Gläubiger veräussert werden könne, entscheidet ledig- 
lich sein Ausspruch. Muthwillige Verunglimpfungen der 
Synagoge musste auch ein Christ diesem Judenmeister büssen. 

Es ist naheliegend, dass sich das Verfahren in diesen 
Judengerichten aus einer Mischung alttestamentlicher Formen 
mit Principien des deutschen Prozesses zusammensetzte. 
Von letzteren werden im herzoglichen Freibrief der Grund- 
satz der Oeffentlichkeit und das Anklageprincip ausdrück- 
lich hervorgehoben. Die Juden sind nur verpflichtet, öffent- 
lich vor den Thoren der Synagoge zu Recht zu stehen (es 
sei denn, dass der Herzog die Sache an sich gezogen hätte), 
und der Judenmeister darf auch bei Angelegenheiten der 
Juden unter einander nur dann einschreiten, wenn Klage 
vor ihm erhoben wird. 

2: Diese Competenz des Gerichts der Judenmeister 
musste jedoch nothwendig arge Schmälerung erfahren, seit- 
dem der schon oben angeführte Satz, dass kein Jude Obrig- 
keit über Christen sein solle, in die Städteprivilegien über- 
gegangen war. Empfanden es die Christen schon schwer, 
dass die verfluchten Juden vil pezzer recht habent gegen den 
Christen, denn die Christen gegen den Juden, wie der Ver- 
fasser des Wiener Stadtrechtsbuchs (Art. 145) klagt, so 
wollten sie fortan doch wenigstens nicht vom Judenmeister 
gerichtet werden. So entstand denn, wahrscheinlich im 

Lasch in, Gerichts-wesen. 16 
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letzten Viertel des 13. Jahrhunderts**'), das Amt der 
christlichen Judenrichter, welche zunächst in allen An- 
gelegenheiten zwischen Juden und Christen eingreifen 
sollten. 

Ueber die Bestellung dieses Judenrichters in den Städten 
ob und unter der Enns (es werden uns solche ausser "Wien 
in W. Neustadt, Krems, Herzogenburg, Klostemeuburg . . . 
genannt) ist wenig bekannt. Da die Juden Kammergut 
waren, so muss der Judenrichter herzoglicher Beamte ge- 
wesen sein. Die Bestimmung des W. Neustädter Rechts 
(Art. 109), dass der Stadtrichter den Juden seinen Nach- 
richter oder sonst eine ehrenwerthe Persönlichkeit zum 
Richter setzen solle, ist, da die überlieferte Fassung dieses 
Stadtrechts bekanntlich nicht authentisch ist, an sich nicht 
sehr wahrscheinlich. Zieht man die Yerhältnisse in der 
benachbarten Steiermark zu Rathe, so findet man den 
Judenrichter durch den Landesfürsten ernannt und während 
seiner Amtsführung von städtischen Abgaben und Leistungen 
befreit**®). Die Gerichtsstätte dürfte wohl unverändert vor der 
Synagoge gewesen sein, dagegen änderte sich die Besetzung 
der Gerichtsbank, welche nunmehr gemischt zur Hälfte aus 
Christen, zur Hälfte aus Juden zusammengesetzt wurde. 
Da ward m recht erkannt von den erbern Eristen und Juden 
die hei mir an dem Judenrechten gesessen sein, lautet die 
ständige Formel in den Urkunden dieser Judengerichte. 
Päpstliche Bullen sicherten die Competenz dieser Juden- 
gerichte auch für den Fall, wenn ein Streittheil Anspruch 
auf den Schutz geistlicher Gerichte hatte **^). 

*••) Tschischka, Gesch. von Wien, S. 121 bezeichnet den Ritter 
Reimboto als ersten Judenrichter um 1281. Ich kenne als ältestes Bei- 
spiel Durinch den Biber um 1317. ÜB. o. E. V, 182. 

**o) Ghmel, Mon. Habs. 1/2, S. 749 für Marburg und 821 für Graz. 
Als Hilfsbeamten besass er einen Judenschreiber. Schlager I, 33 zum 
J. 1403. 

***) Daher beschwert sich K. Friedrich HI, 1478 beim Erzbischof 
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Die Judenmeister (oder Zechmeister der Judenzeche, 
wie sie im Verlauf des 14. Jahrhunderts genannt wurden) 
denen Hilfsorgane in den sog. Judenmessnern zur Seite 
standen, verloren demungeachtet ihre Jurisdiction über die 
Christen nicht vollständig. Wann ein Christ stirbt, so suUen 
desselben erben in meins herrn Land ze Oesterreich in der 
schul der Sauden ze Wien, zu der Newnstat, ze Chrems haissen 
rufen, ob er chainen Juden gelten sül, daz der Jud für chom 
oder meld die geltschuld. Ez ensol auch der Jud in demselben 
jar und der Christen stirbt melden die geltschuld chündleich. 
Tut daz der Jud dez geneust er, tut dez der Jud nicht, so 
sol der Christen furbaz ledig sein von den Juden seiner gelt- 
schuld, heisst es im Art. 246 des steirischen Landrechts. 
Dass die Anmeldung beim Synagogenvorstand geschah, 
beziehungsweise, dass dieser den Christen rechtskräftige 
Bescheinigungen über den Erfolg solcher Verlautbarungen 
ausstellte, habe ich bereits an anderm Orte genauer dar- 
gethan **2). 

Die Gerichtsbarkeit der Judenmeister in internen An- 
gelegenheiten der Juden wurde durch die Einsetzung christ- 
licher Judenrichter mit dem Wirkungskreise in Streitig- 
keiten zwischen Juden und Christen, anfänglich wenig oder 
gar nicht berührt**^), doch stand es jedem Juden frei. 



von Salzburg über einen Priester, welcher einen Radkersburger Juden 
vor geistliches Gericht geladen hatte, da doch seine Judischkeit von 
Rom aus gefreit sei. dass sy sich umb erkhen noch gesueche an kainem 
andern ende dann vor iren gesalzten richtem in unsern landen zu ver- 
antwurten schuldig, Mon. Habs. 1/2, S. 354. 

***) Das Berufen von Brief und Siegel in d. Zeitschr. f. Rechtsgesch. 
XII, S. 46 ff. 

**•) So befiehlt Kg. Friedrich III 1478 dem Judenmeister Mosche 
zu Radkersburg den Juden Mardachey durch Androhung des grossen 
judischen pan von einer übermässigen Zinsenanforderung an den Juden 
Aram abzuhalten, und ein andermal darob zu sein, dass der Jude David 
von der Marburger Judenschaft nicht weiter mit dem Bann und an- 
derm jüdischen Zwang zur vollständigen Erfüllung einer vom Juden- 

16* 
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seine Angelegenheiten vor den Landesfürsten zu bringen, 
und die Kaiser Friedrieh und Maximilian sorgten dafür, 
dass dies Recht dem Einzelnen nicht etwa durch Ver- 
hängung des jüdischen Bannfluchs über Unbotmässige ver- 
eitelt werde***). 

§ 23. Das Munzgericht. 

Die Ausübung des Münzregals durch die österreichi- 
schen Herzoge lässt sich bis zum Jahre 1157, und die 
Privilegirung der Münzbeamten durch Einräumung eines 
besondern Gerichtsstands bis in die Zeiten H. Leopolds V 
(1177—1194) urkundlich zurück verfolgen **5). Als Münz- 
stätten kommen im Lande ob und unter der Enns während 
des Mittelalters in Betracht: 

1. Krems 1157 bis etwa 1225 und vielleicht um 1463. 

2. W. Neustadt (vorher wohl in Neunkirchen und 
Fischau 1166) mit Unterbrechungen bis gegen 1485. 

3. Wien seit den Tagen Leopolds V das ganze Mittel- 
alter hindurch. 



meister zu Stande gebrachten Tädung angehalten werde. Mon, Habs. 
1/2, 733 und Archiv III, 82. 

***) Vgl. ausser den soeben angeführten Beispielen die Urk. d. d. 
1467, 22. Dez., durch welche K. Friedrich III seinen Juden Muschman 
der »von etlicher Judischait tmpülen umbgefwrt mit dem pan und in 
anderweg meMich* beschwert wurde, in Schutz nimmt und das Ge- 
neral K. Max' I vom 4. Mai 1518, welches allen Juden mit Verhaftung 
droht, wenn solche Glaubensgenossen mit dem judischen Pann und 
Citation bekümmert würden, welche zur Austragung ihrer Sachen vor 
unparteiischen Juden oder vor dem Regiment der n. ö. Lande bereit 
seien. Birk im Arch. X, S. 443, Wiener S. 91, N. 82. Wolf, Beil. XX, 
S. 250. 

***) Literatur: WR. II, 65 ff. ein Münzrecht von c. 1450 vordem 
von Kaltenbaeck edirt. — Karajan Beitr. z. Geschichte der landesfürst- 
lichen Münze Wiens in Chmels Geschf. L — Als Versuch, die allmälig 
ziemlich angewachsene Literatur über diesen Gegenstand zusammen- 
zufassen, meine Wiener Pfenninge, Wien 1877 (auch in Bd. 6 — 9 der 
numismatischen Zeitschrift). 
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4. Enns 1191 mit Unterbrechungen bis etwa 1463. 

5. 6. Freistadt und Linz um 1458. 

Alle Angehörigen der Münze , den Münzmeister und 
Anwalt eingeschlossen, waren dem obersten Kämmerer als 
Stellvertreter des Herzogs unterworfen. Obrister Kämmerer, 
Münzmeister und Münzanwalt bildeten dann als die öbristen 
die Instanz für die wichtigsten technischen oder admini- 
strativen Angelegenheiten der Münze, die Entscheidung der 
übrigen Fälle und ausserdem der Vorsitz im Münzgericht 
stand jedoch dem Münzmeister als dem ordentlichen Vor- 
stand der Münze zu. 

Dem gedachten Gericht war nun nach einer Aufzeich- 
nung vom Jahre 1446 die Gerichtsbarkeit über folgende 
nach Wien zuständige Personen verschiedensten Berufs 
zugewiesen: 

Item von erst all, sy sein hausgenossen oder nit, der 
rmmsmaister, der anwdlt in der muns, der eysenhüeter und 
eysengraher etc. Ferner alle Zainmeister, Setzmeister, beide 
Versucher die geschwornen Silberbrenner und Schmelzer, 
der Kammerknecht und der Wirt vom Münzhof. 

Item all hausgenossen und ir hausfrawn und all ir 
diener und dienerin, ferner alle Gold-, Roth- und Kupfer- 
schmiede, endlich all verher und ir hausfraum, diener vnd 
dienerin vnd darzu der henanten aller sun und töchter, dy 
in irm prot sind und frewndt etc,^^% 

Von diesen Personen oder Corporationen unterstanden 
einzelne kraft besonderer herzoglicher Verfügung zunächst 
dem öbristen Kämmerer, der jedoch die Ausübung der ihm 
zustehenden Jurisdiction seinerseits dem Münzmeister über- 
liess. Dies war z. B. bei den Färbern (Flämmingern, Hand- 
schneidern) der Fall, welche der Gunstbrief vom Jahre 1208 



**•) Cod. 3083, fol. 190 der Wiener Hofbibl. Vermercht all dy in 
das munsagericht gehorent Item von erst u. s. w. Ueber den Gerichts- 
stand der Färber, vgl. Weissmann in den Bl. f. Ldkde. 1876, S. 312 fif. 
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ausdrücklich der Gerichtsbarkeit des Stadtrichters entzieht 
und camerario monetcd nosi/rtß unterstellt, und gleiche Be- 
wandtniss dürfte es mit dem Gerichtsstand der Both- und 
Kupferschmiede haben. Bücksichtlich der übrigen Per- 
sonen genügte deren nähere oder weitere Beziehung zur 
Münzerzeugung, um sie der landesfürstlichen Kammer im 
Allgemeinen und dem Münzgericht insbesonders zu unter- 
werfen. 

All die genannten Personen unterstanden dem Münz- 
gericht in Wien als Personalinstanz nicht nur in Civil-, 
sondern auch in leichtem Straffallen, die eigentlichen 
Münzangehörigen und die Hausgenossen selbst dann, wenn 
die strafbare Handlung auswärts begangen worden war. 
Der Thäter musste dem Wiener Münzmeister eingeliefert 
werden, und dieser entschied die Sache entweder selbst, 
oder überwies den Schuldigen, wenn ein gewöhnliches land- 
gerichtliches Verbrechen vorlag, dem Stadtgericht **'). Da- 
mit waren: jedoch die Privilegien noch nicht erschöpft, die 
Münzstätte und sogar die Privatwohnungen der Hausgenossen 
erfreuten sich ausserdem fürstlicher Freiung und jeder Fremde 
verfiel der Jurisdiction des Münzmeisters von dem Augen- 
blick, da er die Thür der Schlagstube erfasst hatte. 

Als Causalgerichtsstand hingegen war das Münzgericht 
ohne Bücksicht auf die Person des Thäters in allen Fällen 
competent, welche Angelegenheiten der Münze selbst be- 
trafen, also namentlich bei Münzverbrechen (Falschmünzung, 
Saigern der Pfennige, Beschneidung der Münzstücke u. s. w.) 
und bei Uebertretungen des landesherrlichen Gefalls durch 
unbefugten Silberhandel, Verausgabung veralteter Münz- 
sorten, Besitz verbotener Gewichte u. dgl. 

Der Vorsitz im Münzgericht gebührt immer dem Münz- 



**') Daher die Urfehde eines Munzerknechts, welcher wegen Strassen- 
raub eingekerkert worden war, auf den Wiener Stadtrichter lautet. 
Schlager, W. Skizzen 1842, 231, N. 23 vom J. 1471. 
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meister, weil ihm vor allem dieTflicht oblag, alle Gerecht- 
same der Münze zu wahren, und er namentlich jeden Ver- 
such einer Schmälerung des herzoglichen Gefalls nach- 
drücklich zurückzuweisen hatte**®). Das Verfahren und 
mancherlei andere Umstände wechseln jedoch je nachdem 
das Münzgericht als Personal- oder Causalgerichtsstand 
einschritt. Als Personalinstanz war das Wiener Münz- 
gericht wöchentlich in wiederkehrenden Sitzungen thätig. 
»Der Münzmeister soll alle Montag in seinem Haus zu 
Eecht sitzen und an der Sunntag Nacht soll der Wirt für- 
bieten wer sein bedarf, und wer der in Stadt einen fürpeutet, 
der geit dem Wirt 4 Pf. zu fürpot«, heisst es in einer um 
1450 angelegten Zusammenstellung des Wiener Münzrechts. 
Mit Berücksichtigung einer weitern Angabe desselben 
Rechtsdenkmals erfahren wir also, dass der Münzmeister, 
die Zeit von Georgi bis Jacobi (24. April bis 25. Juli) aus- 
genommen, alle Montag eine Gerichtssitzung in seinem Hause 
abhalten soll, und dass der Wirth im Münzhof als Bote am 
vorhergehenden Samstag Abend die erforderlichen Vor- 
ladungen mündlich bestellte. Die Urtheiler dürfte der 
Münzmeister nach freiem Ermessen dem Kreise derjenigen 
Personen entnommen haben, die seinem Gericht als Per- 
sonalinstanz unterworfen waren, es mögen also hier neben 
Münzbediensteten auch Färber, Gold- und Rothschmiede 
u. s. w. geurtheilt haben. 

Schritt jedoch der Münzmeister in Münzangelegenheiten 
als Causalinstanz ein, so war er weder an einen Termin 
noch an einen Gerichtsort gebunden und auch die Urtheils- 
bank war wesentlich anders zusammengesetzt. Die Vor- 
erhebungen, zu welchen auch die Anwendung der Tortur 



***) Daher schwur er, er wolle dem Armen als dem Reichen ein 
gleicher Münzmeister und Richter sein. Es sol auch der Munsmaister 
alle Alchemisten wo er die eruert ausrewUen, und der sind vü unter den 
Studenten, Geschf. I, 480 und 448. 
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gegen den Verdächtigen gehört, triflFt der Münzmeister 
selbstständig, sei es auf eine Anklage hin, sei es von amts- 
wegen. Hat er ein Geständniss erzielt, und ist der objec- 
tive Thatbestand des Münzverbrechens dadurch erwiesen, 
dass es sich um mehr als 13 falsche Pfenninge handelt^ 
so beruft der Münzmeister die Hausgenossen allein zu 
einem besondern Münzgericht in seine Wohnung oder nach 
dem Münzhof**^). Das Verfahren in diesem Münzgericht, 
nach einigen Anzeichen zu schliessen, bereits zu Ende des 
14. Jahrhunderts in XJebung, ist nun im höhen Grade be- 
merkenswerth**®). Es legt nämlich nicht nur hohen Werth 
aufs Geständniss des Beschuldigten, sondern kennt auch 
bereits die Heimlichkeit und den endlichen Rechtstag, also 
Momente, welche bekanntlich erst im Laufe des 16. Jahr- 
hunderts allgemeiner in den deutschen Strafprozess Ein- 
gang fanden *^^). 

**•) Item wann ein munzmaister einen begreuff der ein feischer ist 
der münz, und das er das bekennt an dem sail oder sunst^ und das 
man das valsch pei im begreuft 13 Pfennig oder das er gemacht hab 
über 13 Pfennig^ ,,, so besent der munzmeister die hausgenossen zusammen 
ze kommen es sey in den muntzhof oder hinz im^ und wann si zu- 
sammen kommen vnd den hausgenossen also die waren tat furbringt^ 
dann so frag der muntzmaister des rechtens, die sprechen dann das recht 
mit we der gepessert, sol wem, so antwurt man in dem statrichter, der 
rieht in dann, WR. II, 67. Kaltenbaeck Mz. R. 7. 

***) Jedenfalls bestand es schon 1415 wie aus der Beilegung des 
Streites zwischen dem Stadtrichter und dem Münzmeister durch Herzog 
Albrecht V hervorgeht. Item so meinen wir, das unser münsmeister 
ainen velscher der münss, gold oder Silbers wo er den ankümbt gewalt 
hab anzevallen und zu richten und die hausgenossen niederzusetzen 
über den velsch den der velscher getriben hat zu sprechen, und darnach 
sol er denselben velscher dem statrichter antworten das er gepusst 
werd nach ervindung der hausgenossen, wie das von alter ist herkommen, 
WR. II, 22. 

461) Wohl weist das Bamberger Recht aus dem 14. Jahrh. Art. 137 
dem Verfahren vor der Zent nur den formellen Abschluss eines vor 
dem Stadtgericht instruirten Griminalprozesses zu, allein das Moment 
der Heimlichkeit in der Voruntersuchung fehlt. Zöpfl, Bamberger Recht 
S. 135. 
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Das eigentliche Verfahren gegen den Münzverbrecher 
findet vor den Hausgenossen in irem rat in irer gehaim 
seinen Abschluss, die sprechen dann das recht mit we der 
gepessert sol wern. Befinden sie den Angeklagten unschuldig, 
oder wird derselbe auf Füf bitten begnadigt, so wird er 
sofort entlassen *'^^), erfolgt ein Schuldigspruch, so wird 
bei Vergehen untergeordneter k.Ti die Strafe vom Münz- 
gericht selbst vollstreckt, nicht so, wenn auf der That eine 
schwere Leib- oder die Lebensstrafe stand, denn in solchem 
Falle musste das Stadtgericht um die Execution angegangen 
werden. Dies geschah nun mit den Förmlichkeiten des 
endlichen Rechtstags. »Und wann man dann in der Schrann 
richten will«, heisst es in dem Wiener Münzrecht, »so soll 
der Münzmeister den Hausgenossen vor allem sagen lassen, 
dass sie auf den Tag in die Schrann kumen. So soll yder- 
man (d, h. die Beisitzer, welche damals in der Stadtschranne 
sassen) aufsteen, und suUen die Hausgenossen zu dem 
Richter an das Recht sitzen und nymand anders. So sol 
der Munzmeister hienyden zu einem Vorsprechen steen und 
soll klagen auf den Velscher nach seiner Tat«. Die Haus- 
genossen wiederholen sodann auf Befragen des Stadtrichters 
den von ihnen in der heimlichen Sitzung gefällten Schuldig- 
spruch. »So fragt der Richter den Schergen als umb einen 
andern der gericht ist«*53^^ jy^^ XJrtheil lautete gewöhn- 

*•*) Urfehde des Andre Ernstpranner, der mit falscher Münze be- 
treten wurde, dem Münzmeister Valentin Liephart ausgestellt 1469. 
Schlager, W. Skizzen 1842, 232 N. XIX. Ein zweites Beispiel der Le- 
digung eines Münzverbrechens im Archiv I, Heft 5, S. 59 Mitte 
15. Jahrb. 

*»■) Es haben sich im Cod. germ. 1113 Monac. sogar die Formeln 
erhalten, welche der Richter hierbei gebrauchte. Um 1375 lauten die- 
selben: *Nota wie ein richter die Schergen soll andingen über einen 
fehcher den man überwinden will mit der hanthaft mort: Ich frag dich 
pein dem aid den du gesworen hast, dazt sagst was dir chunt und ge- 
wizzen sei, als mein Herr der Jans (von Tirna 1362—1364) der Muns- 
maister an den zeucht, gegen dem Wernhart über den valsch und über 
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lieh auf Feuertod, in späterer Zeit auch auf »ausbrechen« 
der Augen***). 

Das hier Geschilderte war Recht und Herkommen der 
Wiener Münze und erhielt sich im Wesentlichen durch das 
ganze Mittelalter. Die Abändermngen, welche E. Friedrich III 
versuchte, indem er einmal mehrere im Münzgericht (und 
in der Stadtschranne) anhängige Prozesse zur Entscheidung 
an sich zog (1441), ein andermal zur Strafe für den Auf- 
ruhr der Wiener die Hausgenossenschaft hier aufhob und 
die Münze nachErems übertrug (1463), hatten keine Dauer. 
YerhängnissYoUer für die Hausgenossen war ihre Haltung 
nach dem Tode E. Max* I. Erzherzog Ferdinand zog sie 
deshalb 1522 vor sein Gericht nach Wiener Neustadt, liess 
den Münzmeister Hans Schwarz, weil er »sich des Münz- 
hauBs und zu müntzen gwaltiklich zu unter stSn« gewagt 
hatte, enthaupten, und erklärte nach durchgeführtem Yer- 
fahren das Collegium der Hausgenossen für aufgelöst. Die 
Personen »so vor Hausgenossen gewest und under der Haus- 
genossen Gericht gehört haben« verloren ihren besondem 
Gerichtsstand und sollten gleich andern Bürgern dem Stadt- 
gericht unterworfen sein*^*^). 

Inwieweit die Einrichtungen des Wiener Münzgerichts 

auch in den übrigen Münzstätten ob und unter der Enns 

Nachahmung fanden, lässt sich bei der Dürftigkeit des 

. Materials nicht bestimmen. Es ist nicht einmal ausgemacht, 

ob und wie lang die Institution der Hausgenossen ander- 



ste hanthaft — Nota wie man den deupschergen soll fragen wie man 
richten schul: Walz (vel quomodo vocatur proprio nomine) frag dich 
pei gotz hulden und franrecht, seind daz die Moisch überwunden ist 
mit zwain über der vaUch, und umb die hanthaft wie man nun richten 
schul. Gedruckt WR. I, 191. 

*»*) Schlager, W. Skizzen 1842, S. 12 (1467) Hormayr, Wien. Ukd. 
97 von 1444. 

*") Vgl. Anm, 422, Rauch Ss. III, 378, Pez Ss. II, 1004 und WR. 
II, 129. 
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wärts bestand. Sicher ist nur, dass es in "W. Neustadt 
noch 1361 ein eigenes Münzgericht gab, weil dies damals 
bei Aufhebung der übrigen Gerichtsbarkeiten im Stadt- 
gebiet neben dem Stadt- und Judengericht ausdrücklich 
aufrecht erhalten blieb. Auffallig ist dagegen, dass zu 
Enns 1434 ein Münzfalscher die Urfehde dem dortigen 
Rath ausstellt, und dass darin der Gerichtsbarkeit des 
Münzmeisters mit keinem Wort gedacht wird**®). 

§ 24. Das Hofmarschall-Gericht. 

Die Verordnung Herzog Rudolfs IV vom 20. Juli 1361 
erwähnt unter den Gerichten zu Wien, welche auch ferner- 
hin bestehen sollten, auch das herzogliche Hofgericht, doch 
wird dessen Competenz soweit beschränkt, »dag unser lant- 
henxn, unser rat und ritter und chnecht die auf dem land 
gesezzen sind und unser hofgesind die unser teeglich hrot ezzent 
in unser hofgericht gehören sullen und niemant mer« **''). 

Das Hofgericht, von dem hier die Rede ist, fallt nicht 
mit einer bestimmten Gerichtsstelle zusammen, sondern 
umfasst einfach alle Gerichtsbarkeit, welche am landes- 
fürstlichen Hof geübt wurde. Es entsprach somit, soweit 
es Landherren und Landritterschaft betraf, dem Hoftaiding 
(§ 9), soweit aber landesfürstliche Räthe und Diener in 
Betracht kommen, dem herzoglichen Hofgericht im engem 
Sinn (§ 11). Eine Auftheilung der Agenden dieses letzt- 
erwähnten Hofgerichts konnte jedoch nicht ausbleiben, als 
dasselbe nach dem Verschwinden des Hoftaidings mehr und 
mehr den Charakter eines obersten Gerichts fiir alle habs- 
burgischen Besitzungen annahm (wenn auch mit Beschränkung 
auf gewisse Fälle und Personen) während das landmarschalli- 
sche Gericht zu einer rein ständischen Behörde herabsank. 



*»•) Archiv XXVII, 112, N. 78. 
"^ WR. I, 154. 
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Da lag es nun nahe, dass der Herzog zuerst gewisse mehr 
untergeordnete Angelegenheiten, welche sich auf den Hof 
und auf zu demselben gehörige Personen bezogen, aus- 
schied, und einem seiner Hofbeamten zur Erledigung im 
eigenen Wirkungskreise zuwies. 

Dies ist der Ursprung der Jurisdiction des Hofmarschalls 
oder des obersthofmarschallischen Gerichts, wie man seit 
dem 16. Jahrhundert sagte. 

Die Competenz dieses Gerichts, durch die Instructionen 
K. Ferdinands I von 1561 und Ferdinands IH vom 6. April 
1637 festgestellt, erstreckte sich in streitigen und nicht 
streitigen Civilangelegenheiten und in Strafsachen viel 
weiter als heutzutage. Demselben unterstanden nämlich 
nicht blos die Mitglieder des Regentenhauses und exterri- 
toriale Personen, sondern auch alle unmittelbar bei Hof 
Bediensteten von den Geheimräthen, Kämmerern und Truch- 
sessen angefangen^ bis zum Kammerdiener und Hoflaquai, 
die Hofgeistlichkeit, alle Beamten und Diener der Hofstellen, 
insbesondere alle Hofräthe, endlich auch noch alle Hof- 
pensionisten und die sog. Hofbefreiten bis auf die Hof- 
juden herunter***). 

An eine derartig ausgebildete Instanz des Hofmarschalls 
ist jedoch während des Mittelalters nicht zu denken. Die 
dürftigen Spuren, welche sich erhalten haben, lassen nur 
erkennen, dass dem Hofmarschall schon früh die Entschei- 
dung in Angelegenheiten des Hofgesindes übertragen wurde. 
Sehen wir von der Intervention des Hofmarschalls Dietrich 
von Pillichdorf ab, durch welche eine Streitigkeit zwischen 
Ulrich von Weidendorf und dem Stift Klosterneuburg 1312 
beigelegt wurde, so liegt doch ein allgemeines Ausschreiben 



*•*) Ueber die spätere Ausgestaltung des obersthofmarschallischen 
Gerichts, s. die bei Domin im Register nachgewiesenen Stellen, Beck- 
mann, Idea 192, Suttinger 350 und Cod. Austr. I, 623, s. v. Hofmarschall, 
Greneck 110. 
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desselben Hofmarschalls vom Jahre 1303 an alle Amtleute 
und Richter vor, in welchem er diesen mittheilt, dass er 
die sequestrirten Güter des Klosters Engelszeil auf Befehl 
des Herzogs Rudolf freigegeben habe *^^). Unzweifelhafte 
Daten aus der Zeit K. Friedrichs III lassen erkennen, dass 
der Hofmarschall dazumal die Execution der im Hofgericht 
gegen landesfürstliche Räthe gefällten Urtheile besorgte *^^) 
und sich überhaupt als ordentlichen Richter über das Hof- 
gesinde ansah*®^). Aber auch die Schutzbefohlenen des Hofs 
die verschiedenen »Provisioner«, Gewerbs- und Handels- 
leute, welche den Titel eines landesfürstlichen Dieners er- 
wirkt hatten, beanspruchen den Gerichtsstand bei Hof, 
beziehungsweise vor dem Hofmarschall, so oft ihnen dies 
taugte *»2). 

Der Vollständigkeit wegen ist endlich noch das 
Curiosum nachzutragen, dass in Wien u. A. auch die freien 
Frauen unter der Vogtei des Hofmarschalls standen, und 
dass K. Friedrich HI selbst in einer Urkunde von 1476 den 
Frauenrichter auf dem Frauenfleck zu Wien als »mit der 



*»•) D. A. X, 134. Dem Propste von Klosterneuburg wurde 1792 
bei Verleihung der Erblandhof-Gaplanei bestätigt, dass dies Amt von 
dessen Vorgängern schon zu undenklichen Zeiten bekleidet worden sei. 
Fischer II, 492, N. 208. Dann ÜB. o. E. VI, 602. 

*«ö) Mon. Habs. 1/2, S. 636, 1478 betreffend die Execution eines von 
Jörg Hohenfelder gegen den kaiserlichen Rath Gf. Ulrich v. Schaunberg 
»in unserm houe« erlangten Urtheils durch den Verweser des Hof- 
marschallamts. 

*•*) So beschwert sich K. Friedrich III 1477, dass »Torg von Poten- 
dorf einen kaiserlichen Diener mit gewdlt und an recht über alles 
rechtlich erpieten so Jorig Fuchs seiner K, Gn, hofmarschalck von 
Seiner K, Gn, wegen von im tan hah, gefangen habe. Mon. Habs. 1/2, 
S. 307. 

*•*) So beanspruchte Pangraz Hueber Bürger, von Radkersburg, 
dessen Person und Waare über Klage eines Pettauer Bürgers vom 
dortigen Stadtgericht im J. 1486 mit Verbot belegt wordea war, |iie 
Aufhebung dieses Verbotes, weil er zum »Hofgesinde« der Königin ge- 
höre. Orig. N. 3305, Archiv der n. ö. L. 
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oberkeit gen Hof und in unser Hofmarschälichamt« gehörig 
bezeichnete. Der Hofmarschall bezog für den von ihm 
gewährten Schutz Vogthaber und Gelddienste und be- 
anspruchte das Becht, die Frauenmeisterin nach eigenem 
Ermessen ein- und abzusetzen. Die urkundlichen Nach- 
weise hat Schlager in seinen Wiener Skizzen (1846, S. 345 — 
410) gesammelt, und als Besultat seiner Untersuchung die 
Jurisdiction des Hofmarschalls über das Frauenhaus als 
Ausfluss der örundherrlichkeit (§ 16) bezeichnet. Damit 
dürfte er auch das Richtige getroffen haben. 

§ 25. Das Universitäts- Gericht. 

Schon im Freiheitsbrief K. Friedrichs II vom Jahre 1237 
wird die Schule zu Wien hervorgehoben, das Stadtrecht 
vom Jahre 1296 bezeichnet dieselbe in Art. 10 näher als 
Schule zu St. Stephan in Wien, und der Herzog verleiht 
gleichzeitig dem Schulmeister die Gerichtsbarkeit über alles 
was unter seinen Schülern vorgeht »an daz da get an den 
tod und an die lem«. Der Schulmeister war daher. Personal- 
instanz für seine Schüler in allen Civilsachen und auch in 
leichtern Straffallen. Da jedoch diese Gerichtsbarkeit nur 
eine Erweiterung der lehrämtlichen Zuchtgewalt ist, den 
»chintlich tumpheit uobet ofte unzmdich boshait, doch so wähsent 
witze mit den jaren«, so gebührte sie auch dem Schulmeister 
nur insoweit und so lange, als die betreffende Person unter 
seiner Zuchtruthe, unter dem »Besen« stand. Es musste 
daher der Schulmeister, wenn er das Eingreifen einer andern 
Gerichtsgewalt ausschliessen wollte, vorerst bei seiner Treue 
die Erklärung abgeben, das der schuler die weil und er die 
Unzucht begangen hob under seinem pesen die weil sei gewesen 
und (dass er) auch noch under seinem pesen sei. Verweigert 
er diese Erklärung, oder schliesst er den Schüler förmlich 
von der Schule aus, so verfallt dieser der gewöhnlichen 
Gerichtsbarkeit und daz soll man gei/n im (dem Schüler) 
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rihten als denne recht ist*^^). Die Schüler aber haben wir 
uns als Cleriker zu denken und den privilegirten Gerichts- 
stand als eine Concession, welche dem geistlichen Stand 
gemacht wurde. Darum soll der ausgeschlossene Scholar 
die Stadt räumen oder Laie werden, darum wird im W. 
Neustädter Stadtrecht, das Art. 115 ähnliche Bestimmungen 
trifft, der Unterricht geradezu als Studium clericale be- 
zeichnet. 

Als nun Herzog Rudolf IV im Jahre 1365 die Univer- 
sität "Wien errichtete, da knüpfte er an diese zu St. Stephan 
bestehende Schule an. Die Universität sollte eine der Kirche 
einverleibte Körperschaft sein, unter geistlicher Jurisdiction 
und in innigster Verbindung mit der um dieselbe Zeit er- 
richteten Dompropstei von St. Stephan stehen, der Dompropst 
der Universitätskanzler sein. Wird ein Mitglied der Uni- 
versität eines Verbrechens angeklagt, so bilden der Eector 
und die vier Procuratoren das Tribunal, und erfolgt ein 
Schuldigspruch, so ist der Betreffende dem Richter der Dom- 
propstei zur Gefangensetzung zu übergeben. Dieser hatte 
dann das Straferkenntniss nach geistlichem Recht zu fällen. 

Diese Bestimmungen unterscheiden sich wesentlich von 
jenen, welche Herzog Albrecht III im Jahre 1384 einführte 
und durch welche er die Universität der weltlichen Gewalt 
etwas näher rückte*®*). Der Rector übte seither die Ge- 
richtsbarkeit unabhängig vom Richter des Dompropstes 
über alle, die zum Studium gehören. Daher müssen 
Studirende, welche wegen irgend eines Verbrechens ver- 
haftet worden waren, von den andern Gerichtsbehörden 
sofort und kostenfrei dem Rector überantwortet werden. 
Für Civilstreitigkeiten und in allen Fällen, welche einen 



*«») WH, I, 70 § 10, W. Str.-R.-B. Art. 24. 

*«*) Kink, Gesch. d. kais. Universität Wien I/l, S. 9, 10. Den welt- 
lichen Schutz sollte der Universität ein eigener Gonservator an des 
Herzogs Statt gewähren. Kink I, 11, S. 123. 
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zur Universität gehörigen Laien **^) (Diener, Pedelle, Notare, 
Buchhändler, Bücherschreiber) betreffen, kann der Rector 
sich einen Unterrichter wählen**^), dessen Person aber 
auch dem Landesfürsten genehm sein muss. Nicht so in 
Criminalsachen wirklicher Universitätsmitglieder, bei welchen 
das eigentliche Universitätsgericht zusammentritt. Rector 
und Procuratoren der vier Nationen als Vertreter der Ge- 
meine, zuweilen als Verstärkung auch noch die Facultäts- 
decane entscheiden hier nach freiem Ermessen mit un- 
beschränkter Macht. Doch kamen Todesurtheile in den 
ersten Zeiten der Universität nicht vor*^''), da man es 
vorzog, so schwere Verbrecher aus der Universitätsgemein- 
schaft auszuschliessen **^) und deren Bestrafung der gewöhn- 
lichen Justizbehörde zu überlassen. Erst seit dem 16. Jahr- 
hundert, nachdem die Universität eine richterliche Listanz 

*••) Die sog. akademischen Bürger im Gegensatz zu andern Standes- 
genossen, welche sich dem Verband der Stadtgemeinde incorporirt 
hatten. Später zählten auch die Buchdrucker (selbst von Krems, Rotz 
und W. Neustadt), Bildhauer, Maler, Fecht- und Tanzmeister, Kupfer- 
stecher, Apotheker, Barbiere, Zahnärzte u. s. w. hierher. Kink I/l, 
S. 59 und die Verzeichnisse von 1760 und 1781 1/2, S. 275. 

*••) Kink I/l, S. 21. Bis 1415 war Stephan Pöll subjudex. als er 
jedoch dies Amt wegen Beförderung zum Stadtrichter niederlegte, wurde 
Andreas Ris an seiner Statt eingesetzt. Später war ungeachtet aller 
Gegenvorstellungen der Universität gewöhnlich der »judex sanguinis« 
der Stadt auch subjudex der Universität, daher er von beiden Seiten 
je 10 Pfund Pfennig an Jahressold bezog. 1481 wird der Apotheker 
Taschendorfer, 1494 der carnifex Tugentlich als subjudex der Uni- 
versität bezeichnet. Kink I/l, S. 58, Anm. 71. 

*•') So wird 1473 eine Tödtung durch Auferlegung von 1 100 Seelen- 
messen, eine Wallfahrt nach Rom und zeitweiligen Ausschluss von der 
Universität bestraft. Kink 1/2, S. 112, wo auch spätere Griminalurtheile 
von 1642 und 1704 mitgetheilt werden. — 1455 wurde ein kleines 
Haus behufs Erbauung eines eigenen Uuiversitätskerkers um 105 Pfund 
Pfennig angekauft. — Kink I/l, S. 143. 

*«8) Darum erschien die Ausschliessung als schwerste Strafe und 
mehr als einmal legten Könige und Gardinäle ihre Fürbitte für einen 
Schuler ein, damit ein so brandmarkender Makel von ihm genommen 
werde. Kink I/l, S. 39. 
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des Staates gleich so manchen andern geworden war, hand- 
habte sie das Criminalverfahren nach den gewöhnlichen 
Gesetzen. Nicht in einem eigenthümlichen von ihrem Be- 
lieben abhängigen Modus, sondern nur darin, dass sie in 
ihrem Kreise die Jurisdiction üben konnte, bestand von 
da ab ihr Privilegium *®®). 

Schon das bisher Gesagte dürfte genügen, um den vor- 
wiegend geistlichen Charakter des Universitätsgerichts wäh- 
rend des Mittelalters klar zu stellen, allein die Universität 
begnügte sich nicht mit demselben, sondern erstrebte 
geradezu die Schutzmittel der kirchlichen Gerichtsbarkeit. 
Gesandte, welche 1409 nach Rom geschickt wurden, erhielten 
den Auftrag, die Aufstellung geistlicher Conservatoren und 
die Uebertragung geistlicher Gerichtsbarkeit an den Rector 
zu erwirken, wie solches an andern Universitäten Brauch sei. 
In der That wurden auch durch Bulle Papst Johanns XXIII 
vom 17. August 1411 die Bischöfe von Regensburg und 
Olmütz und der Abt zu den Schotten, jeder für sich allein 
und mit dem Recht der Subdelegation, zu Conservatoren 
der Universität während der nächsten 25 Jahre ernannt. 
Der Yortheil dieser Bestimmung lag darin, dass jedes Mit- 
glied der Universität wen immer auch in weltlichen Rechts- 
händeln, z. B. bei Besitzstörungen vor das Tribunal eines 
der Conservatoren citiren und mittelst geistlichen Rechts- 
spruchs sein Begehren durchsetzen konnte. Bei so weit- 
gehenden Befugnissen war die Gefahr eines Missbrauchs, 
und namentlich eine gefährliche Schmälerung der landes- 
herrlichen Rechte naheliegend. Diesem sollte durch das 
Universitätsstatut vom 12. Jänner 1412 begegnet werden, 
welches u. A. die Citation vor einen geistlichen Conservator 
von der schriftlichen Einwilligung des Rectors abhängig 
machte, die Citation herzoglicher Unterthanen vor einen 



*••) KiDk I/l, S. 64, 112, II/2, S. 113. 

Luschin, Gerichtswesen. 17 
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ausländischen Conservator verbot und überhaupt festsetzte, 
dass man in Fällen, welche vor den weltlichen Conservator 
gehören selbst dann, wenn dieser säumig sein sollte, sich 
nicht an den geistlichen Conservator, sondern nur an den 
Herzog wenden dürfe *''**). Auch der zweite Wunsch wegen 
Erlangung der geistlichen Jurisdiction ging wenige Jahre 
später in Erfüllung. Die Bulle Papst Martins Y vom 27. Mai 
1420 ermächtigte deuBector (wofern er nur die vier niedern 
Weihen empfangen hatte), in Verein mit den vier Decanen 
gegen Angehörige der Universität mittelst geistlicher Strafen 
und sogar mit dem Kirchenbann vorzugehen und ebenso 
von diesen Strafen zu lösen. 

Vom Vorrecht der geistlichen Conservatoren wurde 
während des Mittelalters öfters Gebrauch gemacht, doch 
verliert sich dasselbe seit dem 16. Jahrhundert allmälig. 
Die geistliche Jurisdiction des Rectors und der Decane 
blieb aber viel länger aufrecht, und der letzte bekannte 
Fall, in welchem sich die Universität derselben bediente, 
gehört ins Jahr 1725*^^). 

§ 26. Das geistliche Gericht. 

Wir haben bereits im Universitätsgericht die wesentlich 
geistliche Jurisdiction einer vom Landesfürsten zu Staats- 
zwecken gestifteten Körperschaft kennen gelernt. Die Voll- 
ständigkeit erfordert es, dass wir auch noch einige Worte 
den kirchlichen Gerichten in Oesterreich widmen. Da 
jedoch die Einrichtungen der Kirche einen universellen 
Charakter tragen, wir uns aber nur mit der particulären 
Ausgestaltung des Gerichtswesens in einem Lande beschäf- 

*'•) Kink I/l, S. 151 ff. Der Hauptvortheil bestand daher darin, 
dass man kraft dieses Privilegiums auch Ausländer vor ein nahe ge- 
legenes Tribunal bringen konnte, welches, weil eben die kirchlidie 
Autorität eine allgemeine war, auch von allen respectirt wurde. (Vgl. 
auch die Anm. 472 citirten Beiträge von Ott, S. 27. 

*'») Kink I/l, S. 152, Anm. 181, 182, 185. 
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tigen, so genügt es, wenn wir mit Berücksichtigung localer 
Quellen die Fragen kurz erörtern : 1) welche Stellung nahm 
in Oesterreich während des Mittelalters das geistliche Gericht 
in der öffentlichen Meinung ein? 2) In welchen Fällen er- 
schien ein Eingreifen desselben in weltliche Angelegen- 
heiten gerechtfertigt? 3) Gab es kirchliche Institute, welchiö 
auf die Formen der weltlichen Gerichtsbarkeit zurück- 
wirkten? 4) Wie verhielten sich die Landesfürsten gegen- 
über der kirchlichen Gerichtsbarkeit, welche seit dem 
9. Jahrhundert in Civilsachen sich mälig bis zum Anspruch 
einer allgemeinen Concurrenz mit dem weltlichen Gerichte 
selbst in Streitsachen der Laien erhoben hatte, und dem 
mangelhaften germanischen Compositionssystem ein höheres, 
auf dem Gesetze sittlicher Vergeltung beruhendes Straf- 
recht zur Seite stellen konnte *''2)? 

Für Beantwortung der beiden ersten Fragen geben 
uns der in Süddeutschland, speciell in Baiem und Oester- 
reich zumeist verbreitete sog. Schwabenspiegel, ausserdem 
aber auch rein österreichische Rechtsbücher und Dichter- 
stimmen hinlängliche Anhaltspunkte *'^^). 

I. Alle Gerichte, sagt der Schwabenspiegel, geistlich wie 
weltlich entspringen göttlicher Satzung (Art. 201). Gott 
liess auf Erden zwei Schwerter, eines dem geistlichen, 
eines dem weltlichen Gericht; das geistliche verbleibt dem 
Papste, der damit richtet, das weltliche leiht dieser dem 



*") Literatur; Dove in Zeitschr. f. deutsches Recht XIX, 321 ff., 
Untersuchungen über die Sendgerichte, erweitert in Zeitschr. f. Kirchen- 
recht, Bd. IV, V. Sohm, über die geistliche Gerichtsbarkeit im frän- 
kischen Reich, a. a. 0: IX, 193 ff. Ott, Beiträge z. Receptionsgeschichte 
des römisch-canonischen Prozesses in den böhmischen Ländern. Leipzig 
1879, Kapitel 1, — Kuhns, Gerichtsverf. I, § 28, S. 272 ff. 

*'•) Ich citire noch Lassbergs Ausgabe, wofern nicht durch ein 
vorgesetztes W auf Wackernagel verwiesen wird. Die Stellung des 
Sachsenspiegels zu den geistlichen Gerichten schildert Planck Ger.-V. 

I, §1. 

17* 
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Kaiser. Beide Gerichtsbarkeiten ergänzen einander, darum 
soll ein Gericht dem andern helfen, so sind dann beide 
desto stärker (Art. 160). Ist jemand durch sechs Wochen 
und einen Tag in der Acht, so soll der weltliche Richter 
zum geistlichen senden, damit dieser den Geächteten auch 
in den Bann thue, und umgekehrt**^*). Es braucht niemand 
weder einem Geächteten noch einem Gebannten zur Rede 
zu stehen, während diese sich gegen jeden gerichtlichen 
Anspruch vertheidigen müssen (Art. 276). Geistliches und 
weltliches Gericht befolgen daher mancherlei Grundsätze 
gemeinsam (Art. 82) und urtheilen auch wohl über dieselbe 
Sache nebeneinander (Art. 82. 249. 262. 369), aber im 
Ganzen und Grossen haben sie doch einen verschiedenen 
Charakter. Der Bann schadet der Seele, nimmt aber den 
Leib nicht und schädigt auch nicht an Landrecht (Art. 1) 
wie die Acht. Auch kann der Papst kein Recht setzen, 
»damit er unser lantreht und unser lehenreht bekrenchen 
muge« (Art. 3. 47), wobei freilich vorausgesetzt wird, dass 
eine gute und rechte Gewohnheit (gütiu gewonhait ist als 
gut als geschriben reht) weder dem geistlichen Recht noch 
menschlicher Zucht widerspricht (Art. 44). 

Dies die Grundzüge der mittelalterlichen Volksanschau- 
ung in Süddeutschland über die Beziehungen von Kirche 
und Staat, über die Bedeutung des weltlichen und geist- 
lichen Rechts, über das Nebeneinanderwirken des weltlichen 
und geistlichen Gerichts*''^). 

II. Betrachten wir jetzt diejenigen Fälle, in welchen dem 
damaligen Rechtsbewusstsein ein Eingreifen des geistlichen 



*'*) Vorrede, f., dann Art. 106, 160, 246, ebenso Helbling Vin, 
V. 951, 965. 

*'*) Grundverschieden von diesem spätem mittelalterlichen Zu- 
stande, der für die Rechtsgeschichte des Territoriums Oesterreich mass- 
gebend ist, war die Stellung von Staat und Kirche im fränkischen Reich. 
Vgl. die Anm. 502 citirte Abhandlung Sohms über die geistliche Ge- 
richtsbarkeit im fränkischen Reich. 
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Gerichts geboten oder doch eriaubt schien. Als allgemeine 
Regel galt: Swa der man reht vordert, da sal errehtnemen, 
an geistliche Hute die Magent wöl vor werltlihem rehte unde 
man sol si beklagen vor geistlichem gerihte (Schw. W. 77). 
Daher sind Angelegenheiten des Clerus untereinander, so- 
weit selbe nicht in weltliches Gebiet übergreifen, der Com- 
petenz des weltlichen Eichters unbedingt entzogen *'^^). 
Selbst wenn die Klage weltliche Dinge, z, B. Vermögens- 
rechte betriflft, ist bei Streitigkeiten der Cleriker unter- 
einander zunächst die kirchliche Behörde zur Entschei- 
dung competent. Wendet sich jedoch in derlei Dingen 
einer der geistlichen Streittheile an den weltlichen Richter, 
so ist nach der Yolksanschauung auch dieser zum Ein- 
schreiten vollkommen berechtigt. Es ist dies jener Fall, 
welchen zahlreiche kirchliche Verordnungen durch An- 
drohung der schärfsten Strafen auszuschliessen suchten, 
ohne dies Ziel jemals vollkommen zu erreichen*''''). 

Aber nicht nur die Klagen der Cleriker untereinander, 
auch Klagen zwischen Laien und Clerikern sollten, resp. 
konnten nach Anschauung der Kirche vor ihren Tribu- 
nalen verhandelt werden, ja wir haben bei Besprechung 
des Universitätsgerichts (S. 257) gesehen, dass sogar Laien 



*»•) Der Nachweis, ob jemand Mönch oder Nonne geworden sei, 
wird mit Ordensgenossen vor deren »Meisterschaft« erbracht. Schwsp. 
A. 27. 

*'') Z. B. das Reisbacher und Salzburger Concil in den Tagen 
Karls d. Gr., c. 3 : üt nüUus inter ecclesiasticoa ordines constituttM pro 
quälibet causa ad saecülaria judicia accedere audeat sine judicio epis- 
copi vel metropoUtani, Mon. G. Leges m, 468. — Bestimmungen des 
Wiener Concils von 1267 gegen Cleriker qui contra suos correctores 
auxüiwn brachii saecnlaris vnvocaverint. Dalham 108, c. 9; des Salz- 
burger Concils von 1386 : Ne clerici conveniantur cor am saecularibus 
judicibus a. a. 0. 165, c. 14, ebenso 1420, S. 205, c. 55, 56. — Einen 
hieher zu beziehenden Fall, die Klage des Abts von Formbach gegen 
den Abt von Lilienfeld vor dem Wiener Hoftaiding (1389), s. oben 
Anm. 131. 
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durch Vermittelung geistlicher Conservatoren ihre Streitig- 
keiten mit andern Laien vor geistliche Gerichte brachten *'*). 

Diese Forderungen streng durchzuführen, war jedoch 
die Kirche keineswegs im Stande, da selbe allzutief in alle 
weltlichen Terhältnisse einschnitten. Es kam zu einem 
stillschweigenden Compromiss, die Kirche duldete das Ein- 
schreiten weltlicher Gerichte in gewissen Angelegenheiten 
zwischen Laien und Clerikern, und wahrte dafür ihre Com- 
petenz um so eifriger in den übrigen Punkten. Sie verbietet 
allen Geistlichen vocatis ad Judicium steculare in caims cri- 
minalibus aut civüibus ad Judicium sceculare non spectantibus 
das Erscheinen vor dem weltlichen Richter, ohne vor- 
gängiges Einverständniss mit dem geistlichen Obern, sie 
belegt alle Stadt- und Ortsgemeinden, welche die Aus- 
fuhi*ung von Vorladungen vor den geistlichen Richterstuhl 
hindern würden, mit dem Interdict und die einzelnen Theil- 
nehmer mit der Excommunication u. s. w.**^*). 

Diesem stillschweigenden Abkommen gemäss waren 
bei gemischten Streittheilen die weltlichen Gerichte 
competent: 

1) Wenn ein Cleriker einen Laien vor weltlichem Gericht 
beklagte ^®^). Dabei stand anfanglich dem Geistlichen die 
Wahl frei, ob er seine Klage vor geistlichem oder welt- 
lichem Gericht, oder vor beiden zugleich *^^) erheben wolle. 
Späterhin festigte sich in Laienkreisen die Anschauung, dass 



♦'•) Diesen Vorgang bedrohten daher mehrere Stadtrechte, z. B. 
das Prager mit Strafe. S. die Citate Roesslers im Arch. m, 222. 

«^•) Salzb. Goncilien von 1490, c. tö und 1420, c. 55 bei Daiham 
263, 205. 

*••) Klagen von Clerikern gegen Laien im geistlichen Gericht, s. 
Anm. 509 und Archiv IH, 126, N. 138. 

***) Schw. W. 77. — Daher kann man für eine That in der Kirche 
oder auf dem Kirchhof, sowohl vom geistlichen wie vom weltlichen 
Gericht verurtheilt werden, und so die Entschädigung an den Kläger 
mitgerechnet, drei Bussen verwirken. Schw. A. 82, 249. 
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gewisse Sachen ^^^), namentlich Klagen nm Immobilien vor 
weltlichem Gericht auszutragen seien. Von kirchlicher Seite 
aber wurde den Clerikem die muthwillige Vorladung von 
Laien vor ein geistliches Tribunal untersagt, und gefordert, 
dass jede Citation den Klagegrund enthalte*^*). 

2) Klagen von Laien gegen Cleriker gehören vor ein 
weltliches Gericht, wenn sie Immobilien oder Bechte an 
Immobilien betreffen. Diesem Satz hat das Corporations- 
interesse der Landstände, beziehungsweise der Bürger in 
Städten und Märkten allgemach unbestrittene Geltung ver- 
schaffl*«*). 

Anders verhält es sich bei Klagen um Schuld und 
Pahrhabe. Der Verfasser des sog. Schwabenspiegels, wie- 
wohl selbst Geistlicher, weist dem weltlichen Gericht die 
erstgenannten Angelegenheiten ohne weiteres zu*®*). In 
Oesterreich hingegen, wo Leuten, welche in einem gewissen 
Abhängigkeitsverhältniss standen, allgemein das Vorrecht 
eingeräumt war, bei Klagen um Schuld, um Fahrhabe, um 
»Gewalt und Anrecht« in erster Instanz von ihrem Obern 
gerichtet zu werden, kam diese Bechtswohlthat auch dem 
Clerus zu Statten *®®). »Es sol ain klostermunch oder ein 



"») Vgl. Anm. 441. 

***) Ne clerici dtefd laicos cattsa non expressa. Salzburger CSoncil 
von 1490, c. 19; Dalham 253, ebeaso im concilium Frisingense von 1440 
Meichelbeck histor. Frisiog. 13/2, 254, c. 2. 

*•*) Rücksichtlich derjenigen Greistlichkeit, welche Landstandschaft 
hatte, construirte man später die Competenz der weltlichen Gerichte 
als ein Vorrecht) »weilen sie als mitverwandte Landstände die privilegia 
der Herren und Landleut zu gemessen haben und qua tales (ausser 
den Sachen so vor das geistliche Recht gehörig) von diesem foro nicht 
gezogen werden können«, dies gelte von Schulden und Realspröchen, 
Erbschaften u. dgl. Erberg Obs. ViU, § 1. 2. 

*'*) Unde der leige beklaget <mch den geisÜHchen man vor ioerU' 
Udiem gerihte, der rihter sol im rihten, mit rMe anders aber nikt wan 
umbe giMe. W. Art 77. 

M9^ Vgl. das Gesammturtheil des Hoftaidings von 1384 Anm. 355; 
dann das Anm. 128 mitgetheilte Erkeimtniss, betreffend die FahrhaJse 
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nunne nindert antwurten vmb gelt, dann vor irem abt vnd 
vor irem prior c, sagt das Wiener Stadtrechtsbuch Art. 25, 
nachdem es Art. 23 zuvor das gleiche Princip rücksichtlich 
der Weltgeistlichkeit ausgesprochen hatte ^^'^. 

Yon dieser Regel gab es jedoch auch bei Klagen um 
Fahrhabe oder Schuld zwei aus allgemeinen Principien er- 
fliessende Ausnahmen, welche in Oesterreich das weltliche 
Gericht zum Einschreiten gegen Cleriker veranlassen konnten : 

a) wenn der geistliche Obere die Entscheidung der 
Klage des Laien verschleppte, oder 

b) wenn der Gläubiger irgendwo in der Hand eines 
Dritten bewegliches Gut des Geistlichen ausfindig machte, 
und dasselbe mit gerichtlichem Verbot belegte*^®). 

Im ersten Fall devolvirt die Entscheidung wegen Rechts- 
verweigerung oder Säumniss der privilegirten Instanz an 
den ordentlichen Richter, im zweiten begründet der Act 
der Beschlagnahme die Macht des weltlichen Gerichts zur 
Prüfung und Erledigung der verfügten Massregel. Ex quo 
tdlis arrestatio est de cabella, quee non est res ecclesiastica, 
ut puta calix, omafus, etc., entscheidet der Brünner Ober- 
hof auf eine Anfrage, plebanm tenetur super causa täli in 
jure civili respondere. Plebanus enim ipse hene quidem est 



von Geistlichen (1396) und die Art. 23 und 25 des Wiener StRB. — 
Nach steirischem Landrecht ist sogar der Familienvater Richter hinz 
seinem weib und hincz seinen chinden die in seinem prot sind, umd 
güU (Art. 132) umb varund gut (Art. 182). 

*•') Die Klage eines Laien gegen einen Cleriker, den beim Bau 
eines Pfarrhofs verdienten Lohn betreffend, welche 1478 vor dem Official 
des B. von Passau verhandelt wurde, s. Mon. H. 1/2, S. 660. 

*••) Dabei wurde, um Pression zu üben, manchmal auf ganz ab- 
sonderliche Objecte Beschlag gelegt. So enthält das Wiener Frohnbuch 
mehrere Fälle, in welchen auf die Haushälterin des Pfarrers Verbot 
gelegt wird, z. B. 1391 : herr Niclas der Floyt von Starein front herm 
Stephan dem Vicari von Weiderueld sein schafferin die jung Pfeffin 
und aU sein gut u. s. w. (N. 672, ähnlich N. 1728 und 1734). 
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de foro spirüuali, cahella autem de qua est queestio ad forum 
pertinet S(ßcülare^^^), 

Desto ängstlicher aber wahrte die Kirche unter An- 
drohung der schärfsten Strafen ihre Gerichtsbarkeit über 
Laien in solchen Dingen, welche sie als geistliche be- 
zeichnete und zwar: 

1) In Sachen des Glaubens. Ketzer soll man geist- 
lichem Gericht anzeigen, dieses erkennt in der Schuldfrage 
und überliefert die zum Tode Verurtheilten dem weltlichen 
Gericht zur Vollstreckung. Dieser Satz des sog. Schwaben- 
spiegels (A. 313) galt bei uns leider nicht allein in der 
Theorie, ich brauche bloss auf das traurige Ketzergericht 
in Stadt Steyer hinzuweisen, wo im Jahre 1397 etwa 100 
Personen, welche der Inquisitor hmretkce pravitatis Fr. Petrus 
der Waldesischen Irrlehre schuldig erklärt hatte, auf Befehl 
der Herzoge verbrannt, andere lebenslänglich eingekerkert 
wurden u. s. w.**®). 

2) In Ehesachen unterlag die Frage der Giltigkeit und 
Erlaubtheit der Ehe unzweifelhaft kirchlichem Spruch. Der 
Clerus begnügte sich jedoch nicht damit, sondern entschied 
auch über die Legitimität der Kinder (Seh. 40, 377) und 
verlangte sogar die Judicatur über die bei der Eheschliess- 
ung errichteten Heirathsbriefe **^). Letzteres Verlangen 



"•) Brünner 'Schöffenbuch S. 56 de arrestationibus c. 106, 107. 
Ebenso, nur weniger drastisch im Wiener StRB. Art. 23. Dass die 
Pfandbarkeit auch nach sächsischem Weichbildrecht die Gompetenz 
der Stadtgerichte über Angehörige bevorrechteter Stande (Ritter, Geist- 
liche etc.) begründete, weist Planck nach. I, § 14, S. 84. 

**<*) Die Nachricht des sog. Hagen, welcher Zeitgenosse war, dann 
des etwas spätem Veit Arenpeck bei Pez I, 1157 und 1244, dann 
Preuenhueber Ann. 72. 

**^) Darum verlangten die »Visitirer aus Engelland von dem Concili 
zu Basel gesandt« im Jahre 1436, das der rat (von Wien) sich nicht 
underziech geistlicher sach als von geschefften^ heirat und dergeleichen 
dt zu geistlichen rechten gehören ze richten. Sitzb. III, 42. Noch be- 
zeichnender ist aber die Klage des B. von Lavant auf dem Salzburger 
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stiess auf wohlgegründeten Widerstand in der Bevölkerung, 
welche diesfalls den Einfluss der weltlichen Gerichte ge- 
wahrt wissen wollte, dagegen wurde die Gerichtsbarkeit 
der Kirche über Vergehen in der Ehe lange Zeit aus- 
schliessend anerkannt. Die Bestimmung: qui€unqi4e de- 
prehensm fuerit in adülterio cum uxore viri älicuius sciecularis, 
judex non judicet, sed plebanv^ huius civitatis, findet sich 
bereits in einzelnen Handschriften des "Wiener Stadtrechts 
von 1221, wird in späteren Handfesten wiederholt und ist 
auch in die Stadtrechte von W. Neustadt, Krems, Hain- 
burg u. s. w. übergegangen. Eine Einschränkung dieses 
Satzes erfolgte erst 1340 durch Herzog Albrecht H, welcher 
nur den Ehebruch eines Ehemanns mit einer ledigen Person 
dem Pfarrer zur Bestrafung nach geistlichem Rechte beliess, 
das ehebrecherische Weib und deren Mitschuldigen aber 
dem Stadtrichter zur Todesstrafe durch Pföhlung überwies***). 

3) Wucher. 4) cattsce miserahilium personarum^^^). 

5) 6) Zehend und Patronat (Geistliche Lehenschaft) *•*). 

7) Streitigkeiten aus Testamenten, namentlich alle**^ 
aus frommen Stiftungen (Seigeräten und Geschäften). 

8) Suppletorisch jede wie immer geartete Eechtssacbe, 
wenn der weltliche Richter seine Hilfe versagen sollte. 



Goncil 1456: Item causas dotiSy donationes propter nuptias, et simües 
non permittunt tractari in foro ecclesiastico et omnino judioem eedesi- 
asticum excludere conantur u. s. w. Dalham, 233. 

*•») W. R. I (1212) 14; (1244, §28) 30; (1278, § 57) 49; (1305, §57) 
87; (1340 § 73) 115. Verschieden von der Norm des J. 1340 ist die 
Forderung des Schwsp. A. 201, welche dem welllichen Richter nur den 
Vollzug der vom geistlichen Tribunal verhängten Todesstrafe überlässt. 

*•») Doch findet sich hier schon frühzeitig eine Mitwirkung well- 
licher Behörden. Vgl. § 21 über den Sterzermeister. 

*•*) Beispiele zahlreich, ich erwähne ÜB. o. E. If, 506 vom J. 1207. 

*»») Ein Beispiel vom J. 1413, in welchem der Abtei von Altenburg 
auf Klage des Reinprecht von Walsee wegen Nichteinhaltung der Stiftungs- 
bedingungen durch geistliches Grericht gewisse Einkünfte abgesprochen 
werden. D. A. XXI, 297, N. 353. 
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Doch hatte die Kirche schon während des Mittelalters 
Mühe, ihre Gerichtsbarkeit in den unter 4 — 8 aufgezählten 
Punkten gegen die Ansprüche der Laien zu behaupten**®). 

in. Unter den eigenthümlichen Formen, in welchen die 
Kirche während des Mittelalters die Strafgerichtsbarkeit 
über die Laien geübt hat, interessiren uns zumeist die sog. 
Sendgerichte, weil diese nicht nur eine innige Verschmel- 
zung des kirchlichen Rechts mit den das germanische Ver- 
fahren beherrschenden Rechtsgedanken darbieten, sondern 
auch unzweifelhaft auf die in Oesterreich vorkommende 
weltliche »Landfrage<' Einfluss genommen haben **'). In 
welcher Weise die Sendgerichte allmälig aus verschiedenen 
Ansätzen zu einem reisenden Gericht wurden, dessen hohe 
Bedeutung für die Handhabung der Gerechtigkeit von Karl 
d. Gr. vollauf gewürdigt wurde, das wolle in den Anm. 472 
angeführten Untersuchungen Doves über diesen Gegenstand 
nachgelesen werden. Hier genügt die Bemerkung, dass 
sich das Institut der Sendgerichte auch in Oesterreich hin- 
reichend nachweisen lässt. 

Die Abhaltung der Sendgerichte ist Sache des Bischofs, 
oder (im übertragenen Wirkungskreise) des Archidiacons**^). 

*••) So klagt der B. von Lavant 1456 auf dem Salzburger Goncil . . 
clerici gravantur, quod violenter trahantwr ad forum vetitum imo pro- 
hibentur ne aliquem citent ad Judicium spiriiuale pro rebus eedeaiasUcis 
ut super decimis, testamentiSy et in causis rationabilibus, Dalham 234 

*•') Ich gedenke diese Einrichtung, welche bereits Hasenöhrl (öst. 
Landesr. S. 206 f.) kurz erwähnt, bei anderer Gelegenheit ausführlich 
zu erörtern. Vorläufig möchte ich, um den Zusammenhang mit den 
Sendgerichten zu constatiren, darauf aufmerksam machen, dass die Ver- 
kündigung desGeräunens nicht nur in den Landgerichten, sondern auch vor 
den Pfarren erfolgen sollte, und dass rücksichtlich der Landfrage von einem 
befreiten Gerichtsstand gewisser Klassen der Bevölkerung keine Rede war. 

*•») Zeitschr. f. Rg. XIX, 354, Z. f. Kirchenr. V, 8 ff. — Fuit positum 
in more veteri archidiaconorum Sdlisburgensium cekbrare Synodos 
archidiaconäles. Dalham 152. — Die Pröpste von Seckau hielten als 
Archidiacone der obern Steiermark noch im 16. Jahrhundert rejfel- 
massige Synoden ab. 
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Daneben giebt es als Ergänzung der Synodalgerichte Priester- 
yersammlungen in den Landdecanien unter Yorsitz der länd- 
lichen Erzpriester, bei welchen die vom Sendgericht ver- 
hängten Reinigungen der Angeklagten durch Gottcsurtheile 
vollzogen *••) wurden. Ausser Acten der Strafjustiz konnten 
übrigens auf dem pUmtum ecciesiasticum auch civilrechtliche 
Entscheidungen mancherlei Art getroffen werden ^^®). 

Bis in die zweite Hälfte des 9. Jahrhunderts findet sich 
keine Spur von einer Mitwirkung der Gemeinde bei Er- 
forschung der im Sende strafbaren Yergehungen, seither 
kamen aber die Sendzeugen auf, deren Pflicht die Anklage 
aller während ihrer Amtsdauer in der Pfarre vorgekommenen 
Sendbrüche war. Ursprünglich vom Bischof selbst aus- 
gewählt und beeidigt, fiel später deren Bestallung inner- 
halb der Salzburger Erzdiöcese gleichfalls den Archi- 
diaconen zu*^®^). 

IV. Es erübrigt zum Schluss noch die Erörterung der 
Stellung, welche von den Trägern der öffentlichen Gewalt 
in Oesterreich gegenüber den Ansprüchen der Kirche ein- 
gehalten wurde. 



*••) a. a. 0. XIX, 370; V, 20. In einer Admonter Urkunde von 
1160 heisst es Popiäus etiam qui est supra colletn et ad Mukkvmowe 
et ad Chrotse septUturam et baptiama et omnem justiciamapudecclesiam 
8. Nycolai hahebit excepto dumtaxat placito Chriatianitatis et judicio 
ferri ei aquae quae ad plebanum de Libnig spectabunt cooperoMte sacerdote 
de Mukkirnowe. ÜB. St. I, 392. Zwei andere Beispiele von 1195 und 
1202 für die Kirche s. Michael a. d. Liesing (in placito christianitatis 
et in excessuum satisfactione in jttdiciis ferri et aquae) und für die 
Kapelle s. Jacob bei Dürrenstein Meiller S. R. 161, N. 100 und 176 
N. 32. Die Formalitäten dieser Gottesurtheile stellte Rockinger nach 
Münchner Handschriften zusammen in den Quell, z. deutsch. Gresch. 
VII, 313 ff. 

»••) Z. B. in Zehentsachen c. 985 zu Mistelbach ÜB. o. E. I, 472. 
Dagegen gehört das placitum episcopi, das dem placitum dt^is entgegen 
gesetzt wird (Mon. B. XXVIII/2, S. 475), nicht hieher. 

»»») Dalham zum J. 1418 S. 171 (175) 1420, S. 196, Eidesformel. 
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Sohm hat in seiner Untersuchung über die geistliehe 
Gerichtsbarkeit im fränkischen Reich nachgewiesen, dass 
die kirchliche Suprematie, welche neben dem Lehenwesen 
den mittelalterlichen Staatsverband zerrüttete, mittelalterlich, 
aber nachfränkisch ist. Bis in die Tage der letzten Karo- 
linger herab war die kirchliche Gewalt lediglich Disciplinar- 
gewalt. Es gab keine geistliche Civiljurisdiction im Sinn 
des öffentlichen Rechts, und selbst in den später vorzugs- 
weise als geistlich bezeichneten Angelegenheiten, in Ehe 
und Zehendsachen waren die weltlichen Gerichte fort- 
dauernd zum Einschreiten berechtigt. Nur auf dem Gebiet 
des Strafrechts hatte die Kirche schon in dieser Zeit Macht 
an Stelle der obrigkeitlichen Gewalt gewonnen, aber auch 
da nur in jenen Fällen, welche Vergehen der Cleriker 
betrafen ^^^). 

Unter dem Einfluss des Pseudo-Isidor und der apo- 
kryphen Capitularien-Sammlung des Benedict Levita hatten 
sich im Lauf der Zeit allerdings die Ueberzeugungen über 
die Stellung von Kirche und Staat geändert, aber gewisse 
dunkle Erinnerungen an die früheren Verhältnisse scheinen 
sich demungeachtet erhalten zu haben. Sicher ist, dass 
die Kirche mit ihren Ansprüchen gegen den Staat niemals 
völlig durchdrang. Seit dem 13. Jahrhundert, mit welchem 
in Oesterreich reichlichere Quellen für diese Frage be- 
ginnen,- lässt sich ein langsames Steigen der landesfürst- 
lichen Gewalt gegenüber der Kirche erkennen. 

Die Versuche zur Gründung von Landesbisthümern, 
um dadurch der Jurisdiction auswärtiger Reichsbischöfe, 
namentlich Passau's zu entgehen, beginnen schon unter den 
Babenbergern, welche andererseits die« einseitige Errichtung 
des Bisthums Seckau durch den Erzbischof von Salzburg 
als einen Eingriff in ihre landesherrlichen Rechte durch 



•0») Sohm in Zeitschr. f. Kirchenr. IX, 193 ff. 
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eine Beschwerde beim Papste zurückwiesen. Einschneiden- 
dere Verfügungen haben wir jedoch aus der Zeit der Habs- 
burger: Nu haben sich gefriet die phä/fen, swaz so si begSnt, 
daz si des nicht zc rehte stSnt vor des l'ündesherren ruft Hel- 
bling (II, 776) im Jahre 1292 strafend aus, des haben mr 
grazen werren. Unrehten gewin si bringent ze Borne si- des 
dingent. Wir haben schon gesehen, dass Herzog Albrecht II 
durch sein Wiener Recht von 1340 dem Pfarrer die Judi- 
catur in den schwereren Ehebruchsfällen abnahm, um sie 
einfach dem Stadtrichter zu übertragen, welchem ohnehin 
auch die Bestrafung der Gotteslästerung oblag. Yiel weiter 
gingen jedoch die Massregeln der Herzoge gegen das An- 
wachsen des Besitzes in der todten Hand. Woher Berchtold 
die Kachricht hat, dass y>K. Friedrich der Schöne 1311« 
ein Gesetz erliess, welches allen geistlichen Personen den 
Ankauf von liegenden Gütern ohne Erlaubniss des Landes- 
herm untersagte, weiss ich nicht, die Nachricht ist über- 
dies in der gegebenen Form jedenfalls ungenau ^®^). Da- 
gegen ersehen wir aus dem Anm. 459 citirten Bundschreiben 
des Hofmarschalls Pilichdorf vom Jahre 1303, dass schon 
Herzog Rudolf das Recht für sich in Anspruch nahm, aus- 
wärtigen Klöstern sogar den entgeltlichen Erwerb von 
Gütern innerhalb des Herzogthums zu untersagen. Wenige 
Jahre später (1305) enthält die Aufzeichnung der Wiener 
Rechte für Ejrems und Stein bereits den wichtigen Artikel, 
welcher als Art. 54 im Wiener Albrechtinum von 1340 
wiederkehrt*®*). Alle Vergebungen von liegendem Gut 
innerhalb des Stadtgebiets an Klöster, sie mögen unter 
Lebenden oder von Todeswegen erfolgen, bedürfen des 
Abschlusses vor dem Rath oder vor den Genannten. Das 
Kloster muss überdies die derart erworbenen Liegenschaften 



»••) Landeshoheit 210 Anm. 21. 
»»♦) W. R. I, 83 und 111. 
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binnen Jahresfrist an einen Bürger verkaufen, welcher davon 
gleich der übrigen Bürgerschaft Steuern und öffentliche 
Lasten trägt. Noch weiter gehende Massregeln ergriff Herzog 
Rudolf rv, der freilich darob von den geistlichen Chronisten 
als persecutor cleri bezeichnet wurde ^^^). Durch den fingirten 
Preiheitsbrief vom Jahre 1058 wurden Salzburg und Passau 
dem Landesherrn in Oesterreich schlechtweg untergeordnet, 
und die Verfügungen von 1360/1, durch welche der Herzog 
das Städtewesen in Oesterreich emporzubringen suchte, 
zeigen, dass er sich in der That als Herrn der Geistlich- 
keit im Lande betrachtete. Bedrohte bereits die Zwangs- 
ablösung der Burgrechtszinse die Kirchen und Klöster mit 
bedeutenden finanziellen Nachtheilen, war die Aufhebung 
der Grundgerichtsbarkeit in den Städten ein schwerer 
Schlag, so griff die Verordnung vom Jahre 1361 sogar 
direct in ein Gebiet, welches die Kirche als geistliches 
betrachtete. Das Asylrecht wird beschränkt, die Steuer- 
freiheit des Clerus aufgehoben, endlich das Amortisations- 
gesetz vom Jahre 1305 und 1340 verschärft, da dessen Be- 
stimmungen im allgemeinen nicht nur für den Regulär-, 
sondern auch für den Saecular-Clerus, nicht bloss für Im- 
mobilien, sondern auch für Fahrhabe gelten sollten 5*®). 
Die Bulle, welche P. Bonifaz IX den Wienern ertheilte, 
»auf daz man dhainen inboner der stat hie für geistlich 
gericht nicht laden sol«, in erster Linie gegen das Hoch- 
stift Passau und dessen Delegaten gerichtet, wurde zwar 
1399 von der Stadtgemeinde auf eigene Faust erwirkt ^^''), 
allein selbe befand sich dabei in völliger Uebereinstimmung 
mit den Anschauungen ihrer Landesfürsten. »Wir meinen 
auch, dass man mit keinem geistlichen Rechten keinen 



•®») Ann. Matseenses Mon. Germ. IX, 832. 
»••) W. R. I, 153. Vgl. obei\ § 20 S. 218 und Berchtold 208 fif. 
MT) Gedruckt mit Erläuterungen Roessler's im Arch. III, 215 ff, 
und neuestens W. R. II, 5. 
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Laien bannen soll noch mag um keinerlei Sache, aus- 
genommen die Zehende aie Kirchen angehören und um 
Seelengeräth und um die Ehe«, statuirt wenige Jahre später 
(1404) Herzog Leopold IV für Tirol ^®®). Die Beschwerden 
der Niederösterreicher über den passauischen Official Grillen- 
berger und über die Landdechante , welche Leute »umb 
kauf« vor sich lüden, fanden bei Hz. Albrecht V offenes 
Qjij.609^ Den Kärntnern verbrieft K. Friedrich IV, welcher 
selbst erklärt, dass er billig mehr geneigt sei geistlichen 
Personen als Laien Gnaden zu erweisen *^^), im Jahre 1444, 
dass kein Adeliger, Bürger und Bauer in »kain geistlich 
Gericht geladen werde umb sachen die gebühren vor unser 
oder unsern anwälden zu verantworten« u. s. w. 5^^). Bei 
aller Achtung vor den kirchlichen Satzungen, bei allem 
Wohlwollen, das diese Regenten dem Clerus entgegen- 
brachten, bei aller Strenge, mit welcher sie jede Ver- 
letzung der anerkannten Privilegien der Geistlichen ahn- 
deten, finden wir sie demungeachtet einmüthig, wenn es 
die Vertheidigung der Prärogative des Staates gegen un- 
berechtigte Ansprüche der Kirche galt. Nur was der 
kirchlichen Jurisdiction von altersher, und nach jeweiliger 
Rechtsanschauung auch von rechtswegen zukam, das wurde 
geschützt und aufrecht erhalten, jeder Versuch, die geist- 
liche Gerichtsbarkeit auf neue Gebiete auszudehnen, aber 



»0») Archiv f. Süddeutschland I, 151. 

»*•) Schlager Wiener Skizzen 1836, 2, S. 147. Grillenberger erscheint 
D. A. XXI, 296 fif. als passauischer Offizial zu Wien während der Jahre 
1410—1413. 

»»•) Meichelbeck histor. Frising. II/2, S. 281, 1448. 

»") Lhf. f. Krnt. 21. Bestätigt 1494 von Max I a. a. 0. 31. Wo 
der Kaiser aber die Jurisdiction der Kirche für gerechtfertigt ansah, 
da trat er ernstlich für dieselbe ein. Vgl. z. B. Ghmel Reg. 8796 ein 
Patent, dass man Sigmund Zwir durch Arrestirung seiner Person und 
Habe zur Erfüllung des päpstlichen Urtheils zwingen solle, das Augustin 
Eyrinsmalz wider ihn erlangt hatte. 
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sofort zurückgewiesen 5 ^2). Waren die Differenzen mehr 
verwickelter Art, so kam es auch wohl zur Beilegung durch 
einen Vergleich, welcher die Norm für die Zukunft ab- 
geben sollte. Solcher Natur ist das üebereinkommen 
Herzog Friedrichs IV mit dem Bischof von Constanz vom 
24. Jänner 1407, welches die Ausübung der geistlichen 
Gerichtsbarkeit in den herzoglichen Landen zur Vermeidung 
der grossen Beschwerden der Unterthanen regelte, und das 
1498 durch einen ähnlichen »ewigen Vertrag« ersetzt wurde^^*). 

§ 27. Die Reformen Maximilians I. 

Während der Regierung K. Max' I vollzieht sich in 
Oesterreich der Uebergang vom Lehens- zum Beamtenstaat. 
Hatte K. Friedrich III, Maximilians Vater, seine Stellung 

•**) So tadelt 1507, 7. Juni Innsbruck das oberösterreichische 
Regiment namens Maximilians I in einem öffentlichen Rundschreiben 
den landesfürstlichen Richter zu Gastells Tsuan Maren, weil derselbe 
einem Gontumazial-Erkenntniss des Vicars von Trient Folge leisten 
wollte, obwohl das Land Tirol »genuegsamb privilegirt ist, das niemand 
mit dem Paan oder geistlichen Rechten, allain vmb geistliche Sachen, 
Zehendten, Seelgeraethe und dem Sacrament der Ehe furgenomen soll 
werden . . . Und emphelhen euch dar auf mit allen Ernst und wollen, 
das sich hinfur euer kheiner für das geistlich Gericht erfordern lasse, 
noch dem in khainer Jurisdiction vnderwirfig mache oder gehorsamb 
sei, es betreffe dann allain geistliche Sachen, Zehenden, Seelgeräthe 
oder die Ehe, bey schwerer Straf an Leyb und Guet . .« Vidimirte 
Abschrift im Staatsarchiv Wien. 

»") L-Birk V. Reg. 830 und Orig. Pgt. im Staatsarchiv Wien, 3 El. 
4«. Die wichtigste Bestimmung reservirt 1498 dem Bischof die Judi- 
catur über alle »so zur Geistlichkeit gehören umb ir Gült, Zins, Zehen- 
den, Opfer, Schulden, Seigerät. Was auch geistlicher Sachen sind, es 
seyen Eesachen Irrung in der Ee, . . . die Sachen umb den Magthumb 
oder ander Sachen, umb Morgengab, Eebruch oder ausserhalb der Ee 
beieinander sitzen, Eetzerey, Gotteslästerung, Entweihung von Kirchen, 
Wucher, oder ander solch Sachen so dann auf Satzung der heil. Gristen- 
heit und Ordnung des Rechtens bischoflichem Amt zu steet zu strafen . . 
mag ein Bischof zu Gonstanz und sein geistlich Gericht und Richter 
ob es wol Layen angeet, umb richten« .... 

Lasch in, Gerichtswesen. 18 
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in zäher Erhaltung des Bestehenden zu wahren gesucht, 
und in der That nicht unwesentliche Erfolge dadurch er- 
rungen, so hatte andererseits sein Sohn doch die Ein- 
sicht, dass Vieles vom Althergebrachten bereits rettungslos 
dem Untergang yerfallen war. Voll Leben und Bewegung, 
rüstig und immer guten Muthes stürzte sich nun Maximilian 
in die Aufgaben hinein, die vor ihm lagen. Eine neue 
Zeit mit neuen Verhältnissen war angebrochen. Die Buch- 
druckerkunst hatte das Lesen und Schreiben in Kreise ver- 
breitet, denen dies ein Menschenalter vorher noch ganz 
fremd war, der Humanismus war auch in Deutschland auf- 
geblüht und mit ihm die Vorliebe für die Antike. Was 
nicht griechisch, nicht römisch war, das galt seinen be- 
geisterten Jüngern als barbarisch, als bekämpfenswerth, so 
die scholastische Philosophie in ihrer verknöcherten Welt- 
anschauung, so aber auch das heimische, in eine Unzahl 
von Gewohnheiten und Statuten mit localer Geltung zer- 
splitterte Recht. Schon seit Jahrhunderten hatten wiss- 
Jbegierige Deutsche in Italien an den Hochschulen zu 
Bologna, Padua, Pavia, Perugia . . . den Worten der be- 
rühmtesten Rechtslehrer gelauscht, nunmehr in der zweiten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts war der Strom der Wissbegie- 
rigen stärker angewachsen denn je. Nicht allein Cleriker, 
auch Laien sind es, die jetzt in grösserer Anzahl die Vor- 
träge über römisches Recht besuchen und heimgekehrt in 
ehrenhaften Lebensstellungen für dessen Verbreitung eifrig 
sorgen. Schon regt sich das Bedürfniss, der Lehre des 
Kaiserrechts Eingang an solchen Orten zu verschaffen, wo 
bisher das päpstliche Recht allein geherrscht hatte, und 
Maximilian ist es, auf dessen Befehl Hieronymus Baibus 
1493 in Wien eintrifft und 1494 mit Vorträgen über römi- 
sches Recht beginnt. Ueberraschend schnell glitt die Lei- 
tung der Universität Wien aus den Händen der Scholastiker 
in jene der Humanisten. Der Umschwung, der sich hier 
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binnen einem Jahrzehnt vollzog, zeigt im Kleinen, wie sehr 
sich die mittelalterlichen Einrichtungen 4amals schon über- 
lebt hatten; Es galt darum die veralteten Formen zu 
sprengen und durch neue, besser geeignete zu ersetzen. 
Die ganze Regierung Maximilians ist der Lösung dieser 
Aufgabe gewidmet. 

Durch seine Yermählung mit Maria von Burgund war 
ihm die durchgebildete Verwaltung reicher und ausgedehnter 
Lande bekannt geworden. Als er nun 1493 nach dem Tode 
K. Friedrichs die Regierung der gesammten habsburgischen 
Erblande übernahm, begann er hier sofort mit einschneiden- 
den Neuerungen. K. Friedrich III hatte die Regierung so- 
wohl des Reichs als der Erblande noch rein persönlich ge- 
führt. Jede Provinz war ein in sich vollkommen abge- 
schlossenes Ganze, dessen Zusammenhang mit den Nachbar- 
landen nur in der Person des gemeinsamen Landesherm 
lag. Ungemein dürftig war der Mechanismus der Verwal- 
tung, da jenes, was wir heutzutage als Aufgabe der Re- 
gierung betrachten, grossentheils in den Händen der Stände 
lag (Land- und Hofrechten, landmarschallisches Gericht), 
oder von Lehensleuten, Pfandinhabern, Corporationen im 
Allgemeinen, Kirchen und Klöstern, Privaten u. s. w. zu 
eigenem Recht ausgeübt wurde (Land-, Hofmark-, Dorf- 
gerichte, Münzgericht, patrimoniale Gerichtsbarkeit der 
Grundherrn u. s. w.). Raum für landesfürstliche Behörden 
bot nur das Finanzwesen, doch war auch dieses streng 
provinziell ausgebildet. Selbst wenn der Kaiser seine Räthe 
zur Besorgung laufender Regierungsgeschäfte während seiner 
Abwesenheit vorübergehend in die Erblande entsandte, so ge- 
währte er ihnen, wenige Fälle ausgenommen, nur einen räum- 
lich und sachlich sehr eingeschränkten Wirkungskreis ^^*). 

***) Die Amtleute auf den Kammergütern, die Ungelter, Munzmeister, 
Mautheinnehmer, Keller- und Forstmeister u. s. w. erscheinen, soweit 
nicht Verpfändungen des Gefälls stattgefunden hatten, durchwegs als 

18* 



276 n. Geschichte der Gerichtsverfassung. 

Alle Regierungsangelegenheiten, welche über den BÄhmen 
einer Provinz hinausgriffen, mussten daher in der Regel 
dem wandernden Hofe des Kaisers folgen, ebenso alle 
Prozesse, welche aus irgend einem Grunde vor das landes- 
furstliche Hofgericht (§11) gehörten. In all diesen Sachen, 
sie mochten nun an sich bedeutend oder unwichtig sein, 
war also ein unmittelbares Eingreifen des Regenten geboten, 
der dann die Entscheidung entweder persönlich traf, oder 
von Fall zu Fall seinen Vertrauenspersonen überliess. 

Maximilian erkannte, dass es in dieser Art nicht mehr 
weiter gehen könne. Erwiderte der alte Kaiser auf die 
Yorstellungen über die Missbräuche bei seinen Gerichten 
gleichmüthig, es ginge nirgends ganz recht und ganz gleich 
her, so erklärte der Sohn, dass er des »ungestümen Nach- 
laufens so uns bisher von unsern TJnterthanen begegnet ist« 
müde sei, er werde dadurch .zu Zeiten in treffenlichen 
Händeln verhindert und den Parteien erwüchsen aus dem 
Nachreisen erhebliche Kosten*^*). Max I ernannte daher 
sofort nachdem ihm der alternde Kaiser um das Jahr 1490 
die Leitung des Finanzwesens in den n. ö. Landen über« 
tragen hatte, nicht nur einen Generalschatzmeister für sämmt- 
liehe Erblande (Aug. 1491), sondern schuf auch in des Rom. 
Königs Statthaltern und Räthen eine stellvertretende Be- 
hörde zu Wien. Ob sich deren Wirkungskreis auf mehrere 
Provinzen erstreckte, ob derselbe ausser Finanzangelegen- 
heiten, aufweiche sich die erhaltenen Ausschreiben von 1491 



landesfürstliche Beamte in Unterordnung unter den Landesvicedom, Hub- 
meister, den obersten Kämmerer u. s. w. Als ausserordentliche Behörde 
werden des Kaisers Räthe zu Wien öfters erwähnt, z. B. 1468 (Notizbl. 
1857, 14), 1478 (Mon. Habs. 1/2, 540). Einmal (1486) wird jedoch vor- 
übergehend auch ein Statthalter über die gesammten n. ö. Lande gesetzt, ^ 
und zwar Erzb. Johann von Gran. Chmel Reg. 7847. Vgl. auch die 
Acten des Wiener Landtags von 1474 Bl. f. Ldkd. 1878 S. 120. 

•*») Ranke, sämmtl. Werke 1867, I, 64 und Hofrathsordnung vom 
Jahre 1501 Krnt. Lhf. 45. 
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bezieheB, auch noch in andere Zweige der Staatsverwal- 
tung eingriff, ist unbekannt und wenig wahrscheinlich, da 
Maximilian damals noch nicht freie Hand hatte. Desto 
eifriger war er mit seinen Eeformplänen seit 1493. Sofort 
nach dem Tode seines Vaters errichtete er nämlich in den 
Erblanden »dieweil wir denen ein Zeitlang ander unser, auch 
des Heil. Reichs und gemeiner Christenheit obliegenden 
Geschäften halben persönlichen nicht beiwohnen möchten« 
zwei Eegierungsbehörden, deren einer mit dem Amtssitz 
Innsbruck er die von Erzherzog Sigmund überkommenen 
obem Lande (Tirol, den Breisgau u. s. w.) überwies, wäh- 
rend die zweite vorläufig in Wien aufgestellt, die Verwal- 
tung der sog. fünf niederösterreichischen Lande (das Land 
ob und unter der Enns, Steiermark, Kärnten und Erain) 
besorgen sollte*^"*). Diese Behörden, welche der König 
als sein »Regiment« in den betreffenden Landen bezeich- 
nete, bestanden aus einem Präsidenten (obrister Haupt- 
mann), aus mehreren Räthen, welche des Königs »Statt- 
halter und Regenten« hiessen, ein oder zwei Secretären 
und dem erforderlichen Hilfspersonal. Sie hatten die lau- 
fenden Regierungsgeschäfte im Sinn der Instruction zu er- 
ledigen, welche sie ad hoc erhalten hatten, und galten nur 
als Verweser der Lande mit einem Mandate während der 
Abwesenheit des Landesfiirsten, das sofort erlosch, wenn 
derselbe im betreffenden Verwaltungssprengel erschien. 
Obgleich diese Anschauung von der rechtlichen Natur 



•»•) L. Birk VIII, Reg. 1604, 1837, Chmel Material II, 367 ddo. 1491, 
21. Sept. -17. Nov. Zu Innsbruck fungirten bereits am 12, Sept. 1493 
ein Präsident und vier Räthe, zu Wien wurde das Regiment Anfangs 
November 1493 bis auf des Königs Wiederkunft errichtet. Es befanden 
sich darin Sigmund Prüschenk, der von Roggendorf,' Christoph von 
Liechtenstein (Landmarschall) Niedertorer, Dr. Stürzel des Königs Kanzler, 
Waldner, Fuxmagen. — L.Birk VIII, N. 1982 und 2000 — Zeugnisse für 
die Wirksamkeit dieser Behörde in den n. ö. Landen vom Februar 1494 
ab bei Chmel lit. Ver. S. 19, 54, 55, 154, 179 u. s. w. 
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der Regimente während der ganzen Begierungszeit Maximi- 
lians vorhielt und die Befugnisse des Begiments, soweit sie 
nicht vom Landesfürsten ausdrücklich erneuert wurden, 
stillschweigend von Fall zu Fall auf die fürstliche Hof- 
kanzlei übergingen, so gestalteten sich doch die Begimente 
thatsächlich zu einer bleibenden Einrichtung. 1497 entschloss 
sich der König weiter zu gehen und ein obristes Begiment 
am Hofe als Oberbehörde zu bilden. Demselben wurde die 
Erledigung aller Angelegenheiten des Beichs, gemeiner 
Christenheit, der Erblande und des Hofs im Namen des 
Königs und unter dessen Siegel übertragen. Minder wich- 
tige Dinge sollten durch Stimmenmehrheit entschieden 
werden, bei grossen und schweren Händeln war die 
Willensmeinung des Königs einzuholen. 

Diese Hofordnung vom 13. richtig 20. Dezember blieb 
jedoch nur Project und die Ordnung des reformirten Hof- 
raths vom 13. Februar 1498 nahm die Justizgeschäfte der 
Erblande dem Hofrath wieder ab, um sie einem specifisch 
österreichischen Gerichtshofe zuzuweisen, welcher durch 
Zusammenziehung des ober- und niederösterreichischen Be- 
giments, also mit Beseitigung dieser Mittelbehörden gebildet 
worden war"^""). Auch diese Beform war nicht lebens- 
fähig, und wir finden Maximilian, nachdem er Ende 1499 
und Anfang 1500 das Begiment für die obem und vordem 
Lande wieder hergestellt hatte, bald darauf mit einer 



*") Vgl. oben S. 8. — - Der Wirkungskreis dieses neuerrichtelen 
Hofraths erstreckte sich nicht viel über die Revision richterlicher ür- 
theile hinaus, doch fiel dabei der Umstand ins Gemcht, dass Maximilian 
der beliebigen Einvernehmung dieser oder jener Räthe entsagt und sich 
verpflichtet hatte, jederzeit das von vornherein gebildete CoUegium zu 
hören. Vgl. Bidermann a. a. 0. Die Ordnung für das neue Regiment 
der vordem und oberösterreichischen Lande bei Rapp in den Beiträgen 
z. Geschichte u. s. w. von Tirol 1829, 163 ff. ddo. 1499, 24. Dez. und 
1500, 27. Jänner. Erlässe an das Regiment der n. ö. Lande zu Wien 
aus dem Jahre 1500 haben sich erhalten. 
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ähnlichen Organisation der landesfürstlichen Oberbehörden 
in den niederösterreichischen Landen beschäftigt. Aus der 
Instruction, welche Max I am 29. März 1501 von Augsburg 
aus dem Wolfgang von PoUheim, obristen Hauptmann und 
Regent der niederösterreichischen Lande, Jacob von Landau 
seinem obristen Vitzthum und seinem Rath Johannes Waldner 
mitgab ^^®), erfahren wir, dass der König sich mit der Ab- 
sicht trug, »etlich Regiment«, nämlich einen Hofrath, Regi- 
ment, Hofgericht, Hauskammer und Commissari der Hof- 
kammer in den niederösterreichischen Landen aufzurichten, 
dass er jedoch die Zusammenstellung des Hofraths, der 
Hofkammer und der Commissarien als das Wichtigere an- 
sah, das sofort ausgeführt werden sollte. Für den Zu- 
sammentritt des Hofgerichts zu W. Neustadt war der Sonn- 
tag Misericordia domini (25. April) bestimmt. Alle alt- 
anhängigen Prozesse sollten bis zu diesem Tage gestundet 
werden, neue Klagen aber, sofern dieselben nicht gütlich 
beizulegen wären, mit dem gleichen Termin vor das Regi- 
ment zu Enns gewiesen werden, damit man die Parteien 
inzwischen aufhalte und verhindere, den König bei Hof zu 
überlaufen. 

Die Ausfertigung des Organisationsdecrets erfolgte am 
21. April 1501 von Nürnberg aus. Errichtet wurden: 

a) das Landregiment der niederösterreichischen Lande 
zu Enns mit dem gleichen Wirkungskreis in Verwaltungs- 
sachen, welchen der obriste Hauptmann, Statthalter imd 
Regenten, so bisher zu Wien gewesen, besessen hatten. 
Was hingegen Prozesse anbelangt, so waren zwar selbe 
in herkömmlicher Weise beim Landregiment anzubringen. 
Dieses hatte sich jedoch auf den. Versuch einer gütlichen 
Beilegung zu beschränken und nur wenn solches misslang, 
den Handel sammt einem Begleitschreiben 



•") Orig. W. Staatsarchiv. 
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b) vor das landesfürstliche Hofgericht zu weisen, 
welches alle Quatember zu W. Neustadt zusammentrat 
und aus Jörg von Losenstein als Hofrichter, einem Hof- 
gerichtsschreiber für die Ladungen, Urtheile u. s. w. und 
aus 12 Beisitzern bestand. Erwies sich ein zweiter Ver- 
mittelungsversuch als vergeblich, so kam es zu gericht- 
lichem Spruche. Das Verfahren soll um Weitläufigkeiten 
abzuschneiden schriftlich sein, und über die dritte Schrift 
keine Ausführung von irgend einer Partei angenommen 
werden, damit »all Händel desto fürderlicher zu Ende bracht 
werden«. Die Execution des Urtheils erfolgte durch den 
obersten Hauptmann mit seinen zugeordneten Statthaltern 
und Käthen. 

c) Eine Hofkammer in Wien zur Besorgung aller 
Sachen »so unser Cammerguet, Beut, Gült und Gefalle in 
unsern n. ö. Fürstenthumben und Landen berüeren« aber 
ohne judicatur. Alle Ansprüche gegen den Fiscus, welche 
»einer rechtlichen Erkandtnus« bedurften, waren vor das 
Hofgericht zu weisen, vor welchem sie der königl. Fiscal 
oder Kammerprocurator (wie er seit 1510 titulirt wurde) 
zu vertreten hatte. 

d) Eine Hauskammer zur Aufsicht über alle 1. f. Gebäude, 
das Geschützwesen, die Falknerei, Jägerei und Fischerei. 

e) Einen Hofrath als obere Instanz über die gedachten 
vier Behörden »ob jemand wäre der sich ob unsers Land- 
regiments, Hofgerichts oder unser Hof und Hauscammer 
Handlung« beschweren würde. Auch hier sollte erst der 
Weg der Güte versucht werden, Hessen sich aber die 
Parteien derart nicht befriedigen, so waren die Acten nebst 
einem Gutachten des Hofraths an den König zur Entschei- 
dung einzusenden. Diese Appellation hatte keine auf- 
schiebende Wirkung, es sollten vielmehr die Erkenntnisse 
der untern Behörden sofort vollzogen werden, »damit keiner 
durch des andern Theils gefahrlich Aufzug wider Recht 
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und Billigkeit« aufgehalten werde. Auch behielt es sich 
der König vor, muthwillige Beschwerden mit gebührlicher 
Strafe zu bedenken ^^•). 

Diese Einrichtungen erfuhren jedoch schon das Jahr 
darauf ganz wesentliche Abänderungen. Der Hofrath der 
niederösterreichischen Lande wurde aufgelöst und dessen Auf- 
gabe dem neuernannten österreichischen Kanzler Dr. Georg 
von Neideck übertragen, eine eigene Kriegskammer ernannt, 
der Wirkungskreis des Regiments, das nun nach Linz kam, 
erweitert und näher festgestellt. Demgemäss sollten näm- 
lich der obriste Hauptmann, die Statthalter und Regenten 
nicht nur jedem Unterthan im allgemeinen jenen Beistand 
gewähren, »den ein Landesfürst seinen Unterthanen zu thun 
schuldig und pflichtig ist«, sondern insbesonders über An- 
rufung eines Theils auch in allen Streitigkeiten vermittelnd 
einschreiten. Sachen der landesfürstlichen Behörden mit 
den Gerichten des Adels und der Geistlichkeit, dieser Be- 
hörden mit eigenen oder fremden Unterthanen, Prozesse 
der Unterthanen untereinander, der Einheimischen gegen 
Auswärtige, all dies konnte demnach vor das 1. f. Regi- 
ment gebracht werden 5^^). Wohl hatte dasselbe auch jetzt 
noch keine eigene Judicatur. Es musste vielmehr, wenn 
der Weg der Güte nicht verfing, die Angelegenheit »als- 



»") Lhf. f. Kämt. 41 fif. und daraus bei Harpprecht II, 423 flf. 

•*•) ddo. 1502, 25. Febr. Insbruck. . . .»Was sich auch (sowohl) 
zwischen unsern Ambtleuten, Pflegern, ürberlewten, als Preleten, Steten, 
und Gerichten, desgleichen andern unsern Undersassen und Undertanen 
der berurten unser n. ö. Fürstenthumb und Lande hohen und nidem 
Personen . . oder auch zwischen denselben unsern Ambtleuten u. s. w. 
gegen andern die nicht in denselben unsern Landen gesessen sein 
Irrung und Spen begebene, da solle das Regiment mit Wissen der 
Parteien jede Sache gütlich beizulegen trachten, »mag aber das nicht 
sein, die alsdann an die Ende dahin sie gebort weisen, und darob sein, 
dass daselbs fürderlich und austräglichen darinnen gehandelt werde wie 
sich gebürt«. Oesterr. Zeitschr. f. Gesch. und Staatskunde 1837, S. 232 
und W. Staatsarchiv. 
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dann an die Ende weisen, dahin sie gehört«, aber der Weg 
znr Einmischung der landesfürstlichen Behörde in Dinge, 
welche bisher die Machtvollkommenheit des Herrn oder 
die Autonomie einer Körperschaft allein geregelt hatte, 
war damit gegeben, zumal der unter dem Namen des 
»gütlichen Ersuchens« in Oesterreich gange Mandatsprozess 
in den Amtsbereich des Begiments fiel und von diesem 
auch sofort gehandhabt wurde **^). 

Es kann daher nicht Wunder nehmen, dass alsbald von 
den Landschaften die nachdrücklichsten Vorstellungen gegen 
diese Competenz der neuen 1. f. Behörden erhoben wurden. 
Zwar die Beseitigung des Regiments wagte man nicht zu 
fordern, das Land unter der Enns erbat sich sogar 1509 
die Gnade, dass dasselbe wieder ins Land zurück verlegt 
werde *^^*), aber gleichzeitig bestürmte man auch den Kaiser 
wegen Einsetzung einer Commission, welche den gemeinen 
landläufigen Landsgebrauch wie die Recht und Land- 
gericht im Land gehalten und gehandelt werden suUen in 
Geschrift verfassen möge, damit die Unterthanen des Landes 
»so durch die Doctores und Procuratores und durch Ein- 
führung der gelerten geschrieben Recht swerlich in L-rung 
und Schaden geführt, nicht also verderbt werden«. Man 



**^) Es geht dies aus den bei Prevenhueber Ann. S. 443 mitgetheilten 
Gerichtsurkunden ddo. 1502, Montag vor s. Leopoldstag und 1503, Erch- 
tag nach Dorothea, Linz, hervor. Ueber die weitere Ausgestaltung des 
Mandatsprozesses seit dem 16. Jahrhundert im Lande unter der Enns 
s. Ghorinsky's Versuch einer rechtshistor. Erklärung des § 298 a. G. O. 
in den Juristischen Blättern 1879, N. 2 ff.; für das Land ob der Enns 
wären Cod. Germ. Monacensis N. 1175 beziehungsweise 7662 der Wiener 
Hof bibliothek zu vergleichen. Das Verfahren im Lande ob der Enns 
zeigt insofern eine bemerkenswerthe Aehnlichkeit mit dem Mahnverfahren 
der neuesten Legislaturperiode, als der Belangte vom Richter ausdrück- 
lich auf sein Recht, prozessualen Widerspruch zu erheben, aufmerksam 
gemacht wurde. 

•**) Zeibig im Archiv XIII, S. 326, der Kaiser versprach das Regi- 
ment nach W. Neustadt zu vorlegen. 
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fand den Kaiser willig, er habe ohnehin die Absicht, in 
jedem seiner Lande die Gerichte und Landesgebräuche zu 
reförmiren ^^^). 

Neue aber zweifelhafte Zugeständnisse errangen die 
fünf niederösterreichischen Lande vom geldbedürftigen Kaiser 
auf dem 1510 zu Augsburg abgehaltenen Ausschusslandtag *2*). 
Das 1518 wiederholte Versprechen, jedermann in erster In- 
stanz bei seiner Obrigkeit zu belassen, wurde schon oben 
(§ 16 S. 186) gewürdigt. Wichtiger war die Beseitigung 
des fürstlichen Kammergerichts zu W. Neustadt, d. i. des 
1501 organisirten Hofgerichts, welchem noch immer Jörg 
von Losenstein präsidirte ^^^). Die Stände warfen dem 
Kammergericht vor, dass dasselbe Prozesse annehme, welche 
vor das Forum der ständischen Landsrechten gehörten, und 
dass es dieselben durch die Quartalsitzungen imgebührlich 
verschleppe. Sie behaupteten femer, dass das Kammer- 
gericht überflüssig sei, nachdem ohnehin »alle Sachen von 
denselben Landsrechten an die kaiserliche Majestät als 
Herrn und Landsfürsten oder an Ihrer Majetät Begiment 
der niederösterreichischen Lande durch Appellation (ge-) 
langen mögen«, dass es den Parteien schwer und kost- 

»") In der That hatte K. Max I schon 1498 ddo. 18. März Insbruck 
vorläufig verfügt, vor welchen Gerichten sich der B. von Seckau zu 
verantworten habe, »solang bis wir die Ordnung so wir in unserm 
Fürstenthumb Steyr aufzurichten willens sein, gemacht haben«. Steir. 
L. Arch. Die Ordnung selbst vom J. 1503 bei Bischoff st. LR. 194 flf. 

"*) s. g. Ausburger Libell, oft gedruckt, z. B. St. Lhf. S. 27 ff. 

•'») Spuren dieses Hof- oder Kammergerichts gewähren folgende 
noch ungedruckte Urkunden des W. Staatsarchivs. 1501, 19. Juli Inns- 
bruck Amtsrevers des Hofrichters Jörg von Losenstein, Gehalt 600 Fl. 
1505, 4. Juni: Kammerrichter und Beisitzer geben dem Juden Hirsl 
zu der Eisenstadt einen Meldbrief über gewisse Ansprüdie auf das 
Schloss Kirchschlag. 1506, 28. Oct. Rotenmann, Auftrag Maximilians 
an Georg v. Losenstain »unsern fürstlichen Gammerrichter der N. 0. 
Lande« in Sache des s. Georg-Ordens. 1507, 19. Nov. Augsburg Amts- 
revers des Christoph Racknitzer Beisitzer des fürstl. Kammergerichts 
und Landrath in Oesterreich mit 100 fl. Rathssold. 
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spielig falle, etwa aus dem vierten Land vor dem Eammer- 
gericht zu erscheinen u. dgl. m. Der Kaiser, dem die Be- 
seitigung des kostspieligen Eammergerichts unter soldien 
Modalitaten nur willkommen sein konnte, ging daher gern 
auf diesen Yorschlag der Stande ein und verfugte, dass 
in Zukunft das Regiment der niederösterreichisehen Lande 
»solch Rechtfertigung und Sachen, es sei mit Appellationen 
und Erledigung der TJrtl und in anderweg wie bishero die 
Gewohnheit der genannten Lande gewesen sei, vornehmen 
solle«. Jene Ehrenhändel, welche beim fürstlichen Kammer- 
gericht damals noch anhängig waren, sollte das Regiment 
der niederösterreichischen Lande zur Entscheidung über- 
nehmen. Was aber dergleichen Dinge für die Zukunft be- 
trifft, so sollten jene, welche die Person des Landesfarsten 
angingen oder im Heer vorfielen, vom Kaiser oder dessen 
Hofräthen entschieden werden. Die übrigen waren im Lande 
unter der Enns, weil dieses »in seinen Landsrechten für 
Appellation gefreyet«, vor dem Regiment, in den andern 
niederösterreichischen Landen in den ständischen Gerichten 
mit Yorbehalt der Appellation an das 1. f. Regiment aus- 
zutragen. Das Begehren der Stände um Beseitigung des 
Rechtszugs ausser Land wird durch das Yersprechen er- 
ledigt, dass Appellationen oder Supplicationen gegen die 
vom niederösterreichischen Regiment in zweiter Instanz ge- 
fällten Urtheile unzulässig sein sollten. Auch werde das 
Regiment durch Beiordnung einiger »der Sachen Yerstän- 
diger« in die Lage versetzt werden, die Appellationen in Berg- 
werkssachen gleich dem Innsbrucker Regiment entscheiden zu 
können. Der weitere Wunsch der Landschaften um Abschaff- 
ung des »Fiscals, weichers Nam ihnen ganz fremd ist«, wurde 
abgelehnt; der Kaiser, hiess es, brauche Jemanden zur ge- 
richtlichen Yertretung seiner Ansprüche, doch wolle er den 
Namen Fiscal abthun und die betreffende Person in Hin- 
kunft Kammerprocurator nennen. Ansprüche der Unter- 
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thanen gegen den Landesfürsten seien beim Regiment an- 
zubringen, doch sei das CoUegium erforderliehen Falls durch 
Beiziehung unparteiischer Personen zu ergänzen, wenn ein- 
zelne Mitglieder den Parteien befangen erscheinen sollten, 
und überdies ein Rechtszug von den derart getroffenen 
Entscheidungen an die Hofräthe statthaft sein. 

Dies die wichtigsten Bestimmungen des sog. Augs- 
burger Libells in Gerichtssachen, denen sich weiters Bitten 
um Mässigung der hohen Gerichts- und Lehenstaxen, um 
Nichtgewährung gefahrlicher Schübe (Tagfahrts - XJeber- 
legungen) u. dgl. anschlössen. 

Der letzte Organisations-Entwurf aus E. Maximilians 
ereignissreicher Regierung knüpft an die Innsbrucker Zu- 
sammenkunft vom Jahre 1518 an ^2®). Aus allen Erblanden, 
vom Rhein und Schwarzwald bis zum Isonzo und der Save 
waren die vollmächtigen Ausschüsse eingetroffen und die 
verwickelten Fragen, welche hier zur Lösung kommen 
sollten, gaben mehr als einmal zu den heftigsten Erörte- 
rungen Anlass. Dasjenige was die Stände wollten, vor 
allem eine aus dem Land hervorgegangene Verwaltimg, 
ihren gesetzlich bestimmten Einfluss auf die Ernennung der 
Beamten und überhaupt die Wahrung der Interessen des 
Landes durch sie selbst, das alles setzten sie im Wesent- 
lichen durch. Die gesammten Erblande zerfielen in drei 
von einander vollständig getrennte Gruppen, in die Ober-, 
Vorder- und Niederösterreichischen Lande mit je einem 
Regiment zu Innsbruck, Ensisheim und (versuchsweise) 
Brück a. d. Mur. 

Die niederösterreichischen Lande, welche uns vorzüg- 
lich interessiren, behielten im Allgemeinen die Einrichtungen 



***) Die Acten des Innsbrucker Landtags hat Zeibig im Archiv XIII, 
201 ff. veröffentlicht. Einen gedrängten Ueberblick über die Verhand- 
lungen bietet Y. v. Kraus z. Gesch. Oesterreichs unter Ferdinand I, 
1519—1522. Wien 1873, S. 7 ff. 
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derf Augsburger Libells vom Jahre 1510, nur wurde hm- 
sichtlich der Executionskosten der vom Regiment aus- 
gehenden Urtheile bestimmt, dass dieselben zum Tbeil vom 
Landesfürsten, zum Theil von den Ständen zu tragen seien. 
Als gemeinsame Finanzbehörde sollte die niederösterreichi- 
sche Kammer unter einem Eammermeister fungiren, an 
welche dann die Landesvicedome die Ueberschüsse ab- 
zuführen hatten. Jede Provinz erhielt überdies durch das 
Institut des Landraths ihre eigene Behörde. Aber damit 
war der Gegenstand der Berathungen noch nicht erschöpft. 
Dem Wunsche des Regenten auf Herbeiführung eines nach 
obenhin geschlossenen Yerwaltungskörpers gaben der kaiser- 
liche Hofrath und die kaiserliche Raitkammer Ausdruck, 
beide vorläufig mit dem Sitz in Innsbruck, heüe allen, 
beziehungsweise den ober- und niederösterreichen Regi- 
menten gleichmässig übergeordnet. Aber bis zum Hof- 
rath hinauf reichte der Einfluss der Stände, welchen das 
Präsentationsrecht rücksichtlich einer bestimmten Anzahl 
von Mitgliedern dieses CoUegiums eingeräumt wurde. 

Yier volle Monate hatten die Yerhandlungen gedauert, 
eh' es am 24. Mai 1518 zur Unterzeichnung der berühmten 
Innsbrucker Libelle kam. Der Kaiser hatte, zumal für die 
niederösterreichischen Lande einen durchgreifenden Per- 
sonenwechsel in Aussicht gestellt und den Hofrath schon im 
Einklang mit den Wünschen der Stände zusammengestellt, 
allein der Tod, welcher den kränkelnden Regenten in der 
Nacht vom 12. auf den 13. Jänner 1519 zu Wels dahinraffte, 
verhinderte das Inslebentreten der geplanten Veränderungen. 

Mit dem Gesagten ist jedoch die Thätigkeit des Kaisers 
auf dem Gebiet des Gerichtswesens nicht einmal für das 
Land ob und unter der Enns erschöpft. Die Ernennung 
von Landesvicedomen durch Maximilian schuf ein Organ 
zur Austragung der Beschwerden des Bauern- und Bürger- 
standes gegen landesfürstliche und private Amtleute, Pfleger 
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u. dgl. ^2'). Die im Jahre 1509 über Wunsch der Stände 
mit der Bevision der Landesgebräuche und der Visitation 
der Landgerichte betraute Commission führte zur Land- 
gerichtsordnung vom Jahre 1514^*®), welcher eine Reihe 
von Verordnungen gegen muth willige Todtschläger *^®), Ab- 
sager, Heckenreiter und Strassenräuber^^^) und polizeiliche 
Verfügungen mancherlei Art ^^^) folgten. Bücksichtlich der 
Stadtgerichte erflossen (immer mit Beschränkung auf das 
Gebiet ob und unter der Enns) 1507 die Verordnung über 
die Verpflichtung zur Zeugenaussage, 1517 das Stadtrecht 
von Wien (§ 20, S. 231) und noch wenige Tage vor seinem 
Hinscheiden das Privilegium für Wels ^^'^) mit der Erlaubniss, 
gefangene Angeklagte, so von ihrer üebelthat das Leben 
verwirkt hatten, auf dem Bathshause mit beschlossener 
Thür mit allen zierlichen Gebräuchen, wie solche von Alter 
hergebracht seien, zu richten. Das Augsburger Libell und 
die Bergordnung für die fünf niederösterreichischen Lande 
vom 5. Jänner 1517 setzten Bergbehörden ein, die In- 
struction für den Oberstbergmeister von Oesterreich, Kärnten 
und Krain Lambrecht Zach von 1511 regelte überhaupt die 
Bergwerksangelegenheiten **^), für welche es bis dahin 

"^) Landtag 1509, Archiv XIII, 326, dann Augsburger Libell St. 
Lhf. 34; den ersten Vicedom im Lande ob der Enns führt Prevenhueber 
S. 435 zum J. 1498 an und auch im Lande unter der Enns ist mir 
dies in Inuerösterreicb schon früher bekannte Amt nicht vor Max I 
vorgekommen. 

•*") Vgl. über dieselbe Wahlberg in Haimerls Vierteljahrsschrift 1859. 

*«•) Innsbrucker Libell St. Lhf. 49. 

"•) ddo. 1518, 3. Juli und 20. Sept. — C. Austr. I, S. 8 und Austria 
(Kalender) 1852, S. 19. 

"») Aufgezählt im Innsbrucker Libell St. Lhf. 50. Auf den Inhalt 
derselben, den ich aus einem Actenstücke der Landschaft Krain kennen 
gelernt habe, gedenke ich an anderm Ort näher einzugehen. 

»") 1519, 3. Jänner Wels bei Kurz Albrecht IV, 2, S. 427. fif. 

»") St. Lhf. 33 und Wagner Corpus juris metallici Sp. 33 fif. 
F. A. Schmidts chronol. system. Sammlung der Berggesetze d. österr. 
Monarchie III. Abtheil. Bd. 1, S. 38 mit dem irrigen Datum 1411, 
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mindestens im Lande ob und unter der Enns an ent- 
sprechenden Vorschriften vollkommen gemangelt hatte*'*). 
Die Aufrechthaltung der Disciplin im Heere regelten die 
Kriegsartikel vom Jahre 1 508 *^*), das Lehenswesen die beiden 
Lehensgnaden von 1509 und 1518 sowie die Anlage der 
Lehensbücher. Die verschiedenen Hansgrafenämter wurden 
durch Ernennung eines obersten Hansgrafen untereinander 
in Verbindung gebracht, die Domainen durch die Reformirer 
des Eammerguts revidirt, die Unterthanenverhältnisse ge- 
regelt, Vorschriften über das Eanzleiwesen überhaupt, und 
über die Formalien von Siegel und Unterschrift insbesondere 
erlassen u. s. w. 

So stösst der Forscher auf dem Gebiet der heimischen 
Rechtsgeschichte allüberall auf Spuren gesetzgeberischer 
Thätigkeit E. Maximilians I, auf Listitutionen, welche den 
Ausgangspunkt späterer Entwickelung bilden. Vieles was 
damals geschaffen wurde ist noch unvollkommen, vieles 
verschwindet als unbrauchbar schon nach wenig Jahren. 
Der "Widerstand, den einzelne der yeralteten Formen der 
Reform entgegensetzten, Hess sich nicht immer im ersten 
Anlauf besiegen ; die Eifersüchtelei der einzelnen Provinzen 
untereinander lähmte manchen grossartig angelegten Ge- 
danken des Regenten, manches änderte vorschnell dessen 



••*) Als Beitrag z. Geschichte des Bergrechts im Lande Oesterreich 
während des Mittelalters kenne ich ausser den wenigen in Schmidts 
Sammlung mitgetheilten Nummern, welche sich zumeist auf die Salinen 
im Salzkammergut beziehen, nur noch die Urk. Hz. Rudolfs IV vom 
J. 1360 für die Propstei s. Stephan (Pez. Thes. Anecd. VI, F. III, 46), 
in welcher ein Wald sammt den Erzen, die man etwa darin finden « 
würde, verschenkt wird. 

*••) Erwähnt von De Luca Just. Cod. I, N. 75. Die Formen eines 
kriegsrechtlichen Prozesses, welchen der Landeshauptmann von Krain 
vor Herzog Erich von Braunschweig als obristem Feldhauptmann gegen 
Andreas von Liechtenstein und Erasem Dornberger wegen Uebergabe 
des Schlosses Görz an die Venezianer einleitete, ddo. 1508, 6. Mai im 
k. k. Staatsarchiv zu Wien. 
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beweglicher Geist. Durch das Zusammenwirken all dieser 
Pactoren erhält die Regierung Maximilians I den Anschein 
des Unsichem, des Experimentirenden, wiewohl der Kaiser 
sein Ziel, die Ersetzung feudaler Staatsformen durch einen 
Beamtenstaat unverrückt im Auge behielt und guten Theils 
auch erreichte. Seine Nachfolger vor allen Ferdinand I 
bauen auf Grundlagen fort, welche Maximilian gelegt und 
gesichert hatte. Die Herrschaft des römischen Rechts 
und damit die wichtigste Handhabe zur Ausdehnung der 
Regentenmacht ist in thesi anerkannt, wenn auch in Einzel- 
heiten noch stark bestritten.; der Kern eines geschulten 
und pflichteifrigen Beamtenstandes ist vorhanden; die Ver- 
waltung der landesherrlichen Gerechtsame erfolgt in den 
verschiedenen Provinzen nach einheitlichen Principien, und 
ist durch die Einrichtung der drei Landregimente unter 
dem obersten Regiment gegliedert. 

Die österreichische Rechtsgeschichte zählt ihr Mittel- 
alter bis auf Priedrich HI, sie beginnt ihre Neuzeit mit 
Perdinand I. Die Regierung K.- Maximilians I ist das noth- 
wendige Bindeglied beider, sie bildet die Periode des Ueber- 
gangs aus dem Mittelalter in die Neuzeit. 
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